19. Sitzung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt)

22.06.2017 18:30 Uhr



Kéthen (Anhalt), 12.06.2017
- Bekanntmachung -

zur 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
am Donnerstag, dem 22.06.2017 um 18:30 Uhr
Ratssaal, MarktstraRe 1-3

06366 Kéthen(Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.

1 Eréffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

24 Bekanntgabe der Beschlisse aus nichtoffentlichen Sitzungen -

25 Beschluss Uber die Zuléssigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen  2017092/1
Kita- und Hortgebuhren und unpraktikablen Hortzeiten

2.6 Kindigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und Marketing GmbH  2017093/1

(im Folgenden ,KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (im
Folgenden ,LK ABI")

2.7 Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises 2017094/1
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Burgerbegehrens Fasanerie

2.8 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits Merziener 2017074/3
Straf3e"

hier: Billigung des Planentwurfs und dazugehorige Begriindung ohne
Umweltbericht sowie Beschluss Uber die 6ffentliche Auslegung geman
§ 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB - Offenlagebeschluss -

29 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017076/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt)
hier: Abwagung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss

2.10 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017077/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

211 Teilaufhebung Sanierungsgebiet 2017070/3
2.12 Anderung Gestaltungssatzung Sudliche SpringstraRe 2017062/3
2.13 Anderung Gestaltungssatzung Burgstrale bis Ritterstrae 2017071/3
2.14 Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung 2017072/8
2.15 Beschluss gemal § 12 Abs. 5 GKG LSA,; Verzicht auf die 6ffentliche 2017058/2

Ausschreibung der Stelle des Geschéaftsfuhrers des Abwasserverbandes
Kdthen



2.16 Annahme von Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen 2017091/1
2.17 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
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3.1

3.2
3.3
3.4
3.5
3.6
3.7

3.8

3.9

Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher
Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil)

Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil)
VeraufRerung von Vermogensgegenstanden

Konzessionsbericht zur GAS-Konzession (Kothen Energie GmbH)
Konzessionsbericht zur STROM-Konzession (enviaM)

Verkauf der Grundstiicke Flur 29, Flurstick 102 und einer Teilflache
aus Flurstick 141/2

Vergabe eines mittleren Léschfahrzeuges fur die Freiwillige
Ortsfeuerwehr Dohndorf

Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil)

Mit freundlichen GrifRen

Dr. Werner Sobetzko
Vorsitzender des Stadtrates

2017068/2
2017079/2
2017080/2
2017083/2

2017095/1



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/001
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/001
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017092/1
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
Beschluss Uber die Zuléssigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen
Kita- und Hortgebuhren und unpraktikablen Hortzeiten
Beschlusstext
Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) stellt fest, dass
1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist und

2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzuléssig ist.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss

17/StR/19/002

weitergereicht an:

Beschluss-Nr.: 17/StR/19/002

(Anhalt)

am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017093/1
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Folgenden "LK ABI")

Kindigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und Marketing GmbH
(im Folgenden "KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (im

Beschlusstext

Der Stadtrat beschliel3t, den ,Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Gber den Betrieb von

Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007" in der Fassung des

Anderungsvertrages vom 21.11.2014 (Anlage 1) gegeniiber dem LK ABI unter Einhaltung
der ordentlichen Kindigungsfrist von 6 Monaten mit Wirkung zum 31.12.2017 zu kiindigen

sowie den ,Vertrag uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen” vom 20.11.2007 in der
Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11.2014/02.12.2014 (Anlage 2) gegentber der

KKM GmbH unter Einhaltung der ordentlichen Kindigungsfrist von 3 Monaten mit Wirkung
zum 31.12.2017 zu kiindigen und den Oberbirgermeister zu erméchtigen, die Kindigungen

gegenlber dem jeweiligen Vertragspartner auszusprechen.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/003
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/003
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017094/1
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Burgerbegehrens Fasanerie

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t, gegen die kommunalaufsichtlichen
Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017 keinen Widerspruch

einzulegen.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/004
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/004
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017074/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geandert am: durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits Merziener
Straf3e"
hier:  Billigung des Planentwurfs und dazugehdérige Begriindung ohne
Umweltbericht sowie Beschluss Uber die 6ffentliche
Auslegung gemanR § 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB
- Offenlagebeschluss -

Beschlusstext

Der Entwurf der 7.Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2 ,Beiderseits Merziener
Stral3e”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen
(Teil B) sowie die dazugehdrige Begrindung ohne Umweltbericht in der Fassung vom
05.05.2017 werden gebilligt und im Bau- und Planungsamt der Stadtverwaltung Kdthen
(Anhalt) gemalR § 13 (2) Nr.2 BauGB nach § 3 (2) BauGB fiir die Dauer eines Monats
offentlich ausgelegt.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/005
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/005
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017076/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geandert am: durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt)
hier:  Abwégung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Tréager offentlicher
Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss

Beschlusstext

1.

Gemal der Sachdarstellung zur Beschlussvorlage werden auf der
Planzeichnung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kdthen GmbH* in Kdthen (Anhalt)
folgende Erg&nzungen vorgenommen:
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In der Darlegung der rechtlichen Wirkung der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 9 wird der Hinweis zur Weitergeltung der ortlichen
Bauvorschriften des Ursprungs- Bebauungsplanes gemaf § 85 BauO LSA fir
das Anderungsgebiet erganzt.

1.2

Bei der textlichen Festsetzung zur zeitlichen Umsetzung der
AusgleichsmalRnahmen (textliche Festsetzungen Nr. 3 und 4) wird zur
Klarstellung der Klammerausdruck ,(textliche Festsetzung Nr. 3 und 4)*
eingeflgt.

1.3
In der textlichen Festsetzung Nr. 3 entfallt die Formulierung ,in Uberlagerung
der Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen®.
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Bei der textlichen Festsetzung Nr. 4 entféllt bei der Liste der Gehoélzarten das
Wort ,Auswahl".

2.

Nach Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange entsprechend dem zu
diesem Beschluss vorliegenden Abwagungsprotokoll (Anlage 2) und der
Sachdarstellung zur Beschlussvorlage werden in der Begriindung zur

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) folgende
Korrekturen und Ergdnzungen vorgenommen:

2.1

In das Kapitel 3.1 ,Raumordnung” und in das Quellen- und
Literaturverzeichnis wird der aktuelle Verfahrensstand der Regionalpléne und
der einzelnen Teilplane gemaf Abwéagungsprotokoll aufgenommen

(Anlage 2 T6B Nr. 3 und 4).

2.2

In das Kapitel 7 ,Hinweise" wird der Hinweis des Amtes fiir Brand- und
Katastrophenschutz und Rettungsdienst aufgenommen

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.3

Die im Kapitel 5.2.6 ,Schutzgut Mensch” enthaltenen Aussagen zum
Altlastenverdacht werden gemaR den Inhalten des Kapitels 2.3 ,Altlasten”
angepasst

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.4

Im Kapitel 5.2.6 ,Schutzgut Mensch* werden Aussagen zum
Kampfmittelverdacht erganzt

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.5

Die im Kapitel 5.3 ,Prognose Uber die Entwicklung des Umweltschutzes bei
Durchfiihrung der Planung” in der Tabelle 2 enthaltenen Ausfiihrungen zu
Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Grundwasser durch
beschadigte Gebrauchtfahrzeuge entfallen

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.6

Die Hinweise der Unteren Naturschutzbehorde zum Artenschutz werden in
die Begrundung unter Kapitel 7 ,Hinweise" aufgenommen

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.7

Der Hinweis der Regionalen Planungsgemeinschaft zur Bertcksichtigung in
Aufstellung befindlicher Ziele der Raumordnung wird in die Begriindung unter
Kapitel 3.1 ,Raumordnung”“ aufgenommen (Anlage 2, T6B Nr. 4).



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/006
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/006
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017077/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

Beschlusstext

Der Stadtrat beschlieRt die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kdthen GmbH* in Kdthen (Anhalt) bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom
04.05.2017 nach § 10 BauGB i. V. m. § 8 KVG LSA als Satzung.

Die dazugehdrige Begriindung in der Fassung vom 04.05.2017 mit Umweltbericht wird
gebilligt.

- Satzungsbeschluss —



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss

17/StR/19/007

weitergereicht an:

Beschluss-Nr.: 17/StR/19/007

(Anhalt)

am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017070/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Teilaufhebung Sanierungsgebiet

Beschlusstext

Der Stadtrat beschlief3t die 2. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung
Uber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes "Innenstadt-Kéthen" fir den Teilbereich
Burgstral3e bis Ritterstrale (2. Sanierungsaufhebungssatzung).




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/008
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/008
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017062/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Anderung Gestaltungssatzung Siidliche SpringstralRe

Beschlusstext

Der Stadtrat beschliel3t die Anderung der Gestaltungssatzung "Siidliche SpringstraRe”

entsprechend Anlage 1.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/009
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/009
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.: 2017071/3
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Anderung Gestaltungssatzung BurgstraRe bis Ritterstraie

Beschlusstext

Der Stadtrat beschliel3t die Anderung der Gestaltungssatzung "Burgstrale bis Ritterstrae”

entsprechend Anlage 1.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/010
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/010
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017072/8
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t auf Antrag der Fraktion DIE LINKE die 2.
Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemafn Anlage 3.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/012
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/012
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017091/1
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
Annahme von Spenden, Schenkungen und dhnlichen Zuwendungen

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliel3t die Annahme der angebotenen Spenden,
Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen entsprechend der beiliegenden Auflistung ftr
den  Zeitraum vom  01.02.2017 - 10.06.2017 gemal 8§ 99 Abs. 6
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) i. V. m. 8 7 Abs. 2
Nr. 19 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt).



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 17/StR/19/011
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 17/StR/19/011
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.: 2017058/2 (1)
Sitzung:
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen Datum: 22.06.2017
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
Beschluss gemal § 12 Abs. 5 GKG LSA,; Verzicht auf die 6ffentliche
Ausschreibung der Stelle des Geschéaftsfuhrers des Abwasserverbandes
Kdthen

Beschlusstext
Der vorgeschlagene Beschlusstext der Beschlussvorlage wird abgelehnt.

Der Stadtrat beauftragt die Kéthener Vertreter der Verbandsversammlung des
Abwasserverbandes Kdthen nicht,

- dem Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung der Stelle des Geschaftsfuhrers des
Abwasserverbandes Koéthen auf der Grundlage des § 12 Abs. 5 GKG LSA zuzustimmen,
- Herrn Winkler fir die Amtszeit von 7 Jahren ab 1.2.2018 wiederzuwéahlen und

- die Vorsitzende der Verbandversammlung zu erméchtigen, den Anstellungsvertrag mit
Herrn Winkler abzuschliel3en.

Der Stadtrat ermachtigt den Oberblrgermeister nicht, im Sinne des 8 3 Abs. 4 und 5 der
Geschéftsordnung des AV Kdéthen, die Beschlussvorlagen 9, 10 und 15 aus der Sitzung der
Verbandsversammlung vom 16.03.2017 erneut auf die Tagesordnung der nachsten
Verbandsversammlung setzen zu lassen.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017
Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. . 2017058/2
TOP 2.15 : Beschluss gemal § 12 Abs. 5 GKG LSA; Verzicht auf die
offentliche
Ausschreibung der Stelle des Geschaftsfihrers des
Abwasserverbandes
Kéthen

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.15 Befangen 0
Ja-Stimmen 5
Nein-Stimmen 25
Beschluss abgelehnt Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. : 2017062/3

TOP 2.12 : Anderung Gestaltungssatzung Siidliche SpringstralRe

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.12 Befangen 0
Ja-Stimmen 30
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. : 2017070/3

TOP 2.11 . Teilaufhebung Sanierungsgebiet

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.11 Befangen 0
Ja-Stimmen 28
Nein-Stimmen 3
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. . 2017071/3

TOP 2.13 : Anderung Gestaltungssatzung BurgstraRe bis RitterstralRe

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.13 Befangen 0
Ja-Stimmen 30
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. . 2017072/8

TOP 2.14 : Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung

Protokolltext

Redaktionelle Anderung:
§11 Abs. 1

Der Stadtrat sowie seine Ausschisse filhren im Rahmen ordentlicher 6ffentlicher Sitzungen
eine Einwohnerfragestunde durch.

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.14 Befangen 0
Ja-Stimmen 31
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum
Sitzung
Vorlage-Nr.
TOP 2.8

Protokolltext

. 22.06.2017
. 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
: 2017074/3

: 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits

Merziener

Stral3e"

hier:  Billigung des Planentwurfs und dazugehorige

Begrindung ohne
Umweltbericht sowie Beschluss uber die 6ffentliche
Auslegung gemaR § 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB
- Offenlagebeschluss -

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.8 Befangen 0
Ja-Stimmen 25
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 6

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum
Sitzung
Vorlage-Nr.
TOP 2.9

Protokolltext

. 22.06.2017
. 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
: 2017076/3

: 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der
ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen
(Anhalt)
hier:  Abwagung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher
Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.9 Befangen 0
Ja-Stimmen 27
Nein-Stimmen 3
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. . 2017077/3

TOP 2.10 : 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der
ehemaligen

Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen
(Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.10 Befangen 0
Ja-Stimmen 27
Nein-Stimmen 3
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. : 2017091/1

TOP 2.16 : Annahme von Spenden, Schenkungen und ahnlichen
Zuwendungen

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.16 Befangen 0
Ja-Stimmen 31
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. : 2017092/1

TOP 2.5 . Beschluss uber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages gegen
die hohen

Kita- und Hortgebthren und unpraktikablen Hortzeiten

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 25 Befangen 0
Ja-Stimmen 19
Nein-Stimmen 11
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum
Sitzung
Vorlage-Nr.
TOP 2.6

Protokolltext

. 22.06.2017
. 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
: 2017093/1

: Kindigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und
Marketing GmbH
(im Folgenden "KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-
Bitterfeld (im
Folgenden "LK ABI")

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.6 Befangen 0
Ja-Stimmen 28
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 3

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 22.06.2017

Sitzung . 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. : 2017094/1

TOP 2.7 . Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des

Landkreises
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Blurgerbegehrens

Fasanerie
Protokolltext
Abstimmungsergebnis:
Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 22.06.2017 IST Stimmberechtigte 31
TOP 2.7 Befangen 0
Ja-Stimmen 20
Nein-Stimmen 7
Beschluss laut BV Enthaltungen 4

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017058/2 (1)
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 215
Amt: offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017058/2 (1)
Az.: erstellt am: 05.04.2017
Betreff
Beschluss geméaR § 12 Abs. 5 GKG LSA; Verzicht auf die 6ffentliche
Ausschreibung der Stelle des Geschaftsfiihrers des Abwasserverbandes
Koéthen

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]27.04.2017: Stadtrat 27.04.2017 | zuriickgestellt
2(22.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |abgelehnt

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beauftragt die Kéthener Vertreter der Verbandsversammlung des
Abwasserverbandes Kéthen

- dem Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung der Stelle des Geschaftsfuhrers des
Abwasserverbandes Kéthen auf der Grundlage des § 12 Abs. 5 GKG LSA zuzustimmen,
- Herrn Winkler fir die Amtszeit von 7 Jahren ab 1.2.2018 wiederzuwahlen und
- die Vorsitzende der Verbandsversammlung zu erméchtigen, den Anstellungsvertrag
mit Herrn Winkler abzuschlie3en

Der Stadtrat ermachtigt den Oberblrgermeister, im Sinne des § 3 Abs. 4 und 5 der
Geschiftsordnung des AV Kdéthen, die Beschlussvorlagne 9, 10 und 15 aus der Sitzung der
Verbandsversammlung vom 16.03.2017 erneut auf die Tagesordnung der nachsten
Verbandsversammlung setzen zu lassen.

Gesetzliche Grundlagen:
KVG LSA, GKG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Gemall 8 12 GKG LSA betragt die Amtszeit des Verbandsgeschaftsfihrers sieben Jahre;
eine mehrmalige Wiederwahl ist méglich. Bei der Besetzung der Stelle im Jahr 2004 wurde
eine offentliche Ausschreibung durchgefiihrt und Herr Winkler als Geschaftsfuhrer
eingestellt. Bei der Wiederwahl kann gemalR § 12 Abs. 5 Satz 2 GKG LSA von einer
erneuten Ausschreibung Abstand genommen werden. Von diesem Recht wurde bereits im
Jahr 2010 Gebrauch gemacht. Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 16.6.2010
beschlossen, auf die 6ffentliche Ausschreibung zu verzichten und Herrn Winkler erneut zum
Geschaftsfuhrer fur weitere 7 Jahre zu wahlen.

Die aktuelle Amtszeit von Herrn Winkler endet am 31.01.2018.

Auf Vorschlag der Vorsitzenden der Verbandsversammlung und deren Stellvertreter wurde
eine Beschlussvorlage in die Verbandsversammlung am 16.3.2017 eingebracht, die
wiederum auf der Grundlage des § 12 Abs. 5 Satz 2 in TOP 9 einen Verzicht auf die
offentliche Ausschreibung der Stelle des Geschéftsfihrers und in Folge dessen in TOP 10
eine Wiederwahl entspr. § 12 Abs. 2 GKG LSA empfiehlt.

In der Verbandsversammlung sind It. Verbandssatzung 12 Vertreter aus 4 Gemeinden
vertreten. Die Stadt Kéthen entsendet 6 Vertreter. Entsprechend § 11 Abs. 4 GKG LSA
koénnen die Stimmen eines Verbandsmitgliedes nur einheitlich abgegeben werden.

Im Vorfeld der Verbandsversammlung wurde durch die Vorsitzende der VV angeregt, dass
sich die Kéthener Vertreter zur Meinungsbildung vorab treffen, falls ein oder mehrere
Vertreter beabsichtigen, anders als im Beschlussentwurf formuliert, abstimmen zu wollen.
Von diesem Angebot hat kein Vertreter Gebrauch gemacht.

In der Verbandsversammlung am 16.3.2017 waren 11 Vertreter anwesend, davon 5
Vertreter der Stadt Kothen.

In TOP 9 stimmte ein Vertreter der Stadt Kéthen gegen die Vorlage mit der Konsequenz,
dass alle Stimmen der Stadt Kéthen als nicht abgegeben (bzw. Enthaltung) gelten. Durch
die Vorsitzende der Verbandsversammlung wurde das Abstimmungsergebnis mit 6 ja, 0
nein und 5 Enthaltungen zu Protokoll gegeben und als Zustimmung gewertet..

In TOP 10 erfolgte die Wahl des Geschéftsfilhrers mit 10 Ja- und 1 Neinstimme. In TOP 15
wurde die Erméchtigung der Vorsitzenden der Verbandsversammlung zum
Vertragsabschluss behandelt, wobei wiederum ein Kéthener Vertreter entgegen § 11 Abs. 4
GKG LSA eine einheitliche Abstimmung verhinderte und mit ,Nein“ stimmte. Im Ergebnis
wurde diese Abstimmung wiederum mit 6 Ja-Stimmen und 5 Enthaltungen protokolliert.
Herr Werner Muller reichte mit Schreiben vom 23.3.2017 den Vorgang bei der
Kommunalaufsichtsbehorde zur Prifung ein (Anlage 1). Als Begriindung fUhrte er aus, dass
der Beschluss Uber den Verzicht der 6ffentlichen Ausschreibung der Stelle des
Geschaftsfihrers nicht rechtskonform erfolgte, da er nicht mit der Mehrheit der
satzungsmalfigen Stimmen erfolgte.

Nach Rucksprache mit dem Leiter der Kommunalaufsicht ist festzustellen, dass diese
Beanstandung richtigerweise erfolgte. Der Beschluf3 in TOP 9 erfolgte lediglich mit der
Mehrheit der anwesenden (6 Stimmen), nicht jedoch mit der Mehrheit der satzungsmafigen
Stimmenzahl (7 Stimmen), wie in § 12 Abs. 5 GKG LSA gefordert. Somit hat sich die
Verbandsversammlung dagegen ausgesprochen, die Stelle nicht auszuschreiben. In der
Folge waren die Beschlisse zu TOP 10 und 15 rechtswidrig.

Die rechtliche Wurdigung der Folgen ist zu prifen.

Bei erster Betrachtung kann davon ausgegangen werden, dass nun eine offentliche
Ausschreibung der Stelle des Geschaftsflihrers vorgenommen werden soll.

Betrachtet man den Sachverhalt naher, ist festzustellen, dass von den 5 anwesenden
Kdthener Vertretern 4 fir den Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung und nur 1 Vertreter
fur die 6ffentliche Ausschreibung gestimmt haben. Insofern liegt die Vermutung nahe, dass
das tatsachliche Abstimmungsergebnis nicht dem Willen des entsendenden Gremiums
Stadtrat entspricht.



Die Kommunalaufsicht halt es fir zulassig, diesen Beschluss im Stadtrat zu behandeln und
die Kéthener Vertreter mit einem gebundenen Mandat zu versehen und diesen Sachverhalt
erneut in der Verbandsversammlung zur Abstimmung zu stellen (Anlage 1). Das ist natirlich
nur dann sinnvoll, wenn der Stadtrat sich mehrheitlich flr einen Verzicht der Ausschreibung
der Stelle des Geschéftsfuihrers und die Wiederwahl von Herrn Winkler entscheidet.

Aus Sicht der Verwaltung und der Vorsitzenden der Verbandsversammlung sollte von der
Mdoglichkeit des Verzichts auf die 6ffentliche Ausschreibung Gebrauch gemacht werden und
der derzeitige Geschaftsfuhrer durch Wiederwahl fur weitere 7 Jahre den Abwasserverband
Kothen fuhren.

Herr Winkler ist ein ausgezeichneter Fachmann, der den Verband sowohl kaufménnisch als
auch technisch mit hoher Kompetenz leitet. Unter seiner Filhrung sind die
Schmutzwassergebiihren von 2,76 Euro/m3 im Jahr 2003 auf derzeit 1,98 Euro/m3 gesenkt
werden. Diese Entwicklung ist das Ergebnis engagierten Arbeitens des Geschaftsfuhrers
und ist auf eine Vielzahl von Malinahmen zur Senkung der Kosten zurtickzufiihren. Diese
Entwicklung lauft dem Trend allseits stetig steigender Geblhren aufgrund steigender
Personal- und Verbrauchskosten entgegen. Herr Winkler ist durch seine 13-jahrige Tatigkeit
im Abwasserverband Kéthen mit den Abwassersystemen der Stadt vertraut. Unter seiner
Fuhrung wurden in den vergangenen Jahren erhebliche Investitionen in das Kanalnetz der
Stadt Kéthen und die zentrale Abwasserreinigungsanlage getéatigt. Das traditionell
vorhandene Mischwassernetz wurde in vielen Bereichen in ein umweltbewusstes und
gewasserschonendes Trennsystem umgewandelt; durch Schaffung von Speicherbecken
und Staukanalen wurden die Beeintrachtigungen vieler Kéthener Bewohner durch
Uberstauereignisse im Starkregenfall erheblich reduziert.

Die Ubernahme des Abwasserzweckverbandes Ziethetal wurde federfiihrend durch Herrn
Winkler vorbereitet und umgesetzt. Durch diese Entscheidung kénnen die Bewohner der
Kdthener Ortsteile Wlknitz, Dohndorf und Lébnitz mittelfristig ebenfalls mit einer
erheblichen Senkung der Schmutzwassergebtihren rechnen.

Aus diesen Grinden empfiehlt die Verwaltung, den Vertretern der Verbandsversammlung
des Abwasserverbandes Kéthen ein gebundenes Mandat zu erteilen mit der MaR3gabe,
einem Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung der Stelle des Geschaftsflhrers
zuzustimmen, der Wiederwahl von Herrn Winkler zuzustimmen und die Vorsitzende der
Verbandsversammlung zu ermachtigen, den Anstellungsvertrag mit Herrn Winkler
abzuschliel3en.

Folgt der Stadtrat mehrheitlich der Empfehlung der Verwaltung, wird der
Tagesordnungspunkt in der ndchsten Verbandsversammlung des Abwasserverbandes
Kdthen erneut zur Beschlussfassung gestellt. Lehnt der Stadtrat den Verzicht auf die
Stellenausschreibung mehrheitlich ab, wird das Verfahren zur Stellenausschreibung
eingeleitet.

Mit Schreiben vom 15.05.2017 hat die Fraktion der Burgerinitiative Anhalt-Kéthen/Freie
Wabhler einen Antrag zur Tagesordnung des Stadtrates zum gleichen Sachverhalt beim
Vorsitzenden des Stadtrates eingereicht (Anlage 2). Nach § 2 Abs. 2 Geschaftsordnung
bzw. 8 53 Abs. 5 KVG LSA wirde dieser Sachverhalt erst in der Gbernéachsten Sitzung des
Stadtrates behandelt werden, demnach am 14.09.2017. Da der Sachverhalt identisch mit
der vorliegenden Beschlussvorlage ist, nur die Empfehlung zur Entscheidung der
Empfehlung der Verwaltung entgegensteht, kbnnen die Stadtrate durch ihr
Abstimmungsverhalten der vorliegenden Beschlussvorlage oder dem Antrag der Fraktion
Bl/Freie Wahler folgen.



Anlage 1 - Schreiben des LK 5.4.2017.pdf

Anlage 2 - Antrag der Fraktion vom 15.5.2017.pdf



Landkreis Anhalt-Bitterfeld [ :
o.Toror?

Der Landrat
KREIS DER VIELFALT!
rei -Bitterfold % 06350 Kthen (Anhalt Anhalt-Bitterfeld
. Amt: Kommunalaufsichtsamt
per Mail vorab Besucheradresse: Am Flugplatz 1
06366 Kothen (Anhalt)
Abwasserverband Kéthen Sprechzeiten:  Mo.und Fr.;  09:00 - 12:00
. . Di. und Do.: 09:00 - 12:00 und 14:00 - 18:00
Die Vorsitzende der Verbandsversammiung sowie nach Vereinbarung
Maxdorfer Str. 19b Auskuntt erteilt: Herr Rosenfeldt
. Zimmer: 284
06366 Kothen (Anhalt) Telefon: (03496) 60 15 30
Fax: (03496) 60 15 02
E-Mail*: Rene:Rosenfeldt@anhalt-bitterfeld.de
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen um
03.04.2017,- 15//15 11 01-112-01/2017/Ro . April 2017
AV Koéthen

Hier: Beschwerde des Herrn Werner Miiller vom 23.03.2017 in Bezug auf die Anwendung des §
12 Abs. 5 Satz 2 zweiter Halbsatz GKG LSA durch die Verbandsversammlung

Sehr geehrte Frau Rauer,

auf Grund der o.g. Beschwerde des Mitgliedes der Verbandsversammlung Wemer Miiller teilten Sie mit
Bericht vom 03.04.2017 mit, dass der Beschluss der Verbandsversammlung des AV Kathen vom
16.03.2017 tiber den Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung der Stelle des Verbandsgeschéftsfithrers
(TOP 9) - entgegen Threr Annahme in der Sitzung - nicht die nach § 12 Abs. 5 Satz 2 zweiter Halbsatz
GKG LSA erforderliche Mehrheit erhalten hat. Insofern wurde der Verzicht auf die 6ffentliche Aus-
schreibung der Stelle zwar abgelehnt, die Verbandsversammlung hatte jedoch Herrn Winkler zum Ver-
bandsgeschéftsfithrer gewiihlt und den Anstellungsvertrag beschlossen.

Ich teile Thre dargelegte Rechtsauffassung. Durch den ablehnenden Beschluss in TOP 9 verbleibt es bei
der gesetzlich normierten Ausschreibungspflicht.

In der Folge sind die unter den Tagesordnungspunkten 10 (Wahl des Verbandsgeschiftsfithrers) und 15
(Erméchtigung zum Abschluss des Anstellungsvertrages) gefassten und auf dem Beschluss zu TOP 9
aufbauenden Beschliisse rechtswidrig, da von einem fehlerhaften Beschluss unter TOP 9 - nidmlich dem
Verzicht auf die 6ffentliche Ausschreibung - ausgegangen wurde. Ich bitte Sie daher, den Beschluss zum
TOP 15 nicht zu vollziehen und die Beschliisse zu den Tagesordnungspunkten 10 und 15 zeitnah durch
die Verbandsversammlung aufheben zu lassen.

Uber Ihre Entscheidung zum weiteren Verfahren bitte ich mich umgehend zu informieren. Alsdann
werde ich den Beschwerdefiihrer iiber meine Priifung informieren.

fapisity wad Housooschvifl der Kretsveriealiung: Raplveirhinedunit des Jupendumtie, Sprechzenin dir Birgerdnier
Am Flugplatz | IBAN: DE74 8005 3722 3301 0019 46 Montag: 08:00 - 18:00
06366 Kéthen (Anhalt) BIC: NOLADE21BTF Dienstag: 08:00 - 18:00
Mittwoch: 08:00 - 14:00
Intermet: www .anhalt-bitterfeld.de Donnerstag: 08:00 - 18:00
E-Mail*: post@anhalt-bitterfeld.de Freitag: 08:00 - 1400

*E-Mail-Adresse nur fitr formlose Mitteilungen ohne elektronische Signatur





Auf Thre Frage, ob sich der Stadtrat Kéthen (Anhalt) trotz Ablehnung des Verzichts auf eine Ausschrei-
bung nachtréiglich mit diesem Thema befassen kann, teile ich Thnen Folgendes mit:

Rechtsgriinde, die gegen eine Befassung des Stadtrates mit der Angelegenheit Stellenausschreibung Ver-
bandsgeschiftsfiihrer - trotz Beschluss vom 16.03.2017 - sprechen, sind fiir mich nicht ersichtlich.

Der Verzicht auf die Ausschreibung der Stelle des Verbandsgeschiftsfiihrers wurde insbesondere auf
Grund des uneinheitlichen Abstimmungsverhaltens der Vertreter der Stadt Kothen (Anhalt) und damit
einhergehenden Unbeachtlichkeit der Stimmen abgelehnt. Die Verbandsversammlung hat Thnen damit
jedoch nicht den Auftrag erteilt, unverziiglich die Stelle auszuschreiben. Sollte der Stadtrat der Meinung
sein, dass das Abstimmungsverhalten seiner Vertreter in der Verbandsversammlung am 16.03.2017 nicht
seinem Willen entsprach, sehe ich keine Vorschrift, die eine Behandlung der Angelegenheit im Stadtrat
verbieten wiirde. Inhalt der Behandlung diirfte dann wohl die Aussprache einer Weisung an seine Ver-
treter sein, die Sache erneut und in seinem Sinne (keine Ausschreibung) zu behandeln.

Um den Willen des Stadtrates Kothen (Anhalt) zu ermitteln, rege ich eine Vorabstimmung zwischen
Verwaltung und den Fraktionen an. Ebenso wire eine Information und Abstimmung mit den {ibrigen
Verbandsmitgliedern, die bereits fiir den Verzicht auf die Ausschreibung gestimmt hatten, zweckmBig.

Auch eine erneute Behandlung der Angelegenheit in der Verbandsversammlung halte ich nicht fiir rechts-
fehlerhaft. Denn es gibt keine Vorschrift, wonach ein Gremium gezwungen ist, an seinen Beschliissen
unwiderruflich festzuhalten (vgl. PAK Sachsen-Anhalt, Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt, § 56 KVG LSA, Nr. 4.3, beck-online). Dies muss insbesondere dann gelten, wenn alle Ver-
bandsmitglieder den aktuell bestehenden Rechtszustand nicht wiinschen und dieser noch problemlos &n-
derbar ist.

Mit/freundlichen GriiBen
im Auftrag

Rosenfeldt
Amtsleiter





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Schreiben des LK 5.4.2017.pdf


AVLRGE 2

Fraktion der Kéthen, 15. Mai 2017
BUrgerinitiative Anhalt-Kdthen / Freie Wahier
im Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhait)

Vorsitzender des Stadtrates Kéthen (Anhalt)
Hermmn Dr. Werner Sobetzko
MarkistraBe 1 - 3

06366 Kdthen (Anhalt)

Antrag zur Tagesordnung des Stadirates

Sehr geehrter Hen Dr. Sobetzko, sehr geehrte Damen und Herren,

gemaB § 2 Abs. 2 der Geschaftsordnung des Stadtrates Kéthen wird fristgemaB der folgende
Antrag zur Tagesordnung der néchsten Sitzung, spatestens zum 22, Juni 2017, gesteillt:

Der Stadirat beauftragt die Vertreter der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Verbandsversammiung
des Abwasserverbandes Kdthen, dafir Sorge zu tragen, dass die dffentliche Ausschreibung
zur Besetzung der Position des Verbandsgeschaftstihrers des Abwasserverbandes Kdthen ab
dem 01. Februar 2018 unverzisglich durchgetUhrt wird. Der OberbUrgemeister wird ermdchtigt
und verpflichtet, einen entsprechenden Antrag zur Tagesordnung der nachsten Sifzung der
Verbandsversammiung zu stellen (§ 3 Abs. 5 Geschaftsordnung AV Koéthen).

Beagrindung;

Die Wahiperiode des derzeitigen hauptamtlichen VerbandsgeschaftsfGhrers des Abwasser-
verbandes K&then endet mit Ablauf des 31. Januar 2018.

Das Gesetz Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) sieht standardmaBig die dffent-
liche Ausschreibung der Position vor. Der Vorschiag zum méglichen Verzicht auf die Aus-
schreibung fand in der Verbandsversammiung am 16. M&rz 2017 nicht die satzungsmdaBige
Mehrheit der Stimmen.

Es gilt, diesen rechtswirksamen Beschiuss zu akzeptieren. Es ist auch nicht anzunehmen, dass
sich an dem Abstimmungsverhalten zukUnflig etwas andert. Weitere, evil. schuldhafte Verzo-
gerungen durch die Vorsitzende der Verbandsversammiung zur Ausschreibung der Position
sind nicht hinzunehmen. Im Gegenteil: Durch eine in der Sache eventuell angestrebte Ertei-
lung eines weisungsgebundenen Mandates enfstehen neue Rechtsunsicherheiten.

Neben aligemeinen sachiichen Grinden entspricht es auch dem demokratischen Gebot, in
einem ergebnisoffenen Auswahiprozess die Besetzung der Position so auszuloten, dass eine
ausgewogene und zukunftsorientierte Entscheidung im Sinne aller getroffen werden kann.

Damit wird zudem dem Prinzip der Bestenauslese, auf das die Blrger einen Anspruch haben,
genuge getan. Dieser Anspruch ist zugleich eine Verptlichtung der Verwaitung.

Mit freundlichem GruB_ o =
Steften Reisha a7 o = _'H"/C/-
F /f/"

o /






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Antrag der Fraktion vom 15.5.2017.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017062/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 212
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017062/3
Az.: erstellt am: 19.04.2017
Betreff

Anderung Gestaltungssatzung Siidliche SpringstralRe

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]11.05.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 11.05.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Anderung der Gestaltungssatzung "Siidliche SpringstraRe”
entsprechend Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:
BauO LSA, KVG LSA, Hauptsatzung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Hinblick auf die erheblichen Aufwendungen fir die Durchfiihrung stadtebaulicher
Sanierungsmafinahmen ist geboten, dass auch fur die Zeit nach der Aufhebung der
Sanierungssatzung die wichtigen stadtebaulichen Ziele der Gebietsentwicklung weiter
verfolgt und erreichte Sanierungsergebnisse nachhaltig gesichert werden. Ein
rechtliches Instrument, welches dafir in Betracht kommt, ist die Gestaltungssatzung.

Das erste rechtskraftige Sanierungsteilaufhebungsgebiet ist identisch mit dem
Gestaltungssatzungsgebiet "Sudliche Springstral3e”. Diese Gestaltungssatzung soll
nach Aufhebung des Sanierungsgebietes die Ergebnisse in diesem Teilgebiet
sichern. Dazu ist es notwendig, ein Genehmigungserfordernis in diese Satzung
aufzunehmen. Dies erfolgt durch die entsprechende Satzungséanderung.



y

Anlage 1 - Anderungssatzung.pdf



Anlage 1

Anderungssatzung zur értlichen Bauvorschrift iiber die Gestaltung baulicher
Anlagen (Gestaltungssatzung) - Siidliche Springstrafe —

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit § 85 der
Bauordnung des Landes Sachsen Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10.09.2013 (GVBI. LSA S. 446) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 22.06.2017 die folgende Anderung der Satzung zur értlichen Bauvorschrift Uber
die Gestaltung baulicher Anlagen (Gestaltungssatzung) — Sudliche Springstrale —
beschlossen:

1. § 18 Genehmigungspflicht

Im Geltungsbereich dieser Satzung ist fur alle baulichen Malnahmen, fur welche
diese Satzung Regelungen trifft und die nach § 60 der BauO LSA verfahrensfrei sind,
eine schriftliche Genehmigung der Gemeinde erforderlich.

Fur alle tbrigen baulichen MaRnahmen ist keine Genehmigung nach dieser Satzung,
sondern eine Baugenehmigung nach § 71 der BauO LSA erforderlich, die auch die
Prifung der Vorschriften nach dieser Satzung umfasst.

2. Die Anderungssatzung tritt am Tage nach inrer Bekanntmachung in Kraft.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Änderungssatzung.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017070/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 211
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017070/3
Az.: erstellt am: 04.05.2017
Betreff

Teilaufhebung Sanierungsgebiet

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]01.06.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 01.06.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlief3t die 2. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung
Uber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes "Innenstadt-Kéthen" fir den Teilbereich
Burgstral3e bis Ritterstral3e (2. Sanierungsaufhebungssatzung).

Gesetzliche Grundlagen:
Baugesetzbuch (BauGB)
Hauptsatzung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

s. Anlagen



"X X

Anlage 1 2. Satzung zur Teilauthebung.pdf Anlage 2 Begriindung zur Teilaufhebung.pdf



Anlage 4

2. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung tiber die férmliche
Festlegung des Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen“ fiir den Teilbereich Burg-
straBe bis Ritterstrae (2. Sanierungsaufhebungssatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit § 162
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. I S. 2414) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBI. | S. 1722) hat der
Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 22.06.2017 die folgende 2. Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung tber die férmliche Festlegung des
Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen* (2. Sanierungsaufhebungssatzung) beschlossen:

§1
y ‘Teilaufhebung der Sanierungssatzung
/
) Die Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die férmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes ,Brauhausplatz bis RitterstraBe“ vom 08.11.1991, zuletzt geandert durch die
Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Erweiterung des férmlich festgelegten Sanie-
rungsgebietes ,Innenstadt Kéthen* vom 05.11.1999, ist fir die nachfolgend aufgezahiten
Grundstiicke aufgehoben:

Strasse/Nr Flur Flurstiick
Brauhauspaltz 6 12 149
Brauhausplatz 1 12 1025
Brauhausplatz 10 12 215
Brauhausplatz 11 12 216
Brauhausplatz 11 12 1057
Brauhausplatz 12 12 217
Brauhausplatz 12 12 1054
Brauhausplatz 12 12 1056
Brauhausplatz 13 12 218
Brauhausplatz 13 12 1053
Brauhausplatz 2 12 1024
Brauhausplatz 4 12 150
Brauhausplatz 8 12 213
Brauhausplatz 9 12 214
Burgstralle 12 1139
Burgstralle 12 1141
Burgstralle 12 1177
Burgstralle 12 1178
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2.Sanierungsaufhebungssatzung

Burgstralle 12 1184
Burgstralle 12 1187
BurgstralRe 11 12 1152
Burgstralle 11 A 12 1185
Burgstralle 11 A 12 1186
Burgstralle 12 12 203
Burgstralie 13 12 202
Burgstralle 14 12 201
Burgstralte 15 12 199
Burgstralle 17 12 198
Burgstralle 18 12 197
Burgstralle 19 12 196
Burgstrafie 20 12 195
Burgstralle 21 12 194
Burgstralle 22 12 193
Burgstralle 23 12 192
Burgstralle 24 12 1011
Burgstrale 24 12 1012
Burgstralle 25 12 190
Holzmarkt - 12 421
Holzmarkt 1 12 420
Holzmarkt 1 12 404/1
Holzmarkt 2 12 405
Holzmarkt 3 12 406
Holzmarkt 4 12 407
Holzmarkt 5 12 408
Holzmarkt 6 12 1070
Holzmarkt 6 12 1074
Hopfengasse 1 12 129
Kleine Badergasse 1 12 2241
Lachsfang 12 1050
Lachsfang 1 12 410
Lachsfang 2 12 411
Lachsfang 3 12 413
Lachsfang 4 12 414
Lachsfang 5 12 415
Lachsfang 6 12 219
Lachsfang 7 12 1051
Lachsfang 7 12 1052
Lachsfang 9 12 2211
LindenstraBe (Kéthen) 12 1305
LindenstraRe (Kéthen) 10 12 1306
LindenstraBe (Kéthen) 10 12 126/1
LindenstralRe (Kéthen) 10 12 128/3
LindenstraRe (Kéthen) 2 12 154
Lindenstrale (Kéthen) 2 12 155/1
Lindenstrale (Kéthen) 3 12 153
Lindenstrale (Kéthen) 4 12 152
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2.Sanierungsaufhebungssatzung

LindenstraBe (Kéthen) 5 12 143
Lindenstrale (Kéthen) 6 12 142
LindenstraBe (Kéthen) 7 12 1027
Lindenstrale (K6then) 8 12 140
Lindenstrale (Kéthen) 9 12 139
LindenstraRBe (Kéthen) 9 A 12 137
Lindenstrale (Kéthen) 9 A 12 135/1
LindenstraBe (K&éthen) 9 A 12 136/1
LindenstraRe (Kéthen) 9 A 12 138/1
Marktstralle 12 1094
Marktstralle 4 12 431/2
Marktstralle 4 12 431/3
Marktstralle 5 12 430
Marktstralle 6 12 429/1
Marktstrae 7 12 428
Neustéadter Platz 3 12 1134
Neustadter Platz 3 12 1135
Ritterstralle 12 1060
Ritterstrafle 12 1065
Ritterstralle 12 1066
Ritterstralie 12 1084
Ritterstrafle 12 1095
Ritterstraflte 12 95
Ritterstrafle 12 1069
Ritterstralle 12 1086
Ritterstralle 12 1087
Ritterstrafie 12 1090
Ritterstrafle 11 12 132/1
Ritterstralle 13 12 130
Ritterstralle 15 12 135/2
Ritterstralle 15 12 136/2
Ritterstrafle 15 12 1471
Ritterstralle 16 12 1179
Ritterstralle 17 12 416
Ritterstralte 18 12 417
Ritterstralle 18 12 1073
Ritterstralle 19 12 418
Ritterstralle 19 12 1072
Ritterstralle 20 12 1071
RitterstralRe 21 12 432
Ritterstraflie 21 12 1092
Ritterstralle 22 12 433
Ritterstralle 22 12 1091
Ritterstralle 23 12 434
Ritterstrafle 24 12 435
Ritterstralle 24 12 1089
Ritterstralle 24 12 1093
Ritterstralle 3 12 1017
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2.Sanierungsaufhebungssatzung

Ritterstralle 6 12 99
Ritterstralte 7 12 1001
SchloRplatz 12 120
SchloRplatz 12 119
Schlofplatz 1 12 121
SchloRplatz 1 A 12 117/1
Schioplatz 2 12 122
Schilofplatz 3 12 123/2
SchloBstrale 12 1061
Schlofstrale 1 12 427
SchlostralRe 10 12 117/2
Schiofstralle 11 12 118
SchloRstrafie 15 12 128/1
SchloRstraflle 2 12 426
Schlo3strale 3 12 425
Schlof3strale 4 12 424
SchloBstrale 5 12 423
Schlostralle 6 12 422
Springstralle 12 109/1
Stiftstralle 12 123/1
2) 'Der raumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist in der Anlage 1 dargestellt.

2Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung.

§ 2

Inkrafttreten

Mit der Bekanntmachung wird diese Satzung rechtsverbindlich (§ 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Stadt Kéthen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild
Oberburgermeister (Siegel)
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2.Sanierungsaufhebungssatzung

Veréffentlichungsanordnung

1.

Vorstehende 2. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung tiber
die férmliche Festlegung des Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen“ fiirr den Teilbereich
Burgstralle bis Ritterstrale (2. Sanierungsaufhebungssatzung)

vom 23.06.2017, Beschluss-Nr. NUMMER, wird hiermit éffentlich bekannt gemacht.

Es wird auf § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. § 215 Abs. 1 BauGB lautet wie folgt:
,Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Beriicksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften Uber das Verhéitnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungs-
plans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Méngel des Abwagungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flachennutzungsplans
oder der Satzung schriftlich gegenuiber der Gemeinde unter Darlegung des die Verlet-
zung begrundenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind."“.

Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:

.Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegeniiber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften tiber die Genehmigung oder die

¢ffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.*

Hiermit ordne ich gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 18.11.2014 (AmtsBI. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die Veréffentlichung
folgenden Beschlusses an:

» Ieilaufhebung Sanierungsgebiet”
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2.Sanierungsaufhebungssatzung

Kéthen (Anhalt), 23.06.2017

Bernd Hauschild
Oberbirgermeister (Siegel)

Seite 6 von 6





“|Anlage 1 zu § 1 Abs. 2 der
2. Sanierungsaufhebungssatzung
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1  2. Satzung zur Teilaufhebung.pdf


A.w\aac Z

Begriindung zur Satzung liber die Teilaufhebung der Satzung liber das férmlich
festgelegte Sanierungsgebiet ,,Innenstadt Kéthen“ im Teilbereich Burgstrale bis
Ritterstrafe

1. Anlass

Das Baugesetzbuch (BauGB) bietet den Kommunen die Méglichkeit, zur Behebung
stadtebaulicher Missstande in Bereichen des Stadtgebietes Stadtebauliche
SanierungsmafBnahmen durchzuflihren, sofern deren Vorbereitung und ziigige Durchfihrung
im &ffentlichen Interesse liegen. Um diesen komplexen Gesamtprozess mit einer Vielzahl
von Beteiligten steuern zu kénnen, hat der Gesetzgeber den Kommunen zeitlich befristet das
besondere Stadtebaurecht (§§ 136-192 BauGB) an die Hand gegeben. Zugleich werden zur
Deckung der Kosten der Vorbereitung und Durchfiihrung der Stadtebaulichen
Sanierungsmafnahme Stadtebauférdermittel aus verschiedenen Bund-Lander-Programmen
eingesetzt.

Aufgrund der massiven stadtebaulichen Missstande und des drohenden Abrisses wurde
1991 zunachst nur ein kleiner Teil der historischen Innenstadt, der Bereich Brauhausplatz bis
Ritterstral’e, zum férmlich festgelegten Sanierungsgebiet erklart.

Es wurde jedoch deutlich, dass ohne ein die ganze historischen Innenstadt umfassendes
Férder- und Steuerinstrument weite Teile der Altstadt in naher Zukunft dem Verfall Preis
gegeben wéren. Folglich wurde nach Abschluss der Vorbereitenden Untersuchungen im
Juni 1993 das Gebiet erweitert und 1994 zum Sanierungsgebiet Innenstadt-Kéthen. Weitere
Erweiterungen des Sanierungsgebietes folgten 1996 und 1999.

Seit der Beschlussfassung zur férmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes wurde iber
einen Zeitraum von 25 Jahren in der Kéthener Innenstadt eine Vielzahl unterschiedlicher
privater und éffentlicher MaBnahmen realisiert, die das Gebiet grundlegend verbessert und
wesentlich aufgewertet haben. Handlungsgrundlage war der Stadtebauliche Rahmenplan, in
welchem die Ziele der Sanierung konkretisiert sind.

Das BauGB sieht in § 162 vor, dass die Sanierungssatzung fir das gesamte Gebiet oder flr
Teilgebiete aufzuheben ist, wenn die Sanierung durchgefihrt worden ist. Die Durchfiihrung
der Sanierung hangt nicht davon ab, ob im Sanierungsgebiet alle stadtebaulichen
Missstdnde beseitigt worden sind, sondern mafgeblich ist, inwiefern die in der
stadtebaulichen Planung aufgefiihrten Ziele (Rahmenplan) erreicht worden sind.

Es ist also zu prifen, ob, gemessen an den Zielen und Zwecken der Sanierung und den
Grundsétzen, die bei der férmlichen Festlegung des Gebietes zugrunde gelegt worden sind,
dieser Teil aus dem Sanierungsgebiet férmlich herausgenommen werden kann.

Bearbeitungsstand: 05.05.2017
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2. Allgemeine Angaben zum Sanierungsgebiet Innenstadt- Kéthen

Vorbereitende Untersuchung

Planungsziel: Gewinnen einer Beurteilungsgrundlage Uber die Notwendigkeit der Sanierung,
die sozialen, strukturelien und stadtebaulichen Verhaltnisse und Zusammenhange sowie die
anzustrebenden Ziele und die Durchfihrbarkeit der Sanierung im Allgemeinen.

Beschluss Stadtverordnetenversammliung vom 13.11.1990

1. Ergénzung der Vorbereitenden Untersuchung, Beschluss Stadtverordnetenversammiung
vom 05.09.1991

2. Erganzung/Aktualisierung, Beschluss Stadtrat vom 04.03.1999

Férmliche Festlegung: Satzung der Stadt Kéthen Uber die formliche Festlegung des
Sanierungsgebietes ,Brauhausplatz bis Ritterstralte“ (Anlage 1)

Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 04.07.1991

Veréffentlicht im Amtsblatt am 20.12.1991

Gebietsgrofle: 5,5 ha

Verfahrensart: umfassendes Verfahren (§§ 152 ff. BauGB)

Erste Erweiterung mit neuer Gebietsbezeichnung ,Innenstadt Kéthen® (Anlage 1)
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19.05.1994

Veréffentlicht im Amtsblatt am 21.10.1994

GebietsgroRRe: Erweiterung auf 16,3 ha

Verfahrensart: umfassendes Verfahren

Zweite Erweiterung (Anlage 1)

Beschluss des Stadtrates vom 01.10.1996
Verodffentlicht im Amtsblatt am 22.11.1996
GebietsgréRe: Erweiterung auf 21,75 ha
Verfahrensart: umfassendes Verfahren

Dritte Erweiterung (Anlage 1)

Beschluss des Stadtrates vom 04.11.1999

Verodffentlicht im Amtsblatt am 19.11.1999

GebietsgréRe: auf 38,37 ha

Verfahrensart: vereinfachtes Verfahren und umfassendes Verfahren

Planungsinstrumente
- Rahmenplan, Beschlussfassung Stadtrat vom 16.07.1998

Planungsziel: Informelle Planung, die die stadtebaulichen Ziele der Sanierung
konkret beschreibt

1. Anderung, Beschlussfassung Stadtrat vom 03.07. 2003

2. Anderung, Beschlussfassung Stadtrat vom 10.04.2008

- Satzung der Stadt Kéthen uber die Erhaltung baulicher Anlagen und die Eigenart der
Gebiete (Erhaltungssatzung), entspricht den rdumlichen Festsetzungen des
Gebietes des Forderprogrammes Stadtebaulicher Denkmalschutz
,Historische Altstadt® (Anlage 2)

Planungsziel: Erhalt der stadtebaulichen Eigenart des Gebietes
Beschluss Stadtverordnetenversammiung vom 04.07.1991
1. Anderung, Beschluss des Stadtrates vom 18.11.1999

Bearbeitungsstand: 05.05.2017
Seite 2 von 18





- Ortliche Bauvorschrift zur Gestaltung von Werbeanlagen und Warenautomaten
(Werbesatzung) (Anlage 2)

Planungsziel: Angemessene Werbung, um das unverwechselbare Erscheinungsbild
der Innenstadt zu erhalten

Beschluss des Stadtrates: 25.04.2003
1. Anderung, Beschluss des Stadtrates vom 07.07.2011
Weitergeltungsbeschluss des Stadtrates 21.04.2016

- Gestaltungssatzungen (Anlage 2)

Planungsziel: Bewahrung und Weiterentwicklung des in Jahrhunderten gewachsenen
Stadtbildes der historischen Innenstadt

-Stdliche Springstralle, Beschluss des Stadtrates vom 14.12.2000
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Burgstrale bis Ritterstralle, Beschluss des Stadtrates vom 10.05.2001,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Neustadter StralRe/Neustadter Platz, Beschiuss des Stadtrates vom 11.04.2002,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Buttermarkt bis Barplatz, Beschluss des Stadtrates vom 20.12.2005,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes mit
Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

- Bebauungsplane

-Bebauungsplan 19 ,Lange Stralle” (Anlage 2)
Stadtratsbeschluss vom 22.05.2003

-Bebauungsplan 29 ,Ritterstrale” (Anlage 2)
Stadtratsbeschluss vom 18.11.2005

Eingesetzte Forderprogramme (Anlage 3)
- Bund-Landerprogramm Stadtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmanahmen
- Bund-Landerprogramm Stadtebaulicher Denkmalschutz
- Bund-Landerprogramm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren
- Bund-Landerprogramm Stadtumbau Ost Riickbau
- Bund-Landerprogramm Stadtumbau Ost Aufwertung
- Bund-Landerprogramm Investitionspakt
- GA Mittel-Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Infrastruktur*

Gesamtvolumen: 54.799.754,47 € (Stand 31.12.2016)

Bearbeitungsstand: 05.05.2017
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3. Ausgangssituation

Das Gebiet der Kéthener Innenstadt, insbesondere das zwischen Marktplatz und Schloss-
bereich, stand in der Vorwendezeit im Schatten der Kéthener Stadtentwicklungsstrategien.
Neue Wohnbauten am Stadtrand und eine mihsam rekonstruierte Fuf3gangerzone
verbrauchten (scheinbar) alle Krafte zentralistisch betriebener Baupolitik. Wahrend man sich
auf die neu entstehenden Plattenbausiedlungen konzentrierte, unterlagen die Hauser in der
Innenstadt oft dem schleichenden Verfall und spéater der Abrissbirne. Es gab keine
finanziellen und materiellen Hilfen fur die Erhaltung der Gebaude.

Ein Haus nach dem anderen wurde baufillig und unbewohnbar. Die Bewohner zogen weg.
Die staatliche Wohnungs- und Baupolitik der DDR bremste diesen Trend nicht. Eine
Neubaukonzeption fur 440 Wohnungen fur die Kéthener Innenstadt einhergehend mit einem
Flachenabriss war bereits beschlossen.

Anfang 1990 griindete sich die Birgerinitiative Schloss und Altstadt-BISA und forderte neue
Entscheidungen und Planungen fir die Innenstadt. So hat man sich entschlossen,
behutsame Stadterneuerung unter Nutzung der damals neuen Mdglichkeiten und der neuen
Rechtsinstrumentarien zu betreiben.

Bereits 1990 haben die Vorbereitenden Untersuchungen fur die Innenstadt von Kéthen
Mangel und stadtebauliche Missstande im Sinne des § 136 BauGB im Untersuchungsgebiet
festgestellt. Es entsprach nach seiner vorhandenen Bebauung und nach seiner sonstigen
Beschaffenheit in weiten Teilen nicht den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhéltnisse. Das Gebiet war in der Erfillung der Aufgaben, die ihm nach seiner
Lage und Funktion obliegen, erheblich beeintrachtigt.

Es wurden stadtebauliche Missstédnde festgestellt, die

- die Wohn- und Arbeitsverhaltnisse bzw. die Sicherheit der im Gebiet wohnenden oder
arbeitenden Menschen beeintrachtigten.

- die Funktionsfahigkeit des Gebietes in Bezug auf den flieRenden und ruhenden
Verkehr beeintrachtigten.

- die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfahigkeit unter Berucksichtigung seiner
Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich beeintrachtigten.

- die Funktionsfahigkeit des Gebietes in Bezug auf die infrastrukturelle ErschlieBung,
seiner Ausstattung mit Grinflachen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs
beeintrachtigten.

Aus den stadtebaulichen Missstdnden leiteten sich aligemeine Ziele der Sanierung ab:

- Erhaltung wertvoller historischer Bausubstanz und Baudenkmale

- Verbesserung der Wohnbedingungen und des Wohnumfeldes

- Verbesserung der Bedingungen des ortsansédssigen Einzelhandels, Handwerks und
Gewerbes

- Entwicklung, Sicherung und Stabilisierung der 6kologischen Kreislaufe

- Verbesserung der Einrichtungen der technischen Infrastruktur

- Neuordnung des StralRenverkehrs und Entwicklung einer fladchenhaften
Verkehrsberuhigung unter Einbindung des OPNV

- Neuordnung und Erweiterung 6ffentlicher und privater Parkierungsanlagen

- Verbesserung des Rad- und FuRwegenetzes
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Die allgemeinen Ziele der Sanierung waren Grundlage fiur notwendige Ma3nahmen, mit
denen gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse und die Funktionsfahigkeit der Innenstadt
langfristig gesichert werden sollten. Zur Behebung der stadtebaulichen Missstande waren
folgende, im &ffentlichen Interesse liegende, MalRnahmen notwendig:

- MaRnahmen der Vorbereitung der Sanierung

- Ordnungsmafinahmen

- Baumafinahmen

Voraussetzung zur Behebung der stadtebaulichen Mangel und Missstande war die
Anwendung des besonderen Stadtebaurechts (§§ 136-164 BauGB).

Die férmliche Festlegung eines Sanierungsgebietes und die Aufnahme in die
Stadtebauférderprogramme waren notwendig, da eine Entwicklung und Verbesserung aus
eigener Kraft nicht moglich war.

4.Teilaufhebung Gebiet BurgstraBBe bis Ritterstrale
4.1. Ausgangssituation

Der Bereich Burgstrale bis Ritterstrale war bereits Bestandteil des ersten
Sanierungsgebietes der Stadt Kéthen (Anhalt). Die Grundlage dazu waren die
vorbereitenden Untersuchungen der Projektgesellschaft mbH. am Bauhaus Dessau und der
NILEG, Niedersachsische Gesellschaft fir Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH, dem
spateren ersten Sanierungstreuhdnder der Stadt Kéthen (Anhalt).

Zum Zeitpunkt der férmlichen Festsetzung dieses Sanierungsgebietes war der Bereich
Burgstralle bis Ritterstraf3e bereits systematisch ,leergezogen” worden, das betraf vor allem
die Gebaude im Volkseigentum oder im Eigentum der Kommunalen Wohnungsverwaltung.
Das Gebiet war fur die Errichtung innerstadtischer Neubauten vorgesehen und Teile der
Flachen z.B. hinter dem Rathaus oder im Bereich Burgstrae/ Kileine Badergasse waren
bereits freigeraumt.

Von den im Gebiet urspringlich vorhandenen ca. 106 bebauten Grundstiicken wurde nur
noch die knappe Halfte (50 Gebaude) hauptsachlich im privaten Eigentum genutzt. Die
ubrigen Gebaude waren dem Verfall preisgegeben und nicht mehr nutzbar, mehr als 30
Hauser waren bereits abgebrochen.

Zu Beginn der Sanierung befanden sich im urspriinglichen Sanierungsgebiet ,Brauhausplatz-
Ritterstralle” noch 79 Gebaude von denen 53 genutzt wurden, 26 Gebaude standen leer
und waren grétenteils wegen ihres schlechten Bauzustandes auch nicht mehr nutzbar. Auf
27 Grundstlcken war die friiheren Wohnhauser bereits abgebrochen, so dass nérdlich des
Rathauses, an der Schlossstral’e/Ecke Lindenstra’e und sitidlich des Brauhausplatzes
bereits groRere Brachflachen bestanden, die fir eine Neubebauung durch den ,komplexen
Wohnungsbau® vorgesehen waren.

Die Bestandserfassung der vorbereitenden Untersuchungen gibt an, dass 1991 23 Gebaude
die Bauzustandsstufen 3 — schwere Mangel und 4 Schwerste Mangel hatten. Lediglich fur 12
Hauser wird der Zustand mit gut — leichte Mangel - eingeschétzt. Diese Einschatzung stellte

allerdings keine umfassende Untersuchung des Gebaudebestandes dar, es ist lediglich eine
aullere Abschatzung der Substanz erfolgt.
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Als besonders gravierende stadtebauliche Mangel und Missstande wurden in den
vorbereitenden Untersuchungen festgestellt:
- die schlechte, teilweise ruinése Bausubstanz
- groRflachige und ungeordnete und nicht befestigte Freiflachen, die wegen der
fehlenden Stellplatze in der Innenstadt zum wilden Parken genutzt wurden
- teilwiese sehr kleine Grundstiicke mit dichter Uberbauung
- geringe Qualitat, der dem Wohnen zugeordneten Freiflachen
- Hauser hatten gréRtenteils Ofenheizung und die Sanitdrausstattung war mangelhaft
(fehlende Béader)
- trotz der Bemihungen der Eigentimer zur Erhaltung der Substanz bestand ein
erheblicher Reparaturriickstau
- auf den oft sehr kleinen Grundstiicken fehlte es an Griin und geordnetes Parken war
nicht mdéglich.

Die Wohnqualitat war dadurch stark beeintrachtigt, ein attraktives Wohnen war nicht méglich
und die Funktion des Bereiches als zentrumsnahes Wohngebiet konnte nur eingeschrankt
wahrgenommen werden.

4.2 Realisierte MaRnahmen

Nach Aufnahme des Sanierungsgebietes in das Bund-Landerprogramm zur
Stadtebauférderung wurden fir einen grof3en Teil der Grundstiicke Untersuchungen zur
Bausubstanz (Modernisierungsvoruntersuchungen) und der Méglichkeiten der weiteren
Nutzung in Auftrag gegeben. Diese waren auch Grundlage fir erste MalRnahmen, die zum
Schutz der vorhandenen Bausubstanz durchgefthrt wurden.

In Vorbereitung von Grundstlicksverkdufen wurden Wertgutachten erstellt und erste
Sicherungsmafinahmen durchgefiihrt. In zahireichen Gesprachen zwischen Verwaltung,
Treuhdnder und Eigentimern wurden Letztere fur die Modernisierung und Instandsetzung
ihrer Gebaude sensibilisiert und die rechtlichen Rahmenbedingungen, die baulichen
Anforderungen Fordermdglichkeiten und steuerliche Vergiinstigungen erlautert.

Erste Eigentiimer in der Ritterstralle und Burgstraf3e wagten sich an die Sanierung ihrer
Hauser entsprechend der Vorgaben und Abstimmungen mit der Stadt Kéthen.

In den Quartierinnbereichen wie z.B. im Quartier RitterstralRe/ Lachsfang/ Holzmarkt/
Schlossstralle oder suidlich des Brauhausplatzes sind umfangreiche Ordnungsmafnahmen
durchgefiihrt worden bei denen einen Vielzahl von Nebengebauden abgerissen und die
Quartiere neu geordnet wurden.

In den Jahren 2006 bis 2008 wurden die Ritterstrale und die Schlolstralle erneuert, es
folgten 2007 die BurgstralRe und groRe und kleine Badergasse. Mit der Neugestaltung des
Lachsfangs 2001 und des Brauhausplatzes 2009/2010 sowie zuletzt der Hopfengasse im
Jahr 2016 sind alle Stral’en in diesem Abschnitt des Sanierungsgebietes erneuert worden.
Im Vorfeld der StraRenbaumafnahmen erfolgten jeweils umfangreiche Sanierungen des
Kanalsystems. Im Bereich Grof3e Badergasse wurde ein innertstadtischer &ffentlicher
Parkplatz errichtet und auf der friher mit den Gebauden Burgstralle 7-10 bebaute ,Insel ist
der Badergarten als kleine Griinanlage mitten im Zentrum entstanden.

Zum besseren Funktionieren des Stadtzentrums und fur Besucher der Bachstadt tragt nicht
unwesentlich die Tiefgarage am Schloss, die auf der grofRen Brachflache nérdlich des
Rathauses errichtet wurde, bei. Der erhebliche stadtstrukturelle Mangel der fehlenden
oberirdischen Bebauung wurde mit altstadtgerechten Neubauten von Wohnungen des
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betreuten Wohnens beseitigt. Die zweite groRe Brachflache, stdlich der Lindenstralle am
Schiofdplatz, ist durch den Neubau eines Pflegeheimes ersetzt worden.

Kleinteilige LuckenschlieBungen auf freien Grundticken sind an den Standorten
Lindenstralle 7/8, Burgstrafle 15/16 und 19/20, Ritterstralle 19/20 , SchloRstralle 16/
Riitterstrae 13 und Lachsfang 1-3 errichtet worden. Weitere Neubauten sind gegenwartig
am Brauhausplatz im Entstehen.

4.3. Auswertung Sanierungsstand

Die Stadtstruktur im Bereich Burgstrale bis Ritterstrafle ist nachhaltig wiederhergestellt und
verbessert worden. Neben der Erneuerung der Leitungssysteme und Straflen wurde
offentliche Grunflachen angelegt, ein &ffentlicher Parkplatz errichtet und eine Tiefgarage mit
begrunter Oberflache gebaut. In den Uber Ordnungsmafnahmen freigerdumten
Quartierinnenbereichen wurden ebenfalls Stellplatze und Grunflachen angelegt.

Von den insgesamt rd. 106 Gebauden im Bereich sind lediglich 3 Geb&ude in der
Schlossstraf3e (Nr.1 und 2) sowie das Haus Schlosspatz 3 noch nicht saniert. Die Licken
LindenstraRe 9 und Burgstralle 19 sowie das neu geschaffene Grundstiick Burgstralle 11a
sollten noch bebaut werden.

Durch die Sanierung der teilweise sehr stark geschédigten Bausubstanz, die raumbildenden
LuckenschlieBungen auf den Brachflachen, die Grundstiicksneuordnungen in den
riackwartigen Grundstiicksbereichen, durch die Schaffung von Grin- und Aufenthalts- und
Stellflaichen sowie den Grundhaften Ausbau der StralRen und Platze , die Schaffung
offentlicher Grunflachen wurden die wesentlichen Ziele des stadtebaulichen Rahmenplanes
erflllt und die zu Beginn der Sanierung in den Vorbereitenden Untersuchungen festgestellten
stadtebauliche Missstande beseitigt.

Die im Rahmenplan formulierten Ziele der Sanierung sind damit (bis auf die noch fehlenden
kleineren LuckenschlieRungen) erfulit.

Der Bereich Burgstral3e bis Ritterstrale hat als zentrumsnahes Wohngebiet seine volle
Funktionsfahigkeit wieder erlangt. Es wird eingeschatzt, dass die Sanierung hier
grundsatzlich als abgeschlossen betrachtet werden kann.

4.4 Begriindung der Teilaufhebung

Gemal § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, die
Sanierungssatzung fur das gesamte Gebiet oder ein Teilgebiet aufzuheben, wenn die
Sanierung durchgefihrt ist und eine geordnete weitere stadtebauliche Entwicklung und
Erneuerung auch ohne die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften gewahrleistet ist.
Die Sanierung ist durchgefihrt, wenn die Gemeinde die Ziele der Sanierung erreicht sind
und die stadtebaulichen Missstdnde behoben sind. Eine vollstandige Beseitigung der
stadtebaulichen Missstande ist rechtlich nicht erforderlich und sachlich nicht geboten. Es
reicht zur Durchfihrung aus, wenn die stadtebaulichen Missstdnde wesentlich gemindert
sind oder wenn durch die MalRnahmen der Gemeinde private Grundstickseigentimer so
angestofien sind, dass sich der notwendige Erneuerungsprozess aus eigener Kraft weiter
vollziehen kann.

Die Stadt Kéthen hat die im Rahmen der Sanierungsmaf3inahme nach § 146 BauGB
erforderlichen Ordnungs- und Baumafinahmen fir den Teilaufhebungsbereich Burgstralle
bis Ritterstrale abgeschlossen. Mit der Umsetzung der Ziele des Rahmenplanes wurde eine
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wesentliche Gebietsverbesserung im Sinne des § 136 BauGB und damit das stadtebauliche
Sanierungsziel erreicht.

Weiterfuhrende Erneuerungsmafinahmen der stadtebaulichen Entwicklung sind in dem
Gebiet kunftig ohne Anwendung des besonderen Stadtebaurechts durchzufiihren. Die Ziele
hierzu sind Uber die im Punkt 4.6 aufgezeigten Instrumentarien abgesichert.

4.5 Auswirkung der Teilaufhebung

Mit der Teilaufhebung der Sanierungssatzung fur das definierte Gebiet sind die
sanierungsrechtlichen Vorschriften des BauGB (§§ 136 ff.) nicht mehr anwendbar.
Gleichzeitig entfallt die sanierungsrechtliche Genehmigungspflicht nach § 144 BauGB.
Dazu gehdren insbesondere:
- die Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung oder Abbruch von baulichen Anlagen
- die schuldrechtliche Gebrauchs- und Nutzungsiiberlassung eines Grundstiicks,
Gebéude oder Gebaudeteils
- die rechtsgeschéftliche Verduflerung eines Grundstickes und die Bestellung und
Veraullerung eines Erbbaurechts
- die Belastung von Grundstiicken
- die Begrundung, Anderung oder Aufhebung einer Baulast

Ferner entfallen mit der Aufthebung in diesem Teilgebiet:
- die besonderen steuerrechtlichen Abschreibungsmaoglichkeiten nach §§ 7h ff.
Einkommensteuergesetz (EStG)
- das (Sanierungs-)vorkaufsrecht der Stadt beim Kauf von Grundstiicken nach § 24
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB

Es entfallt auch die Méglichkeit, Eigentiimern einen Zuschuss aus Sanierungsférdermitteln
Zu gewahren.

Die Grundstuickseigentimer sind mit Schreiben vom 23.03.2017 Uber die beabsichtigte
Teilaufhebung informiert worden.

4.6. Verfahren nach der Teilaufhebung

Der Gesetzgeber sieht in § 154 BauGB grundsatzlich vor, dass nach Abschluss der
Sanierung Ausgleichsbetrage per Bescheid erhoben werden. Die Erhebung der
Ausgleichsbetrage erfolgt auf Grundiage der Bodenrichtwertkarte des Landesamts fiir
Vermessung und Geoinformation, welche Anfangs- und Endwerte ausweist.

Werden Widerspriiche gegen die Bescheide eingelegt, erfolgt eine Uberprifung der Héhe
der erhobenen Ausgleichsbetrage mittels Gutachten, fir die der Gutachterausschuss des
Landesamtes fur Vermessung und Geoinformation beauftragt wird. Die Ausgleichsbetrage,
die nach der Teilaufhebung eingenommen werden, werden im verbleibenden
Sanierungsgebiet eingesetzt.

Die nach Abschluss der GesamtmaRnahme eingenommenen Ausgleichsbetrdge sind an
Bund/Land abzufthren.

Alternativ besteht die Mdglichkeit, dass die Grundstickseigentimer auf freiwilliger Basis vor
Aufhebung des Sanierungsgebietes eine Abldsevereinbarung abschlieRen. Dies hat den
Vorteil, dass flexible Ratenzahlungen ohne Zinsaufschlage méglich sind und je nach
Zahlungszeitpunkt des Ablosebetrages ein Nachlass auf den Ablésebetrag gewahrt wird.
Aulerdem mussen die auf diese Weise eingenommenen Gelder nicht abgefuhrt werden,
sondern kénnen im Sanierungsgebiet eingesetzt werden.
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Grundstiickseigentimern im Sanierungsgebiet wird seit 2010 erméglicht,
Ablésevereinbarungen abzuschlieflen.

Im Teilgebiet befinden sich insgesamt 134 Grundstiicke. Fur 96 Grundsticke wurden bzw.
werden Ausgleichsbetrage mittels Vereinbarung abgelést, so das bis zum 31.12 2016
Ausgleichsbetrage in einer Hohe von 283.677,89 € gezahlt worden sind. Diese sind wieder in
das Sanierungsgebiet geflossen.

Ausgleichsbetrdage in Hohe von 84.954,61 € werden nach Bescheiderteilung erwartet.

Mit der Teilaufhebung der Sanierungssatzung nach § 162 Abs. 1 BauGB hat das
Grundbuchamt auf Veranlassung der Stadt fiir die Grundstiicke in dem entsprechen
Teilgebiet den Sanierungsvermerk in den Grundbiichern zu I6schen. Die Satzung Uber die
Teilaufhebung ist ortstblich bekannt zu machen und wird dann dem Landesverwaltungsamt
angezeigt.

Mit der ortstiblichen Bekanntmachung wird die Satzung rechtsverbindlich.

4.7. Sicherung der Sanierungsziele fiir die Zukunft

Im Hinblick auf die erheblichen Aufwendungen fiir die Durchfihrung stadtebaulicher
Sanierungsmafinahmen ist im Regelfall geboten, dass auch fur die Zeit nach der Aufhebung
einer Sanierungssatzung die wichtigen stadtebaulichen Ziele der Gebietsentwicklung weiter
verfolgt und erreichte Sanierungsergebnisse nachhaltig gesichert werden. Als rechtliche
Instrumente kommen daflr in Betracht.

- die Aufstellung, Anderung und Ergédnzung von Bebauungsplénen

- der Erlass einer Erhaltungssatzung nach § 172 BauGB

- der Erlass értlicher Bauvorschriften nach § 85 Bauordnung des Landes Sachsen-

Anhalt (BauO LSA)

Fur den Teilaufhebungsbereich Burgstralle bis Ritterstrafle stehen folgende rechtliche
Instrumente zur Verfligung, um die weitere stadtebauliche Entwicklung geordnet vollziehen
und beeinflussen zu kénnen.

Informelle Instrumente:
- der stadtebauliche Rahmenplan fur das Sanierungsgebiet ,Innenstadt-Kéthen®

Formelle Instrumente:
- Satzung der Stadt Kéthen Uber die Erhaltung baulicher Anlagen und die Eigenart der
Gebiete (Erhaltungssatzung)
- Ortliche Bauvorschrift zur Gestaltung von Werbeanlagen und Warenautomaten
(Werbesatzung)
- Gestaltungssatzung Burgstral3e bis Ritterstralle

Im Teilgebiet Burgstral3e bis Ritterstralle befindet sich eine groRe Anzahl von Denkmalen:
(14 Einzeldenkmale und der Platzbereich Schiossplatz). Jede Instandsetzung,
Umgestaltung, Veranderung und Beseitigung bedarf nach dem Denkmalschutzgesetz des
Landes (DSchG LSA) einer Genehmigung. Auch die Errichtung, Wegnahme oder das
Hinzuftgen von Anlagen in der Umgebung eines Denkmals oder anderer sein
Erscheinungsbild verandernde MaRnahmen unterliegen der Genehmigungspflicht, so dass
auch hier die Gewahr besteht, dass stérende Veranderungen an den Gebauden
unterbunden werden.

Das Interesse der Eigentimer am Erhalt ihrer Geb&dude und die Anwendung der
vorhandenen rechtlichen Instrumente sichern auch zukinftig die grundlegenden funktionellen
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Ziele der Sanierung, welche mit der Erneuerung und Aufwertung der Bausubstanz und des
Stralenraumes erreicht worden sind.

Da fur das Teilgebiet Burgstralle bis Ritterstrafie eine wesentliche Gebietsverbesserung im
Sinne des § 136 BauGB und damit die stadtebaulichen Sanierungsziele weitgehendstes
erreicht ist, soll dieses Teilgebiet aus dem Sanierungsgebiet entlassen werden.
Weiterfuhrende Erneuerungsmaflnahmen der stadtebaulichen Entwicklung sind kiinftig auch
ohne Anwendung des besonderen Stadtebaurechts durchfuhrbar.
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5. Fotodokumentation

Badergarten 2010
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2013
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Burgstra’e 14 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet
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2011

Burgstralle 15-16 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2017
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Ritterstral&e Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2017
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Ritterstrale23 bei Aufnahme
in das Sanierungsgebiet
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 Begründung zur Teilaufhebung.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017071/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 213
Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017071/3
Az.: erstellt am: 04.05.2017
Betreff

Anderung Gestaltungssatzung BurgstraRe bis Ritterstrale

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]01.06.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 01.06.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Anderung der Gestaltungssatzung "Burgstrale bis Ritterstrae”
entsprechend Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:
BauO LSA, KVG LSA, Hauptsatzung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Hinblick auf die erheblichen Aufwendungen fiir die Durchfiihrung stadtebaulicher Sanierungs-
mafinahmen ist geboten, dass auch fir die Zeit nach der Aufhebung der Sanierungssatzung

die wichtigen stadtebaulichen Ziele der Gebietsentwicklung weiter verfolgt und erreichte
Sanierungsergebnisse nachhaltig gesichert werden.

Ein rechtliches Instrument, welches dafiir in Betracht kommt, ist die Gestaltungssatzung.

Das zweite rechtskraftige Sanierungsteilaufhebungsgebiet ist identisch mit dem Gestaltungs-
satzungsgebiet "Burgstral3e bis RitterstraRe". Diese Gestaltungssatzung soll nach Aufhebung
des Sanierungsgebietes die Ergebnisse in diesem Teilgebiet sichern. Dazu ist es notwendig,
ein Genehmigungserfordernis in diese Satzung aufzunehmen. Dies erfolgt durch die
entsprechende Satzungsanderung.



s
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Anlage 1

1. Anderungssatzung zur oértlichen Bauvorschrift iiber die Gestaltung baulicher
Anlagen (Gestaltungssatzung) — BurgstralRe bis RitterstralRe —

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit § 85 der
Bauordnung des Landes Sachsen Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10.09.2013 (GVBI. LSA S. 446) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 22.06.2017 die folgende Anderung der Satzung zur 6rtlichen Bauvorschrift tiber

die Gestaltung baulicher Anlagen (Gestaltungssatzung) — BurgstralRe bis Ritterstrale —
beschlossen:

1. 8§ 18 Genehmigungspflicht

Im Geltungsbereich dieser Satzung ist fiir alle baulichen MaRRnahmen, fir welche
diese Satzung Regelungen trifft und die nach § 60 der BauO LSA verfahrensfrei sind,
eine schriftliche Genehmigung der Gemeinde erforderlich.

Fur alle Gbrigen baulichen MalZnahmen ist keine Genehmigung nach dieser Satzung,
sondern eine Baugenehmigung nach § 71 der BauO LSA erforderlich, die auch die
Prufung der Vorschriften nach dieser Satzung umfasst.

2. Die Anderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017072/8

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 214

Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017072/8
Az.: erstellt am: 04.05.2017

Betreff

Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]17.05.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 17.05.2017 |laut BV
2(18.05.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 18.05.2017 |[laut BV
3(22.05.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 22.05.2017 |laut BV
4123.05.2017: Ortschaftsrat Merzien 23.05.2017 |laut BV
5(29.05.2017: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 29.05.2017 |laut BV
6 (31.05.2017: Ortschaftsrat Wiilknitz 31.05.2017 |laut BV
7113.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
8(22.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) beschlie3t auf Antrag der Fraktion DIE LINKE die 2.
Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemafR Anlage 3.

Gesetzliche Grundlagen:
88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Fraktion "DIE LINKE" im Stadtrat Kothen beantragt die Anderung der Hauptsatzung -
siehe Anlage 1.
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DIE LINKE.

Fraktion DIE LINKE im Stadirat
Kdthen
Praktion DIE LIVKE fm Stedorat Kithen, Micktstrabe 1-3, 06366 Kithen (Anbialt) Marktstrafie 1-3
06366 Kbthen (Anhalt)
. Telefon 03469 / 425290
Stadtrat Kéthen ietinke-fralkti -
Stadtratsvorsitzender dietinke-fraktion@kosthen-stadt.de
Dr. Werner Sobetzko
Marktstr. 1
06366 Kdthen (Anhalf)

Kothen, 4. April 2017
Antrag zur Anderung der Hauptsatzung

Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,
die Fraktion ,DIE LINKE® im Stadirat Kéthen beantragt die Anderung der Hauptsatzung wis folgt:

Im Abschnitt IV, § 11, Abschnitt (6) der Hauptsatzung der Stadt Kbthen ist das Wort
~beschlieRBende* zu streichen.

Der Wortlaut das Absatzes wére dann wie folgt:

(6) Auf die Einwohnerfragestunden in den Ausschiissen finden die Regelungen der Absétze 2 bis 5
entsprechend Anwendung. An die Stelle des Vorsitzenden des Stadirates tritt der Vorsitzende des
Ausschusses.

Begriindung:
Mit Urteil vom 29. September 2016 stellte das Verwaltungsgericht Magdeburg (Aktenzeichen 9 A

295/15) Klar, dass Einwohnerfragestunden auch in beratenden Ausschissen grundsatzlich zuldssig
cind_ Nia Knmmunan wiredan ithar den Inhalt der Entacheiduna informiert.

MaBgebliches Argument war hierbei neben dem Wortlaut des § 28 Abs. 2 KVG LSA auch die Intention
des Landesgesetzgebers, die Mitwirkung der Einwohnerinnen und Einwohner innerhalby der
Kommune zu starken.

Durch die Mdglichkeit der Durchfuhrung einer Einwohnerfragestunde auch in den beratenden
Ausschilssen kénnen sich die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt aktiv am
kommunalpolitischen Geschehen beteiligen.

Eine entsprechende Regelung in das Kommunalverfassungsgesetz wird in Kirze erfolgen.
Mit freundlichen Gruken

y ™

Christina Buchheim
Stellv. Fraktionsvorsitzende
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Anlage 2 — Stellungnahme der Verwaltung

1. Regelungsanlass

Anlass fur die Befassung des Stadtrates ist ein Antrag der Fraktion ,DIE LINKE® vom
04.04.2017.

Hintergrund ist, dass die Stadt Kéthen (Anhalt) derzeit in ihrer Hauptsatzung eine Regelung
vorgesehen hat, wonach eine Einwohnerfragestunde in den ,beschlieBenden® Ausschissen
abzuhalten ist. Eine entsprechende Regelung fir einen beratenden Ausschuss ist nicht
vorgesehen. Das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt — Referat Kommunalrecht,
Kommunale Wirtschaft und Finanzen — ist mit der Rundverfiigung 29/14 bislang davon
ausgegangen, dass eine Einwohnerfragestunde in einem beratenden Ausschuss
rechtswidrig ware.

Das Verwaltungsgericht Magdeburg hat in einem Urteil vom 29.09.2016 festgestellt, dass
nach § 28 Abs. 2 KVG LSA eine Einwohnerfragestunde in einem beratenden Ausschuss
zulassig ist. Maf3gebliches Kriterium hierbei ist neben dem Wortlaut des § 28 Abs. 2 KVG
LSA auch die Intention des Landesgesetzgebers, die Mitwirkung der Biirger innerhalb der
Kommune zu starken. Die Formulierung in § 28 Abs. 2 KVG LSA ... sind ... vorzusehen® ist
dahingehend zu verstehen, dass bei Sitzungen der Vertretung und bei beschlieRenden
Ausschissen zwingend eine Einwohnerfragestunde vorzusehen ist. Dartiber hinaus kann die
Kommune auch in beratenden Ausschiissen Einwohnerfragestunden vorsehen, da dies nicht
explizit ausgeschlossen ist und auch im Ubrigen keiner landesgesetzlichen Grundlage
bedarf.

Diese Entscheidung ist rechtskraftig; das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt hat mit
Rundverfligung 35/16 die Rundverfiigung 29/14 aufgehoben und ihre Rechtsauffassung
entsprechend der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Magdeburg geéndert.

2. Anderung der Hauptsatzung

Die Fraktion ,DIE LINKE" beantragt daher § 11 Abs. (6) der Hauptsatzung entsprechend zu
andern. § 11 Abs. (6) hatte bislang folgende Fassung:

,(6) *Auf die Einwohnerfragestunden in den beschlieBenden Ausschissen finden die
Regelungen der Absétze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. ?An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des beschlieRenden Ausschusses.”

Um in beratenden Ausschiissen eine Einwohnerfragestunde abhalten zu kénnen, soll nach
dem Antrag der Fraktion ,DIE LINKE" § 11 Abs. 6 der Hauptsatzung folgende Fassung
erhalten:

,(6) *Auf die Einwohnerfragestunden in den Ausschiissen finden die Regelungen der
Absétze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des Vorsitzenden des
Stadtrates tritt der Vorsitzende des Ausschusses.*

Durch die Streichung des Wortes ,beschliefenden® in Satz 1 soll auch in beratenden
Ausschissen die Moglichkeit eroffnet werden, eine Einwohnerfragestunde abzuhalten. Die
Streichung des Wortes ,beschlielenden® in Satz 2 ist eine Folgeanderung der Anderung in
Satz 1.

Die Anderung der Hauptsatzung bedarf der Genehmigung durch die Kommunalaufsicht (§ 10
Abs. 2 Satz 2 KVG LSA).





3. Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung schlagt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefiigte 2. Anderungssatzung
zur Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt) zu beschliel3en.
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Anlage 3

2. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt

Kothen (Anhalt) in seiner Sitzung am 22.06.2017 folgende 2. Anderungssatzung zur Haupt-

satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:
81
Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
§ 11 Abs. 6 erhalt folgende Fassung:
,(6) Auf die Einwohnerfragestunden in den Ausschissen finden die Regelungen der Absat-
ze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des Vorsitzenden des Stadtrates tritt der

Vorsitzende des Ausschusses.”
§2
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kdthen (Anhalt),

Bernd Hauschild

Oberblrgermeister (Siegel)

Seite 1 von 1
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017074/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 28
Amt: Amt 65 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017074/3
Az.: erstellt am: 09.05.2017
Betreff

7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits Merziener
Strafe"
hier: Billigung des Planentwurfs und dazugehotrige Begrindung ohne
Umweltbericht sowie Beschluss uber die 6ffentliche
Auslegung gemal § 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB
- Offenlagebeschluss -

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]01.06.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 01.06.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Entwurf der 7.Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2 ,Beiderseits Merziener
Stral3e”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen
(Teil B) sowie die dazugehdrige Begrindung ohne Umweltbericht in der Fassung vom
05.05.2017 werden gebilligt und im Bau- und Planungsamt der Stadtverwaltung Kdthen
(Anhalt) gemalR § 13 (2) Nr.2 BauGB nach § 3 (2) BauGB fiir die Dauer eines Monats
offentlich ausgelegt.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 13 (2) BauGB



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Der Stadtrat der Stadt Kéthen hat in 6ffentlicher Sitzung am 16.06.2016 die
Aufstellung der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 ,Beiderseits Merziener
Stral3e" im vereinfachten Verfahren gemal § 13 BauGB beschlossen.

Die Firma EURONICS LUX- Team beabsichtigt die Erweiterung ihres bestehenden
Elektrofachmarktes mit Werkstatt- und Servicebereichen und einer Verkaufsflache von ca.
800 m2. Dazu soll der bestehende Elektrofachmarkt aus der Weintraubenstral3e in die
Merziener Strafl3e 20 verlagert werden. Das Grundstiick liegt im Bebauungsplan Nr. 8.1/8.2
und ist dort als Ml 2 festgesetzt. Per Textlicher Festsetzung ist Einzelhandel generell
ausgeschlossen. Deshalb stellte die Firma einen Antrag zur Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2.

Laut Einzelhandels- und Zentrenkonzept (Beschluss STR -22.02.2007) ist die
Elektrobranche (Unterhaltungs- und Haushaltselektronik, Elektrogrof3gerate) einerseits
innenstadtrelevanter Einzelhandel, andererseits in der Stadt Kéthen unterreprasentiert.
Mit der Bebauungsplananderung wird fur die Mischgebietsflache Mi 2 die textliche
Festsetzung Nr.1.1.1 geéndert, so dass der nach § 6 BauNVO allgemein zuléssige
Einzelhandel nicht generell ausgeschlossen und das geplante Vorhaben zulassig wird.

2. Auf eine friihzeitige Unterrichtung und Erérterung nach 8 3 (1) und § 4 (1) BauGB
wurde gemaR § 13 (2) BauGB verzichtet.

3. Von einer Umweltprifung nach § 2 (4) und einem Umweltbericht nach § 2a BauGB
wurde gemal § 13 (2) BauGB abgesehen.

4. Der vorliegende Planentwurf, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
Textlichen Festsetzungen (Teil B) - Anlage 1 - sowie die dazugehdérige Begriindung ohne
Umweltbericht - Anlage 2 - in der Fassung vom 05.05.2017 werden gebilligt und zur
offentlichen Auslegung gemaf 8§ 13 (2) Nr.2 BauGB nach § 3 (2) BauGB wie folgt
bestimmt:

Offentliche Auslegung:
vom 07.08.2017 bis einschlief3lich 08.09.2017

wahrend folgender Dienstzeiten in der Abt. Stadtplanung, Zimmer 114/2 (Frau Jirsch),
im Haus Wallstral3e 1 - 5, Eingange 1 oder 2:

Montag 9:00 bis 12:00 Uhr

Dienstag 9:00 bis 12:30 Uhr und 13:30 Uhr bis 18:00 Uhr
Mittwoch 9:00 bis 12:00 Uhr

Donnerstag 8:00 bis 12:30 und 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr
Freitag 9:00 bis 12:00 Uhr

Wahrend dieser Zeit kénnen Anregungen hervorgebracht werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemaf § 13 (3) BauGB von einer Umweltprifung
und einem Umweltbericht abgesehen wird.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange werden geman § 13 (2)

Nr. 3 BauGB nach § 4 (2) BauGB zur Stellungnahme aufgefordert und von der
Offenlage benachrichtigt. Die Nachbargemeinden werden ebenfalls um Stellungnahme
gebeten und Uber die Offenlage informiert.

Der Beschluss wird entsprechend § 3 (2) BauGB ortsliblich bekannt gemacht.
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Tell A:

Planzeichnung

. _ Anlage 1
Teil B: Textliche Festsetzungen
1. Planungsrechtliche Festsetzungen gemaf § 9 Abs.

1.1 Art und MaR der baulichen Nutzung
1.1.1 Art der baulichen Nutzung

1 BauGB

Mischgebiet Ml 2 (§ 6 BauNVO)

(1) Auf der Grundlage von § 1 (5) und (9) BauNVO wird festgesetzt, dass im Mischgebiet

MI 2 nicht alle Einzelhandelsbetriebe zuléssig sind. Es gilt folgende Regelung:

- Einzelhandelsbetriebe ohne innenstadtrelevantes Sortiment entsprechend der Kéthener Liste sind allgemein zuléssig.

- Von den Einzelhandelsbetrieben mit innenstadtrelevantem Sortiment laut Kéthener Liste geméaR geltenden Einzel-
handels- und Zentrenkonzept fir die Kreisstadt Kéthen (Anhalt) sind Einzelhandelsbetriebe mit folgenden Hauptsorti-
menten zuléssig:
- Unterhaltungs-, Haus-, Heimelektronik
- Computer-, Biiro- und Kommunikationstechnik,

wenn sie mit Prasentation, Service-, Reparatur- und Dienstleistungen verbunden sind.

Als erganzende Nebensortimente sind Musikalien- und Fotowaren zuléssig.

(2) Die Festsetzungen zum Ausschluss von Vergnugungsstéatten bleiben erhalten
Textliche Festsetzung (Punkt Nr. 1.1.1 des Ursprungsbebauungsplanes)

Alle anderen textlichen Festsetzungen des Ursprungs- Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2 "Beiderseits Merziener
StraBe" der Stadt Kéthen (Anhalt), rechtskréaftig seit dem 28.06.2002, bleiben bestehen.
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Anlage 2
Stadt Kothen (Anhalt)

7. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2
,Beiderseits Merziener Stral3e”

- im vereinfachten Verfahren -

Begrindung

Entwurf
- Auslegungsexemplar

Stand: 05.05.2017

Barteichpromenade 31
06366 Kothen (Anhalt)

Tel: 03496/40370

Fax: 03496/ 40 37 20
info@buero-raumplanung.de
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Stadt Kéthen (Anhalt)
Begriindung zur 7. Anderung des Bebauungsplanes N8 2. ,Beiderseits Merziener Strale*
Entwurf - Auslegungsexemplar - 2

Auftraggeber: EURONICS LUX-Team GmbH
WeintraubenstralRe 27

06366 Kothen (Anhalt)

e e ‘%ﬁ
Auftragnehmer: BURO FUR RAUMPLANUNG
DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK
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Stadt Kéthen (Anhalt)
Begriindung zur 7. Anderung des Bebauungsplanes N8 2. ,Beiderseits Merziener Strale*

Entwurf - Auslegungsexemplar - 3
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Stadt Kéthen (Anhalt)
Begriindung zur 7. Anderung des Bebauungsplanes N8 2. ,Beiderseits Merziener Strale*
Entwurf - Auslegungsexemplar - 4

1. Planungserfordernis und Ziele der Planung
1.1  Anlass der Planung

Mit Schreiben vom 23.11.2015 stellte die Firma EWNRCS LUX-Team GmbH einen
Antrag zur Anderung desEBAUUNGSPLANESS8.1/ 8.2 ,BEIDERSEITS DERMERZIENER
STRARE* DER STADT KOTHEN (ANHALT) mit der Zielstellung, im Anderungsbereich die
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir diecliduing eines Elektronikfachmark-
tes zu schaffen. Die Firma mit derzeitigem Sitzlén Weintraubenstrall3e 27 in Kdthen
(Anhalt) beabsichtigt eine Erweiterung des bestdaenElektrofachmarktes mit Ser-
vice- und Werkstattbereichen und einer Verkaufsigéeon max. 800 m2. Dazu soll der
bestehende Elektrofachmarkt in der Weintraubenstmaftlie Merziener Straf3e Nr. 20
verlagert werden.

Die derzeit rechtskraftigen Festsetzungen des Refgmplanes Nr. 8.1/ 8.2, insbeson-
dere der Ausschlusses von Einzelhandel, stehergdpranten Vorhaben entgegen. Um
dem geplanten Ansiedlungswunsch an dieser Stelentgprechen, ist somit die Ande-
rung des rechtskraftigen Bebauungsplanes erfoctierli

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls die Uberpmimer Flache fir Versorgungs-
anlagen, die nicht mehr benétigt wird, vorgeselemies die Anderung einer Baulinie in
eine Baugrenze, um eine gro3ere Baufreiheit furksmmhmarkt zu gewahrleisten.

1.2  Ziele der Planung

Mit der vorliegenden 7. Anderung des BebauungsglaNe 81/ 8.2 ,Beiderseits

Merziener StraRe” der Stadt Kéthen (Anhalt) soli® planungs- und baurechtlichen
Voraussetzungen fir die Ansiedlung eines Einzelésnioh der Elektrobranche (Voll-

sortimenter) ermdglicht werden.

Bei der Umsetzung der geadnderten stadtebaulichesrléffungen der Stadt Kéthen
(Anhalt) soll entsprechend 8§ 1 Abs. BUB5B eine nachhaltige stadtebauliche Entwick-
lung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entspradeesozialgerechte Bodennutzung
gewahrleistet werden.

Hierzu sollen die unterschiedliche Betroffenheitausgearbeitet sowie die 6ffentlichen
und privaten Belange gemal 8 1 Abs. AUBB gegeneinander und untereinander ab-
gewogen werden. Die in besonderer Weise abzuwageBelange sind:

» die Beriicksichtigung der vorhandenen Nutzungen indekungsgebiet und in
der Nachbarschaft unter Einbeziehung ihrer Entwiogsmaoglichkeiten

= die Berucksichtigung der Belange der Wirtschafighathrer mittelstandischen
Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Vgusay der Bevolkerung,

= der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbé&itzen,
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= die Bericksichtigung der allgemeinen Anforderungengesunde Wohn- und
Arbeitsverhéltnisse

= die Beriucksichtigung der Erhaltung, Erneuerungtdfawicklung, Anpassung
und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhgl und Entwicklung
zentraler Versorgungsbereiche

= die Berucksichtigung der Belange der Baukultur soder Gestaltung des Orts-
bildes

= die Bericksichtigung der Belange des Umweltschu&eschliellich des Natur-
schutzes und der Landespflege

= die Berucksichtigung des sparsamen Umgangs mitdsuad Boden, die Verrin-
gerung der zuséatzlichen Inanspruchnahme von Flafihelpauliche Nutzungen,
der Wiedernutzbarmachung von Flachen

= die Vermeidung von erheblichen Beeintrachtigungea dandschaftsbildes so-
wie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Nadwshaltes.

2.  Angaben zum Plangebiet

2.1 Lage und Abgrenzung des Anderungsgebietes

Der Anderungsbereich der vorliegenden 7. AnderurgyBebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2
.Beiderseits Merziener StralRe" der Stadt Kéthenh@t) liegt innerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Bebauungsplanes und hat eine @odl3ea. 0,36 ha. Er erstreckt sich
auf die Flurstiicke 43/6, 44/2 und 45/3 (alle teitgg Flur 5 der Gemarkung Koéthen
und wird wie folgt begrenzt:

- im Norden von Teilflachen der o0.g. Flurstiicke (ims&hluss Flurstiick 48/6)

- im Osten vom Flurstiick 45/2 (Zufahrt Kaufland),

- im Suden von den Flurstiicken 43/5, 44/1, 45/1 (Feddentlang der Merziener
Stral3e) und

- im Westen vom Flurstiick 43/4.

2.2  Bestehende Rechtsverhéaltnisse
Fur den Anderungsbereich besteht ein rechtskrafBgéauungsplan
= Bebauungsplan Nr. 8.1/ 8.2 ,Beiderseits Merziengal®" der Stadt Kéthen
(Anhalt), rechtskraftig seit dem 28.06.2002.

Dieser Bebauungsplan wurde wiederholt geandert kawvurden verschiedene Ande-
rungsverfahren eingeleitet.
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Es handelt sich um die

= 1. Anderung, rechtskréftig seit dem 19.03.2004 -0A

= 2. Anderung, rechtskréftig seit dem 28.04.2006ut(hand)

= 3. Anderung, Aufstellungsbeschluss vom 02.06.2086fgehoben mit Bekannt-
machung vom 28.03.2013

= 4. Anderung, Verfahren wurde nicht eingeleitet

» 5. Anderung, Aufstellungsbeschluss vom 14.03.203&Hahren soll nicht fort-
gefuhrt werden

= 6. Anderung mit Erweiterung des raumlichen Geltinegsiches - ostlich Porster
Weg und nordlich Merziener Stral3e, rechtskraftig2&09.2014.

Die rechtskraftigen Anderungen (1., 2. und 6. Aodg) beriihren nicht den Geltungs-
bereich der vorliegenden Planung, so dass fir didegende Planung weiterhin die
Festsetzungen des Ursprungs- Bebauungsplanes neal@igehd.

Mit Rechtskraft der vorliegenden 7. Anderung debd@mingsplanes Nr. 8.1/ 8.2 treten
die entgegenstehenden Festsetzungen des UrspBelgauungsplanes im Anderungs-
bereich auf3er Kraft. Die Ubrigen FestsetzungenBadmuungsplanes Nr. 8.1/ 8.2 blei-
ben bestehen und werden durch die 7. Anderung elealtBingsplanes Nr. 8.1/ 8.2 nicht
beruhrt.

Eine entsprechende Festsetzung ist in der Planagighenthalten.
Als planungsrechtliche Grundlage sind bei der Aalfghg insbesondere zu beachten:

* RAUMORDNUNGSGESETZ(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), tatle
geéandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 312009 (BGBI. | S. 2585)

» BAUGESETzBUCHI.d.F. der Bekanntmachung vom 23. Sept. 2004 (BG8I.2414),
zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vOri(®2015 (BGBI. | S. 1722)

=  BAUNUTZUNGSVERORDNUNG(BAUNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geandert dukctikel 2 des Gesetzes vom 11.
Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

=  PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 (PLAN-ZV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S.
58), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetams 22.07. 2011 (BGBI. | S.
1509).

Daneben wirken sich zahlreiche Fachgesetze, wiea eftlas BINDESIMMISSIONS-
SCHUTZGESETZ das [ENKMALSCHUTZGESETZ DESLANDES SACHSEN-ANHALT oder das
NACHBARSCHAFTSGESETZSACHSEN-ANHALT, direkt auf die Planung aus und sind zu
beachten.
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Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahrem@? 8 13 BUGB aufgestellt.
Die Anwendung dieses Verfahrens ist moglich, wearchl die Anderung oder Ergan-
zung eines Bauleitplans die Grundzuge der Planighg beriihrt werden und

- Die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht aurchfihrung einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung nach Anlage 1 zuraS&Tz UBER DIEUMWELTVER-
TRAGLICHKEITSPRUFUNG oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbsreit
oder begrundet wird und

- keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung @eg il Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe
b BAuGB genannten Schutzgtter bestehen.

Diese Bedingungen sind im vorliegenden Fall erfullt

Im vereinfachten Verfahren kann u.a. von der fritigen Unterrichtung und Erorte-
rung nach 8 3 Abs. 1A GBund § 4 Abs. 1 BUGB abgesehen werden und eine Um-
weltprifung bzw. ein Umweltbericht ist nicht erfertich.

Gemal 8 1 Abs. 88/ GB gelten die Vorschriften desaBGB uber die Aufstellung von
Bauleitplanen auch fur inre Anderung und Erganzung.

3.  Ubergeordnete und sonstige Planungen

3.1 Landesplanung

Der L ANDESENTWICKLUNGSPLAN 2010 DES L ANDES SACHSEN-ANHALT (LEP LSA)
gemal der durch die Landesregierung beschlossesremadviung vom 16.02.2011 (gul-
tig ab 12.03.2011) enthalt die landesbedeutsamele Zind Grundséatze der Raumord-
nung, die der Entwicklung, Ordnung und Sicherungrdehhaltigen Raumentwicklung
des Landes Sachsen-Anhalt zugrunde zu legen sind.

- Mittelzentrum entlang der Uberregionalen Entwickjsachse von européaischer
Bedeutung zwischen Magdeburg und Halle sowie egtlder Uberregionalen
Entwicklungsachse von Bundes- und Landesbedeutwgglzen Bernburg und
Dessau-Rol3lau

- Vorrangstandort fur landesbedeutsame Industrid-Gewerbeflachen

- Uberregional bedeutsame HauptverkehrsstraRe®3BB. 185, L 145 und B6n -
Planung) und die Bahnstrecken Magdeburg — Hallelessau-RolR3lau — Bern-
burg als tberregionale Schienenverbindung

Fur das Plangebiet und die unmittelbar angrenzehrttehen trifft der LEP LSA keine
flachenkonkreten Aussagen.

Aufgrund der Inhalte der Anderung, die die Grundziger Planung nicht beriihren,
sowie der GroRe des Anderungsgebietes wird davegegangen, dass die vorliegende
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Plananderung nicht raumbedeutsam im Sinne von reangpruchend oder raumbeein-
flussend ist.

3.2 Regionalplanung

Der REGIONALE ENTWICKLUNGSPLAN FUR DIE PLANUNGSREGION ANHALT -
BITTERFELD -WITTENBERG (REP A-B-W) wurde durch die Regionalversammlung am
07.10.2005 beschlossen, am 09.11.2005 durch diestebleandesplanungsbehdrde ge-
nehmigt und ist seit dem 24.12.2006 in Kraft. D&PRA-B-W trifft bezuglich der vor-
liegenden Planung folgende Aussagen:

Allgemein wird die Stadt Kéthen (Anhalt) als Wissehaftszentrum/ Bestand und als
Standort fur Kultur und Denkmalpflege/ Bestand auggsen.

Gemal kartografischer Darstellung wird das Plarejed®lbst als Schwerpunktstandort
fur Industrie und Gewerbe/ Bestand und die sudiicgrenzende ,Merziener Stralie* als
Stral3e mit regionaler Bedeutung/ Bestand dargestell

Der REP A-B-W befindet sich auf Grundlage der Bassdfassung durch die Regional-
versammlung am 20.09.2013 derzeit in der Neualdsigl Es existiert ein 1. Entwurf
mit Stand vom 27.05.2016. Der Entwurf tragt derelTIREP A-B-W mit den Planin-
halten "RAUMSTRUKTUR, STANDORTPOTENTIALE , TECHNISCHE |NFRASTRUKTUR
UND FREIRAUMSTRUKTUR , 1. ENTWURF" . In diesem Entwurf wird die ,Merziener Stra-
Re' keine raumordnerisch bedeutsame Funktion mageviesen. Der sudlich angren-
zende Schwerpunktstandort fur Industrie und GeweBkstand wird nun als landesbe-
deutsamer Industrie- und Gewerbestandort - Bestaagewiesen.

Im SACHLICHEN TEILPLAN ,D ASEINSVORSORGE - AUSWEISUNG DER GRUNDZENTREN

IN DER PLANUNGSREGION ANHALT -BITTERFELD -WITTENBERG “, beschlossen durch
die Regionalversammlung am 27.03.2014, genehmigthddie oberste Landespla-
nungsbehérde am 23.06.2014, wird der Stadt KétAehdlt) die zentralortliche Funk-
tion eines Mittelzentrums zugewiesen. Mittelzentrisinlaut Kap. 3.1.3.1 der im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteil als zentrales Siedjabgd der Stadte einschlief3lich
seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordnetatieftaulichen Entwicklung. Das
Plangebiet befindet sich innerhalb der im Ziel\L.m. Beikarte A.2 im Anhang A des
Sachlichen Teilplans ,Daseinsvorsorge - Ausweisdeg Grundzentren in der Pla-
nungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg“ festgeiegy raumlichen Abgrenzung des
Mittelzentrums Kdthen (Anhalt).

Das geplante Vorhaben entspricht grundsatzlichviegaben des REP A-B-W.
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3.3 Flachennutzungsplanung

Der Flachennutzungsplan als vorbereitender Baldgitptellt fir das gesamte Gemein-
degebiet die sich aus der beabsichtigten stadtebanl Entwicklung ergebende Art der
Nutzung nach den voraussehbaren Bedurfnissen deei@ée in den Grundzigen dar.

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan der Stathid€d(Anhalt) ist das Plangebiet
der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8e2dgBseits Merziener StraRe“ als
gemischte Bauflache dargestellt.

Die 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8e2d@seits Merziener StralRe* wird
gemall § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsiglerstadt Kéthen (Anhalt)
entwickelt.

3.4  Landschaftsplanung

Im LANDSCHAFTSPLAN DERSTADT KOTHEN (ANHALT), ENTWURF (1997),Karte 9 ,Ent-
wicklungsplan’ ist sowohl das Planungsgebiet sedibstauch die unmittelbar westlich
und nordlich angrenzenden Flachen als gemischtéid®hen dargestellt. Ostlich und
sudlich sind eine Sonderbauflache bzw. eine gewbdBauflache ausgewiesen.
Nachfolgende Nutzungsregelungen (N) und Sicherwnggsihrungen (S) werden fir die
angrenzenden Flachen vorgeschlagen:

N 46 ,Ostlich Feuerwehriibungsplatz*

Beraumung einer derzeit gewerblich genutzten FlaEmesiegelung, Bodenlockerung
und Rekultivierung. Nachnutzung als 6ffentliche @léiche in Abh&ngigkeit von einer
gegebenenfalls erforderlichen AltlastensanierunljerAativ ist eine Aufforstung der
Flache vorzusehen.

S 7 ,Feuerwehribungsplatz*

Sperrung der Wasserfassungen in den angrenzenaamg&itenanlagen. Regelmaliige
Uberwachung des Grundwassers im Abstrom und deséh&asn den angrenzenden
Drainagegréaben.

S 8 ,Deponie Ziegelei*
Erarbeitung und Umsetzung eines Sicherungskonzéiptee Deponie. Uberwachung
des Grundwasserabstroms im Zusammenhang mit S 7.

Als Mafinahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick von Boden, Natur und
Landschaft (SPE) wird genannt:

SPE 20 ,Ziegeleiteich Klepzig*“:

Schutz und Entwicklung des Gewassers und eineu@theecke Uberwiegend einheimi-
scher Arten. Erhalt des Rohrichtstreifens am Nambd Ostufer des Teiches. Bepflan-
zung der Brachflache 0Ostlich des Ziegelteiches Bammen und Strauchern einheimi-
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scher, standortgerechter Arten (Artenliste 5). NAawuchs- und Entwicklungspflege
ist das Gehdlz der Sukzession zu Uberlassen. Rfignzon GroRbdumen (Artenliste 5)
am sudlichen und westlichen Ufer des Teiches atbt@&rschattung zwischen dem
Einkaufszentrum und der freien Landschaft. Erhall @flege der Baume. Erhalt und
Pflege der Strauchhecke nordlich des Teiches Ngghpflanzung von Strauchern.

Aus diesen Darstellungen des Entwicklungsplanesetasich im Rahmen der vorlie-
genden Bebauungsplanédnderung keine konkreten Mafgmaableiten.

Gemald dem allgemeinen Leitbild deSNDSCHAFTSPLANES DERSTADT KOTHEN (AN-
HALT), ENTWURF (1997) sind flr die einzelnen Schutzgiter des NMatushaltes nach-
folgende Erfordernisse zur Erhaltung und Verbessgrder Funktionsfahigkeit von
Natur und Landschaft im Gebiet der Stadt Kéthergesehen:

« Prifung der Entsiegelung und Rekultivierung von &dcuf ungenutzten Fla-
chen

« Sanierung von Altlasten im Boden

+ Regenwasserversickerung vor Ort

« Minimierung der Neuversiegelung

« Erhalt, Sicherung und Erweiterung innerstadtischmflachen

+ Sicherung und Aufbau eines Biotopverbundsystems.

Diese allgemeinen Empfehlungen wurden im RahmenAdéstellung des Ursprungs-

Bebauungsplanes beachtet und umgesetzt. Da mitatéegenden 7. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 8./ 8.2 im Vergleich zum Unsgsy Bebauungsplan keine neuen
bzw. zusatzlichen Eingriffe in Natur und Landschatdtbereitet werden, sind ebenfalls
keine Flachen oder MaRnahmen flir den Ausgleichrafbch und werden somit nicht

festgesetzt.

3.5Bebauungsplanung

Fur das Plangebiet der vorliegenden Anderung existin rechtskraftiger Bebauungs-
plan (Bebauungsplan Nr. 8.1/ 8.2 ,Beiderseits Maver StralRe” der Stadt Kéthen (An-
halt).
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Kartengrundlage:
Liegenschaftskarte des Katasteramtes

Kéthen

Gemeinde: Kothen (Anhalt), Stadt
Gemarkung: Kothen

Flur: 5, 27, 28 (teilweise)
Mafstab: 1:1000

Stand der Planunterlage (Monat, Jahr)

Oktober 2001
Erlaubnis zur Vervielfaltigung und Ver-
breitung durch das Katasteramt:
Kothen
am: 28.02.2002
Aktenzeichen: A1-517-02
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In der folgenden Ubersicht sind die bisherigen $&tgtingen den geplanten Festsetzun-
gen des Anderungsgebietes gegeniibergestellt.

Anderungsgebiet bisherige Festsetzungen im B-Plan Nr. 8.1/ 8.; Festsetzungen der 7. Anderung des B-Planes
.Beiderseits Merziener StraBe“ der Stadt Nr. 8.1/ 8.2 ,Beiderseits Merziener Strale" der
Kaéthen (Anhalt) Stadt Kéthen (Anhalt) -

Flurstiicke 43/6, 44/2 MI mit Nutzungseinschréankungen MI mit Nutzungseinschrankungen

und 45/3 (alle teil-
weise) FIur(5 Gemar- (Ausschluss. Einzelhandel u. VergnigungsstagEinzelhandel zulassig mit Ausnahme innenstadtre-

kung Kothen ten) Ie_vantem Sortiment geméiB__ modifizigrter .Kothener
Liste" u. Ausschluss Vergnugungsstatten)
(ca. 3.450 m?)

GRZ =06 GRz=06

GFZ=12 GFz=12

Zahl der Vollgeschosse = II Zahl der Vollgeschosse = Il

Versorgungsflache Abfall Mi
2'
Gesamtflache: (ca.150 m?)
ca. 3.600 m? Baugrenzen und Baulinie Baugrenzen (ausschlieRlich)

Des Weiteren liegt das Anderungsgebiet innerhaitGadenze des Eingriffsteilgebietes
TG 3.

. R N
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Westlich des Anderungsgebiets ist eine offentli@rénflache mit der Zweckbestim-
mung ,Parkanlage’ und einer Stral3enverkehrsflacbsomderer Zweckbestimmung
,FuR-/ Radweg' festgesetzt. Textlich ist fur die®areich festgesetzt, dass die vorhan-
denen Baume und die Wegeverbindung zwischen ,MeeziStral3e‘ und den Kleingéar-
ten im Nordwesten zu erhalten sind.

Nordlich des Plangebiets ist eine Flache fur Birgamund fur die Erhaltung von B&u-
men, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen fedige®ie vorhanden Baume und
Straucher sind zu erhalten und bei Abgang entsprethachzupflanzen.

Im Osten grenzt eine StraRenverkehrsflache an deeringsbereich, dahinter er-
streckt sich der Geltungsbereich des Vorhaben-EnsdhlieBungsplanes Nr. 11 ,Ein-
kaufszentrum Merziener Straf3e”.

Sudlich tangiert das Anderungsgebiet die festges@&@tralenverkehrsflache (Merzien-
er Straf3e') und dahinter ist ein Gewerbegebiet 25testgesetzt.

Das Planungserfordernis der Planaufstellung restdtiseinerzeit aus dem planerischen
Leitsatz eine geordnete stadtebauliche Entwickinregnem Gebiet sicherzustellen, das
durch eine komplizierte Nutzungsstruktur mit Wohn&ewerbe und grof3flachigem
Einzelhandel geprégt ist. Weitere Ziele sind diesweisung erganzender/ abgerundeter
Gewerbe- und Wohnbauflachen sowie eine besserenfduabg des sudlich angrenzen-
den Gewerbegebietes an die ,Merziener Stral3e' diiefrestsetzung einer neuen Ver-
kehrsverbindung.

In der Begriindung zum Bebauungsplan werden untpr Kglnhalte der Planung*“ fur
das Teilgebiet MI 2 folgende Ausfiihrungen gemacht.

Ml 2 Die Festsetzung des Teilgebietes als Misclegedrfolgte mit dem Ziel,
das vorhandene Flachenpotential zwischen sondetgehind mischge-
bietstypischer Nutzung im Osten und Westen und geygebietstypischer
Nutzung sudlich der Merziener Stral3e mit einer lwkegiglich vertragli-
chen Art der Nutzung auszuftillen und somit einechal im stadtebauli-
chen Geflige zu schliel3en.

Grund- und Geschol3flachenzahl (GRZ 0,6, GFZ 1,23peechen dem
Hochstmald nach § 17 BauNVO und erlauben eine \wafdcche Nutzung
der Flache.

Die festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse (Z =otigntiert sich an der
vorhandenen Bebauung der Umgebung.

Die festgesetzten Nutzungsbeschrankungen (Vergmsgtitten und Ein-
zelhandel werden ausgeschlossen) sollen die Engalter Eigenart des
Gebietes gewahrleisten und erzielen im stadtebeniicZusammenhang
eine konsequente Nutzungsgliederung zwischen eieaelleilgebieten
und bewusst eine Ordnung im Gesamtstadtgebiet.
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3.6  Sonstige Planungen
Einzelhandels- und Zentrenkonzept

Aufgrund der gehobenen zentraldrtlichen Wertigkeit die Stadt Kéthen (Anhalt) fur
die eigene Bevolkerung und das Umland wichtige depsngsfunktionen zu erfillen.
Vor diesem Hintergrund wurde einNZELHANDEL- UND ZENTRENKONZEPT FUR DIE
KREISSTADT KOTHEN (ANHALT) (2006) erstellt, das sowohl als strategische dheis
dungsgrundlage fur investive MalRBnhahmen zur StarldesyyVersorgungsstandortes als
auch fur die Bewertung von Ansiedlungsbegehren imzéthandel dienen soll.

Fur das Stadtgebiet wird ein dreistufiges Zentreakpt abgeleitet:

=  A-Zentrum ,Altstadt”

= B-Zentrum , An der Rusternbreite®

= C-Zentrum ,Gewerbegebiet West" und ,Merziener Sgfald
Das Anderungsgebiet grenzt unmittelbar im Ostexlas1C-Zentrum ,Merziener Stra-
3e* an.
Es wird eine zentrenrelevante Sortimentsliste étfiener Liste* vorgeschlagen, welche
im Stadtgebiet zukinftig ausschlieZlich im A- undZg&ntrum angesiedelt werden soll-
te.

. Nahrungs- und Genussmittel inkl. Lebensmittelhandwerk, Reformwaren

Drogeriewaren (inki. Wasch- und Putzmittel), Parfimeriewaren, Kosmetika, Apothekenwa-
ren, Sanitdtswaren

Schnittblumen, zoologischer Bedarf

Papier- und Schreibwaren, Schulbedarf

Zeitschriften, Biicher

Spielwaren, Bastelartikel

Oberbekleidung, Wésche, Kirschnerwaren, Wolle, Kurzwaren, Handarbeiten, Stoffe, sons-

tige Textilien

= Schuhe, Lederbekleidung, Lederwaren, Modewaren inkl. Hiite, Accessoires und Schirme,
Orthopédiewaren

" Sportbekleidung und -schuhe, Sportartikel

. Unterhaltungs- und Haushaltselektronik, Kleinelektronikgerate, Gerate der Telekommunika-

tion, ElektrogroRgeréte
= Musikalien, Ton- und Bildtréager
Computer, Biiroorganisationsmittel, Biro- und Kommunikationstechnik (iiberwiegend auf
Privathaushalte ausgerichtet)
Heimtextilien, Bettwaren, Gardinen und Zubehér
Haushaltswaren, Glas, Porzellan, Keramik, Kunstgewerbe, Geschenkartikel, Antiquitaten
Fotogeréte, Videokameras, Fotowaren
optische Waren, Horgerédteakustik
Uhren, Schmuck, Silberwaren
Fahrréader
Kuchenmdébel, Badeinrichtungen und -ausstattung
Quelle: GMA-Vorschlag
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Die Warengruppen

= Unterhaltungs- und Haushaltselektronik, Kleinelekikgerate, Gerate der Tele-
kommunikation, Elektrogro3gerate

= Musikalien, Ton- und Bildtrager

= Computer, Buroorganisationsmittel, Buro- und Komikationstechnik (tberwie-
gend auf Privathaushalte ausgerichtet)

= [Fotogerate, Videokameras, Fotowaren

entsprechen dem Sortiment, das im geplanten Elektewhmarkt vertrieben werden
soll.

Im Brachen- und Standortkonzept fur Koéthen (Anh@igbelle 15: ,Empfehlungen zur
Weiterentwicklung der Branchen- und Betriebstypendstr in Kdéthen (Anhalt)) wird
fur die Gruppe ,Elektrowaren® eine unterdurchsctiiche Flachenausstattung, Fehlen
eines fuhrenden Filialisten im Bereich der Fuligérmee und daher ein Erganzungsbe-
darf analysiert. Als Empfehlung wird hieraus abdetedass ein mittelflachiger Fach-
markt in der Innenstadt anzusiedeln ist.

Die im Rahmen der Erstellung des Konzeptes durc¢igtsf Erhebung des Einzelhan-
dels erfolgte im Juli/ August 2006. In der Zwischeit hat es vielfaltige Veradnderungen
im Besatz des Einzelhandels in der Kéthener Inaeihgfegeben. Bzgl. der o.g. Waren-
gruppe ,Elektrowaren®, die hauptsachlich dem geiglarElektrofachmarkt zugeordnet
werden kann, sind derzeit in der Koéthener Innendtdiglich zwei kleine Ladenge-
schafte ansassig. Es handelt sich hierbei um estl@dt fur Rundfunk/ TV und Unter-
haltungselektronik am ,Marktplatz’ und ein GescHhéit Haushaltsgerate in der [Klei-
nen Wallstral3e'.

4, Stadtebauliche Bestandsaufnahme
4.1  Eigentumsverhaltnisse

Die Flurstiicke im Geltungsbereich der 7. Anderuag Bebauungsplanes Nr. 8.1/ 8.2
.Beiderseits Merziener Straf3e” sind in Privateigemtund fir das geplante Vorhaben
verfiigbar. Die erworbene GrundstiicksgroRe geht dbar Anderungsbereich hinaus.
Fur diese Grundstiicksteilflache ist eine Anderueg chtskraftigen Festsetzungen
nicht erforderlich.

4.2  Nutzungen im Plangebiet und in der Umgebung

Das Plangebiet ist unbebaut und tGberwiegend uregetsi Die Flache ist als Rasen
bzw. Wiese ausgebildet, im rtickwéartigen nordoséiciBereich befinden sich eine Bir-
ke und ein Obstbaum (Pyrus). Mittig des Gebietgein Fundamentreste im Boden.
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Der Geltungsbereich der 7.
Anderung des BPlanes Nr. 8.1
8.2.bereich von der ,Merziener
Stral3e' aus fotografiert.

Im Hintergrund ist das Ein-
kaufszentrum mit den davor
ausgewiesenen Kunden-
Parkplatzen zu erkennen.

Datum: Mérz 2017

In der Mitte des Plangebietes
befinden sich noch Fundament
reche im Erdreich.

Ansonsten ist das Plangebiet
unbebaut und nicht versiegelt.

Datum: Marz 2017

Im Norden erstreckt sich eine frei gewachsene Gélegke mit einzelnen Baumen.

Entlang der Hecke ist ein Trampelpfad ausgebildatter der Hecke erstreckt sich das
Gelande eines Motorsportclubs. Hier befinden siena@en und Werkstattgebaude so-
wie eine gepflasterte Flache mit einer aus Altredbgesteckten Fahrstrecke.

Ostlich an den Anderungsbereich schliel3t unmittetti@ ZufahrtstraRe zum Einkaufs-
zentrum ,Merziener Stral3te’ an. Auf der gegenlibgdnden Stral3enseite befinden sich
die Kunden-Parkplatze des Centers.

Im Suden tangiert die ,Merziener StraBe‘ das Andgsgebiet. Im Anschluss daran
befinden sich ein ALDI-Markt, Wohnh&user sowie gevliehe Nutzungen.

Im Westen verlauft ein Ful3-/ Radweg mit begleiteriskeauchhecke, dahinter befindet
sich ein Anhangervertrieb/ -verleih und Wohnbebauun

. . X
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Links im Bild ist die frei wach-
sende Baum-/ Strauchhecke z
erkennen.

Entlang der Hecke verlauft ein
Trampelpfad, der vom Ein-
kaufszentrum zum Rad-/ Ful3-
weg flhrt.

Datum: Mérz 2017

Das Foto zeigt das Motorsport
gelande aus westlicher Rich-
tung fotografiert.

Die rechts im Bild zu sehendel
Garagen und Werkstatten lie-
gen unmittelbar hinter der
Baum-/ Strauchhecke.

Datum: Marz 2017

Auf diesem Foto ist die im Os-
ten an das Plangebiet angren-
zende Zufahrtsstraflle zu sehe

Rechts davon befinden sich di

Kundenparkplatze des Ein-
kaufszentrums.

Datum: Mérz 2017

D
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Auf dem Foto ist der westlich
des Plangebietes verlaufende
Ful3-/ Radweg zu sehen. Weg;
begleitend verlauft eine Hecke|

Im Hintergrund verlauft die
,Merziener Stral3e‘ und auf der
anderen Stral3enseite ist ein
ALDI-Markt.

Datum: Marz 2017

4.3 Immissionssituation

Vom Plangebiet gehen nach Realisierung des Baulersaaufgrund des Kunden- und
Anlieferverkehrs Immissionen aus. Die nachstgelegeschutzbedurftigen Wohnnut-

zungen befinden sich westlich an den Anderungstiemsigrenzend und auf der gegen-
Uberliegenden Straf3enseite. Diese WohnbebauungeénnsiBebauungsplanes Nr. 8.1/
8.2 als Mischgebiet gemal? 8 6 BauNVO festgesetdthaben demzufolge einen die-

sem Gebietstypus zugeordneten Schutzstatus.

Die sich durch die vorliegende Plandnderung vorelgh einstellende zusatzliche
Verkehrsbelastung wird im Verhéltnis zu den bergiggebenen Verkehrsbelastungen
als gering eingeschatzt. Insgesamt entspricht gjidagte Nutzung einer fir ein Misch-
gebiet typischen Larmsituation. Aus immissionssetadhtlicher Sicht ist die durch die
Plananderung verursachte zusatzliche Belastungmaghlassigen.

Von den angrenzenden Nutzungen gehen ebenfallssEmés auf das Anderungsge-
biet ein. Dies sind hauptsachlich Immissionen auigrdes StralRenverkehrs, aber auch
Verkehrslarm des angrenzenden MotorsportsclubsgBidante Nutzung ist gegeniber
diesen Immissionen nicht empfindlich, sie wird irell@udeinnern ausgeibt und ist so-
mit weitestgehend vor diesen Immissionen geschitzt.

4.4  Verkehrliche ErschlieBung

Das Plangebiet wird Uber die ,Merziener StralReCldsssen. Aufgrund der Linksabbie-
gespur in der ,Merziener StraRe' ist ein Einbiegeih das Grundstiick des Anderungs-
gebietes nur als Rechtsabbieger maoglich. Gleichktsfly das Herausfahren vom

Grundstiick. Auch hier kann sich ausschliel3lich aohter Fahrtrichtung eingeordnet
werden.

Aufgrund dieser Einschrankung ist eine zusatzliehgchlieBung Uber die vorhandene
ZufahrtsstraBe zum Kaufland-Parkplatz (Flurstiick¥Sinnvoll. Das Flursttick befin-
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det sich in Privateigentum und ist nicht gewidnt&he Anbindung erfordert die Zu-
stimmung der Eigentiimerin. Die Zufahrt ist im Belwagsplan als Stral3enverkehrsfla-
che festgesetzt.

4.5 Ver- und Entsorgung

Im Plangebiet liegen Wasser- und AbwasserkanaleStmdt Kothen (Anhalt) an. Die
Entwasserung des Plangebietes erfolgt im Trennsyste

Eine Versorgung mit Gas kann Uber das Versorgungster Kothen Energie Netz
GmbH erfolgen.

Sowohl ein Strom- als auch ein Anschluss mit Telkwnikationslinien sind im Plan-
gebiet mdglich.

4.6 Denkmalschutz

Im Plangebiet sind keine Baudenkmale vorhandenaroké&ologische Fundstellen be-
kannt.

4.7  Altlasten

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanes.Nr82 wurde durch die Ingeni-
eurgesellschaft fir Bauwesen und Umwelttechnik niiithen eine H5TORISCHEER-
KUNDUNG (2000) aller Altstandorte im Plangebiet vorgenommen

Im Geltungsbereich der Bebauungsplananderung stk kAltlastenverdachtsflachen
bekannt. Nordwestlich des Plangebietes befindétdie Altlastenflache ,Deponie Feu-
erwehribungsplatz”. Es handelt sich um ein Resttheich Tonabbau fir die ehemalige
Ziegelei, welches verfillt und Uberdeckt wurde.

Bei organoleptischen Aufféalligkeiten des Erdbodestgias Umweltamt, untere Boden-
schutzbehdrde, zu informieren (88 2,3 des Bodenzehusfihrungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (BodSchAG) vom 02.April 20021 & fallendem Erdaushub hat
der Wiedereinbau und die Entsorgung von Erdaushtgpeechend der ,Anforderungen
an die stoffliche Verwertung von mineralischen Redfen/ Abféllen”, Mitteilung der
Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 ikassung vom 05.11.2004 i.V. mit
Teil 1i.d.F. vom 06.11.2003, zu erfolgen.
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5. Stadtebauliche Zielkonzeption

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplanes ésfolgdem Hintergrund, das Bau-
vorhaben der Firma EURONICS LUX-Team GmbH auf deslé@de der Merziener

Stral3e Nr. 20 bauplanungsrechtlich zu erméglici@eplant ist ein Elektrofachmarkt

mit Service- und Werkstattbereichen und einer Vigidfgiche von max. 800 m2. Wei-
terhin ist vorgesehen, Prasentationsraume und,Sbgwrooms* vorzuhalten, in denen
z.B. hochwertige Musik- und TV-Anlagen vorgefuhrengen kdnnen. Ebenfalls ist eine
Ausstellung von Kichengeraten vorgesehen, die Auddochveranstaltungen angebo-
ten werden sollen. Des Weiteren sind Raumlichkeifeischulungen u. a. geplant.

Zur Umsetzung dieses Konzepts soll der bestehetal@ér&achmarkt von der Wein-
traubenstralRe in die Merziener Stral3e Nr. 20 aaggelwerden.

Das geplante Vorhaben ist tblicher Weise in eineracMyebiet nach § 6 ®ANVO
generell zul&ssig, im vorliegenden Fall jedoch awig eines Ausschlusses von Einzel-
handel nicht zulassig. Zur Begriindung fur diesezNigseinschrankung wird im Text-
teil zum Bebauungsplan ausgefuihrt, dass die Ermltler Eigenart des Gebietes ge-
wahrleistet werden und im stadtebaulichen Zusamamemheine konsequente Nut-
zungsgliederung zwischen einzelnen Teilgebieten hedusst eine Ordnung im Ge-
samtstadtgebiet erzielt werden soll.

Von dieser Zielstellung wurde bereits im Rahmen réatisierten 1. und 2. Anderung
des Bebauungsplanes abgewichen. Mit der AnsiedlongALDI und Autoland wurde
die im Ursprungs- Bebauungsplan avisierte Zielstgjlder Erhaltung der Eigenart des
Gebietes aufgegeben. Eine konsequente Nutzungsgliegl wurde nicht umgesetzt, die
ursprungliche Zielstellung ist daher obsolet.

In der Regel lasst sich ein Ausschluss von Einzelaadamit begriinden, dass negative
Auswirkungen auf die Handelsstruktur des sanielneenstadtgebietes vermieden wer-
den sollen. Fir die Unterschutzstellung der in@eitstchen Strukturen ist jedoch nicht
ein genereller Ausschluss von Einzelhandel erfdiddersondern lediglich der Aus-
schluss des sog. innenstadtrelevanten Sortiments.

Die in dem HENZELHANDEL- UND ZENTRENKONZEPT FUR DIEKREISSTADTKOTHEN (AN-
HALT) (2006) zusammengetragene ,Kothener Liste* entBprhicht dem aktuellen
Stand der einzelnen Branchen des Einzelhandel®rrKdthener Innenstadt. Derzeit
sind im Innenstadtgebiet nur zwei Geschafte andekiedie das Sortiment des geplan-
ten Elektrofachmarktes vertreiben.

Um negative Auswirkungen auf die Handelsstrukturveumeiden werden inhaltlich
zwei Einschrdnkungen vorgenommen:

1. Der Ausschluss des Einzelhandels bleibt im Wesdrah auf das innenstadtre-
levante Sortiment bestehen. Die ,Kdthener Listefdwnodifiziert und es wer-
den lediglich die Warengruppen gestrichen, die onkketen Fall am Standort
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vertrieben werden sollen. Dadurch wird sicherglstghss sich auch bei einer
ggf. spateren Nutzungsénderung des Elektrofachemrkéine Auswirkungen
auf andere Branchen des innenstadtrelevanten Smtsnergeben konnen.

Die Auswirkungen fur die vorhandene Handelsstrukiarden durch die Modi-

fizierung der ,Kothener Liste* minimiert. Wenn ulb@upt ist ein sehr geringer
Kreis von Einzelhandlern in der Innenstadt betrofiéu bedenken ist in diesem
Zusammenhang, dass es sich nicht um die Neuansgeeéiner grof3en Einzel-
handelskette handelt, sondern um eine Geschafigegting und Erweiterung
eines bereits bestehenden Einzelhandelsgeschaftederzeitig bereits gegebe-
nen Standortnachteile in der ,Weintraubenstral3ehléchte Erreichbarkeit fur
Kunden, eingeschrankte Anlieferung von Neuware flindReparaturgerate, kei-
ne ausreichende Verkaufsflache, kein ausreicheRt&zangebot fur Werkstat-
ten, Prasentationen, Schulungen u. a.) kbnnterhcdeine Neuansiedlung in der
Innenstadt (Ful3gdngerzone) nicht kompensiert werden Gegenteil sie wir-

den noch verstarkt.

2. Die Grolenordnung des Elektrofachmarktes bewedt &ic einem fir ein
Mischgebiet zulassigen Wert fur Einzelhandelseltingen (Verkaufsflache
von 800 m?).

In der Innenstadt von Kéthen (Anhalt) ist kein geeites Objekt verfugbar, das die er-
forderlichen Standortfaktoren erfullt. Der Standarter ,Merziener Stral3e‘ erfullt die-
se jedoch in besonderem Mal3e. Er bietet ausreicR&xid fur eine ansprechende Pra-
sentation der Waren, fur die Erweiterung des Serwiid Werkstattbereichs sowie der
sonstigen geplanten Raumlichkeiten und ist mit édav sehr gut erreichbar. Insbeson-
dere fur die Reparatur von Elektrogeraten kanmimittelbarer Nahe zum Werkstattbe-
reich eine kundenfreundliche Anlieferzone geschmaiferden.

Das Grundstlck in der ,Merziener Stral3e’ steht daiiren zum Verkauf und konnte mit
den derzeit geltenden Nutzungseinschrankungen aernarktet werden. Mit der vor-

liegenden Anderung des Bebauungsplanes werden Hesennisse beseitigt und die
Flache einer geordneten Entwicklung zugefihrt.

Das Gebiet ist bereits erschlossen und bietet mbhered Platz fir das geplante Vorha-
ben. Aufgrund der besseren Auslastung der vorhamderirastruktur erfolgt insgesamt
ein schonender Umgang mit Grund und Boden und eo¥dmpete stadtebauliche Ent-
wicklung bleibt gewabhrt.

Ebenfalls sind mit der geplanten Ansiedlung keioestigen negativen Auswirkungen

verbunden. Der Fachmarkt verursacht keine Emisseijodee Uber den Stérungsgrad

eines in einem Mischgebiet zulassigen Gewerbelbesi@inausgehen. Ebenso fiigt sich
die geplante Nutzung in die vorhandene Nutzungsstruer Umgebung ein und wertet

bei entsprechender Gestaltung das Stadtbild aerdiesponierten Standort auf.
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6.  Festsetzungen im Anderungsgebiet
6.1  Artder baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird auf Grund des unter Kap. 1rgelagten Planerfordernisses und

der im Kap. 2.2 dargelegten Ziele der Planung witeals Mischgebiet gemal § 6
BAUNVO festgesetzt.

Aus den im Kap. ,Stadtebauliches Konzept' dargeegbrinden erfolgt fiir den Ande-
rungsbereich eine separate textliche Festsetzungutéissigkeit von speziellen Einzel-
handelsbetrieben und zur maximalen GréRRe der Vés#ache.

Festsetzung:

Mischgebiet MI 2 (§ 6 BUNVO)

(1) Auf der Grundlage von 8 1 Abs. 5 und Abs. 9 BY® wird festgesetzt, dass im

MischgebietMi 2 nicht alle Einzelhandelsbetriebe zulassig sindgiEgolgende
Regelung:

- Einzelhandel ohne innenstadtrelevantesi8ent entsprechend der ,,Kéthener
Liste” gemanR geltendem Einzelhandels- und Zektmerept fir die Kreisstadt
Kdthen (Anhalt) sind allgemein zulassig.

- Von den Einzelhandelsbetrieben mit innadiselevantem Sortiment entspre-

chend der ,Kéthener Liste" sind Einzelhandelskeét mit folgenden Hauptsorti-
menten zulassig:

* Unterhaltungs-, Haus- und Heimelektronik
* Computer, Buro- und Kommunikationstechnik

wenn sie mit Prasentation, Service-, Reparaitu Dienstleistungen verbunden
sind.

Als ergdnzende Nebensortimente sind Musikalieh Fotowaren Ton- und
Bildtrager

(2) Die Festsetzung zum Ausschluss von Vergnigtéigss bleibt erhalten.
(Textliche Festsetzung Nr. 1.1.1 des Ursprungs-aBabhgsplanes).

Die Ubrigen Festsetzungen zur Art der baulicherztthg des Ursprungs- Bebauungs-
planes, einschliel3lich des Ausschlusses von Vergmigstatten, bleiben bestehen.
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6.2 Mal der baulichen Nutzung

Die im Ursprungs- Bebauungsplan betroffen Festsgizn zum MalR der baulichen
Nutzung bleiben unverandert. Es gelten weiterhin

- eine maximale Grundflachenzahl von 0,6
- eine maximale Zahl der Vollgeschosse von I
- eine maximale Geschossflachenzahl von 1,2.

6.3 Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflachen

Fur das Anderungsgebiet wird im Ursprungs- Bebaspiam keine Bauweise festge-
setzt. Vom Grundsatz her gilt hier die offene BaseeDies bedeutet, dass sich die
Grenzabstédnde aus deABRDNUNG DESLANDES SACHSEN-ANHALT (BAUO LSA) er-
geben. Diese planerische Vorgabe wird weiterhibddgalten.

In einem Teilabschnitt entlang der ,Merziener S¢¢aidird im Ursprungs- Bebauungs-
plan eine Baulinie, ansonsten werden Baugrenzége®estzt. Die Festsetzung der Bau-
linie, auf der zwingend das Geb&ude errichtet werdass, wird im Ursprungs- Bebau-
ungsplan nicht ndher begrindet und kann an dids#te &us stadtebaulicher Sicht nicht
nachvollzogen werden. Ein einheitlicher Abstand historischen Bebauung zur ,Mer-
ziener Stral3e’ ist nicht gegeben. Ebenfalls wuidedbs angrenzende Einkaufscenter
keine entsprechende stral3enbegleitende BebauuhgiemtaDamit ist im gesamten
Umfeld des Plangebiets keine einheitliche Bauflggdgeben und von den vorhandenen
Gebauden geht fur den StralRenraum keine raumbgdéhkung aus.

Aus diesem Grund werden fiir den Anderungsbereiohedtiich Baugrenzen festge-
setzt, die einen ausreichenden Gestaltungsspielfaumie Errichtung des Gebaudes
und der baulichen Anlagen erméglichen.

7. Technische Erschliel3ung
8.1  Verkehrserschlielung

Das Plangebiet wird tber die vorhandenen Zufahateder ,Merziener Stral3e* (L 136)
erschlossen. Geplante Anbindungen an diese Stra@emst der Landesstral3enbaube-
horde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Ost in DeRsddlau abzustimmen.

7.2  Wasserwirtschaftliche Erschliel3ung/ Brandschutz

Das Plangebiet kann an das bestehende Wasser- lmmdsfernetz der Stadt Kothen
(Anhalt) angeschlossen werden. Die Entwasserun@ Begebietes erfolgt gegenwartig
im Trennsystem.
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Laut Aussage der MIDEWA GmbH stellt diese grundsiizkein Loschwasser zur
Verfigung. Die Wasserlieferung erfolgt nach Konnem Vermdgen und es werden
seitens der MIDEWA keine Maximalmengen garantigspesondere nicht fur Losch-
zwecke. Als Erganzung zum Trinkwassernetz kommerDeekung des Loschbedarfes
erganzend in Betracht:

Als Einrichtungen kénnen dabei in Frage kommen:

a) natdrliche Wasserentnahmestellen - Fllisse,8adbar Seen

b) kunstliche Wasserentnahmestellen - Loschwasslegte nach DIN 14210
- Léschwasserbrunnen nach DIN 14220
- Unterirdische L6sch-
wasserbehalter nach DIN 14230

Fur die Ermittlung des Loschwasserbedarfs ist dieEWassersicherstellungsverord-
nung vom 31.03.1970 (BGBI.l 1970 Nr. 33 S. 357) winel Technischen Regeln des
Arbeitsblattes W 405 ,Bereitstellung von Loschwaisderch die 6ffentliche Trinkwas-

serversorgung“ vom Juli 1978 des DVGW e. V. zu héat. Der Objektschutz ist der
Uber den Grundschutz hinausgehende objektbezogesed€hutz, fur Objekte mit

erhohtem Brandrisiko, fur Objekte mit erhbhtem Beesirisiko und fur sonstige Ein-

zelobjekte.

Nach Abschnitt 4.1 des Arbeitsblattes W 405 wird ldéschwasserbedarf fiir den Ob-
jektschutz von der Behorde, die fiur den Brandschkustandig ist, festgestellt. Hierzu
ist eine Abstimmung mit dem Brandschutzprifer daadkreises Anhalt-Bitterfeld er-
forderlich.

Der Nachweis der ausreichenden Loschwasservergprgtimn Abstimmung mit dem
ortlich zustadndigen Wasserversorgungsunternehmeiilwen und der Brandschutzbe-
horde des Landkreises vorzulegen.

Im Rahmen der Bebauung sind insbesondere die lbadeschtlichen Vorschriften flr
Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken flrkesatz der Feuerldsch- und Ret-
tungsgerate zu beachten.

7.3 Energieversorgung/ Telekommunikation

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgtaudie MITNETZ Strom. Eine aus-
reichende Versorgung kann sichergestellt werdeneinel Fernmeldeversorgung kann
ebenfalls erfolgen.
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7.4  Abfallbeseitigung

Trager der Abfallbeseitigung ist der Landkreis Atiatterfeld. Die Entsorgung der
festen Abfallstoffe wird zentral Uber ein vom Langik beauftragtes Unternehmen
durchgefuhrt.

Eine separate Versorgungsflache fur Mullbehéltentainer ist nicht mehr festgesetzt.
Auf dem Grundstick ist ausreichend Platz fur eiS&andplatz vorhanden, so dass eine
ordnungsgemalie Entsorgung durch Millfahrzeuge otogit.

8. Planungsstatistik

Art der Nutzung Flaﬁr;e o
Mischgebiet 0,36 h4g
Gesamtflache 0,36 ha|

0. Verfahren

Die Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung wirdngaR § 13 Abs. 1A&GB im ver-
einfachten Verfahren durchgefuhrt. Somit wird var &tihzeitigen Unterrichtung und
Erérterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs.AUBB abgesehen. Die Beteiligung der Of-
fentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 ABsBAUGB. Die Behotrden und sons-
tigen Trager Offentlicher Belange werden von deteBigung der Offentlichkeit be-
nachrichtigt und nach § 4 Abs. 2BGB beteiligt.

9.1  Beteiligung der Offentlichkeit
Der Entwurf der 7. Anderung des Bebauungsplane8Nr8.2 ,Beiderseits Merziener

Stral3e” wird gemafld 8 3 Abs. 2BGB mit Begrindung vom . . bis eirlsdb-
lich . . oOffentlich ausgelegt. OrtcuDauer der Auslegung werden am
im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhaib). nach 8§ 3 Abs. 2ABGB mit

dem Hinweis bekannt gemacht, dass Anregungen wdtdeser Auslegungsfrist vor-
gebracht werden kénnen.
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9.2  Beteiligung der Behorden

Die Beteiligung der Behérden nach § 4 Abs. &sBB wird durchgefuhrt, indem den
Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher BelangeSchreiben vom ... . ... .2017
der Entwurfs der 7. Anderung des Bebauungsplane8Mi8.2 ,Beiderseits Merziener
Stral3e” - Auslegungsexemplar zur Stellungnahmesalgekt wird.

Es wird davon ausgegangen, dass die von der Plaperidprten Belange ohne frih-
zeitige Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligungaimsreichendem MafRe ermittelt und
zutreffend bewertet werden koénnen.

9.3 Verfahrensvermerk

Der Entwurf der 7. Anderung des Bebauungsplane8Nr8.2 ,Beiderseits Merziener
Stral3e* hat zusammen mit der dazugehdrigen Begrignduder Zeit vom

bis einschlief3lich . . offentlichder Stadtverwaltung Kéthen (Anhalt), Stadt-
planungsabteilung, WallstraR3e 1-5, wéhrend der fdmmiten zu jedermanns Einsicht
Offentlich ausgelegen.

Die vorliegende Begriindung war Grundlage des Sgshaschlusses vom

Kdthen (Anhalt), ......ccccceeeiiiiiiinnne.

Oberbiurgermeister
der Stadt Kothen (Anhalt)
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017076/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 29
Amt: Bereich 061 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017076/3
Az.: erstellt am: 16.05.2017
Betreff

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Geléande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt)
hier: Abwéagung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange (TO6B) - Abwagungsbeschluss

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]01.06.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 01.06.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

1.

Gemal der Sachdarstellung zur Beschlussvorlage werden auf der
Planzeichnung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kdthen GmbH* in Kdthen (Anhalt)
folgende Erg&nzungen vorgenommen:

11

In der Darlegung der rechtlichen Wirkung der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 9 wird der Hinweis zur Weitergeltung der ortlichen
Bauvorschriften des Ursprungs- Bebauungsplanes gemaf § 85 BauO LSA fir
das Anderungsgebiet erganzt.



1.2

Bei der textlichen Festsetzung zur zeitlichen Umsetzung der
Ausgleichsmaflinahmen (textliche Festsetzungen Nr. 3 und 4) wird zur
Klarstellung der Klammerausdruck ,(textliche Festsetzung Nr. 3 und 4)“
eingeflgt.

1.3
In der textlichen Festsetzung Nr. 3 entfallt die Formulierung ,in Uberlagerung
der Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen®.

14
Bei der textlichen Festsetzung Nr. 4 entféllt bei der Liste der Geholzarten das
Wort ,Auswahl".

2.

Nach Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange entsprechend dem zu
diesem Beschluss vorliegenden Abwagungsprotokoll (Anlage 2) und der
Sachdarstellung zur Beschlussvorlage werden in der Begriindung zur

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) folgende
Korrekturen und Ergdnzungen vorgenommen:

2.1

In das Kapitel 3.1 ,Raumordnung” und in das Quellen- und
Literaturverzeichnis wird der aktuelle Verfahrensstand der Regionalpléne und
der einzelnen Teilplane gemaf Abwéagungsprotokoll aufgenommen

(Anlage 2 T6B Nr. 3 und 4).

2.2

In das Kapitel 7 ,Hinweise" wird der Hinweis des Amtes fiir Brand- und
Katastrophenschutz und Rettungsdienst aufgenommen

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.3

Die im Kapitel 5.2.6 ,Schutzgut Mensch” enthaltenen Aussagen zum
Altlastenverdacht werden gemaR den Inhalten des Kapitels 2.3 ,Altlasten”
angepasst

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.4

Im Kapitel 5.2.6 ,Schutzgut Mensch* werden Aussagen zum
Kampfmittelverdacht erganzt

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.5

Die im Kapitel 5.3 ,Prognose Uber die Entwicklung des Umweltschutzes bei
Durchfiihrung der Planung” in der Tabelle 2 enthaltenen Ausfiihrungen zu
Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Grundwasser durch
beschadigte Gebrauchtfahrzeuge entfallen

(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.6
Die Hinweise der Unteren Naturschutzbehorde zum Artenschutz werden in



die Begrundung unter Kapitel 7 ,Hinweise" aufgenommen
(Anlage 2, T6B Nr. 3).

2.7

Der Hinweis der Regionalen Planungsgemeinschaft zur Bertcksichtigung in
Aufstellung befindlicher Ziele der Raumordnung wird in die Begriindung unter
Kapitel 3.1 ,Raumordnung”“ aufgenommen (Anlage 2, T6B Nr. 4).

Gesetzliche Grundlagen:
88 1 - 4a, 8 -11 Baugesetzbuch (BauGB)
88 5, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Verfahrensstand

Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) mit der dazugehdérigen
Begriindung wurde am 16.06.2016 vom Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) gebilligt und die
offentliche Auslegung des Bebauungsplanes mit Begriindung sowie der wesentlichen,
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen fir die Dauer eines Monats wurde
beschlossen (Beschluss Nr. 2016/StR/13/002). Die 6ffentliche Auslegung gemaf § 3 (2)
BauGB wurde am 24.06.2016 im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) bekannt gemacht und
fand vom 04. 07. bis 05.08. 2016 in der Stadtverwaltung Kéthen statt. Die Behérden und
Trager offentlicher Belange (T6B) wurden mit Schreiben vom 20./21.06.2016 um
Stellungnahme zum Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 gebeten.

2. Auswertung der 6ffentlichen Auslegung / Offentlichkeitsbeteiligung

Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen von Birgern
abgegeben.

3. Auswertung der Beteiligung der Beh6érden und sonstigen Trager
offentlicher Belange (T6B)

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange (T6B) wurden nach § 4 (2) BauGB
schriftlich (mit Schreiben vom 20./21.06.2016) um Stellungnahme gebeten. Es wurden 9
TOB beteiligt. 5 TOB gaben eine Stellungnahme ab (Anlage 1, Liste der beteiligten Behdrden
/ Trager offentlicher Belange).

Bei der friihzeitigen Beteiligung der T6B gemaf § 4(1) BauGB war bereits ein umfangreicher
Vorentwurf zu den T6B gesandt worden. Dabei wurden 39 T6B beteiligt. Die Behérden,
welche geantwortet hatten und mitteilten, dass deren Belange nicht bertihrt seien bzw. keine
Bedenken und Hinweise vorlagen, wurden nach § 4(2) BauGB nicht noch einmal beteiligt.
Bei der Beteiligung geméan § 4(2) BauGB wurden deshalb nur noch 9 T6B zur
Stellungnahme zum Entwurf der Bebauungsplanéanderung aufgefordert.

4. Abwagung

Die Abwagungsvorschlage zu den Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange (T6B) wurden protokolliert und sind der Beschlussvorlage in der Anlage
2 beigefigt.

Die aus diesen Abwagungsvorschlagen resultierenden Anderungen sind geringfiigige
Erganzungen und Korrekturen der Begriindung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
9 (Beschlussvorschlage 2.1 bis 2.7). In der Anlage 2 sind diese mit Fettdruck
hervorgehoben.

Die Beschlussvorschlage 1.1 bis 1.4 betreffen Ergdnzungen bzw. Korrekturen der
Planzeichnung und stellen keine Anderung des Bebauungsplanes dar.

Zu Beschlussvorschlag 1.1:

Die Planzeichnung enthalt eine Darstellung der rechtlichen Wirkung der
Bebauungsplananderung in Bezug auf den Ursprungsbebauungsplan. Der
Ursprungsbebauungsplan enthélt drtliche Bauvorschriften, die nicht Gegenstand der
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 sind. Mit dem Satz ,Die mit dem
Ursprungsbebauungsplan erlassenen ortlichen Bauvorschriften gemal § 85 BauO



LSA gelten weiter auch fiir den Anderungsbereich.” wird dieser Sachverhalt
klargestellt.

Zu Beschlussvorschlag 1.2:

Die textliche Festsetzung: ,Die Ausgleichsmaflinahmen muissen spatestens zwolf
Monate nach Rechtswirksamkeit der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9
"Gelande der ehemaligen Fdérderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" der Stadt
Kdthen (Anhalt) fachgerecht ausgefihrt werden.” gilt fiir die textlichen Festsetzungen
Nr. 3 und Nr.4. Um Irrtimern vorzubeugen, wird die Einfligung diesbeztiglich
erforderlich.

Zu den Beschlussvorschlagen 1.3 und 1.4:

Hier handelt es sich um Uberflissige Textteile, die weggelassen werden sollten.
Die private Grunflache ist eindeutig definiert (Beschlussvorschlag 1.3).
Die Gehoblzarten sind vorgegeben, sie sind keine Auswahl (Beschlussvorschlag 1.4).

Die Erganzungen bzw. Korrekturen der Planzeichnung (Beschlussvorschlage 1.1 bis 1.4)
sowie die Ergdnzungen im Begrindungstext (Beschlussvorschlage 2.1 bis 2.7) berthren
keine offentlichen und privaten Belange, eine nochmalige Beteiligung der Offentlichkeit und
der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf § 4a BauGB ist deshalb
nicht erforderlich.
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Beteiligung Eingang
Nr. To6B / Behorde Unterabteilung / Amt geman § 4(2) Stellungnahme vom Zusmmenfassung Inhalt SN / Bemerkungen Abwagung
BauGB / Posteingang
1 Ministerium fir Referat 44 19.07./22.07.2016 nicht raumbedeutsam; Verweis auf SN vom 18.01.2016
Landesentwicklung und Verkehr X
des Landes Sachsen- Anhalt X nein
AuRenstelle Halle
2 Landesverwaltungsamt Referat 204 Bauwesen per E- Mail 25.07.2016 Ref. 307 (Verkehr), 402 (Immissionsschutz), 404 (Wasserwirtschaft) und 407 (obere NatschB): keine Belange beriihrt; Verweis auf SN LK;
Sachsen-Anhalt % Hinweis auf Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht X
ja
8] Landkreis Anhalt- Bitterfeld 63 - Bauordnungsamt / SG 14.07./ 18.07.2016 Raumordnung: keine Bedenken ; Hinweis auf REP A-B-W Neuaufstellung; Brand- u. Katastrophenschutz: Kampfmittelverdachtsflache, Hinweise
Bauplanung mit Relevanz fiirs Baugenehmigungsverfahren; Umweltamt: Bodenschutz: Korrektur in Begriindung (Kapitel 5..6, S. 26) erforderlich, - jedoch im
konkreten Geltungsbereich der 2. Anderung stimmt die Aussage; Korrektur Kap. 5.3 Tabelle 2 auslaufende Betriebsstoffe; Wasserrecht:
beschadigte Fahrzeuge diirfen nicht auf wasserdurchlassiger Schotterflache abgestellt oder repariert werden, Hinweise zum eventuellen
Autowaschen, Regenwasserableitung; Naturschutz: Hinweise zum Artenschutz, zum Schutz von Geholzen bei der Baufeldfreimachung
X ia
4 Regionale 01.07./05.07.2016 In Aufstellung befindliche Erfordernisse der Raumordnung stehen der Planung nicht entgegen.
Planungsgemeinschaft Anhalt- .
Bitterfeld-Wittenberg X ja
5 Amt fur Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten
6 Landesamt fiir Denkmalpflege
und Archéologie Sachsen -
Anhalt
7 Stadt Kéthen (Anhalt) Untere
Denkmalschutzbehérde
8 Landesamt fur Dezernat 54
Verbraucherschutz Sachsen- Gewerbeaufsicht Ost
Anhalt
9 Landesamt fur Geologie und Abteilung 3
Bergwesen
10 Landesamt fur Vermessung und
Geoinformation des Landes
Sachsen-Anhalt
11 Landesstraenbaubehérde Regionalbereich Ost per E- Mail 22.07.2016; Stellungnahme vom 21.12.2015 behalt Giiltigkeit
Post: 22.07. / 22.07.2016 "
X ja
12 LandesstraBenbaubehérde Regionalbereich Sud
13 Bau- und Niederlassung Std-Ost
Liegenschaftsmanagement
Sachsen-Anhalt
ABWAGUNGSBESCHLUSS

1/3

ANLAGE 1





Liste der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Beteiligung nach § 4 (2) BauGB

2. Anderung BP Nr. 9

Beteiligung Eingang
Nr. To6B / Behorde Unterabteilung / Amt geman § 4(2) Stellungnahme vom Zusmmenfassung Inhalt SN / Bemerkungen Abwagung
BauGB / Posteingang

14 Bundesanstalt fiir Nebenstelle Halle,

Immobilienaufgaben Facilitymanagement
15 DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Leipzig
16 Nahverkehrsservice Sachsen-

Anhalt GmbH
17 Agentur fur Arbeit
18 Handwerkskammer Halle (Saale)
19 Industrie- und Handelskammer

Halle-Dessau
20 MITNETZ Strom Mitteldeutsche Stellungnahme v. 11.02.16 behalt Gilltigkeit; nicht fristgerecht / ein halbes Jahr zu spat eingegangen

Netzgesellschaft Strom mbH X 24.01.2017 nein
21 MIDEWA GmbH Niederlassung Anhalt-

Harzvorland X - -

22 Deutsche Telekom

Netzproduktion GmbH
23 Bundesnetzagentur
24 DBD Deutsche Breitbanddienste

GmbH
25 MIT GAS Mitteldeutsche Bereich Netzservice

Gasversorgung GmbH Fachbereich Betrieb

Hochdruckanlagen

26 GDMcom Gesellschaft fir

Dokumentation und

Telekommunikation mbH
27 Netzgesellschaft Kéthen mbH
28 Tonsmeier Entsorgung GmbH
29 Vetter GmbH
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Liste der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Beteiligung nach § 4 (2) BauGB

2. Anderung BP Nr. 9

Beteiligung Eingang
Nr. To6B / Behorde Unterabteilung / Amt geman § 4(2) Stellungnahme vom Zusmmenfassung Inhalt SN / Bemerkungen Abwagung
BauGB / Posteingang

30 Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Polizeirevier Anhalt -

Ost Bitterfeld
31 Bundesamt fur Infrastruktur, Infral 3

Umweltschutz und

Dienstleistungen der

Bundeswehr
32 Evangelisches Pfarramt St.

Jacob
33 Katholisches Pfarramt St.

Maria/St.Anna
34 Kirche Jesu Christi der Heiligen

der letzten Tage
35 Hochschule Anhalt (FH)
36 Unterhaltungsverband

"Westliche Fuhne/Ziethe"

Korperschaft des offentlichen

Rechts OT PeiRBen
37 Unterhaltungsverband Taube /

Landgraben
38 Abwasserverband Kéthen

X - -

39 Abwasserzweckverband Klaranlage Criichern

“Ziethetal"
40 Gemeinde Osternienburger

Land
41 Stadt Stdliches Anhalt
42 Stadt Kénnern

X -

43 Stadt Bernburg
44 Zweckverband-Gewerbegebiet Verbandsgeschaftsfihrer

"Um die Dorfstéatte"
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Abwagungsbeschluss ANLAGE 2

04.05.2017

Stadt Kdthen (Anhalt)
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Foérderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH*

Abwagung o6ffentlicher und privater Belange

gemal 88 3 und 4 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. BauGB

Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange

Abwé&gungsvorschlag

2

Landesverwaltungsamt

Landesverwaltungsamt - Postfach 20 02 56 - 08003 Halle {Saale)

nachrichtlich an:

Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Am Flugplatz 1

06366 Kéthen (Anhalt)

vorab per Mail

Stadt Kéthen (Anhalt)
Bau- und Planungsamt
WallstraBe 1-5

06366 Kothen (Anhalt)

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geldnde der ehemaligen For-
deranlagen-und Kranbau GmbH" in Kéthen (Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen des Beteiligungsverfahren nach § 4 Baugesetzbuch (BauGB)
wurde das Landesverwaltungsamt als Tréger oOffentlicher Belange in dem
0.9. Verfahren beteiligt.

Aus Sicht des Landesverwaltungsamtes, unter Beteiligung der Fachreferate

* obere Verkehrsbehtrde (Referat 307),

e obere Immissionsschutzbehérde (Referat 402),

« obere Behorde flr Wasserwirtschaft (Referat 404) und
* obere Naturschutzbehdrde (Referat 407)

lasst sich im Ergebnis feststellen, dass keine Belange ber{ihrt werden, die
den Aufgabenbereich der oberen Landesbehorde betreffen.

Es wird auf die Stellungnahmen der unteren Behdrde des Landkreises An-
halt-Bitterfeld, insbesondere fir die Bereiche Naturschutz, Bodenschutz,

Immissionsschutz und Wasser, verwiesen.

Aus Sicht des Naturschutzes ergibt sich ein Hinweis mit der Bitte um Beach-
tung:

Das Umweltschadensgesetz und das Artenschutzrecht sind zu beachten.

LANDESVERWALTUNGSAMT

Referat Immissionsschutz,
Chemikaliensicherheit,
Gentechnik,

Umweltvertraglichkeitsprifung

Halle, 25.07.2016

Inr Schreiben vom 20.06.2016

Mein Zeichen: 402.5.4-21102/01-

73/2016-BP-2
Ihr Zeichen: Er
Bearbeitet von: Frau Papies

claudia.papies@
Ivwa.sachsen-anhalt.de

Tel.: (0345) 514-1108
Fax: (0345) 514-2512

Dienstgebéude:
Dessauer SiraBe 70
06118 Halle (Saale)

Hauptsitz:
Emst-Kamieth-StraBe 2
06112 Halle (Saale)

Tel.: (0345) 514-0

Fax: (0345) 514-1444
Poststelle@

lvwa sachsen-anhalt.de

Internet:
www.landesverwaltungsamt.
sachsen-anhalt.de

E-Mail-Adresse nur fiir
formlose Mitteilungen
ohne elektronische Signatur

Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt

Deutsche Bundesbank
Filiale Magdeburg

Kenntnisnahme

Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch dieegelhde Bebauungsplanédnderung keine Belange

- der oberen Verkehrsbehorde

- der oberen Immissionsschutzbehérde

- der oberen Behorde fur Wasserwirtschaft und
- der oberen Naturschutzbehorde

berlhrt werden.

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld wurde im Rahmen deifstellung der Bebauungsplanénderung beteiligt un

die Stellungnahmen wurden entsprechend berickgichti

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die aufgefén Gesetze sind u.a. im Kap. 7 ,Hinweise' sowie

Quellen- und Literaturverzeichnis der Begrindunfgediihrt.

BURI( UR RAUMPL
DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK
S

Buro fur Raumplanung - Diplomingenieur Heinrich IPeKdthen (Anhalt) - Béarteichpromenade 31

lvon 8






04.05.2017

Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange

Abwé&gungsvorschlag

2 | Landesverwaltungsamt

Seite 2/2

In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf § 19 BNatSchG i. V. m. dem Umweltschadens-

gesetz (vom 10. Mai 2007, BGBI. Teil | S. 666) sowie auf die §§ 44 und 45 BNatSchG verwiesen.

Fur Ruckfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen
Im Auftrag

Papies

Buro fur Raumplanung - Diplomingenieur Heinrich IPeKdthen (Anhalt) - Béarteichpromenade 31
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Landkreis Anhalt-Bitterfeld [ )
Der Landrat ®, ﬁ 9# rr

KREIS DER VIELFALT!
Landkreis Anhalj-Bitterfeld._% ‘06359 Kothen (Anhal) [ Anhalt-Bitterfeld
A Mo = e
Stadtverwaltung Kéthen (Anhait) f Besucheradresse: 06749 Bitierfeld-Wolfen/ OT Bitterfeld, RohrenstraBe 33
PF 1259 : Sprechzeiten: Mo, und Fr.: 9,00 12.00
06352 Kéthen (Anhit) ¥ ¢ Di.und Do.: 9.00 - 12,00 und 14.00 - 18.00
- sowie nach Vereinbarung
18, by Julg Auskunft erteilt:  Frau Hentschel
Zimmer: 203
Telefon (03493) 341 620
Fax: (03493)341 589
E-Mail*: Baerbel. Hentschel @anhalt-bitterfeld.de
2. 1931
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen (bei Antwort bitte angeben) Datum
Az.: 63-01920-2016-50 14.07.2016
Vorhaben 2. Anderung des Beb Nr. 9 "Geldnde der eh i Antrag vom:
Forderanlagen- und Kranbau GmbH" in Kéthen (Anhalt)
hier: Stellungnahme gemiR § 4 Abs. 2 BauGB Eingang am:
27.06.2016
Grndstick  Stadt Kothen (Anhalt) Antrag vollstiindig am:
Kothen (Anhalt), Kéthen (Anhalt) 06366, ~
Gemarkung: Kéthen, Flur: 21, Flurstiick: 26/4, 27/5, 27/6

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB gebe ich als Tréger &ffentlicher Belange nachfolgende gebiindelte
Stellungnahme des Landkreises Anhalit-Bitterfeld ab.

Mit dieser Stellungnahme wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und Zulassungsverfahren nicht vorgegriffen und
es werden damit weder 6ffentlich-rechtliche noch privatrechtliche Zustimmungen und Gestattungen erteilt.

Meine Behérde nimmt keine Vorabwégung vor.
1. Raumordnung

Nach Prifung der vorliegenden Unterlagen ist festzustellen, dass die von Seiten des Wirtschaftsent-
wicklungs- und Tourismusamtes im Rahmen der Beteiligung der Trager offentlicher Belange zum Vorent-
wurf vom 16.11.2015 des in Rede stehenden Bebauungsplans vorgetragenen Hinweise im nunmehr vorlie-
genden Entwurf Beriicksichtigung fanden.

Wie bereits zum Vorentwurf bestehen gegen das geplante Vorhaben keine Bedenken,

Aufgrund zwischenzeitlich eingetretener Anderungen wird aus Sicht der unteren Landesentwicklungsbe-
horde dennoch ein Erganzungs-/ Anderungsbedarf gesehen:

Derzeitig befindet sich der Regionale Entwicklungsplan fir die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg
mit den Planinhalten ,Raumstruktur, Standortpotenziale, technische Infrastruktur und Freiraumstruktur® in
Neuaufstellung (REP A-B-W 1. Entwurf vom 27.05.2016, Beschluss der Regionalversammlung der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg Nr. 03/2016).

Entsprechend Ziel 1 Nr. 1 REP A-B-W (1. Entwurf) wird der in Ziel 58 LEP 2010 festgelegte Vorrangstand-
ort fiir landesbedeutsame Industrie- und Gewerbeflachen ,Kéthen" dahingehend prazisiert, dass dieser die
Flachen des Gebietes Kéthen ,Ost" umfasst.

Entsprechend der geplanten kartographischen Darstellung befindet sich das in Rede stehende Gebiet in-
nerhalb der raumlichen Abgrenzung des Vor dortes fur landest itsame Industrie- und Gewer-
beflachen.

Kenntnisnahme

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die von SeigsrWirtschaftsentwicklungs- und Tourismusamtes
vorgetragenen Hinweise im vorliegenden Entwurf Blsichtigung fanden und dass keine Bedenken zum
Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Neséehen.

Der aktuelle Verfahrensstand des Regionalplanes bzwinzelner Teilplane und deren Inhalte werden in
die Begrindung unter Kap. 3.1 ,Raumordnung‘ sowiem das Quellen- und Literaturverzeichnis
aufgenommen.

N
BURO FUR RAUMPLANUNG
DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK
[N
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Der Sachliche Teilplan ,Nutzung der Windenergie in der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg" wur-
de am 27.05.2016 durch die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Anhalt-
Bitterfeld-Wittenberg beschlossen (Beschluss-Nr. 05/2016).

Es wird abschliefend darauf hingewiesen, dass die Unterlagen der obersten Landesentwicklungsbehérde
hinsichtlich der erneuten Priifung des geplanten Vorhabens auf seine Raumbedeutsamkeit und der Verein-
barkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung vorliegen. Das Ergebnis dieser Priifung ist der unteren
Landesentwicklungsbehorde derzeitig nicht bekannt.

Seitens der Bereiche Verkehr, landliche Entwicklung und Tourismus bestehen gegen das geplante Vorha-
ben keine Hinweise oder Bedenken.

2, Brand- und Katastrophenschutz
Kampfmittel

Die betreffende Flache wurde anhand der zurzeit vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Er-
kenntnisse tberpraft.

Die betreffende Flache ist als Kampfmittelverdachtsflache ausgewiesen. Somit ist der zustandigen Bauord-
nungsbehdrde (Bauordnungsamt des Landkreises Anhalt-Bitterfeld) vor Beginn von Tiefbauarbeiten oder
sonstigen erdeingreifenden Manahmen ein Nachweis (ber die Kampfmittelfreiheit des betreffenden Bau-
grundstlckes nach § 13 BauO LSA vorzulegen.

Die Kampfmittelfreiheit wird durch das Technische Polizeiamt des Landes Sachsen-Anhalt oder eine dafiir
geeignete Kampfmittelraumfirma bescheinigt.

Zu einem Kampfmittelprifungsverfahren sind folgend aufgefiihrte Unterlagen beim Amt fiir Brand-,

Katastrophenschutz und Rettungsdienst des Landkreises Anhalt-Bitterfeld, Richard-Schiitze-Strafie
6, 06749 Bitterfeld-Wolfen einzureichen:

- kurze MaRnahmenbeschreibung,

- Auflistung der von der MalRnahme betroffenen Flurstucke,

- Auflistung der Grundstuckseigentiimer der betroffenen Flurstiicke,
Arbeitskarte, aus welcher Angaben zu Gemarkung, Flur und Flurstiick, sowie die Grenzen des Flurstucks
ersichtlich sind.

3. Umweltamt
Bodenschutz

Von Seiten der unteren Bodenschutzbehorde bestehen keine Einwande gegen die 0.g. 2. Anderung zum B-
Plan Nr. 9, wenn folgende Hinweise berticksichtigt werden:

1. Die Hinweise aus der bodenschutzrechtlichen Stellungnahme zum Vorentwurf wurden in den Kap.
2.3 (Altlasten) und 7 (Hinweise) des Begrundungstextes mit Umweltbericht bertcksichtigt. Allerdings
ist auf Seite 26 im Kap. 5.2.6 (Schutzgut Mensch) unter der Zwischenuberschrift ,Bodenverunreini-
gungen/Altlasten” falschlicherweise angegeben, dass Altlastverdachtsflachen fur den Geltungsbe-
reich nicht bekannt sind. Dies ist entsprechend der Aussagen in Kap. 2.3 anzupassen. Es wurden
zwar keine Kontaminationsflachen ausgewiesen (da eine bisherige Beprobung nicht erfolgte), der
grundsatzliche Altlastenverdacht ist hierdurch aber nicht ausgeraumt. Der Anderungsbereich befin-
det nach wie vor innerhalb der Altlastverdachtsflache Nr. 20088, jedoch sind aktuell keine schadli-
chen Bodenverdnderungen oder Altlasten i.S.d. BBodSchG bekannt. Hinzu kommt der grundsétzli-
che Kampfmittelverdacht, welcher allerdings nicht unter das Bodenschutzrecht féllt.

2. Unter Kap. 5.3 in Tab. 2 (Umweltauswirkungen) ist bei den Schutzgiitern Boden und Grundwasser
von betriebs- und baubedingten Auswirkungen von méglichen Kontaminationen beim An- und Ab-
transport von beschadigten Gebrauchtfahrzeugen sowie durch Baufahrzeuge die Rede. Hier wird of-
fensichtlich eine Schadigung des Bodens und des Grundwassers durch auslaufende Betriebsstoffe
(Kraftstoff, Motorél etc.) ,gedultet’. Dies widerspricht geltendem Recht und dem Hinweis der boden-
schutzrechtlichen Stellungnahme vom 23.12.2015: ,...das Grundstiick ist so zu nutzen, dass eine
Gefahrdung des Bodens auszuschlieBen ist (§§ 4, 7 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) vom
17. Marz 1998 in der derzeit gltigen Fassung). Insbesondere die Lagerung, Umfullung, Transport
und die Tatigkeiten mit den boden- und wassergefahrdenden Materialien (bspw. Getriebetle, Kraft-
stoffe etc.) haben so zu erfolgen, dass keine Verunreinigungen des Bodens entstehen kénnen."

In der Stellungnahmen des Ministeriums fur Landegeklung und Verkehr LSA vom 18.01.2016, die im
Rahmen der Behoérdenbeteiligung zur 2. Anderundgéémuungsplanes abgegeben wurde, wird festgestellt
dass die vorliegende Planung nicht raumbedeutsa8irine von raumbeanspruchend oder raumbeeinflusse
ist. Eine landesplanerische Abstimmung ist dempeéfalicht erforderlich.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens dei@er Verkehr, landliche Entwicklung und Tourismus
gegen das geplante Vorhaben keine Hinweise odezriket bestehen.

Kenntnisnahme

Der Hinweis, dass das Plangebiet als Kampfmittelvelachtsflache ausgewiesen ist und die weiteren in
diesem Zusammenhang stehenden Aussagen, werden ia Begriindung unter Kap. 7. ,Hinweise*
aufgenommen.

Kenntnisnahme

Die Aussagen zum Altlastenverdacht im Kap. 5.2.6 ¢(hutzgut Mensch' der Begriindung werden
entsprechend der Inhalte im Kap. 2.3 ,Altlasten‘ agepasst.

Anmerkung:Die Aussage im Umweltbericht der Begriindung, Kap.&ist nicht falsch, denn im konkreten
Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungspln@ sind keine Altlasten bekannt, wie auch im K3
formuliert.

Der Hinweis auf den Kampfmittelverdacht wird ebenfdls in Kap. 5.2.6 aufgefihrt.

Die unter Kap. 5.3 ,Prognose uber die Entwicklung ds Umweltschutzes bei Durchfiihrung der Planung’
in der Tab. 2 enthaltenen Ausfiihrungen zu Umweltausirkungen auf die Schutzglter Boden und Grund-
wasser durch beschadigte Gebrauchtfahrzeuge entfath.

Anmerkung:Durch die bloRe Erwahnung der moglichen Schadiglargschutzgiter durch auslaufendende
Betriebsstoffe erfolgt keine Duldung oder Legitinoieg.

nd
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| Landkreis Anhalt-Bitterfeld

Seite 3 63-01920-16-50

Die betriebs- und baubedingten Auswirkungen in Tabelle 2 sind vor dem Hintergrund des geltenden Bo-
denschutz- und Wasserrechts entsprechend zu &ndern.

Wasserrecht

Ein Abstellen oder Behandeln (Reparieren) von beschadigten Kraftfahrzeugen auf der geplanten wasser-
durchlassigen Schotterflache hat zu unterbleiben. Fur das Abstellen und die Reparatur der beschadigten
Fahrzeuge ist eine dichte und entwasserungstechnische abgegrenzte Flache mit Anschluss an einen Koa-
leszenzabscheider herzurichten. Alternativ kann das beschédigte Fahrzeug in eine Halle /Werkstatt mit
6lbestandigem, dichtem Bodenaufbau abgestellt und repariert werden.

Nach § 48 Abs. 2 Satz 1 WHG diirfen Stoffe nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige
Veranderung der Grundwasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.

Nach § 5 Abs. 1 WHG ist jede Person verpflichtet, bei MaRnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Ge-
wasser (hier Grundwasser) verbunden sein kénnen, die nach den Umstanden erforderliche Sorgfalt anzu-
wenden, um eine nachteilige Veranderung der Gewéssereigenschaften zu vermeiden.

Sofern durch den Autohandel Fahrzeuge gewaschen werden sollen, so ist eine ausreichend bemessene
und entwésserungstechnisch abgegrenzte Waschplatte zu schaffen, die Uber einen Koaleszenzabscheider
zu entwéssern ist. Dieser benétigt einen Ablauf in den Schmutzwasserkanal des AV Kéthen.

Die Einleitung von vorgereinigtem mineralélhaltigem Abwasser in den 6ffentlichen Kanal ist anzeigepflichtig
(siehe auch Hinweise auf der Internetseite des Landkreises Anhalt-Bitterfeld).

Sofern befestigte, abflusswirksame Flachen geschaffen werden, deren Regenentwésserung nicht in den
offentlichen Kanal des AV Kothen eingeleitet wird, ist bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen (siehe auch Hinweise zur Antragstellung
auf der Internetseite des Landkreises Anhalt-Bitterfeld).

Naturschutz

Nach Prifung der Unterlagen wurden im Umweltbericht und in den griinordnerischen Festsetzungen die
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege ausreichend bertcksichtigt. Die beabsichtigte Um-
wandlung von bisheriger Grinflache wird durch konkrete griinordnerische Festsetzungen zum Erhalt und
Neupflanzung von Baumen und Strauchern entsprechend ausgeglichen.

Aus der Sicht der unteren Naturschutzbehorde gibt es zum Bebauungsplan keine grundsatzlichen Einwan-
de oder Forderungen.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass bei Nutzungsanderungen oder Abrissmaf-
nahmen Verbotstatbesténde des § 44 BNatSchG vermieden werden sollten, denn gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu besch&digen oder zu zerstéren.

Sind Fortpflanzungs- oder Ruhestétten von besonders bzw. streng geschutzten wild lebenden Tiere durch
das Vorhaben betroffen, so kann im Einzelfall von den Verboten des
§ 44 BNatSchG nach einen Antrag eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG oder eine Ausnahme nach
§ 45 Abs. 7 BNatSchG gewahrt werden. Bei der Baufeldfreimachung ist zu beriicksichtigen, dass es ge-
maR § 39 Abs.5 Ziff.2 BNatSchG verboten ist Baume und andere Gehélze in der Zeit vom 1.Mérz bis zum
30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen. Vorhandene benachbarte Baume (insbeson-
dere die mit einem Erhaltungsgebot belegten Baume) oder Geholze sind wahrend des Bauvorhabens ge-
maR DIN 18920 vor Beeintrachtigung zu schitzen.

Mit freundlichen GriiBen
Im Auftrag

Wie bereits oben aufgefihrt, wird die Tabelle Zpreechend geandert.

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnisrgeren, sind jedoch nicht abwégungsrelevant.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus Sichtrderen Naturschutzbehdrde zum vorliegenden
Bebauungsplan keine grundsétzlichen Bedenken aitdefungen gibt.

Die Hinweise zum Artenschutz werden in die Begriindug unter Kap. 7 ,Hinweise' aufgenommen
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Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg

Der Vorsitzende

Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg
Geschéftsstelle * Am Flugplatz 1 * 06366 Kéthen (Anhalt)

%0716 T . 5}’

T N 1]
Stadt Kothen (Anhalt) |t 4 i
Bau- und Planungsamt i
Marktstrae 1-3

06366 Kothen (Anhalt)

Ihr Zeichen: Er
1 |hre Nachricht vom: 2016-06-20
{ Unser Zeichen: 0121 01/45/15
Bearbeiter: Frau Pforte
Tel.: (03496)40 57 93
Fax.: (03496)40 57 99
Internet: www.regionale-planungsgemein-
schaft-anhalt-bitterfeld-wittenberg.de
Datum: 2016-07-01

2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 9 ,,Geldnde der ehemaligen Féderanlagen- und Kranbau
GmbH* in Kéthen (Anhalt)
hier: Entwurf vom 14.04.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg nimmt gem. § 2 Abs. 4 in Verbindung
mit § 21 Landesentwicklungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA vom 23. April 2015, GVBI,

LSA S. 170) fur ihre Mitglieder, zu denen der Landkreis Anhalt-Bitterfeld, Landkreis Wittenberg und die
kreisfreie Stadt Dessau-RoBlau gehért, die Aufgabe der Regionalplanung wahr.

Die Entscheidung Gber die Art der landesplanerischen Abstimmung gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 LEntwG so-
wie die Feststellung der Vereinbarkeit der 0.g. Planung/MaBnahme mit den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung gem. § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA erfolgt durch die oberste Landesentwicklungsbehér -
de.

In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse der Raumordnung gem.
§ 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen 6ffentlicher Stellen, Entschei-
dungen offentlicher Stellen tber die Zulassigkeit raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen anderer
offentlicher Stellen oder von Personen des Privatrechts, die der Planfeststellung oder der Genehmigung
mit der Rechtswirkung der Planfeststellung bedurfen, gem. § 4 Abs. 1 ROG in Abwégungs- oder Ermes -
sensentscheidungen zu berticksichtigen.

In der Planungsregion Anhait-Bitterfeld-Wittenberg befinden sich derzeit folgende Raumordnungspléane in
Aufstellung:

1. Sachlicher Teilplan ,Nutzung der Windenergie in der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg"
(STP Wind vom 27.05.2016, Beschluss Nr. 05/2016)

2. Regionaler Entwicklungsplan fur die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg mit den Planin-
halten ,Raumstruktur, Standortpotenziale, technische Infrastruktur und Freiraumstruktur* (REP A-
B-W 1. Entwurf vom 27.05.2016, Beschluss Nr. 03/2016)

Die beabsichtigte Plananderung umfasst die Festlegung eines eingeschrénkten Gewerbegebietes auf ei -
ner Flache von 0,2 ha auf einer bisher als private Grunflache dargestellten Flache fiir die Ansiedlung eines
Autohandels.

Kenntnisnahme

In der Stellungnahmen des Ministeriums fur Landegeklung und Verkehr LSA vom 18.01.2016, die im
Rahmen der Behérdenbeteiligung zur 2. AnderundBéémuungsplanes abgegeben wurde, wird festgestellt
dass die vorliegende Planung nicht raumbedeutsa8irine von raumbeanspruchend oder raumbeeinflusse
ist. Eine landesplanerische Abstimmung ist dempeéfalicht erforderlich.

Die nebenstehende Aussage wird in die Begrindung tem Kap.3.1 ,Raumplanung‘ aufgenommen.

Der aktuelle Verfahrensstand des Regionalplanes bzwinzelner Teilplane und deren Inhalte werden in
die Begriindung unter Kap. 3.1 ,Raumordnung’ sowiem das Quellen- und Literaturverzeichnis
aufgenommen.

Kenntnisnahme

nd
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0w
Das Plananderungsgebiet befindet sich im Vorrangstandort fur landesbedeutsame Industrie- und Gewer -
beflachen Kothen (,0Ost*) gem. Ziel 1 Nr. 4 REP A-B-W.
In Aufstellung befindliche Erfordernisse der Raumordnung stehen der Planung nicht entgegen.

Mit freundlichen GruRen

Im Auftrag

MLV Ref. 44 Oberste Landesentwicklungsbehérde per E-mail
Landkreis Anhalt-Bitterfeld Untere Landesentwicklungsbehérde per E-mail

Die nebenstehende Aussage wird die Begriindung unt&ap. 3.1 ,Raumordnung‘ aufgenommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass in Aufstellbefindliche Erfordernisse der Raumordnung der
vorliegenden Planung nicht entgegenstehen.

; . X
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L - Ost
Gropiusallee 1, 06846 Dessau-Rofilau

Stadt Kéthen (Anhalt)
Bau- und Planungsamt
Marktstrale 1 - 3
06366 Kothen (Anhalt)

Bearbeitungs-Nr.: 29 /150 D 15

Bebauungsplan Nr. 9 "Gelinde der ehemaligen Foérderanlagen- und
Kranbau GmbH" in Kéthen (Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Erfurth,

mit Schreiben vom 20.06.2016 erhielt ich die Information tiber die Beteiligung
der Behérden und sonstigen Tragern éffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB
und die Benachrichtigung tber die 6ffentliche Auslegung nach § 3 BauGB
zum Entwurf der 2. Anderung des o. g. Bebauungsplanes.

Die Entwurfsunterlage habe ich Ihrer Homepage entnommen und in Bezug
auf meine Belange uberpriift.

Ich méchte anmerken, dass meine zum Vorentwurf des Bebauungsplans ab-
gegebene Stellungnahme vom 21.12.2015 noch Giiltigkeit hat und diese zu
berticksichtigen ist.

Mit freundlichen GraRen

Im Auftrag

i v \/%lu @

Miiller

=

SACHSEN-ANHALT

Landesstralenbaubehérde

Regionalbereich Ost

5 oF. 174

Dessau-RoBlau, 22.07.2016

Ihr Zeichen/ihre Nachricht vom:

Mein Zeichen/Meine Nachricht
vom:

0/2111-21102/60-2016
Bearbeitet von:

Frau Rommel
Bianka.Rommel@Isbb.sachsen-
anhalt.de

Hausruf: -
Tel.: +49 340 6509-2200
Fax: +49 340 6509-2100

LandesstraBenbaubehérde
Regionalbereich Ost
Gropiusallee 1

06846 Dessau-RoRlau

E-Mail - Adresse
poststelle.ost@lsbb.sachsen-
anhalt.de

Landeshauptkasse
Sachsen-Anhalt
Deutsche Bundesbank
Filiale Magdeburg

BLZ 810 000 00
Konto 810 015 00

In der Stellungnahme der Landesstralenbaubehéme$d 2.2015 wird ausgefihrt, dass die
LandesstralRenbaubehdrde Regionalbereich Ost ddradaer B 183 plant und sich das Plangebiet im
Ausbaubereich des Knotenpunktes AkazienstraRe Halénder Weg / Friedrich-Ebert-Stral3e befindee Di
hierin enthalten Aussagen sind in der Begrundunerufap. 3.3 ,Sonstige Planungen‘ enthalten. Alage 4
ist der Begruindung der Vorentwurf der Ausbauplanoeigelegt, in der die fir den Ausbau vom
Grundstiickseigentiimer benétigte Flache dargestellt

Somit wurde den Belangen der LandesstraRenbauliehérdits Rechnung getragen. Eine Anderung oder
Erganzung ist aufgrund der vorliegenden Stellungreahicht erforderlich.

IBAN DE2181000000008100150¢
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Anlage zur Sitzungsvorlage
ANLAGE 2 Abwägungsprotokoll 2. Ä. BP 9.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017077/3
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 210
Amt: Bereich 061 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017077/3
Az.: erstellt am: 17.05.2017
Betreff
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Geléande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]01.06.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 01.06.2017 |laut BV
2(13.06.2017: Hauptausschuss 13.06.2017 |laut BV
3122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlieRt die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kdthen GmbH* in Kdthen (Anhalt) bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom
04.05.2017 nach § 10 BauGB i. V. m. § 8 KVG LSA als Satzung.

Die dazugehdrige Begriindung in der Fassung vom 04.05.2017 mit Umweltbericht wird
gebilligt.

- Satzungsbeschluss —

Gesetzliche Grundlagen:
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB)
88 5, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat in seiner Sitzung am 10.09.2015 (Beschluss Nr.
2015/StR/08/005) die Aufstellung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH*" in Kéthen (Anhalt) beschlossen.

Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) mit der dazugehdérigen
Begriindung wurde am 16.06.2016 vom Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) gebilligt, und die
offentliche Auslegung gemalf § 3 (2) BauGB wurde beschlossen (Beschluss Nr.
2016/StR/13/002). Die 6ffentliche Auslegung fand vom 04. 07. bis 05.08. 2016 statt. Die
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden gemaf § 4(2) BauGB um
Stellungnahme zum Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 gebeten.

Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen von Birgern
abgegeben.

Die Abwagung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
erfolgte (Abwagungsbeschluss des Stadtrates).

Der vorliegende Planentwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,Gelande der
ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom
04.05.2017 (Anlage 1) sowie die Begriindung mit Umweltbericht in der Fassung vom
04.05.2017 (Anlage 2) sind entsprechend dem Abwéagungsbeschluss korrigiert worden.

Die Verwaltung schlagt vor, den Satzungsbeschluss entsprechend dem Beschlussentwurf
zu fassen.



s

AMLAGE 1 Planzeichnung in Einzelbldttern.pdf

yy s

ANLAGE 2 Begriindung mit Umweltbericht und Anlagen- Satzungsexemplar.pdf
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2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9
"Gelande der ehemaligen Forder-

anlagen- und Kranbau Kothen GmbH"

- mit értlichen Bauvorschriften geman § 85 BauO LSA -

MafRBstab 1 :1 000
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Planzeichenerklarung

eingeschranktes Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO)

GRZ 0,4 Grundflachenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)
h=10m maximale Héhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

=== Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Grunflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
pG | private Griinflache

o) d Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

- Anpflanzen von Strauchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

’ Erhaltung von Badumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
== mm mm Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

A  Einfahrt (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BauGB)
- ungeféhre Lage





Rechtliche Wirkung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelidnde der ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" der Stadt Kéthen (Anhalt)

In dem in der Planzeichnung festgelegten Geltungsbereich wird durch die 2. Anderung des Bebauungsplanes in den Bebauungsplan Nr. 9 "Gelande der ehemaligen Férderanlagen- und
Kranbau Kéthen GmbH" eingegriffen. Im Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 'Gelande der ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" gelten mit
deren Rechtswirksamkeit ausschlieBlich die Festsetzungen im Teil A: Planzeichnung und im Teil B: Textliche Festsetzungen der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der
ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" der Stadt Kéthen (Anhalt). i
Die mit dem Ursprungs - Bebauungsplan erlassenen 6értlichen Bauvorschriften gemafi § 85 BauO LSA gelten weiter auch flir das Anderungsgebiet.
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Teil B:

Textliche Festsetzungen

1. Eingeschranktes Gewerbegebiet gemas § 8 BauNVO
In dem eingeschrankten Gewerbegebiet sind entsprechend § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO nur Gewerbebetriebe zulassig,
wenn sie geman § 1 Abs. 4 BauNVO mischgebietstypischen Charakter besitzen und das Wohnen nicht wesentlich stéren.
GemanB § 1 Abs. 5 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe unzulédssig, wenn sie das Zentrenrelevante Sortiment -
.Kothener Liste“ geman geltendem Einzelhandels- und Zentrenkonzept fiir die Kreisstadt Kéthen (Anhalt) (siehe Seite 13
der Begriindung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9) vertreiben.
Die nach BauNVO § 8 Abs. 2 Nr. 1 - Lagerplatze und Nr. 3 - Tankstellen - allgemein zulé&ssigen sowie nach § 8 Abs. 3 Nr. 3
- Vergnligungsstatten - ausnahmsweise zulassigen Nutzungen werden ausgeschlossen.

2. Nicht iiberbaubare Grundstiicksflache gemaB § 23 BauNVO
Auf der nicht Gberbaubaren Grundstiicksflache entlang der ,Friedrich-Ebert-StraBe’ sind auch auf3erhalb der festgesetzten
Baugrenze aufgrund von § 23 Abs. 5 BauNVO Garagen und Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO unzulassig.
Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO sowie Aufstellflachen fir die zum Verkauf angebotenen Kfz sind auf der
nichtliberbaubaren Grundstlcksflache zulassig.

3. Private Griinfliche gemaB § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB/ Flache zum Anpflanzen von Baumen geman
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Auf der privaten Griinflache sind 8 Baume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand der einzelnen Gehdlze
hat mind. 6 m zu betragen. Die Pflanzung des ersten Gehdlzes beginnt mit einem Mindestabstand von 3 m zur geplanten
Zufahrt. Der 5 m breite Griinstreifen ist als Rasenflache herzustellen und dauerhaft zu pflegen.

Gehdlzart und Pflanzqualitét: Hainbuche (Carpinus betulus “Fastigiata”), Hochstamm, StU= 10/12, 3xv. mit Ballen

4. Anpflanzen von Strauchern geméaB § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB
Innerhalb der Flache zum Anpflanzen von Strauchern ist auf einer Gesamtlange von 40 m eine zweireihige Strauchhecke
zu pflanzen. Auf Grund der bestehenden Pflasterflache wird die Pflanzung unterbrochen und in zwei Abschnitten ausgefiihrt.
Die Pflanzstreifen der Strauchhecke haben eine Gesamtbreite von 2,50 m. Der Pflanzabstand der Strducher untereinander
betragt 1,00 m. Der Abstand der Reihen betragt 1,00 m. Die Reihen werden mit einem Versatz von 0,50 m ausgefiihrt. Es
werden insgesamt 80 Heckenstraucher der nachfolgenden Laubgehdlzarten gepflanzt. Es sind mind. 5 verschiedene
Straucharten zu pflanzen.
Die Pflanzung erfolgt in Gruppen mit mind. 3 Strauchern je Art. Die StrAducher miissen eine Pflanzqualitdt von mind. 2xv.,
0.B., Mindesthéhe 60 cm -100 cm aufweisen.
Die Ausflihrung der ersten Pflanzreihe erfolgt mit einem Mindestabstand von 1,0 m von der Grundstiicksgrenze.

Geholzarten:

Heckenkirsche Lonicera xylosteum)

Cornus sanguinea)
Spirea i.S.)

Roter Hartriegel
Spierstrauch

(
Liguster (Ligustrum vulgare)
Berberitze (Berberis vulgaris)
Hundsrose (Rosa canina)
Alpen Johannisbeere (Ribes alpinum)
Schneebeere (Symphoricarpus albus)
(
(

Die AusgleichsmaBnahmen (textliche Festsetzung Nr. 3 und 4) missen spéatestens zwdlf Monate nach Rechtswirksamkeit
der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen Férderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" der
Stadt Kéthen (Anhalt) fachgerecht ausgefiihrt werden.

5. Gestaltung der Aufstellflaichen § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Die Aufstellflachen fur die zum Verkauf angebotenen Kfz sind in wassergebundener Bauweise herzustellen.
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1. Planungserfordernis und Ziele der Planung
1.1  Anlass der Planung

Der Planungsanlass fiir die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelinde der ehe-
maligen Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH* der Kothen (Anhalt) ergibt sich
aufgrund des Ansiedlungswunsches des Autohandels City Mobile Kothen auf dem
Grundstiick ,Friedrich- Ebert- Stra3e‘ Nr. 40.

Das fiir den Autohandel vorgesehene Grundstiick befindet sich im Geltungsbereich des
BEBAUUNGSPLANES NR. 9 "GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRAN-
BAU KOTHEN GMBH*. Der BEBAUUNGSPLAN NR. 9 "GELANDE DER EHEMALIGEN FOR-
DERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH‘ wurde rechtswirksam am 19.03.2004
und die 1. Anderung des Bebauungsplanes ist rechtswirksam seit dem 25.04.2014.

1.2  Ziele und Zweck der Planung

Durch die Anderung des Bebauungsplanes werden die planungs- und bauplanungsrecht-
lichen Voraussetzungen fiir die geplante Ansiedlung des Autohandels geschaffen.
Ziele der Planung sind insbesondere:
- die Schaffung der planungs- und bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen
fiir die Ansiedlung eines Autohandels
- die Sicherung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhiltnisse
- die Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschlielich
des Naturschutzes und der Landschaftspflege
- die Entwicklung von geeigneten Ausgleichsmafnahmen und Sicherung der
hierfiir erforderlichen Ausgleichsfldachen
- die Beriicksichtigung der Belange der Wirtschaft und
- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplitzen.
Die Anderung des Bebauungsplanes schafft die Rechtsgrundlage fiir die Ansiedlung
eines Autohandels in einem bestehenden Gewerbegebiet. Aufgrund der besseren Aus-

lastung der vorhandenen Infrastruktur erfolgt insgesamt ein schonender Umgang mit
Grund und Boden und die geordnete stidtebauliche Entwicklung bleibt gewahrt.

Fiir die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BAUGB wird eine
Umweltpriifung durchgefiihrt, in der die erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt
und im Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.

Biirteichpromenade 31, 06369 Kéthen (Anhalt) 04.05.2017
DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK Tel: 03496-40 37 0, Fax: 03496-40 37 20, e-mail: info@buero-raumplanung.de
A





Stadt Kothen (Anhalt)
Begriindung mit Umweltbericht zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geléinde der ehemaligen Forder-
anlagen- und Kranbau Kéthen GmbH* - Satzungsexemplar 6

2.  Angaben zum Plangebiet
2.1  Abgrenzung des Anderungsgebietes
Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplaninderung befindet sich innerhalb

des Geltungsbereichs des BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FOR-
DERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* der Stadt Kothen (Anhalt).

Das Anderungsgebiet umfasst die Flurstiicke 26/4, 27/5 und 27/6 der Flur 21 in der
Gemarkung Kothen und hat eine GréBe von ca. 0,46 ha.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes und der von der Anderung betroffene Berei-
che sind auf dem Ubersichtsplan der Anlagen 1 und 2 dargestellt.

2.2 Beschreibung des Anderungsgebietes

Blick von Siidwesten auf das
Anderungsgebiet.

Es ist der westliche Teilbe-
reich zu erkennen, der im Ur-
sprungs-Bebauungsplan als
private Griinfldche festgesetzt
1st.

Im Vordergrund ist die Stral3e
,Am Hollander Weg* (B 185)
und im Hintergrund der Kreu-
zungsbereich mit der ,Fried-
rich-Ebert- Straf3e‘ zu sehen.

Blick von Norden, von der
,Friedrich-Ebert-Straf3e‘ auf
das Anderungsgebiet.

Der auf dem Foto zu erken-
nende Baumbestand ist im
Ursprungs-Bebauungsplan
festgesetzt und bleibt mit der
2. Anderung weiterhin erhal-
ten.

- . h
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Blick von Westen, von der
B185 (,Am Hollédnder Weg*)
auf das Anderungsgebiet.
Am rechten Bildrand - neben
dem Bauzaun - ist die neu
geplante Zufahrt des Ande-
rungsgebietes vorgesehen.
Der im Bildhintergrund er-
sichtliche Altgeholzbestand
befindet sich innerhalb des
Anderungsgebietes und
bleibt im Bestand erhalten.

Blick von Siiden auf die zu-
kiinftige Kfz-Aufstellfliche
des Autohandels. Dieser
Teilbereich ist im Ursprungs-
Bebauungsplan als private
Griinfldche festgesetzt. Im
Bildvordergrund ist eine
Pflasterfliche zu erkennen,
die hinteren Bereiche sind
unversiegelt.

Blick vom Grundstiick nach
Osten auf die Teilfldche des
Flurstiicks 27/5.

Die aktuelle Nutzung ent-
spricht der eines Hausgartens
mit Rasenfliachen, Strauchern
und Altbaumbestand.

. . X
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Blick von Siiden nach Nor-
den auf die siidostliche
Grundstiicksfldche.

Hier ist wieder die im vorhe-
rigen Foto beschriebene
hausgartendhnliche Struktur
zu erkennen.

2.3 Altlasten

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld, Umweltamt, verfiigt als zustindige Behorde iiber ein
flaichendeckendes Kataster von altlastenverdidchtigen Flichen und schiddlichen Boden-
verdanderungen.

GemilBl Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehorde des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld vom 19.01.2016 befinden sich Flurstiicke im nordwestlichen Randbereich des
Ursprungs-Bebauungsplanes innerhalb einer Altlastenverdachtsflache (Altstandort),
welche unter der Katasternummer 20088 und der Bezeichnung ,,Forderanlagen- und
Kranbau GmbH BT I* registriert ist. Bei dem Altstandort handelt es sich um den ehe-
maligen Betriebsteil I des VEB Forderanlagen- und Kranbau Koéthen (vormals Junkers
Werke). Fiir den Standort liegen u.a. Gefdhrdungsabschitzungen aus den Jahren 1993
(Boden) und 2007 (Grundwasser) sowie eine Bewertung zum B-Plan Nr. 9 aus dem Jahr
1998 der Erwin WeBling GmbH vor. Es wurden auf dem Gesamtstandort verschiedene
Kontaminationsverdachts- und Kontaminationsflichen (KVF) festgestellt und unter-
sucht. Insgesamt wurden 6 Flichen ausgewiesen, deren Boden nachweislich erheblich
mit umweltgefdhrdenden Stoffen belastet sind. Zudem existiert fiir 16 Teilfldchen rele-
vanter Altlastenverdacht.

Fiir den Anderungsbereich wurden keine Kontaminationsflichen ausgewiesen. Die
nichstgelegene ausgewiesene Kontaminationsfliche liegt in 0Ostlicher Richtung
ca. 300 m entfernt.

Untersuchungen (Rammkernsondierungen) erfolgten im Bereich der im Rahmen der 2.
Anderung beplanten Grundstiicke aus historischen Gesichtspunkten nicht, da dieser
Teilbereich nicht industriell genutzt wurde.

- . h
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Das vormals an diesem Standort befindliche Junkers-Werk war im 2. Weltkrieg
(1944/ 45) jedoch Ziel strategischer Luftangriffe. Im Ergebnis der diesbeziiglich durch-
gefithrten Recherche und Luftbildauswertung unter Beriicksichtigung der ortliche Bo-
denverhiltnisse (relativ weicher Untergrund) sowie im Hinblick auf die Tatsache, dass
sowohl 1944/ 45 als auch nachfolgend keine systematische und flichendeckende Suche
bzw. Bergung von Munition erfolgte, kann ein Vorhandensein von Bombenblindgiin-
gern nicht ausgeschlossen werden. Dies betrifft grundsétzlich auch den Bereich der im
Rahmen der 2. Anderung beplanten Grundstiicke.

GemiB Stellungnahme des Landkreises Anhat-Bitterfeld vom 14.07.2016 ist das Plan-
gebiet als Kampfmittelverdachtsfliche ausgewiesen (siehe Kap. 8 ,Hinweise®).

3.  Ubergeordnete und sonstige Planungen
3.1 Raumordnung

Der LANDESENTWICKLUNGSPLAN 2010 DES LANDES SACHSEN-ANHALT (LEP LSA)
gemil der durch die Landesregierung beschlossenen Verordnung vom 16.02.2011 (giil-
tig ab 12.03.11) enthilt die landesbedeutsamen Ziele und Grundsitze der Raumordnung,
die der Entwicklung, Ordnung und Sicherung der nachhaltigen Raumentwicklung des
Landes Sachsen-Anhalt zugrunde zu legen sind.

- Mittelzentrum entlang der iiberregionalen Entwicklungsachse von européischer
Bedeutung zwischen Magdeburg und Halle sowie entlang der iiberregionalen
Entwicklungsachse von Bundes- und Landesbedeutung zwischen Bernburg und
Dessau-RoBlau

- Vorrangstandort fiir landesbedeutsame Industrie- und Gewerbeflichen

- iiberregional bedeutsame Hauptverkehrsstralen (B 183, B 185, L 145 und B6n -
Planung) und die Bahnstrecken Magdeburg — Halle und Dessau-RofBlau — Bern-
burg als iiberregionale Schienenverbindung

Fiir das Plangebiet und die unmittelbar angrenzenden Flidchen trifft der LEP LSA keine
flaichenkonkreten Aussagen.

In Ziel 37 Nr. 7 des LEP LSA wird Koéthen (Anhalt) als Mittelzentrum festgelegt. Mit-
telzentrum ist hierbei der im Zusammenhang bebaute Ortsteil als zentrales Siedlungsge-
biet der Stadt einschlieBlich seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordneten stidte-
baulichen Entwicklung. Der zentrale Ort wird durch die Regionalplanung im Einver-
nehmen mit den Stddten rdumlich abgegrenzt.

Dariiber hinaus wird mit dem geplanten Vorhaben auch den Zielen 59 und 60 des LEP
LSA entsprochen. Alle bestehenden Industrie- und Gewerbeflidchen, insbesondere an
den Zentralen Orten, haben eine besondere Bedeutung fiir Unternehmensansiedlungen
und -entwicklung. (Ziel 59 LEP LSA). Die Erweiterung dieser Gebiete liegt im 6ffentli-
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chen Interesse und hat Vorrang vor anderen Nutzungen und der NeuerschlieBung von
Flichen (Ziel 60 LEP LSA).

Gemdl Stellungnahme des Ministeriums fiir Landesentwicklung und Verkehr vom
10.01.2016 wird von Seiten der obersten Landesentwicklungsbehorde (Referat 44) fest-
gestellt, dass die vorliegende Planung nicht raumbedeutsam im Sinne von raumbean-
spruchend oder raumbeeinflussend ist und demzufolge eine landesplanerische Abstim-
mung nicht erforderlich ist.

Der REGIONALE ENTWICKLUNGSPLAN FUR DIE PLANUNGSREGION ANHALT-
BITTERFELD-WITTENBERG (REP A-B-W) wurde durch die Regionalversammlung am
07.10.2005 beschlossen, am 09.11.2005 durch die oberste Landesplanungsbehorde ge-
nehmigt und ist seit dem 24.12.2006 in Kraft.

Allgemein wird die Stadt Kothen (Anhalt) als Wissenschaftszentrum/ Bestand und als
Standort fiir Kultur und Denkmalpflege/ Bestand ausgewiesen.

GemiB kartografischer Darstellung wird das Plangebiet selbst als Schwerpunktstandort

fiir Industrie und Gewerbe/ Bestand dargestellt. Die westlich des Plangebietes verlau-
fende Strale ,Am Hollinder Weg* (B 185) wird als HauptverkehrsstraBe mit Landesbe-
deutung (Planung - abgestimmt) und die nordlich verlaufende ,Friedrich-Ebert-Strale*

als Strale mit regionaler Bedeutung (Bestand) ausgewiesen.

Derzeit befindet sich der REGIONALE ENTWICKLUNGSPLAN FUR DIE PLANUNGSREGION
ANHALT- BITTERFELD- WITTENBERG MIT DEN PLANINHALTEN ,,RAUMSTRUKTUR,
STANDORTPOTENZIALE, TECHNISCHE INFRASTRUKTUR UND FREIRAUMSTRUKTUR® (REP
A-B-W - 1. ENTWURF) in Neuaufstellung.

In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse der
Raumordnung gemiB3 § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG bei raumbedeutsamen Planungen und
MaBnahmen anderer Offentlicher Stellen oder von Personen des Privatrechts, die der
Planfeststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Planfeststellung
bediirfen, gemiBl § 4 Abs. 1 ROG in Abwigungs- oder Ermessungsentscheidungen zu
beriicksichtigen.

Entsprechend Ziel 1 Nr. 4 REP A-B-W — 1. Entwurf wird der in Ziel 58 LEP 2010 fest-
gelegte Vorrangstandort fiir landesbedeutsame Industrie- und Gewerbeflichen
,,KoOthen* dahingehend priazisiert, dass dieser die Flachen des Gebietes Kothen ,,Ost*
umfasst.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der riumlichen Abgrenzung des Vorrangstandor-
tes fiir landesbedeutsame Industrie- und Gewerbeflidchen.

Im SACHLICHEN TEILPLAN ,,DASEINSVORSORGE - AUSWEISUNG DER GRUNDZENTREN
IN DER PLANUNGSREGION ANHALT-BITTERFELD-WITTENBERG*, beschlossen durch
die Regionalversammlung am 27.03.2014, genehmigt durch die oberste Landespla-
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nungsbehorde am 23.06.2014, wird der Stadt Kothen (Anhalt) die zentralortliche Funk-
tion eines Mittelzentrums zugewiesen. Mittelzentrum ist laut Kap. 3.1.3.1 der im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteil als zentrales Siedlungsgebiet der Stiddte einschlieBlich
seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordneten stiddtebaulichen Entwicklung. Das
Plangebiet befindet sich innerhalb der im Ziel 1 i.V.m. Beikarte A.2 im Anhang A des
Sachlichen Teilplans ,,Daseinsvorsorge - Ausweisung der Grundzentren in der Pla-
nungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg® festgelegten rdumlichen Abgrenzung des
Mittelzentrums Kothen (Anhalt).

Der SACHLICHE TEILPLAN ,,NUTZUNG DER WINDENERGIE IN DER PLANUNGSREGION AN-
HALT- BITTERFELD- WITTENBERG" wurde am 27.05.2016 durch die Regionalversamm-
lung der Regionalen Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg beschlossen
(Beschluss-Nr. 05/2016).

Das geplante Vorhaben entspricht grundsitzlich den Vorgaben des REP A-B-W und
steht den in Aufstellung befindlichen Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen.

3.2  Bauleit- und Landschaftsplanung

Der FLACHENNUTZUNGSPLAN DER STADT KOTHEN (ANHALT) stellt als vorbereitender
Bauleitplan fiir das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten stidtebauli-
chen Entwicklung ergebende Art der baulichen Nutzung nach den voraussehbaren Be-
diirfnissen der Gemeinde in den Grundziigen dar. Im rechtswirksamen Flichennut-
zungsplan der Stadt Kéthen (Anhalt) ist der Geltungsbereich der 2. ANDERUNG DES BE-
BAUUNGSPLANES NR. 9 ,, GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU
KOTHEN GMBH* als ,,Gewerbliche Baufldche* und als ,,Griinfliche* dargestellt (siehe
Anlage 3). Bereits im Rahmen der Aufstellung des Ursprungs-Bebauungsplanes wurde
die Griinflache nicht mehr entsprechend der Darstellung im Flachennutzungsplan ent-
lang der ,Friedrich-Ebert-Stra3e‘, sondern entlang der Strae ,Am Hollinder Weg* fest-
gesetzt. Diese geringfiigige Abweichung von den Darstellungen des Flichennutzungs-
planes entsprach seinerzeit dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BAUGB. So verhilt
es sich weiterhin im Rahmen der vorliegenden 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9.
Obwohl sich die Lage und Ausdehnung der Nutzungen gegeneinander verschoben ha-
ben, sind die Grundziige der Planung weiterhin beibehalten worden.

Die 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 , GELANDE DER EHEMALIGEN FORDER-
ANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* wird gemiBl § 8 Abs. 2 BAUGB aus dem
Flachennutzungsplan der Stadt Kothen (Anhalt) entwickelt.
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Der LANDSCHAFTSPLAN DER STADT KOTHEN, ENTWURF (1997) enthilt fiir den Gel-
tungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplanes folgende Inhalte:

Gewerbliche Baufliche mit Nutzungsregelung (Nr. N45):

BPlan Gebiet Nr. 9 (Geldnde der ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kothen
GmbH

Umsetzung der im Griinordnungsplan geforderten Kompensationsmal3nahmen
(SAUER & KLIMPEL 1996), Minimierung der Neuversiegelung, weitgehende Re-
genwasserversickerung vor Ort, Erhalt und Aufwertung vorhandener Griin- und
Ruderalflichen, Schaffung neuer Griinverbindungen innerhalb des Gebietes (Bio-
topvernetzung), Entsiegelung auf Teilfldchen.

Griinflache Parkanlage mit Nutzungsregelung (Nr. N44):

Kranbaugelidnde, nordwestlicher Teil, siidlich Osterkdthen

Erhalt, Gestaltung und Pflege der parkartigen Griinflichen innerhalb des Industrie-
und Gewerbegebietes siidlich der ,Merziener Strae‘. Bei Nachpflanzungen keine
Verwendung von Hybridpappeln, stattdessen Nachpflanzung von einheimischen,
standortgerechten Gehdolzen.

Erhalt von Alleen und Baumreihen entlang der ,Friedrich-Ebert-Strale

Grundsitzlich wurden die o.g. Inhalte des Landschaftsplanes im Rahmen der Auf-
stellung des Ursprungs- BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN
FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT)
bereits beriicksichtigt und abgewogen. Wie bereits zum Kap. Flichennutzungspla-
nung dargelegt, wurden im Rahmen der vorliegenden Anderung zwar die Lage und
Ausdehnung der Nutzungen gegeneinander verschoben, die Grundziige der Planung
sind aber weiterhin beibehalten worden. Dies betrifft vor allem die Nutzungsrege-
lungen, die sich allerdings nicht mehr in Richtung Freiraumnutzung orientieren,
sondern in erster Linie an der Nutzung des Gewerbestandortes fiir den An- und
Verkauf von Kfz. Der Erhalt der Biume im Anderungsgebiet wird auch weiterhin
durch geeignete Festsetzungen sichergestellt. Die Allee entlang der ,Friedrich-
Ebert-Strae’ befindet sich auBerhalb des Geltungsbereichs der vorliegenden Ande-
rung.

Im Ursprungs - BEBAUUNGSPLAN NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLA-
GEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT) ist das Ande-
rungsgebiet als eingeschrianktes Gewerbegebiet (Ausschluss von Lagerstitten, Tankstel-

len, Vergniigungsstitten und Einzelhandel; mischgebietstypische Gewerbebetriebe) und

als private Griinfliche (in Uberlagerung mit Flichen zum Anpflanzen sowie mit Bin-

dungen und fiir die Erhaltung von Biumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen)

festgesetzt.

Biirteichpromenade 31, 06369 Kéthen (Anhalt) 04.05.2017

DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK Tel: 03496-40 37 0, Fax: 03496-40 37 20, e-mail: info@buero-raumplanung.de
A





Stadt Kothen (Anhalt)
Begriindung mit Umweltbericht zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geléinde der ehemaligen Forder-
anlagen- und Kranbau Kéthen GmbH* - Satzungsexemplar 13

Der Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplans grenzt im Osten an den Gel-
tungsbereich der 1. Anderung (vgl. Anlage 1). Dieser Bereich wird durch die Planung
nicht beriihrt.

3.3  Sonstige Planungen
Ausbau der B 185

In der Stellungnahme der LandesstraBenbaubehorde Regionalbereich Ost vom
21.12.2015 wird mitgeteilt, dass die LandesstraBenbaubehorde den Ausbau der B 185
(urspriinglich B 183) plant und demnach sich das Plangebiet im Ausbaubereich des
Knotenpunktes ,Akazienstrale‘ / ,Am Hollinder Weg* / ,Friedrich-Ebert-Strafle* befin-
det. Fiir den Knotenausbau wurden im Rahmen der Vorplanung verschiedene Varianten
betrachtet, in deren Ergebnis sich die Variante ,,Knotenpunkt mit Lichtsignalanlage* als
die Vorzugsvariante herausstellte (sieche Anlage 4). Diese Variante hat fiir den An-
schluss des Plangebietes zur Folge, dass dieser nur fiir den Rechtsverkehr (rechts Her-
ausfahren, rechts Hineinfahren) benutzbar ist.

Weiterhin wird fiir die Realisierung der Vorzugsvariante ein Teil der festgesetzten pri-
vaten Griinfldche als Fldche fiir den StraBenausbau benétigt. In Bezug auf die Anbin-
dung und die bendtigten Flidchen fiir den Straenausbau sind mit der Landesstraenbau-
behorde detaillierte Abstimmungen zu fiihren.

Der Grundstiickseigentiimer hat sich grundsitzlich bereit erklirt, eine Teilfliche der
festgesetzten privaten Griinfliche geméll der in der Anlage 4 dargestellten Gréenord-
nung fiir den Ausbau des Knotenpunktes bereitzustellen.

Von der Festsetzung einer StraBenverkehrsfliche im Rahmen der vorliegenden Planung
wird abgesehen, da die Planungen der LandesstraBenbaubehdrde noch nicht abgeschlos-
sen und noch Anderungen méglich sind.

4. Inhalte der Anderung

4.1  Festsetzungen im Anderungsgebiet

In der folgenden Ubersicht sind die bisherigen Festsetzungen den geplanten Festsetzun-
gen des Anderungsgebietes gegeniibergestellt.
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Anderungsgebiet

Flurstiick 27/5
Flur 28
(ca. 2.555m?)

Flurstiicke 26/4,
27/6 Flur 28
(ca. 2.055m?)

bisherige Festsetzungen des B-Plan Nr. 9
»Gelidnde der ehemaligen Forderanlagen-
und Kranbau Kothen GmbH* der Stadt
Kothen (Anhalt)

eingeschrinktes Gewerbegebiet
GRZ =0,7

h=10m

Erhaltung von Baumen

private Griinfldche, tiberlagernd mit Um-
grenzung von Flichen zum Anpflanzen u.
fiir die Erhaltung von Bdumen, Striauchern
u. sonst. Bepflanzungen

Festsetzungen der 2. Anderung des B-
Planes Nr. 9 ,,Gelinde der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kothen
GmbH* der Stadt Kéthen (Anhalt)

eingeschrinktes Gewerbegebiet
GRZ =04

h=10m

Erhaltung von Bdumen

eingeschrinktes Gewerbegebiet
GRZ =04
h=10m

private Griinfldche, iiberlagernd mit Umgren-

zung von Flichen zum Anpflanzen von Béu-
men

Anpflanzung von Strduchern
Erhaltung von Bdumen

Nachfolgend werden die Festsetzungen im Einzelnen erldutert und begriindet.

Der Bereich der 2. Anderung ist im Ursprungs-Bebauungsplan als eingeschrinktes Ge-
werbegebiet (Ausschluss von Lagerpldtzen, Tankstellen, Vergniigungsstitten und Ein-
zelhandel; mischgebietstypische Gewerbebetriebe - siehe unten) und als private Griin-
fliche (in Uberlagerung mit Flichen zum Anpflanzen sowie mit Bindungen und fiir die
Erhaltung von Biumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen) festgesetzt:

11.2 GEe - Teilgebiete gemall § § BauNVO

In den Teilgebieten TG 2 bis TG 5 sind gemar § 15} BauNV0 Nutzungen nach

§8 [2) Nr. 1 [Lagerplatze) und Nr. 3 {Tankstellen] BauN¥0 nicht zulassig.

Gem3f3 § 11{6) BauNVO sind Nutzungen nach § 8 (3) Nr. 3 {¥ergnlgungsstatten)
BauNV0 nicht Bestandteil dieser Satzung.

In den Teilgebieten 2 bis 5 sind enfsprechend & § (2} Nr. 1 Gewerbebetriebe aller Art
zugelassen, soweit sie gemall § 114) Nr. 2 BauNV0 eingeschrdnkt mischgebietstypi-
schen Charakter besitzen und das angrenzende Umfeld nicht wesentlich stiren.

Unzuldssig ist die Errichtung von Einzelhandelsbetrieben.

Der generelle Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben steht der Ansiedlung eines Auto-
handels entgegen. In der Begriindung zum Ursprungs-Bebauungsplan wird diese Fest-
setzung damit begriindet, dass negative Auswirkungen auf die Handelsstruktur des sa-
nierten Innerstadtgebietes vermieden werden sollen. Fiir die Unterschutzstellung der
innerstadtischen Strukturen ist jedoch nicht ein genereller Ausschluss von Einzelhandel
erforderlich, sondern lediglich der Ausschluss des sog. zentrenrelevanten Sortiments.
Dieses Sortiment ist im geltenden EINZELHANDELS- UND ZENTRENKONZEPT FUR DIE
KREISSTADT KOTHEN (ANHALT), Zentrenrelevantes Sortiment - , K6thener Liste” zu-
sammengestellt.
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Nahversorgungsrelevante Sortimente —
»K8thener Liste*

(fur das A-Zentrum und das B-Zentrum zugleich auch

zentrenrelevant)

¢ Nahrungs- und Genussmittel inkl. Lebensmittelhandwerk,
» Drogeriewaren (inkl. Wasch- und Putzmittel),
Parfimeriewaren, Kosmetika

Zentrenrelevante Sortimente — ,,Kéthener Liste™

Apothekerwaren, Sanitidtswaren, Reformwaren

Schnittblumen, zoologischer Bedarf

Papier- und Schreibwaren, Schulbedarf

Zeitschriften, Blicher

Spielwaren, Bastelartikel

Oberbekleidung, Wésche, Kiirschnerwaren, Wolle,

Kurzwaren, Handarbeiten, Stoffe, sonstige Textilien

e Schuhe, Lederbekleidung, Lederwaren, Modewaren inkl.
Hute, Accessoires und Schirme, Orthopédiewaren

» Sportbekleidung und —schuhe, Sportartikel

s Unterhaltungs- und Haushaltselektronik,
Kleinelektronikgeréte, Geréte der Telekommunikation,
ElektrogroRgerite

* Musikalien, Ton- und Bildtrager

¢ Computer, Biroorganisationsmittel, Biro- und
Kommunikationstechnik (iberwiegend auf Privathaushalte
ausgerichtet)

* Heimtextilien, Bettwaren, Gardinen und Zubeh&r

Haushaltswaren, Glas, Porzellan, Keramik, Kunstgewerbe,

Geschenkartikel, Antiquitéten

Fotogerite, Videokameras, Fotowaren

optische Waren, Hérgeréteakustik

Uhren, Schmuck, Silberwaren

Fahrréder

Kuchenmdbel, Badeinrichtungen und -ausstattungen

Mit der Ansiedlung eines Autohandels im Anderungsgebiet sind fiir die innerstidtische
Handelsstruktur der Stadt Kothen (Anhalt) keine negativen Auswirkungen verbunden.
Ebenfalls sind mit der geplanten Ansiedlung keine sonstigen negativen Auswirkungen
verbunden. Der Autohandel verursacht keine Emissionen, die iiber den Stérungsgrad
eines in einem eingeschrinkten Gewerbegebiet zuldssigen Gewerbebetriebes hinausge-
hen. Ebenso fiigt sich die geplante Nutzung in die vorhandene Nutzungsstruktur der
Umgebung ein und wertet bei entsprechender Gestaltung (siehe griinordnerische Fest-
setzungen) das Stadtbild an diesem exponierten Standort auf.

Aus diesen Griinden erfolgt fiir den Anderungsbereich eine separate textliche Festset-
zung zur Zuldssigkeit von Einzelhandelsbetrieben. Die librigen Festsetzungen zur Art
der baulichen Nutzung bleiben entsprechend der im Ursprungs-Bebauungsplan vorge-

nommenen Typisierung und Gliederung erhalten.
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Textliche Festsetzung:

1. Eingeschriinktes Gewerbegebiet gemif} § 8 BAUNVO

In dem eingeschriankten Gewerbegebiet sind entsprechend § 8 Abs. 2 Nr. 1 BAUNVO
nur Gewerbebetriebe zulédssig, wenn sie gemadl § 1 Abs. 4 BAUNVO mischgebietstypi-
schen Charakter besitzen und das Wohnen nicht wesentlich storen.

Gemil § 1 Abs. 5 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe unzuléssig, wenn sie das zen-
trenrelevante Sortiment - ,,Kothener Liste® gemil3 geltendem Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept fiir die Kreisstadt Kothen (Anhalt) vertreiben.

Die nach BAUNVO § 8 Abs. 2 Nr. 1 - Lagerplitze und Nr. 3 - Tankstellen - allgemein
zuldssigen sowie nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 - Vergniigungsstitten - ausnahmsweise zuléssi-
gen Nutzungen werden ausgeschlossen.

Um das geplante Bauvorhaben zu realisieren, wird eine ca. 2.055 qm grofle private
Griinfldche in ein ,,eingeschrianktes Gewerbegebiet* gedndert.

Mit der Uberplanung der privaten Griinfliche und der damit einhergehenden Erweite-
rung des eingeschrinkten Gewerbegebietes wird erreicht, dass in diesem Bereich eine
Aufstellfliache fiir die zum Verkauf angebotenen Kfz genutzt werden kann. Die Errich-
tung dieser Aufstellflichen wird auch auBerhalb der iiberbaubaren Grundstiicksflichen
(durch Baugrenzen in der Planzeichnung festgesetzt) ermoglicht. Die Ausfiihrung dieser
Aufstellfliche sind an besondere Gestaltungsanforderungen (,,in wassergebundener
Bauweise®) gebunden.

Aus diesem Grunde wird die textliche Festsetzung Nr. 3.0 ,Uberbaubare Grundstiicks-
flichen (§9 (1) Nr. 2 BauGB)* des Ursprungs-Bebauungsplanes fiir das Anderungsge-
biet wie folgt modifiziert.

Textliche Festsetzung:

2. Nicht iiberbaubare Grundstiicksfléiiche geméaB 23 Abs. 4 BAUNVO

Auf der nicht iiberbaubaren Grundstiicksflache entlang der ,Friedrich-Ebert-Strae‘ sind
auch auflerhalb der festgesetzten Baugrenze aufgrund von § 23 Abs. 5 BAUNVO Gara-
gen und Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BAUNVO unzulidssig.

Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BAUNVO sowie Aufstellflichen fiir die zum
Verkauf angebotenen Kfz sind auf der nichtiiberbaubaren Grundstiicksfldache zuldssig.

Mit der vorliegenden Anderung des Bebauungsplanes wird ein Eingriff in Natur und
Landschaft vorbereitet, der entsprechend auszugleichen ist. Fiir die Uberplanung der
Griinfldche in ein Gewerbegebiet sind AusgleichsmaBBnahmen erforderlich. Des Weite-
ren sind Ersatzpflanzungen fiir bereits geféllte Biume auf dem Grundstiick zu leisten.
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Als erste AusgleichsmaBinahme ist entlang der westlichen Plangebietsgrenze eine pri-
vate Griinfliche, iiberlagert mit einer Fliche zum Anpflanzen von Baumen, festgesetzt.
Innerhalb dieser Fliche werden die erforderlichen Ersatzpflanzungen fiir den bereits
entnommenen Geholzbestand (Baumféllgenehmigung vom 04.11.2014) vollzogen. Auf
eine exakte Festlegung der Baumstandorte wird verzichtet, da sich der Pflanzbereich
aufgrund der geplanten StralenbaumaBnahme im Kreuzungsbereich der B 185 verin-
dern wird (vgl. Anlage 4: ,Vorplanung zum Knotenpunktausbau der B 185°). Diesbe-
ziiglich soll eine Abstimmung mit dem Stralenbaulasttriger erfolgen und nach Mog-
lichkeit ein fortgeschrittener Planungsstand abgewartet werden.

Textliche Festsetzung:

3. Private Griinfliche gemif § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB

Auf der privaten Griinfliche sind 8 Baume zu pflanzen und dauerhalft zu erhalten. Der
Pflanzabstand der einzelnen Geholze hat mind. 6m zu betragen. Die Pflanzung des ers-
ten Geholzes beginnt mit einem Mindestabstand von 3m zur geplanten Zufahrt. Der Sm
breite Griinstreifen ist als Rasenflidche herzustellen und dauerhaft zu pflegen.

Geholzart und Pflanzqualitdt: Hainbuche (Carpinus betulus “Fastigiata”), Hochstamm,
StU=10/12, 3xv. mit Ballen

Als weitere Ausgleichsmalnahme ist entlang der siidwestlichen Grundstiicksgrenze, im
Bereich des zukiinftigen ErschlieBungsbereiches zur B 185, die Pflanzung einer
Strauchhecke mit nachfolgenden Ausfiihrungsdetails festgesetzt.

Textliche Festsetzung:

4. Anpflanzen von Striuchern geméifB § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BAUGB

Innerhalb der Fliche zum Anpflanzen von Strduchern ist auf einer Gesamtldnge von
40m eine zweireihige Strauchhecke zu pflanzen. Aufgrund der bestehenden Pflasterfla-
che wird die Pflanzung unterbrochen und in zwei Abschnitten ausgefiihrt.

Die Pflanzstreifen der Strauchhecke haben eine Gesamtbreite von 2,50m. Der Pflanzab-
stand der Strducher untereinander betrdgt 1,00m. Der Abstand der Reihen betrigt
1,00m. Die Reihen werden mit einem Versatz von 0,50m ausgefiihrt. Es werden insge-
samt 80 Heckenstraucher der nachfolgenden Laubgeholzarten gepflanzt. Es sind mind. 5
verschiedene Straucharten zu pflanzen.

Die Pflanzung erfolgt in Gruppen mit mind. 3 Strduchern je Art. Die Strducher miissen
eine Pflanzqualitit von mind. 2xv., 0.B., Mindesthohe 60cm -100cm aufweisen.

Die Ausfiihrung der ersten Pflanzreihe erfolgt mit einem Mindestabstand von 1,0m von
der Grundstiicksgrenze.
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Geholzarten:

Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Liguster (Ligustrum vulgare)
Berberitze (Berberis vulgaris)
Hundsrose (Rosa canina)

Alpen Johannisbeere (Ribes alpinum)
Schneebeere (Symphoricarpus albus)
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Spierstrauch (Spirea i.S.)

Die AusgleichsmaBnahmen miissen spitestens zwolf Monate nach Rechtswirksamkeit
der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 "GELANDE DER EHEMALIGEN FORDER-
ANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH" DER STADT KOTHEN (ANHALT) fachgerecht
ausgefiihrt werden.

Die vorhandenen Bdume im Plangebiet werden gemiB3 § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BAUGB zur
Erhaltung festgesetzt. Bei Abgang bzw. Verlust sind diese geméll SATZUNG DER STADT
KOTHEN UBER DIE ERHALTUNG, PFLEGE UND DEN SCHUTZ DER BAUME (BAUMSCHUTZ-
SATZUNG) entsprechend zu ersetzen.

Zur Vermeidung zusitzlicher Beeintrichtigungen der Boden des Geltungsbereiches
wird festgesetzt, dass alle zusitzlich erforderlichen Stellflachen in wasserdurchldssiger
Bauweise hergestellt werden miissen.

Textliche Festsetzung:

5. Gestaltung der Aufstellflichen gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die Aufstellflichen fiir die zum Verkauf angebotenen Kfz sind in wassergebundener
Bauweise herzustellen.

Des Weiteren ist fiir die ausreichende ErschlieBung des Anderungsgebietes eine neue
Zufahrt von der B 185 ,,Am Hollinder Weg* im Stidwesten des Flurstiicks 26/4 vorge-
sehen. Der exakte Standort wird mit dem Stralenbaulasttriger und der Stadt K&then
(Anhalt) festgelegt. Im Rahmen der vorliegenden Anderung ist eine Einfahrt gemif
§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BAUGB von der StraBe ,Am Holldnder Weg* aus festgesetzt. Da
die Einfahrt noch nicht abgestimmt ist, erfolgt in der Planzeichnung eine generalisierte
Darstellung.
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4.2  Rechtliche Wirkung der 2. Anderung

Mit der 2. Anderung des Bebauungsplanes wird in den BEBAUUNGSPLAN NR. 9 "GE-
LANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH®, rechts-
wirksam seit dem 19.03.2004, eingegriffen. Die 1. Anderung wird von dem Anderungs-
bereich der vorliegenden Anderung nicht beriihrt. Im Geltungsbereich der 2. ANDERUNG
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 "GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND
KRANBAU KOTHEN GMBH* gelten mit deren Rechtswirksamkeit ausschlieBlich die Fest-
setzungen im teil A: Panzeichnung und Teil B: Textlichen Festsetzungen der 2. ANDE-
RUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 "GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN-
UND KRANBAU KOTHEN GMBH*“ DER STADT KOTHEN (ANHALT).

Die mit dem Ursprungs- Bebauungsplan erlassenen oOrtlichen Bauvorschriften geméaf
§ 85 BAUO LSA gelten weiter auch fiir das Anderungsgebiet.

5. Umweltbericht

5.1  Ausgangssituation

Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplandnderung befindet sich innerhalb
des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geldnde der ehemaligen Forderanla-
gen- und Kranbau Kéthen GmbH* der Stadt Kothen (Anhalt). Da mit der 2. Anderung
des Bebauungsplanes eine derzeit festgesetzte ,,Private Griinfliche* in ein ,.einge-
schrinktes Gewerbegebiet* gedndert wird, stellt dies einen Eingriff in den Naturhaus-
halt dar, der fiir die einzelnen Schutzgiiter auch negative Auswirkungen zur Folge hat.
Auf die Inhalte der Anderungen der Nutzungen sowie ihre Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt und die einzelnen Schutzgiiter wird in den nachfolgenden Ausfiihrungen
niher eingegangen.

Bestandteil der Umweltpriifung ist die Bewertung des Eingriffs mittels Flichenbilanzie-
rung nach dem Bewertungsmodell von Sachsen-Anhalt (siehe Kap. 5.3.3 ,Flichenbi-
lanzierung®).

Fiir die Bewertung der Umweltsituation ist nicht der aktuelle Zustand des Anderungs-
gebietes mafligebend, sondern sind die Festsetzungen des rechtskriftigen Bebauungspla-
nes Nr. 9 ,,Gelidnde der ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kothen GmbH* der
Stadt K6then (Anhalt) heranzuziehen. Hiernach lisst sich das Anderungsgebiet in zwei
Bereiche einteilen, ndmlich einerseits als ,,eingeschrinktes Gewerbegebiet” und ande-
rerseits als ,,Private Griinfldche*.

Zur besseren Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die ein-
zelnen Schutzgiiter wird im nachfolgenden diese Zweiteilung der Fldchen beibehalten
und beschreibt mit Teilflache 1 das bereits bestehende ,,eingeschrinkte Gewerbege-
biet*‘ und mit Teilfléiche 2 die ,,private Griinfliche*.
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Gemil den Festsetzungen im Ursprungs-Bebauungsplan gilt fiir das festgesetzte Ge-
werbegebiet (Teilfliche 1) die Grundflichenzahl (GRZ) von 0,7 als Mallgabe fiir die
maximal iiberbaubare Grundfliche. Da die Festsetzung zur GRZ nicht weiter konkreti-
siert wurde, besteht gemiB §19 (4) BAUNVO die Moglichkeit der Uberschreitung bis
zur GRZ von 0,8.

Die Bewertung der im bestehenden Bebauungsplan als ,,private Griinfliche* festgesetz-
ten Teilfléiche 2 erfolgt entsprechend vorliegender Grundlagen. Wie in der unten ste-
henden Abbildung dargestellt, setzt das im Bebauungsplan verwandte Planzeichen fiir
die ,,private Griinflache* in Kombination sowohl eine Erhaltungs- als auch eine An-
pflanzbindung von Biumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen fest.

Ausschnitt aus dem aus
dem Ursprungs- BEBAU-
UNGSPLAN NR. 9 ,,GELANDE
DER EHEMALIGEN FORDER-
ANLAGEN- UND KRANBAU
KOTHEN GMBH* DER
STADT KOTHEN (ANHALT)

Geltungsbereiches der

2. Anderung mit den zwei-
geteilten Festsetzungen:
Eingeschrinktes Gewerbe-
gebiet (Teilfldche 1) und
Private Griinflache (Teilfl4-
che 2).

Fiir die private Griinfliche werden im Ursprungs-Bebauungsplan ausschlieBlich die
nachfolgenden griinordnerischen Festsetzungen (Pkt.5.3.1) getroffen:

53, Privare Grunflachen
531 Flachen fir das Anpflanzen von Baumen und Strauchern
a) die Bepflanzung If. Pflanzliste 1hat so zu erfelgen, daf? ein gaschlossener
Bestand erreicht werden kann
bl es sind mindestens 3 verschiedene Straucharten zu verwenden {Pflanzgrdfe mind,
30 - 40 cm)
¢] mindestens aller 10 lauferden Meter ist ein Laubbaum der Pflanzliste 1zu pflanzen
(Baumpfahlverankerung - Stammumfang mind. 8 - 10 cm)
d) Gehslzflachen als freiwachsende Laubgehslzhecken erhalten und pflegen
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Diese griinordnerischen Festsetzungen sind aus nachfolgenden Griinden nicht rechtssi-
cher formuliert:

¢ Das Planzeichen zur griinordnerischen Festsetzung in der Planzeichnung des Ur-
sprungs- Bebauungsplanes ist nicht eindeutig formuliert und lédsst Interpretati-
onsspielrdaume zu. Es ist nicht ersichtlich, ob eine umgrenzende oder eine flichi-
ge Ausfiihrung der Pflanzung vorgesehen ist

e das Planzeichen ,,Erhaltung in Uberlagerung mit Anpflanzen von Biumen und
Strauchern® ist nicht mehr nachvollziehbar, da insbesondere keine Angaben zum
Ausgangsbestand vorliegen

e fehlende Konkretisierung der Teilfestsetzung a) zum Anpflanzen von Bdumen
und Strdauchern), die ohne quantitative Angabe der Pflanzausfiihrung erfolgte

e fehlende Konkretisierung der Teilfestsetzung c), die keine Flichenangaben zur
Baumanpflanzung beinhaltet.

Aufgrund der eingeschrinkten Aussagekraft dieser griinordnerischen Festsetzung des
Ursprungs- Bebauungsplanes wird zur Ermittlung der Bestandssituation fiir die ,,private
Griinflache* die nachfolgende Interpretation angestellt.

¢ Die Darstellung der griinordnerischen Festsetzung im Ursprungs- Bebauungs-
plan ,,Flichen fiir das Anpflanzen von Bidumen und Strduchern® wird als eine
flachige Zuordnung angesehen.

e Trotz der alleinigen textlichen, griinordnerischen Festsetzung (5.1.3) von ,,Fla-
chen fiir das Anpflanzen von Biumen und Strduchern* innerhalb der ,,privaten
Griinflache* im Ursprungs- Bebauungsplan wird von der im B-Plan festgesetz-
ten zeichnerischen Kombination ausgegangen, die neben der Anpflanzung auch
eine Erhaltungsbindung des Gehdlzbestandes vorsieht.

e Fiir sogenannte Eingriffsteilgebiete des Ursprungs- Bebauungsplanes wurden
zum Ausgleich des mit der Planung verbundenen Eingriffs die entsprechende
,Zuordnungsfestsetzungen* (Pkt. 6.5) getroffen. Das Anderungsgebiet der 2.
Anderung des Bebauungsplanes befindet sich auBerhalb eines solchen Eingriff-
steilgebietes. Aus diesem Grund wird davon ausgegangen, dass die urspriingli-
che Festsetzung einer ,,privaten Griinflache* auch nicht vordergriindig zur Aus-
fiihrung von Kompensationsmafnahmen vorgesehen war, sondern vielmehr aus
gestalterischen Aspekten heraus erfolgte. Dieser gestalterische Hintergrund fiir
die Festsetzung begriindet sich ebenfalls durch die exponierte Lage der Flache
im angrenzenden offentlichen Straenraum und wird zusétzlich durch den orts-
bildprigenden Altbaumbestandes verstirkt.

Aufgrund der fehlenden quantitativen Pflanzangaben innerhalb der griinordnerischen
Festsetzung und der vorherigen Ausfithrungen, kann die ,,private Griinfliche* geméil
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der Biotoptypenzuordnung nach dem Bewertungsmodell von Sachsen-Anhalt ver-
gleichsweise einem Siedlungsbiotop zugeordnet werden.

Fiir die im weiterfithrenden Text unter Kap. 5.3.3 ausgefiihrte Flichenbilanzierung er-
folgte eine Konkretisierung dieses Siedlungsbiotopes mit der Zuordnung als ,,sonstige
Parkfliche* (PYC). Diese, im Vergleich zu einer sonstigen, nicht parkartigen Griinfla-
che aufgewertete Einstufung erfolgte aufgrund des vorhandenen Altbaumbestandes. Die
geringfiigige Abwertung des Biotopbestandes, die mit einem Wertpunkt auf 9WP vor-
genommen wurde, begriindet sich durch die Lage innerhalb bereits bestehender Gewer-
befldchen in unmittelbarer Nachbarschaft zu stark frequentierten Straen. Es wird ein-
geschitzt, das die dadurch resultierende Vorbelastung bzw. Beeintridchtigung zu einer
Abweichung der ansonsten iiblichen Ausstattung dieses Biotoptyps fithrt. Des Weiteren
ist die Abwertung durch die fiir eine Parkflidche geringe FlichengroBe begriindet.

Baumfiilleenehmigung

Mit Datum vom 04.11.2014 wurde dem Antrag des Vorhabentrdgers zur Fillung von
insgesamt 4 Laubgehdlzen von der Stadt Kothen (Anhalt) stattgegeben. Fiir die Fillung
der 4 Laubgeholze, die zwischenzeitlich gefillt wurden, miissen gemil Baumfillge-
nehmigungsbescheid Ersatzpflanzungen in Form von 8 Einzelgehdlzen auf dem Grund-
stiick vorgenommen werden.

5.2 Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile

Naturriaumliche Einordnung des Plangebietes

Entsprechend vorliegendem LANDSCHAFTSPLAN DER STADT KOTHEN, ENTWURF (1997),
zahlt das Planungsgebiet zur Landschaftseinheit “"Kothener Ackerland”.

Die Stadt Kothen (Anhalt) befindet sich im zentralen Bereich dieser Landschaftseinheit,
welche im Norden vom ,,Magdeburg-Wittenberger Elbtal und untere Mulde®, im Osten
von der ,,Mosigkauer Heide* sowie im Siiden und Westen von der ,,Fuhneniederung*
begrenzt wird.

Die Einheit des Kothener Ackerlandes ist als einheitliche und vorwiegend ebene Abtra-
gungsfliache mit vereinzelten Erhebungen zu charakterisieren,

Nutzungsbezogene Merkmale dieser Landschaftseinheit sind eine Armut an Struktu-
relementen und eine groBfldchige intensive ackerbauliche Bodennutzung.

Der Geltungsbereich der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 , GELANDE DER
EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH® DER STADT KOTHEN
(ANHALT) liegt Ostlich der Innenstadt von Kothen und der Eisenbahntrasse Halle-
Magdeburg. Er befindet sich im nordwestlichen Bereich des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes Nr. 9 und grenzt im Nordosten unmittelbar an eine ,,Private Griinflache*
(Geltungsbereich der 1. ANDERUNG DES B-PLAN NR. 9) mit parkihnlichem Charakter.
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5.2.1 Schutzgut Boden

Der Geltungsbereich der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 , GELANDE DER
EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH® DER STADT KOTHEN
(ANHALT) befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage der Stadt Kothen (Anhalt) und
ist durch tiberwiegende anthropogene Nutzung und teilweise Bautétigkeit gepragt bzw.
vorbelastet, so dass die Boden in diesem Bereich gegeniiber denen der umgebenden
Landschaft wesentlich stdrker in ihrer Natiirlichkeit beeintrichtigt sind. Innerhalb der
gewerblich genutzten Fldche befinden sich vollversiegelte Gebdude- und Pflasterfla-
chen. Die unbefestigten Bodenfldachen des Geltungsbereiches sind als Scherrasen- und
Geholzflachen mit iiberwiegend Altbaumbestand ausgebildet.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Boden im Geltungsbereich der vorliegen-
den Anderung des Bebauungsplanes im Hinblick auf die natiirlichen Bodenfunktionen
aufgrund der iiberwiegend anthropogenen und gewerblichen Nutzung beeintrachtigt und
insgesamt von geringer Wertigkeit sind.

5.2.2 Schutzgut Wasser

Bestand

Oberflichengewdsser
Klassifizierte FlieBgewisser sind im Geltungsbereich nicht vorhanden und werden von
diesen auch nicht tangiert.

Grundwasser

Der Grundwasserflurabstand im Stadtbereich von Kothen variiert zwischen 2m und
10m, wobei sich der Abstand insgesamt von Siiden nach Norden verringert. Die
GrundwasserflieBrichtung verlduft in Richtung Ziethe.

Genaue Angaben zum Geltungsbereich der 2. Anderung des B-Plans ,,Geldnde der ehe-
maligen Forderanlagen- und Kranbau K6then GmbH* der Stadt K6then (Anhalt) liegen
nicht vor.

In Hinsicht auf das Schutzgut Wasser befindet sich das Plangebiet in einem Gebiet ge-
ringer Wertigkeit.

5.2.3 Schutzgut Klima/ Luft

Bestand

Das Gebiet um die Stadt Kothen (Anhalt) wird dem Ostlichen Rand des herzynischen
Trockengebietes im Klimaraum des ostdeutschen Binnenlandklimas zugeordnet.
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Der subkontinentale Klimacharakter ist von einer geringen jihrlichen Niederschlags-
menge und von einem ausgesprochenen Sommermaximum der Niederschldge (hoher
Anteil konvektiver Starkniederschldge in Form von Schauern und Gewittern) geprégt.
Gemill LANDSCHAFTSPLAN DER STADT KOTHEN, Entwurf (1997) betrigt die mittlere
jéhrliche Niederschlagshohe unter 500 mm. Die Region zihlt damit zu den trockensten
Landschaften Mitteleuropas.

Das Jahresmittel der Lufttemperatur betrigt ca. 8,5 °Celsius. Das Mittel des kiltesten
Monats Januar schwankt um den Gefrierpunkt, die mittlere Lufttemperatur im wérmsten
Monat Juli betrégt ca. 18 °Celsius.

Der Geltungsbereich der 2. Anderung befindet sich innerhalb der Ortslage der Stadt
Kothen. Der Strahlungs- und Wirmehaushalt innerhalb eines Ballungsgebietes weicht
von dem der umgebenden Landschaft ab, da er durch die Art und Weise der Bebauung,
deren Dichte und Versieglungsgrad beeinflusst wird. Je groBBer der Versieglungsgrad,
desto groBer die bodennahe Erwidrmung. Auf natiirlicher Bodenfliche kann sich durch
die bestehende Vegetation und deren Verdunstungsleistung die Luft wieder schneller
abkiihlen als in bebauten Gebieten. Innerhalb des Geltungsbereiches bestehen aufgrund
der teilweise gewerblichen Vornutzung sowohl versiegelte als auch teilversiegelte Fla-
chen. Die unbebauten Bodenfldchen bestehen als parkdhnliche Griinflichen. Von be-
sonderer Bedeutung ist der Altbaumbestand, der aufgrund seiner teilweise geschlosse-
nen Kronenausbildung fiir ausgeglichene kleinklimatische Verhéltnisse sorgt.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich das Plangebiet in einem Gebiet geringer
Wertigkeit in Hinsicht auf das Schutzgut Klima/ Luft befindet.

5.2.4 Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen

Potentielle natiirliche Vegetation

Die potentielle natiirliche Vegetation beschreibt das natiirliche Vegetationsinventar, d.h.
diejenigen Pflanzengesellschaften, die sich unter den heutigen Klima- und Bodenbedin-
gungen aufgrund des derzeitigen regionalen Wildpflanzenbestandes einstellen wiirden,
wenn jede direkte Einflussnahme des Menschen auf die Pflanzendecke unterbliebe.
Gemil KARTE DER POTENTIELLEN NATURLICHEN VEGETATION VON SACHSEN-ANHALT
wiirde sich in der Umgebung des Plangebietes ohne menschlichen Einfluss ein Typi-
scher Haselwurz-Labkraut-Traubeneichen-Hainbuchenwald ausbilden. Dabei handelt
es sich um einen mehrschichtigen lichten Laubmischwald mit gut wiichsigen Bdumen,
einer artenreichen, gut entwickelten und griserreichen Strauchschicht. Die Aspektfolge
dieses Waldtyps ist ausgeprigt mit deutlichem Friithjahrsaspekt. Bestimmende Baumar-
ten sind Trauben-Eiche (Quercus petraea), Hain-Buche (Carpinus betulus) und Winter-
Linde (Tilia cordata).
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Bestand

Der Geltungsbereich befindet sich der Ortslage der Stadt Kéthen (Anhalt) und schlief3t
an seiner westlichen und nordlichen Seite unmittelbar an den 6ffentlichen Verkehrsbe-
reich. Bis auf den nordéstlichen Bereich, der sich im Ubergangsbereich einer groBfli-
chigen und parkihnlichen privaten Griinfliche befindet (1. ANDERUNG B-PLAN NR. 9
,»GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER
STADT KOTHEN (ANHALT)), ist der Geltungsbereich ausschlieBlich von Versieglungsfla-
chen umgeben.

Gemail dem LANDSCHAFTSPLAN DER STADT KOTHEN (ANHALT) (1997) befinden sich im
Geltungsbereich keine geschiitzten Biotope.

Wie bereits ausgefiihrt, weicht der aktuelle Bestand, insbesondere die ,,private Griinfld-
che®, von den Festsetzungen des Ursprungs- Bebauungsplanes ab.

Gemal der aktuellen Nutzung bestehen auf der im Ursprungs- Bebauungsplan als ,,pri-
vate Griinflache* festgesetzten Fliche iiberwiegend ruderalisierter Scherrasen, eine ver-
siegelte Pflasterfliche und in den Randbereichen Altbaumbestinde. Fiir die zukiinftige
Nutzung als ,,eingeschrinktes Gewerbegebiet wurde ein Teilbereich der Rasenfldche
sowie 4 Bestandsgeholze bereits entfernt und es wurde dort eine Aufstellfliche fiir Pkw
in geschotterter Bauweise geschaffen.

Auf der Teilfliche 1 bestehen neben einem Gebiude ebenfalls versiegelte Pflasterfla-
chen sowie in Vorbereitung der Nutzungsdnderung - nordlich des Bestandsgebédudes -
geschotterte Flichen. Die unbefestigten Bodenflichen befinden sich insbesondere um
den siidlichen und 0Ostlichen Gebdudebereich und unterliegen augenscheinlich einer
hausgartendhnlichen Nutzung, mit iiberwiegender Scherrasenfliche und vereinzelten
Staudenbeeten. Entlang der Grundstiicksgrenzen und auch innerhalb der Rasenfldche ist
ein wertvoller und erhaltenswerter Altbaumbestand mit iiberwiegend heimischen Laub-
geholzarten ausgeprigt.

Aufgrund der geringen Flichengrofle, der Lage innerhalb der Ortslage von Kothen (An-
halt) und aufgrund der iiberwiegend anthropogenen Nutzung auf teilbebauter Flédche ist
der allgemeine Grad der Natiirlichkeit der Vegetation bis auf den Altbaumbestand als
gering einzuschitzen. Dieser Altbaumbestand ist hinsichtlich der Avifauna von beson-
derer Bedeutung. Aufler dem erhaltenswerten Geholzbestand ist die im Geltungsbereich
ausgepriagte Vegetation eher artenarm, nicht selten, nicht besonders geschiitzt und anth-
ropogenen Ursprungs und daher leicht ersetzbar.

Der Geltungsbereich der 2. Anderung schlieBt bis auf den nordostlichen Bereich, der an
eine parkdhnliche Griinfldche grenzt, unmittelbar an die stark verdichteten bzw. versie-
gelten Verkehrs- und Gewerbefldchen an. Diese unterliegen einer starken anthropoge-
nen Vorbelastung, die nur begrenzten Lebensraum fiir Tierarten bieten. Durch die be-
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schriebene inselartige Lage inmitten von Gewerbe- und Verkehrsflidchen ist ein Bio-
topverbund sehr stark begrenzt bzw. kaum vorhanden.

Es ist davon auszugehen, dass seltene bzw. gefdhrdete Arten an Flora und Fauna nicht
vorhanden sind. Eine gesonderte faunistische Untersuchung wurde nicht durchgefiihrt.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Plangebiet bis auf den Altbaumbestand als
Gebiet geringer Wertigkeit in Hinsicht auf die Schutzgiiter Biotope, Pflanzen und Tiere
einzustufen ist.

MabBgeblich fiir die Beurteilung des Biotopbestandes der 2. Anderung des Bebauungs-
planes sind abweichend von der beschriebenen, aktuellen Nutzung die Festsetzungen
des rechtskriftig geltenden BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN
FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH‘ DER STADT KOTHEN (ANHALT).

Aufgrund der undifferenzierten griinordnerischen Festsetzungen aus dem Ursprungs-
Bebauungsplan wird fiir die Bestandssituation der Teilflache 2 gemif3 der Biotoptypen-
zuordnung nach dem Bewertungsmodell von Sachsen-Anhalt die Festlegung fiir eine
,sonstige Parkanlage® fiir die Bestandssituation vorgenommen.

5.2.5 Schutzgut Landschaft
Bestand

Das Anderungsgebiet befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage der Stadt Kéthen
(Anhalt) und ist mit Ausnahme einer im Nordwesten angrenzenden, parkdhnlichen
Griinflache von versiegelten Gewerbe- und Verkehrsflachen umgeben. Charakteristisch
fiir die bereits teilweise gewerblich genutzte Teilfldche 1 sind einerseits der Gebdudebe-
stand mit versiegelten Flichen sowie die Ausprigung artenarmer Scherrasenrestbestin-
de. Auf der anderen Seite priagen Altbaumbestinde iiberwiegend heimischer Laubgehol-
zarten, die insbesondere im Ostlichen Grundstiicksbereich ausgeprigt sind, das Erschei-
nungsbild des Standortes.

Der Geltungsbereich ist standortlich als besonders fiir das Ortsbild einzustufen, da es
wegen seiner exponierten Lage an stark befahrenen Stralen sowie aufgrund des hoheren
Gelidndeniveaus optisch besser wahrgenommen wird.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Geltungsbereich aufgrund der exponierten
Lage einen aus optischer Sicht sensiblen Standort darstellt. Der Altbaumbestand ist in-
nerhalb der bereits teilweise gegebenen, gewerblichen Nutzung von grofler Bedeutung
fiir das Ortsbild.
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5.2.6 Schutzgut Mensch

Vorbemerkung:

Das Schutzgut "Mensch, seine Gesundheit und die Bevolkerung" umfasst samtliche
Faktoren der Umwelt, die sich auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der innerhalb
des Plangebiets oder seines Wirkungsbereichs arbeitenden und wohnenden Menschen
auswirken konnen. Hierzu zidhlen insbesondere

e der Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im  Sinne von
§ 3 Abs. 1 BIMSCHG, d.h. vor allem Immissionen, die nach Art, Ausmal} oder
Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belidstigun-
gen fiir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren

® der Schutz vor Gefahren, die von Bodenverunreinigungen ausgehen

e die zu erwartenden klimatischen Verdnderungen, soweit sie sich auf die Ge-
sundheit und das Wohlbefinden der Menschen innerhalb des Plangebiets oder
seines Wirkungsbereichs auswirken

e Beeintriachtigungen bestehender und geplanter Erholungsmoglichkeiten inner-
halb des Anderungsgebietes oder seiner Wirkungsbereiche.

Bestand

Immissionssituation:

Bei der Beurteilung der Immissionssituation ist insbesondere die Lirm- und Abgasbe-
lastung (auch aus dem Gewerbegebiet selbst) zu beachten. Zusitzlich ist der Geltungs-
bereich der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 durch seine innerértliche Lage im
angrenzenden Kreuzungsbereich hochfrequentierter Straen mit hohem Verkehrsauf-
kommen stark vorbelastet.

Bodenverunreinigungen/ Altlasten:

Im nordwestlichen Randbereich des Ursprungs- Bebauungsplanes befinden sich Flur-
stiicke innerhalb einer Altlastenverdachtsfliche (Altstandort), welche unter der Katas-
ternummer 20088 und der Bezeichnung , Forderanalgen- und Kranbau GmbH BT I*
registriert ist. Des Weiteren ist das Plangebiet als Kampfmittelverdachtsfliche ausge-
wiesen (vgl. Kap. 2.3 ,Altlasten‘ und Kap. 7 ,Hinweise®).

Klimatische Belastungen:

Klimatische Belastungen spielen aufgrund der geringen FlachengroBe eine eher unter-
geordnete Rolle. Der vorhandene Altbaumbestand ist fiir das standortliche Kleinklima
von gro3er Bedeutung.

Erholungseignung:
Der Geltungsbereich der 2 .Anderung des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Ortslage
von Kothen (Anhalt) und fernab von Sehenswiirdigkeiten und Schutzgebieten. Die Er-
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holungseignung im Geltungsbereich ist aufgrund der Vornutzung als Gewerbegebiet als
gering einzustufen.

5.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachgiiter

Bestand

Innerhalb des Anderungsgebietes befinden sich keine obertiigig sichtbaren Bau- und
Kulturdenkméler. Aus historischen Unterlagen (Fotomaterial) ist ersichtlich, das im
westlichen Bereich der Teilflache 2, ein Denkmal gestanden hat. Heute erinnert daran
noch die versiegelte Grundfléche.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich das Plangebiet in einem Gebiet geringer
Wertigkeit aus der Sicht der Kultur- und Sachgiiter befindet.

5.3  Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung

der Planung
Fiir die Bewertung der Umweltsituation auf den Teilflichen 1 und 2 sind nicht der
momentane Zustand des Anderungsgebietes maBgebend, sondern die Festsetzungen des
rechtskriftigen Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geldnde der ehemaligen Forderanlagen- und
Kranbau Ko6then GmbH der Stadt Kothen (Anhalt). Diese weichen von den Festset-
zungen der 2. Bebauungsplaninderung ab.

Die nachfolgende Ubersicht zeigt die inhaltlichen Anderungen der Teilflichen innerhalb
des bestehenden Bebauungsplangebietes.

Anderungsgebiet

Teilfliche 1

(Flurstiick 27/5,
Flur 28)

2.555m?

Teilfléiche 2

(Flurstiick 26/4,
Flur 28 (1.603m?)

Flurstiick 27/6,
Flur 28 (452m?))

2.055m?

bisherige Festsetzungen im B-Plan Nr. 9
»Gelidnde der ehemaligen Forderanlagen-
und Kranbau Koéthen GmbH* der Stadt
Kothen (Anhalt)

eingeschrinktes Gewerbegebiet

GRZ = 0,7 , iiberbaubar 0.8 (§19(4)
BauNVO)

h=10m

private Griinfldche, tiberlagernd mit Um-
grenzung von Flichen zum Anpflanzen u.
fiir die Erhaltung von Bdumen, Striduchern
u. sonst. Bepflanzungen

2. Anderung des B-Planes Nr. 9 ,,Geléinde
der ehemaligen Forderanlagen- und Kran-
bau Kothen GmbH* der Stadt Kothen
(Anhalt)

eingeschrinktes Gewerbegebiet

GRZ = 0.4, tiberbaubar 0,6 (§19(4) BauNVO)

h=10m

eingeschrinktes Gewerbegebiet
GRZ = 0,4, iiberbaubar 0,6 (§ 19(4) BauNVO)
h=10m

private Griinfldche, iiberlagernd mit Umgren-
zung von Fliache zum Anpflanzen von Bdumen

Anpflanzung von Strduchern
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Aus der Tabelle geht hervor, dass sich durch die Festsetzungen der 2. Anderung des
Bebauungsplanes der Anteil der maximal bebaubaren Fliche auf der Teilfléiche 1 redu-
ziert. Auf der Teilfliche 2, die bisher als ,,private Griinfliche™ festgesetzt ist, wird
erstmalig eine Bebauung ermoglicht.

Die Festsetzungen der 2. Anderung des bezeichneten Bebauungsplanes haben Auswir-
kungen auf die einzelnen Schutzgiiter und stellen somit einen Eingriff in den Natur-
haushalt dar. Welche Auswirkungen sich im Einzelnen durch die Anlage, den Betrieb
und den Bau der geplanten Gewerbegebietserweiterung ergeben konnen, sind in der
nachfolgenden Ubersicht der Tabelle 2 (Umweltauswirkungen) zusammengefasst.
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Tabelle 1: Umweltauswirkungen (Ausgangssituation B-Plan Nr. 9)

Schutzgiiter Anlagebedingte Auswirkungen Betriebsbedingte Auswirkungen Baubedingte Auswirkungen
Boden Teilflache 1 ,eingeschranktes Gewerbegebiet" ¢ Bodenverdichtung durch flachiges Befah- |e Beeintrachtigungen insbesondere im Bereich der
e Reduzierung des Versieglungsgrades ren teilversiegelter Flachen zukiinftigen Einfahrt durch Neuversieglung
Teilflache 2 ,private Griinflache" e Mdgliche, punktuelle Kontamination e Zusatzliche Schotterung und Versiegelung zur Herstel-
e Veranderung der Vegetationsstruktur (Entfernung Baumbestand und durch An- und Abtransport von bescha- lung einer Aufstellflache fiir PKWs
Scherrasen) digten Gebrauchtfahrzeugen im Bereich e Tempordrer Funktionsverlust (Bodenumlagerung,
¢ Neuversiegelung bislang unbefestigter Bodenflachen mdéglich der Schotterflachen (Beeintrachtigung baubedingte zusatzliche Beeintrachtigung des Boden-
e Funktionsverlust des Bodens als Grundlage zur Produktion organischer der Speicher- und Regelfunktion und bio- gefliges durch Flachenbeanspruchung, Bodenverdich-
Rohstoffe. tischer Lebensraumfunktion) tung) und damit Verlust oder Einschréankung der Spei-
e Erhebliche Beeintréchtigungen sind nicht zu erwarten e Erhebliche Beeintréchtigungen sind nicht cher-, Regel- und biotischer Lebensraumfunktion
Zu erwarten
Wasser Teilflache 1 ,eingeschranktes Gewerbegebiet"
Grundwasser e Reduzierung des max. Versieglungsgrades mit geringfiigiger standortli- [ Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht |  Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Oberflachenwasser |

chen Verbesserung der Abflussverhdltnisse

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Teilflache 2 ,private Griinflache"

Mdogliche Versieglung auf zuvor unbebauter Bodenflache fiihrt zur
standdrtlichen Verschlechterung der Abflussverhéltnisse
Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Nicht relevant

Zu erwarten

Nicht relevant

Nicht relevant

Klima/ Luft

Teilflache 1 ,eingeschranktes Gewerbegebiet"

Reduzierung des Versieglungsgrades fiihrt zur geringfiigigen standor-
tlichen Verbesserung des Kleinklimas

Teilflache 2 ,private Griinflache"

Standortliche Veranderungen des Kleinklimas durch die Beseitigung
der Vegetation (Altbaumbestand und Griinflache)

erhdhte Warmeabstrahlung durch mdgliche Versiegelung bislang
unbebauter Flachenversiegelten und teilversiegelten Flachen
Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Aufgrund der geringen FlachengroBe sind
keine erheblichen Beeintrachtigungen zu
erwarten.

Aufgrund der FlachengréBe sind keine erheblichen
Beeintrachtigungen zu erwarten

Tiere/ Pflanzen
und deren Lebens-
rdaume/ Lebens-
raumfunktionen/
biologische Vielfalt

Teilflache 1 ,eingeschrdnktes Gewerbegebiet"

Reduzierung des Versieglungsgrades fiihrt im Vergleich zur vorheri-
gen Nutzung standortlich zur geringfiigigen Verbesserung
Teilflache 2 ,Private Grinflache®

Verdnderung der Vegetationsstruktur (Altbaumbestand und Griinfla-
che) und mdgliche Bebauung und Versieglung zuvor unbebauter Bo-
denflache und dadurch direkter Lebensraumverlust und Beeintrachti-
gung fiir Fauna

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Aufgrund der Standortsituation sind keine
erheblichen Beeintrachtigungen zu erwar-
ten

Temporare Beeintrdchtigungen durch Larm, Licht,
Staub im Bereich der zukiinftigen Einfahrt durch Bau-
fahrzeuge
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Schutzgiiter

Anlagenbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen

Baubedingte Auswirkungen

Landschaftsbild/
Erholungsfunktion

Teilflache 1 ,eingeschranktes Gewerbegebiet"

Verringerung des max. Versieglungsgrades fiihrt im Vergleich zur
vorherigen Festsetzung standdrtlich zur geringfiigigen Verbesserung
Ortsbildpragender Altbaumbestand bleibt erhalten

Teilflache 2 ,private Griinflache®

Anderung des allgemeinen Erscheinungsbildes durch mégliche Bebau-
ung und Versieglung bislang unbebauter Bodenflachen.
Beeintrachtigung des Ortsbildes durch Entfernung von Altbaumbestand
(4 Stiick)

Erholungsfunktion aufgrund des privaten Standortes und benachbarter
Gewerbenutzung nicht gegeben

Verbesserung durch textliche Festsetzung Nr. 3 ,Flache zum Anpflan-
zen von Baumen'

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht
Zu erwarten

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten.

Mensch und seine
Gesundheit

Teilflache 1 ,eingeschranktes Gewerbegebiet"

Reduzierung des Versieglungsgrades fiihrt zur geringfiigigen Verbesse-
rung im Hinblick auf Larm- und Staubbeldstigungen

Teilflache 2 ,private Griinflache®

Erhdhte Larm- und Staubbeeintrachtigungen durch zusatzliche Anbin-
dung/ErschlieBung an der B 185 und durch mdgliche Versieglung bis-
lang unbebauter Bodenflache.

Anderung des allgemeinen Erscheinungsbildes durch die Entnahme von
4 GroBgeholzen und die zukiinftige gewerbliche Nutzung

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht
Zu erwarten

Tempordre Larm- und Staubbelastungen
Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Kultur- und sons-
tige Sachgiiter

Teilfléche 2 ,Privaten Grinflache®
Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht
Zu erwarten

Erhebliche Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten
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Der Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplanes mit den Teilfl:ichen 1 und 2
wurde im bisherigen Textverlauf einer Einzelbetrachtung unterzogen. Die Nutzungsén-
derungen, die sich infolge der Festsetzung der 2. Anderung des Bebauungsplanes auf
den gesamten Geltungsbereich ergeben, werden in der nachfolgenden Ubersicht in Ta-
belle 3 quantitativ erfasst.

Tabelle 2: Flichennutzungen im Geltungsbereich der w. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9:

Eingriffsbewertung Flache in m?
Bestand (Ausgangssituation B-Plan Nr. 9)

Gewerbegebiet, Uberbaubare Flache GRZ 0,8* 2.044
Gewerbegebiet nicht Gberbaubar 301
Gewerbegebiet, zu erhalt. Baumbestand (7 x 30m2) 210
Private Grinflache, sonstige Parkanlage 2.055
Summe Ist-Wert 4.610
Eingriffsbewertung Flache in m?
Planung

Gewerbegebiet, Uberbaubare Flache (GRZ=0,4) 1.714
Gewerbegebiet, wassergebunden (GRZ 0,2)** 857
Scherrasen 924

zu erhalt. Baumbestand (23x30m?) 690
Ausgleichspflanzung (Strauchhecke) 100
Private Griinflache (Ersatzpflanzung Baumreihe) 32
Private Grinflache Scherrasen 293
Summe Plan-Wert 4.610

*einschlieBlich der Uberschreitung nach §19 (4) BAUNVO
** zusitzliche GRZ von 0,2 aufgrund Uberschreitung nach § 19 (4) BAUNVO

In der Tabelle 2 ist im oberen Abschnitt die Bestandssituation des Ursprungs- Bebau-
ungsplanes aufgefiihrt. Auf der bereits gewerblich genutzten Teilfliche 1 kann die
Grundflache gemil3 der im Ursprungs- Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen bis zu
80% tiberbaut werden, was einer Fliche von 2.044m? entspricht. Die iibrigen unbebau-
ten Bereiche der Teilfldche 1 sowie die Teilfliche 2 bestehen als Griinflichen mit Alt-
baumbestand.

Im unteren Tabellenabschnitt sind die einzelnen Nutzungen der 2. Anderung des be-
zeichneten Bebauungsplanes aufgefiihrt. Im Vergleich zur Bestandssituation wird der
Anteil der iiberbaubaren Grundstiicksfliche auf insgesamt 40% (GRZ=0,4) reduziert.
Gemidl §19 (4) BAUNVO konnen fiir die Errichtung der geplanten Aufstellflichen zu-
satzliche Flachenversiegelungen in wassergebundenen Bauweise vorgenommen werden.
Der Anteil der insgesamt iiberbaubaren bzw. voll- und teilversiegelbaren Fldche im zu-
kiinftigen Gewerbegebiet betrdgt somit insgesamt 60%.
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Die unbebauten Flichen der 2. Anderung des Bebauungsplanes umfassen neben dem
Bestand an Scherrasen und dem zu erhaltenen Baumbestand auch Fldchen fiir Aus-
gleichs- und ErsatzmaBBnahmen.

Mit der Durchfithrung der 2. Anderung des bezeichneten Bebauungsplanes wird dem
allgemeinen Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entsprochen.
Innerhalb des Geltungsbereiches und in der angrenzenden Umgebung befinden sich
bereits Gewerbefldchen. Es besteht der Bedarf fiir die Erweiterung des Gewerbegebietes
unter der Voraussetzung, dass eine direkte ErschlieBung von der angrenzenden B183
geschaffen wird. Der Geltungsbereich ist entsprechend seiner Grofle und Ausstattung
fiir die Ansiedlung eines Gewerbegebietes geeignet.

Zusammenfassend wird prognostiziert, dass die geplante Nutzungsinderung im Ande-
rungsgebiet zu keinen erheblichen Beeintrichtigungen der einzelnen Schutzgiiter fithren
wird.

5.4  Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiih-
rung der Planung

Eine Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiihrung der

Planung muss folgenden Ausgangszustand beriicksichtigen:

¢ die aktuelle Flichennutzung und die sich daraus ableitenden Entwicklungsten-
denzen

e die im rechtswirksamen Bebauungsplan festgesetzten Nutzungen und die sich
daraus ableitenden Entwicklungsméglichkeiten.

Insbesondere fiir den unbebauten Teilbereich des Geltungsbereiches fiihrt eine weitere
Nichtnutzung langfristig zur Verdnderung des allgemeinen Erscheinungsbildes. Auf der
Griinfldche ist davon auszugehen, dass eine fortschreitende Verbuschung stattfinden
und sich langerfristig sukzessiver Geholzbestinde entwickeln wiirde.

Eine ausbleibende Pflege und Nichtnutzung fiihrt unweigerlich zur nachteiligen Beein-
trichtigung des Erscheinungsbildes und langfristig zur Verwahrlosung der Fliche. Auf-
grund der exponierten Lage des Pangebietes unterliegt jegliche, insbesondere nachteili-
ge Verdnderung des Erscheinungsbildes, der unmittelbaren Wahrnehmung. Es kann
nicht ausgeschlossen werden, dass sich eine derartige Entwicklung langfristig auch
nachteilig fiir die Wirtschaftlichkeit angrenzender Gewerbetreibende auswirkt.

Die Nichtdurchfithrung der Planung widerspricht dem Grundsatz des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden. Eine derzeit im rechtskriftig bestehenden Bebauungsplan
als ,,private Griinfliche* festgesetzte Fldache besteht weiterhin ohne diesbeziigliche Nut-
zung. Sie befindet sich inselartig inmitten von Gewerbe- und Verkehrsfldchen und ver-
hindert aufgrund dieser Festsetzung die Erweiterung und Nutzung einer bereits beste-
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henden gewerblich genutzten Fliche sowie deren erforderliche ErschlieBung iiber die
unmittelbar angrenzende B 185. Der bestehende und intakte Gebdudebestand wird
durch eine ausbleibende Nutzungsidnderung dem Verfall preisgegeben.

5.5 Abhandlung der Eingriffsregelung nach §1a Abs. 3 BAUGB

5.5.1 Geplante MaBinahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
der nachteiligen Auswirkungen

Der § 1 a Abs. 2 Nr. 2 BAUGB regelt die Beriicksichtigung der Vermeidung und des
Ausgleichs der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung.
Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BUNDESNATURSCHUTZGESETZ (BNATSCHG) ist der Verursacher
eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeintriachtigungen von Natur und Landschaft
zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeintrichtigungen innerhalb einer zu bestimmen-
den Frist durch MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszuglei-
chen, soweit es zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege erforderlich ist.

Durch die vorliegende Bebauungsplaninderung werden mit den gednderten Festsetzun-
gen fiir ein ,,eingeschrinktes Gewerbegebiet auf der Teilfliche 1 keine Mal3nahmen
vorbereitet, deren Durchfithrung den Eingriffstatbestand gemil § 8a BNATSCHG in
Verbindung mit § 1 a BAUGB erfiillen. Durch die gednderten Festsetzungen zum Maf}
der baulichen Nutzung ergibt sich eine Verringerung der maximal iiberbaubaren Fldche
um 0,2. Dies wirkt sich auf den Standort der Teilflache 1 mit einer geringfiigigen Ver-
besserung fiir Natur und Landschaft positiv aus.

Anders verhilt es sich auf der Teilflache 2. Die Teilfldche 2 ist im bestehenden Bebau-
ungsplan als ,,private Griinfliche* festgesetzt. Die in Folge der Nutzungsidnderung in ein
,eingeschrinktes Gewerbegebiet” vorgenommene Anderung der Festsetzung stellt fiir
die Teilfléiche 2 einen Eingriff in den Naturhaushalt dar. Die Festsetzungen DER 2. AN-
DERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN-
UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT) ermdéglichen eine Neu-
versieglung bislang unbebauter Flichen, was einen Eingriff in den Naturhaushalt dar-
stellt und fiir die in Folge dessen Kompensationsmal3nahmen erforderlich werden.

Die Erweiterung einer bereits gewerblich genutzten Teilfliche kann aufgrund der stan-
dortlichen Gegebenheiten als VermeidungsmaBBnahme angesehen werden, da als Alter-
native stattdessen keine unbebauten und nicht erschlossen Flichen im AuBlenbereich in
Anspruch genommen werden miissen. Die bisherige Nutzung der Teilfldche 2 entspricht
nicht der Festsetzung des Ursprungs- Bebauungsplanes einer ,,privaten Griinfldche®.
Des Weiteren befindet sich diese Teilfldche 2 inselartig inmitten umgebender Gewerbe-
fldchen, innerhalb der Ortslage mit angrenzendem, 6ffentlichem Verkehrsfldchen. Diese
Fldche unterliegt infolgedessen einer gewissen Sensibilitidt im Hinblick auf die Wahr-
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nehmung des allgemeinen Erscheinungsbildes. Durch die 2. Anderung des Bebauungs-
planes wird die Fldche einer stetigen Nutzung mit einhergehender Pflege verbleibender
Griinfldachen unterzogen, was sich allgemein positiv auf das Schutzgut Landschaftsbild
auswirkt.

Weitere MaBBnahmen zur Minimierung und Vermeidung negativer Auswirkungen

e Minimierung von Neuversiegelungen auf das unabdingbar notwendige Mal} (Er-
schlieBung zur B 185) zum Schutz des Bodens

e Festsetzung einer separaten Zufahrt (ErschlieBung iiber Nachbargrundstiick
nicht mehr erforderlich)

® Festsetzung, dass die erforderlichen Stellflichen in wassergebundener Bauweise
herzustellen sind

¢ Verwendung mineralischer, wasserdurchlidssiger Schiittgiiter beim Bau sonstiger
Stellflichen anstelle einer Vollversiegelung zum Schutz des Bodens und des
Grundwassers

® Vermeidung nachteiliger optischer Auswirkungen durch Festsetzung eines
Griinstreifens entlang der westlichen Plangebietsgrenze

¢ Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf den Gehdolzbestand, Anpassung zu-
kiinftiger Stellflachen an die Bestandssituation

e vorrangige Nutzung bereits versiegelter Flachen bzw. baulich verdnderter Fla-
chenbereiche aus Griinden des Bodenschutzes.

5.5.2 Alternative Planungsmoglichkeiten

Die vorliegende Planidnderung resultiert aus dem Ansiedlungswunsch des Autohandels
City Mobile Kothen auf dem Grundstiick Friedrich- Ebert- Strae Nr. 40. Das Grund-
stiick ist mit einem bestehenden Gebdudekomplex und versiegelten Flichen bereits
teilweise bebaut.

Der bestehende Bedarf an Gewerbefldche auf diesem Grundstiick ist gegeben und auf-
grund der bereits vorhandenen gleichgelagerten Nutzung im unmittelbar angrenzenden
Bereich sinnvoll und umsetzbar. Die erforderliche ErschlieBung an der westlichen
Grundstiicksgrenze zur B183 ist ebenfalls moglich.

Die Planungsidnderung wirkt sich langfristig positiv auf den Zustand des Grundstiicks
aus und fiihrt im Vergleich zur prognostizierten Nichtnutzung zu einer allgemeinen
Aufwertung des unmittelbaren Standortes.

Fiir die vorliegende 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHE-
MALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER STADT KOTHEN (AN-
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HALT) gibt es keine anderweitige bzw. alternative Planungsmdglichkeit. Des Weiteren
wird mit der Umsetzung der Planung dem Grundsatz nach einem sparsamen Umgang
mit Grund und Boden entsprochen, weil die bereits vorhandene Infrastruktur besser
ausgelastet wird.

5.5.3 Flichenbilanzierung

ZUR ERMITTLUNG DER FLACHENBILANZIERUNG WURDE DIE RICHTLINIE UBER DIE BEWERTUNG UND
BILANZIERUNG VON EINGRIFFEN IM LAND SACHSEN-ANHALT herangezogen.

Grundlage dieses Verfahrens ist die Erfassung und Bewertung von Biotoptypen. Zur
Ermittlung des Kompensationsdefizits erfolgt zunéchst in Tabelle 4 eine Erfassung so-
wohl fiir die unmittelbar vor dem Eingriff betroffenen Flidchen, als auch die Nutzungs-
dnderungen der Flidchen nach der Umsetzung der Planung. In einer weiterfithrenden
Zusammenstellung, erfolgt in Tabelle 5 die Ausgleichsbewertung und die Ermittlung
erforderlicher Ausgleichsmalinahmen.

In der Anlage 5 sind die Angaben der Flachenbilanzierung nach Bestand (Anlage 5.1
,Bestandsplan‘) und Planung (5.2 ,Planung‘) differenziert dargestellt, so dass die Fli-
chenangaben besser nachvollzogen werden konnen.
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Tabelle 3: Eingriffsbewertung

Bestand (Ausgangssituation B-Plan Nr. 9)

Gewerbegebiet, versiegelte Flachen (GRZ= 0,7, Gberbaubar 0,8)* 2.044 VPZ 0 0

Gewerbegebiet, nicht versiegelt 301 GSB 7 2.107
Gewerbegebiet, zu erhalt. Baumbestand (7 x 30m?2)** 210 HEC 20 4.200
Private Grinflache, sonstige Parkanlage*** 2.055 PYC 9 18.495
Summe Ist-Wert 4.610 24.802

* einschlieBlich der Uberschreitung nach §19 (4) BauNVO

Planung

Gewerbegebiet, versiegelte Flachen (GRZ=0,4) 1.714 VPZ 0 0
Gewerbegebiet, wassergebundene Bauweise (GRZ=0,2)**** 857 VWB 3 2.571
Scherrasen 924 GSB 7 6.468
zu erhalt. Baumbestand (23x30m?2)** 690 HEC 20 13.800
Anpflanzen von Strduchern (Strauchhecke 40 x 2,5m) 100 HHA 14 1.400
Private Grunflache (Ersatzpflanzung 8 Stuck)** 32 HRB 9 288
Private Grinflache (Scherrasen) 293 GSB 7 2.051
Summe Plan-Wert 4.610 26.578

** Anzahl Baume als zu erhalten im Ursprungs-BPlan festgesetzt (vgl. Bestandsplan) WP flr Einzelbdume nach Bewertungsmodell LSA 2009

*** Flache entspricht in seiner Ausstattung gréBtenteils dem Biotoptyp einer “sonstigen Parkanlage’. Eine Abstufung um einen Wertpunkt (9WP) des Planwertes
erfolgt aufgrund seiner GréBBe und Lage inmitten von allseits umgebenen Gewerbe- und Verkehrsflachen und einer daraus resultierenden Vorbelastung.

=+ 7usétzliche GRZ von 0,2 aufgrund Uberschreitung nach § 19 (4) BauNVO
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Gemil den Festsetzungen im Ursprungs- Bebauungsplan gilt fiir das festgesetzte Ge-
werbegebiet (Teilfliche 1/Gesamtflidche 2.555m) eine GRZ 0,7. Da die Festsetzung zur
GRZ nicht weiter konkretisiert wurde, besteht gemal §19 (4) BAUNVO die Moglichkeit
der Uberschreitung bis zur GRZ von 0,8. In der Bestandsbewertung wurde daher von
diesem Wert ausgegangen.

Die nicht bebauten Fldachen innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes wurden als
Scherrasen angenommen und der Gehdolzbestand gemil der festgesetzten Erhaltungs-
bindung aus dem Ursprungs- Bebauungsplan iibernommen.

Die Bewertung des Bestandes der Teilfliche 2 (Gesamtfliche 2.055m?), die im Ur-
sprungs- Bebauungsplan als ,,private Griinfliche* festgesetzt wurde, erfolgt - wie be-
reits im siehe Kap. 5.1 ,Ausgangssituation‘ beschrieben - als ,,sonstige Parkanlage®,
einschlieBlich des Gehdlzbestandes.

Die Verinderungen der aktuellen Planung der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH*
DER STADT KOTHEN (ANHALT) sind im unteren Tabellenabschnitt der Tabelle 4 unter
,Planung* aufgefiihrt.

Fiir die zukiinftige Nutzungsinderung in ein ,,eingeschrinktes Gewerbegebiet* gilt die
Festsetzung der GRZ mit 0,4 als MaBlgabe der maximal iiberbaubaren Fliche. Fiir die
geplanten Aufstellflichen, die in durchlidssiger Bauweise als Schotterflichen hergestellt
werden miissen, erhoht sich gemédll der Anwendung von § 19 (4) BAUNVO der iiber-
baubare Fldchenanteil auf insgesamt 60%.

Die unbebauten Flichen des Gewerbegebietes umfassen die Rasenfldchen (Scherrasen)
sowie den zu erhaltender Baumbestand. Dazu zéhlen einerseits die mit Erhaltungsbin-
dung festgesetzten Geholze aus dem Ursprungs- Bebauungsplan (7 Stiick) sowie eine
entsprechende Erginzung in der 2. Anderung des Bebauungsplanes aufgrund der gege-
benen Erhaltungswiirdigkeit. Hieraus ergibt sich eine Gesamtstiickzahl von 23, die in
der Planzeichnung entsprechend als zu erhaltende Baume festgesetzt sind.

Zuziiglich der zu erhaltenen Bestandsgeholze sind im unteren Tabellenabschnitt die
Ersatzpflanzung einer Baumreihe auf einer Privaten Griinfliche und eine Ausgleichs-
maBnahme in Form einer Strauchhecke aufgefiihrt.

Festgesetzt ist eine ,,private Griinflache* entlang der westlichen Plangebietsgrenze, auf
der die Ausfithrung der erforderlichen Ersatzpflanzung fiir den bereits entnommenen
Geholzbestand (Baumfillgenehmigung vom 04.11.2014) vollzogen wird. Die genaue
Festlegung der Baumstandorte erfolgt mit dem Baulasttrager im Zuge einer geplanten
StralenbaumaBnahme.

Aufgrund der Erweiterung der Gewerbegebietsfliche ist die Ausfithrung einer weiteren
Ausgleichsmalnahme innerhalb des Geltungsbereiches vorgesehen. Zu diesem Zweck
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wird die Pflanzung einer Strauchhecke entlang der siidwestlichen Grundstiicksgrenze,
im Bereich des zukiinftigen ErschlieBungsbereiches zur B 185, festgesetzt.

Zur Vermeidung zusitzlicher Beeintrichtigungen der Boden des Geltungsbereiches
wird festgesetzt, dass alle zusitzlich erforderlichen Stellflichen in wassergebundener
Bauweise hergestellt werden miissen.

Das Ergebnis der Eingriffsbewertung in der Tabelle 3 zeigt, dass durch die Festsetzun-
gen der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Eingriff gegeniiber den Festsetzun-
gen des Ursprungs- Bebauungsplan kompensiert ist (1.776 WP Uberkompensation).
Dies bedeutet, dass die festgesetzten Ausgleichsmanahmen ausreichen, die verursach-
ten Eingriffe in den Naturhaushalt auszugleichen und weitere Kompensationsmaf3nah-
men auBerhalb des Geltungsbereiches der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 nicht
erforderlich sind.

5.6  Beschreibung der geplanten MaBnahmen zur Uberwachung der erhebli-
chen Auswirkungen

Zur Vermeidung negativer Auswirkungen und Nutzungskonflikte muss die Umsetzung
der Festsetzungen entsprechend iiberwacht bzw. iiberpriift werden.

Nach Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGS-
PLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN
GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT) wird gemiB § 4 ¢ BAUGB eine Uberwachung
der Auswirkungen der Planung (sog. ,Monitoring’) und u.a. der Durchfithrung der
griilnordnerischen Festsetzungen vorgenommen. Dazu werden die eventuell inzwischen
nach § 4 Abs. 3 BAUGB eingegangenen Stellungnahmen gepriift. Unabhéngig davon
werden die zustindigen Fachbehorden angeschrieben und zur Stellungnahme aufgefor-
dert. Grundlage der Abfrage ist der Umweltbericht. Die Stellungnahmen werden ausge-
wertet und falls sich unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen ergeben, werden ent-
sprechende Mafinahmen zur Abhilfe ergriffen.

5.7  Allgemein verstindliche Zusammenfassung

Der Planungsanlass fiir die 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 "GELANDE DER
EHEMALIGEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* IN KOTHEN (ANHALT)
ergibt sich aufgrund des Ansiedlungswunsches des Autohandels City Mobile Kothen
auf dem Grundstiick Friedrich- Ebert- StraBe Nr. 40. Mit der Anderung soll u.a. ermog-
licht werden, dass ein bislang als private Griinfldche festgesetzter Bereich als Aufstell-
flache fiir die zum Verkauf angebotenen Kfz genutzt werden kann.

Die Fliche des Geltungsbereiches der 2. Anderung des Bebauungsplanes ist mit einem
Gebdudekomplex und versiegelten Flichen bereits teilweise bebaut. Das Plangebiet
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befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage von Kothen (Anhalt) und ist allseits von
Gewerbenutzungen und Verkehrsflichen umgeben.

Fiir die ausreichende ErschlieBung des Anderungsgebietes ist eine neue Zufahrt von der
B 185 ,,Am Hollinder Weg*“ im Siidosten des Grundstiickes vorgesehen. Der exakte
Standort wird mit dem Straenbaulasttriger und der Stadt Kothen (Anhalt) festgelegt
und als Einfahrtsbereich gemél} § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BAUGB entsprechend festgesetzt.

Um das geplante Bauvorhaben zu realisieren, ist es erforderlich, die ca. 2.055 qm grof3e
»private Griinflache* tiberwiegend in ein ,,eingeschrinktes Gewerbegebiet* zu dndern.

Im Rahmen der Umweltpriifung erfolgten eine Bewertung der einzelnen Schutzgiiter
und eine Gegeniiberstellung der Auswirkungen der Nutzungsidnderungen vor und nach
Durchfiihrung der Planung.

Die 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FORDER-
ANLAGEN- UND KRANBAU GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT) stellt insbesondere fiir
die Teilfliche 2 einen Eingriff in den Naturhaushalt dar, da durch die Anderung des
groBten Teils der ,,privaten Griinflache® in ein ,,eingeschrinkte Gewerbegebiet* bislang
unbebaute Flichen versiegelt werden kdnnen.

Im Vergleich zur bisherigen Festsetzung aus dem Ursprungs- Bebauungsplan wird die
Erhaltungsbindung fiir den wertvollen Altbaumbestand auf insgesamt 23 Gehdlze er-
hoht.

Entlang der westlichen Plangebietsgrenze wird die gemill vorliegender Fillgenehmi-
gung (04.11.2014) geforderte Ersatzpflanzung in Form einer Baumreihe mit insgesamt
8 Einzelbiumen festgesetzt.

Innerhalb des Geltungsbereiches wird zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf
den Naturhaushalt entlang der siidlichen und siidwestlichen Plangebietsgrenze die
Pflanzung einer Strauchhecke festgesetzt.

An die Gestaltung der Aufstellflichen fiir die zum Verkauf angebotenen Kfz wird die
Bedingung gekniipft, dass dies in wassergebundener Bauweise zu erfolgt hat.

Die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 fiihrt aufgrund der aufgefiihrten Vermei-
dungs-, Minimierungs- und Kompensationsma3nahmen im Ergebnis der Bewertung der
Flachenbilanzierung zu einer positiven Gesamtbilanz fiir Natur und Landschaft. Das
bedeutet, dass die im Umweltbericht ausgefiihrten moglichen nachteiligen Auswirkun-
gen fiir Natur und Landschaft durch die geplanten Festsetzungen der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 9 vollstindig ausgeglichen werden kdnnen und weitere Kompen-
sationsmaBBnahmen auflerhalb des Geltungsbereiches nicht erforderlich werden.
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6.  Verkehrliche ErschlieBung, Ver- und Entsorgung

Die Grundstiicke werden derzeit iiber eine Grunddienstbarkeit zu Lasten der Nachbar-
grundstiicke verkehrlich erschlossen. Diese verkehrliche ErschlieBung ist fiir ein ge-
werblich genutztes Grundstiick nicht ausreichend. Aus diesem Grunde sieht die 2. An-
derung des Bebauungsplanes Nr. 9 eine separate Zufahrt von der B 185 ,Am Hollénder
Weg* vor.

(Anmerkung: Eine Erschlieung iiber die ,Friedrich-Ebert-Strae* ist aufgrund des Ho-
henunterschiedes nicht moglich.)

In dieser Angelegenheit fand bereits am 01.06.2015 ein Abstimmungsgespridch mit dem
zustindigen StraBenbaulasttrager Landesstraenbaubehorde Regionalbereich Ost in
Dessau statt. Als Ergebnis wurde festzuhalten, dass grundsitzlich eine verkehrliche Er-
schlieBung des Grundstiickes an der avisierten Stelle von der B 185 aus erfolgen kann.
Einen separaten Antrag mit detaillierten Planunterlagen wird durch den beauftragten
Architekten zu gegebener Zeit bei der Landesstralenbaubehorde eingereicht.

Das Grundstiick ist stadttechnisch erschlossen, eine zusitzliche ErschlieBung ist von
Seiten des ansiedlungswilligen Gewerbebetriebes nicht erforderlich.

7. Hinweise

Artenschutz

Aus artenschutzrechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass bei Nutzungsinderun-
gen oder AbrissmaBnahmen Verbotstatbestiinde des § 44 BNATSCHG vermieden werden
sollten, denn gemiaB § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNATSCHG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder
Rubhestitten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten Arten aus der Natur zu
entnehmen, zu beschidigen oder zu zerstoren.

Sind Fortpflanzungs- oder Ruhestitten von besonders bzw. streng geschiitzten wild le-
benden Tieren durch das Vorhaben betroffen, so kann im Einzelfall von den Verboten
des § 44 BNatSchG nach einem Antrag eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNATSCHG
oder eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNATSCHG gewihrt werden. Bei der Baufeld-
freimachung ist zu beriicksichtigen, dass es gemil § 39 Abs. 5 Ziff. 2 BNATSCHG ver-
boten ist Bidume und andere Geholze in der Zeit vom 1. Mérz bis zum 30. September
abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen. Vorhandene benachbarte Bdume (insbe-
sondere die mit einem Erhaltungsgebot belegten Bdume) oder Gehdlze sind wihrend
des Bauvorhabens gemif3 DIN 18920 vor Beeintridchtigung zu schiitzen.
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Altlasten

Sollten sich bei Erdarbeiten organoleptische (geruchliche oder optische) Auffilligkeiten
im Boden zeigen bzw. ergeben sich Hinweise auf schidliche Bodenveridnderungen oder
Altlasten, ist die untere Bodenschutzbehorde zu informieren (§§ 2, 3 des BODEN-
SCHUTZ-AUSFUHRUNGSGESETZES DES LANDES SACHSEN-ANHALT).

Die Entsorgung und der Wiedereinbau von ggf. Aushubmaterialien haben entsprechend
den ,,Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/ Ab-
fillen*, Mitteilung der Linderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 in der Fas-
sung vom 05.11.2004 1.V. mit Teil I in der Fassung vom 06.11.2003, zu erfolgen, unter
Beriicksichtigung der LAGA Nr. 20 in der Fassung vom 06.11 1997 fiir Bauschutt.

Archiologie

Grundsitzlich gelten fiir alle Erdarbeiten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 DENK-
MSCHG LSA, die besagen:

Wer bei Arbeiten oder anderen MaBnahmen in der Erde oder im Wasser Sachen findet,
bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind, hat diese
zu erhalten und der zustdndigen unteren Denkmalschutzbehorde anzuzeigen.

Kampfmittel

GemiB Stellungnahme des Landkreises Anhat-Bitterfeld vom 14.07.2016 ist das Plan-
gebiet als Kampfmittelverdachtsfldche ausgewiesen. Somit ist der zustindigen Bauord-
nungsbehorde (Bauordnungsamt des Landkreises Anhalt-Bitterfeld) vor Baubeginn von
Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdeingreifenden MaBnahmen ein Nachweis iiber die
Kampfmittelfreiheit des betreffenden Baugrundstiickes nach § 13 BAUO LSA vorzule-
gen.

Die Kampfmittelfreiheit wird durch das Technische Polizeiamt des Landes Sachsen-
Anbhalt oder eine dafiir geeignete Kampfmittelrdumfirma bescheinigt.

Zu einem Kampfmittelpriifungsverfahren sind folgend aufgefiihrten Unterlagen beim
Amt fir Brand-, Katastrophenschutz und Rettungsdienst des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld, Richard-Schiitze-Stra3e 6, 06749 Bitterfeld-Wolfen einzureichen:

- kurze MaBnahmenbeschreibung
- Auflistung der von der Mallnahme betroffenen Flurstiicke
- Auflistung der Grundstiickseigentiimer der betroffenen Flurstiicke

- Arbeitskarte, aus welcher Angaben zu Gemarkung, Flur und Flurstiick sowie die
Grenzen der betroffenen Flurstiicke ersichtlich sind.
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Versorgungsleitungen

Stromleitungen:

Im Bereich des Anderungsbereiches befinden sich Energieversorgungsanlagen der envia
Mitteldeutsche Energie AG (enviaM). Die ungefidhre Lage der Versorgungsleitungen ist
in der Anlage zur Stellungnahme vom 11.02.2016 enthalten. Es wird von der enviaM
darauf hingewiesen, dass rechtliche Grundlagen nicht daraus abgeleitet werden konnen,
da die Lage der Versorgungsleitungen jederzeit Anderungen unterworfen sein kann.

Zu den Versorgungsanlagen sind die festgesetzten Abstinde entsprechend dem ein-
schldgigen Vorschriften- und Regelwerk zu beachten und einzuhalten. Unterirdische
Versorgungsanlagen sind grundsitzlich von Bepflanzungen, Anschiittungen und Uber-
bauungen freizuhalten.

Das Schachtscheinverfahren ist einzuhalten, im Bereich der unterirdischen Anlagen ist
Handschachtung erforderlich.

Gasleitungen:

Im Bereich des Anderungsgebietes befinden sich Gasversorgungsanlagen in Rechtstri-
gerschaft der Netzgesellschaft Kéthen mbH. Die ungefihre Lage der Versorgungslei-
tungen ist in der Anlage zur Stellungnahme vom 11.01.2016 enthalten. Es wird von der
Netzgesellschaft Kéthen mbH darauf hingewiesen, dass bei Durchfithrung von Schacht-
arbeiten von den auszufiihrenden Tiefbaufirmen Schachterlaubnisse einzuholen sind.

Telekommunikationslinien:

Im Planbereich sind Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH, Be-
reich Technik Breitband & Festnetz vorhanden. Die ungefidhre Lage der Telekommuni-
kationslinien ist in der Anlage zur Stellungnahme vom 09.02.2016 enthalten. Von Sei-
ten der Telekom wird darauf hingewiesen, dass bei der Planung und Baudurchfithrung
die Schutzabstinde (30cm bzw. der Forderung der Betreiber, der DIN VDE 0800, Teil 2
6 4, DIN VDE 08/45, Teil 1 und DIN 0228 Teil 1-4) einzuhalten sind. Konnen die
Schutzabstinde nicht eingehalten werden, sind in Abstimmung mit der Telekom ent-
sprechende Schutzmafinahmen zu Lasten des Bautrdgers durchzufiihren.

Die Kabelschutzanweisung der Deutschen Telekom ist zu beachten.

Biirteichpromenade 31, 06369 Kéthen (Anhalt) 22.09.2016
DIPLOMINGENIEUR HEINRICH PERK Tel: 03496-40 37 0, Fax: 03496-40 37 20, e-mail: info@buero-raumplanung.de
A





Stadt Kothen (Anhalt)
Begriindung mit Umweltbericht zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 ,,Geléinde der ehemaligen Forder-
anlagen- und Kranbau Kéthen GmbH* - Satzungsexemplar 44

8.  Planungsstatistik

Art der Nutzung Flac: ein
a
Eingeschranktes Gewerbegebiet 0,43
Private Grlinflache 0,03
Gesamtflache 0,46

9. Verfahren

Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat in seiner Sitzung am 10.09.20115 die Auf-
stellung der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN
FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde geméll § 2 Abs. 1 BAUGB am 30.10.2015 im Amts-
blatt der Stadt Kothen (Anhalt) Nr. 10/ Jahrgang 25 ortsiiblich bekannt gemacht.

Beteiligung der Offentlichkeit

Fiir die 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALIGEN FOR-
DERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH DER STADT KOTHEN (ANHALT) wurde
zur Darlegung und Erorterung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung am
10.11.2015 in Form einer Informationsveranstaltung eine friihzeitige Offentlichkeitsbe-
teiligung gemiB § 3 Abs. 1 BAUGB durchgefiihrt. AuBerdem wurde der Offentlichkeit
vom 09.11.2015 bis einschlieBlich 20.11.2015 Gelegenheit zur AuBerung und Erorte-
rung gegeben.

Der Entwurf der 2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 9 ,,GELANDE DER EHEMALI-
GEN FORDERANLAGEN- UND KRANBAU KOTHEN GMBH* DER STADT KOTHEN (ANHALT)
wurde gemill § 3 Abs. 2 BAUGB mit Begriindung und Umweltbericht sowie den nach
Einschidtzung der Stadt wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen vom 04.07.2016 bis einschlieBlich 05.08.2016 o6ffentlich ausgelegt. Ort und
Dauer der Auslegung wurden am 24.06.2016 im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
Nr. 6/ Jahrgang 26 nach § 3 Abs. 2 BAUGB mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass
Anregungen wihrend dieser Auslegungsfrist vorgebracht werden konnen.
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Beteiligung der Behorden

Die Behorden und sonstigen Trédger 6ffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch
die Planung beriihrt werden kann, wurden frithzeitig gemi3 § 4 Abs. 1 BAUGB mit
Schreiben vom 14/ 15.12.2015 an der Planung beteiligt.

Die Behorden und sonstigen Trédger Offentlicher Belange wurden gemal
§ 4 Abs. 2 BAUGB mit Schreiben vom 20.06.2016 erneut beteiligt und gemil
§ 3 Abs. 2 BAUGB von der 6ffentlichen Auslegung benachrichtigt. Auf der Grundlage
des § 4 Abs. 2 BAUGB setzte die Stadt den Behorden, Nachbargemeinden und sonstigen
Trigern offentlicher Belange fiir die Abgabe ihrer Stellungnahme eine Frist.

Abwigungs- und Satzungsbeschluss

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat in seiner Sitzung am ... . ... . ... die
eingegangenen Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belan-
ge gepriift und die Abwigung beschlossen. Von Biirgern wurden keine Anregungen,
Bedenken und/ oder Hinweisen vorgebracht.

Das Ergebnis wurde gemi3 § 3Abs. 2 Satz 4 BAUGB mitgeteilt.

Die vorliegende Begriindung mit Umweltbericht ist Grundlage des Satzungsbeschlusses
VOm ... ........

Ko6then (Anhalt), .......ccccovnvvnveenne.nn.

Oberbiirgermeister
der Stadt Koéthen (Anhalt)
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Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 9 "Gelande der
ehemaligen Forderanlagen- und Kranbau Kothen
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PLANZEICHENERKLARUNG
1. Art der baulichen Nutzung (§9(1) Nr.1 BauGB)

eingeschranktes Gewerbegebiet
@ (§8 BauNV0 i.vV.m. §1(9) BauNVO0)
Gewerbegebiet
@ (§8 BauNVO0)
Industriegebiet
@ (§9 BauNVvO0)

Flache fir Versorgungsanlagen-

D Zweckbestimmung:

Elt-Versorgung

2. MaR der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr.1 BauGB, §16 BauNV0)

O , 6 Grundfldchenzahl
1 , 2 Geschofflachenzahl
|| Zahl der Vollgeschosse, Hochstgrenze
h =10m Hohe baulicher Anlagen in .....m iiber einem Bezugspunkt
iber Ober- als Hochstmal
kante
StraBe

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 (1) Nr.2 bauGB, §§22, 23 BauNVO0)

0 offene Bauweise
LB Baugrenze
I Baulinie

4. Verkehrsflachen (§9 (1) Nr. 11 und (6) BauGB)

Straflenverkehrsflache

5. Griinflachen (§9 (1) Nr. 15 und (6) BauGB)

private
Griinflache

o gy e Zweckbestimmung:
, , ! naturnahe Parkanlage

6. Planungen,
Mafl3nahme
Natur und

7. Sonstige P

]

Nutzungsregelungen, Maf3nahmen und Flachen fiir
n zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Landschaft (§9 (1) Nr.20, 25 und (6) BauGB)

Erhaltung von Baumen (§9(1) Nr.25b BauGB)

Baumgruppe

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Stréuchern
und sonstigen Bepflanzungen (§9 (1) Nr.25 a BauGB)

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir
die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewassern (§9 (1) Nr.25 b BauGB)

Kennzeichnung der Eingriffsteilgebiete

Grenze der Eingriffsteilgebiete (ETG 1- 8)

Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen (§ 9 (1) Nr.4 und 22 BauGB)

Zweckbestimmung: Stellpldtze

lanzeichen (§2 (2) PlanzV)

Umgrenzung der Flachen, deren Bdden erheblich mit umwelt-
gefahrdenden Stoffen belastet sind.
(§9 (5) Nr.3 und (6) BauGB)

Grenze des r3umlichen Geltungsbereiches der 1. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 9

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 9

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen (§§ 1(4), 16(5) BauNV0)
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Auszug aus dem rechtswirksamen Flachennutzung-

splan der Stadt Kothen (Anhalt)
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PLANZEICHENERKLARUNG

(W) |  Wonhnbauflache
- Gemischte Bauflache
@ Gewerbliche Bauflache

Flachen fir den Gemeinbedarf

Einrichtungen:

u Schule

Flachen fiir den tiberortlichen Verkehr und fiir
die értlichen Hauptverkehrsziige

Hauptversorgungsleitungen

—4&@—4@— oberirdisch
—{——O— unterirdisch
W = Wasserleitung
E = Elektrizitat
G =Gas

Grinflachen
hier:

Parkanlage

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches

Nachrichtliche Ubernahmen

Umgrenzung von Fléchen fiir MaBnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechtes (§ 30 NatSchG LSA)

Umgrenzung von geplanten Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechtes (§ 30 NatSchG LSA)

100

Bereiche mit Bodenfunden aus ur- und friihgeschichtlicher Zeit

Hinweise und Kennzeichnungen

® Kennzeichnung der Lage der Flachen, deren Boden erheblich mit
umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017091/1

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 2.16

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017091/1
Az.: erstellt am: 08.06.2017

Betreff

Annahme von Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die Annahme der angebotenen Spenden,
Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen entsprechend der beiliegenden Auflistung fir
den  Zeitraum vom 01.02.2017 - 10.06.2017 gemalR 8§ 99 Abs. 6
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) i. V. m. § 7 Abs. 2
Nr. 19 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
- 899 Abs. 6 KVGi. V. m. 8§ 7 Abs. 2 Nr. 19 Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

In dem ab 01.07.2014 gultigen Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
(KVG LSA) ist im § 99 Abs. 6 eine Regelung hinsichtlich des Erhalts von Spenden,
Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen aufgenommen worden, die so in der bis dato
gultigen Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt nicht enthalten war.

Danach darf die Kommune zur Erfillung einzelner Aufgaben nach § 4 KVG LSA Spenden,
Schenkungen und é&hnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte
vermitteln, die sich an der Erfiillung von Aufgaben nach § 4 beteiligen. Die Einwerbung und
die Entgegennahme des Angebotes einer Zuwendung obliegen ausschliellich dem
Hauptverwaltungsbeamten (Oberbirgermeister). Uber die Annahme oder Vermittlung
entscheidet die Vertretung (Stadtrat).

Abweichend von Satz 3 kann die Vertretung die Entscheidung Uber die Annahme oder
Vermittlung bei geringfligigen Zuwendungen auf den Hauptverwaltungsbeamten oder einen
beschlieRenden Ausschuss Ubertragen. Die Wertgrenzen nach Satz 4 sind in der
Hauptsatzung geregelt. Die Kommune erstellt jahrlich einen Bericht, in welchem die Geber,
die Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und Ubersendet ihn der
Kommunalaufsichtsbehdrde.

Nach einem Schreiben des Ministerium fiir Inneres und Sport vom 27.10.2014 — Hinweise
Zu 8 99 Abs. 6 KVG LSA — fallen auch Sponsorringgelder unter den § 99 KVG LSA.

In der neuen Hauptsatzung vom 18.11.2014 wurde im § 7 Abs. 2 Nr. 19 geregelt, dass die
Entscheidung Uber die Annahme oder Vermittlung bei geringfiigigen Zuwendungen dem
Oberbirgermeister bis zu einem Betrag von 1.000 € obliegt und somit vom Stadtrat
Ubertragen wird.

D.h. in der praktischen Umsetzung der Regelungen in § 99 Abs. 6 KVG LSA i.V.m.
8 7 Abs. 2 Nr. 19 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt), dass die Entscheidung zur
Annahme von Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen

bis zu 1.000,- € der Oberbirgermeister und
Uber 1.000,- € der Stadtrat im Rahmen einer entsprechenden Beschlussfassung

trifft.

Somit muss aufgrund des ab 01.07.2014 giltigen Kommunalverfassungsgesetzes bei
Uberschreitung der 1.000 €-Wertgrenze regelmaRig im laufenden Jahr ein
Stadtratsbeschluss zur Entscheidung entgegengenommener Spenden, Schenkungen und
ahnlicher Zuwendungen herbeigefiihrt werden.

Fur das Gelande des Tierparks wurden von der Kéthen Energie 25 quercu robur (Eichen) im
Wert von 1.250 € (Einzelpreis 50 €) gespendet.

Da hier eine Uberschreitung der Wertgrenze von (ber 1.000 € vorliegt, ist ein
Stadtratsbeschluss zur Annahme notwendig.

Die Zustandigkeit Uber die Annahme der Spende liegt bei der Stadt Kéthen (Anhalt), auch
wenn zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der Tierpark Kéthen gGmbH als Betreiber ein
Pachtvertrag besteht.

Der Grund und Boden gehort der Stadt Kothen (Anhalt), weiterhin ist im § 6 des
Pachtvertrages geregelt, dass die Stadt Koéthen (Anhalt) fur die Unterhaltung und
Instandsetzung des Pachtgegenstandes und fiir die Kontrolle und Pflege der Béaume
zustandig ist.

Weiterhin ist eine Geldspende in Hohe von 2.000 € fur die Férderung der Heimatpflege in



Arensdorf eingegangen.



y

Auflistung Spenden.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Auflistung Spenden.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017092/1
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 25
Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017092/1
Az.: erstellt am: 09.06.2017
Betreff

Beschluss uUber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen
Kita- und Hortgebthren und unpraktikablen Hortzeiten

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf
Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) stellt fest, dass

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist und
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 25 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschliissen vom 28.02.2017 hat der Stadtrat die Kinderbetreuungsatzung sowie die
Elternbeitragssatzung in geanderter Form beschlossen. Beide Satzungen wurden im
Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) am 31.03.2017 6ffentlich bekannt gemacht.

Am 29.05.2017 wurde dem Sekretariat des Oberbirgermeisters ein Mappe Ubergeben, in
der neben einem an den Stadtratsvorsitzenden gerichteten Anschreiben als Anlagen 199
Unterschriftenlisten beigefiigt waren. Mit diesem Einwohnerantrag beantragen die
Unterzeichnenden, dass ,der Stadtrat Giber die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003)
und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere:

1.

2.

3.

die Gebuhren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen
Stadte mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden,
berticksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die
verabschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen, und

die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im
Vorfeld abstimmt, um neu geschaffene, birokratische Hirden abzubauen.”

19 der 199 Unterschriftenlisten sehen auf der Riickseite eine Begriindung vor, die restlichen
180 Unterschriftenlisten sehen auf der Riickseite keine Begriindung vor. Die Begriindung
lautet wie folgt:

~-Worum geht es:

Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Kéthen (Anhalt) fir den Bereich Kinderkrippe,
der Kindergarten und des Horts neue Regelungen und neue Geblhren geschaffen.
Die Gebuhren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich Giber den Gebihren
anderer Stadte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische
Rahmenbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch
empfinden. Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass
Eltern keinerlei Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einflieRen zu
lassen.

Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Mdglichkeit
verwiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise
abschliel3en kénne. Das geht in den stadtischen Kitas, aber zu grof3en Teilen nicht
bei den freien Tragern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Kothen (Anhalt) von einer
Nichtgestaltbarkeit der Kosten betroffen. Gebiihrensteigerungen von bis zu 1.000
EUR im Jahr sind die Folge.

Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel
verfolgen, den Stadtrat von Kéthen (Anhalt) nochmals unter Beriicksichtigung dieser
Aspekte mit dem Thema zu beschéftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung
gesprochen wird.

Mit Ihrer Stimme kdnnen Sie unseren Antrag unterstiitzen. Setzen Sie sich ein und
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen
werden kann.

Zur Begrindung des Antrages:

Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere
Existenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete
die Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als
niedrig und ungunstig. Der Oberbirgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen




Entwicklung der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Kéthen (Anhalt)
niedriger sind, als in Nachbarkreisstadten. Somit ist die Maximalerh6hung von
Kinderbetreuungsgebihren der falsche Weg!

a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt,
dass Eltern auf die steigenden Gebuhren durch flexiblere
Gestaltungen ihrer Betreuungszeiten reagieren kénnen. Nunmehr ist
festzustellen, dass die freien Trager diese Zeiten nicht anbieten und
damit rund die Halfte aller Eltern der Zugang zu dieser Mdglichkeit
versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen
Gebuhren ,gezwungen®.

b) Die aktuelle Gebuhrenhdhe fuhrt bei Eltern mit schwacheren Einkommen
und mehrerer Kinder zu einer ,Unattraktivitat* von eigener Arbeit.
Diese Eltern werden in soziale Unterstiitzungen gedrangt.
Genau das ist nicht der richtige Weg.

C) Mit der Ubertragungen von zusétzlichem Verwaltungsaufwand auf die
Kitas und Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte
aber maximale Zeit fur unsere Kinder, nicht fur Verwaltungstatigkeiten
sein.

Hier besteht Nachbesserungsbedarf!

d) Der organisatorische Aufwand fir die An-, Ab- und Ummeldung ist fir
alle Beteiligten unverhaltnismaRig hoch und bedarf einer Uberarbeitung.
Wir brauchen flexible, sich am Leben orientierende Lésungen. Deshalb
ist mit dem Gemeindeelternrat zu sprechen!”

Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Kdéthen (Anhalt) eine weiteres
Schreiben entnommen, mit welchem weitere 21 Unterschriftenlisten nachgereicht worden
waren, die samtlichst keine Begriindung enthielten. Das Kuvert enthalt einen durch die
Absender handschriftlich getatigten Vermerk, dass der Briefkasteneinwurf am 31.05.2017
erfolgt sei.

Mafgeblicher Zeitpunkt fur die Beurteilung der Zulassigkeit des Einwohnerantrages ist die
Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs, vorliegend also der 29.05.2017. Nach
diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich vorgeschriebene
Kriterien kénnen nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages bericksichtigt werden.
Daher sind die am 31.05./01.06.2017 nachgereichten Unterschriften als eigenstandiger
Antrag zu werten. Dieser hat das von § 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum von
800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht. Damit ist dieser Antrag bereits aus
diesem Grunde unzulassig.

Der am 29.05.2017 eingereichte Antrag weist ebenfalls nicht die Starke von 800
stimmberechtigten Einwohnern auf. Abgegeben wurden 199 Unterschriftenlisten mit jeweils
maximal 10 Zeilen. 19 der Unterschriftenlisten wiesen eine Vorderseite mit dem Begehren
und den Unterschriftenlisten sowie auf der Riickseite eine Begriindung auf. Die restlichen
180 Unterschriftenlisten wiesen auf der Riickseite keine Begriindung auf.

Nach § 25 Abs. 2 Satz 1 KVG LSA muss der Einwohnerantrag ein bestimmtes Begehren
mit Begrindung enthalten. Eine Begrindung ist daher eine gesetzliche Voraussetzung des
Einwohnerantrages. Diese muss — wie die anderen geforderten Bedingungen — Gegenstand
jeder Unterschriftenliste sein (vgl. VerwG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — Az.: 9 A
458/03 MD). Fehlt es hieran, ist unklar, auf welcher Grundlage die Unterschriften geleistet



worden sind. Es fehlt bei diesen Unterschriften (bei denen die Begriindung fehlt) die
plebiszitare Legitimation fir den Einwohnerantrag. Aus diesem Grunde sind die 180
Unterschriftenlisten fur die Bestimmung des Quorums unbeachtlich.

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld als zustandige Kommunalaufsichtsbehérde hat die
Rechtsauffassung der Verwaltung bestéatigt.

Mit den 19 Unterschriftenlisten, bei denen auf der Rickseite die Begrindung enthalten war,
wird das von 8§ 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum ebenfalls nicht erreicht. Daher
ist auch der erste am 29.05.2017 eingereichte Antrag unzulassig.

Uber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages entscheidet die Vertretung (vgl. § 25 Abs. 5
Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird der Vertretung auf Grund des
eindeutigen Gesetzeswortlautes (,stellt ... fest*) nicht eingerdumt. Liegt eine formelle oder
materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der Einwohnerantrag nicht zulassig.

Zur Ergéanzung wird dieser Vorlage das Anschreiben der Initiatoren (Anlage 1) sowie eine
unausgefullte Unterschriftenliste mit Vorder- und Ruickseite (Anlage 2) sowie der
ausfiihrliche Prufvermerk (Anlage 3) beigefugt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Griinden, dass der Stadtrat feststellt, dass

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist und
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist.



Anlage 1 - Anschreiben vom 29.05.2017 _pdf

Anlage 2 - unausgefiillter Einwohnerantrag.pdf Anlage 3 - Priibfvermerk.pdf



Maja Heubner R«
Vorsitzende des Gemeindeelternrates <k
Dessauer Stralle 4
06366 Kothen/Anh.

in Vertretung der beantragenden am ...muut:i'_"
Einwohnerinnen und Einwohner /2 .
der Stadt Kéthen (Anhalt) f 20. o\

g Q- oA

T

Vorsitzenden des Stadtrates
Herrn Kultusminister a. D.

Dr. Werner Sobetzko
Stadtverwaltung Kéthen (Anhalt)
MarktstralRe 1

06366 Kéthen (Anhalt)

Kéthen/Anh., 29. Mai 2017

Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgebiihren und die un-
praktikablen Hortzeiten

Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,

anliegend Ubersende ich Ihnen die Unterschriftslisten der Einwohnerinnen und Einwohner
der Stadt Kéthen (Anhalt) mit deren Einwohnerantrag mit Stand vom 27.05.2017 gegen die
hohen Kita- und Hortgebiihren und die unpraktikablen Hortzeiten.

Der Einwohnerantrag der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) begrun-
det sich wie folgt:

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind mit
die teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Verdnderung von Betreuungszeiten
sind zum Teil gar nicht méglich oder an einen unverhéltnisméBig hohen Aufwand
fur die Eltern gebunden.

Wir, die unterzeichnenden Birgerinnen und Biirger der Stadt Kéthen (Anhalt),
beantragen, dass der Stadtrat (iber die Kinderbetreuungssatzung
(17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und
dabei

1. Die Gebiihren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stidte
mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festzusetzen.

2. Zu beriicksichtigten, dass die freien Trdger zu grofRen Teilen die verabschie-
deten Betreuungszeiten gar nicht mittragen.

3. Die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im Vorfeld
abstimmt, um neu geschaffene, biirokratische Hiirden abzubauen.
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Die Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt zeigen mit diesem Antrag deutlich auf,
dass diese eine Neubehandlung unter einer aktiven Beteiligung des Gemeindeelternrates
wunschen.

Ich darf an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass der Gemeindeelternrat in der ge-
wahlten Form einer kurzen Anhérung im Rahmen der finalen Beschlussfassung im Stadtrat
keine reale Beteiligungsmdéglichkeit gesehen hat und sieht. Im Interesse unserer Kinder
wilnschen wir uns eine Zusammenarbeit, welche auch einen Austausch von Argumenten
vorsieht.

Ich darf Ihnen hierzu die Bereitschaft des Gemeindeelternrates zusichern und erwarte, auch
mit der deutlichen Unterstitzung der Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt, einen
konstruktiven Umgang mit diesem Antrag.

Far Ruckfragen stehe ich lhnen gern zur Verfugung.

Mit freundlichen Grii3en

-
i

Maja Heubner

Anlagen

* 199 Unterschriftslisten Stand 29.05.2017





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Anschreiben vom 29.05.2017.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - unausgefüllter Einwohnerantrag.pdf


|. Sachverhalt

1. Am 28.02.2017 beschloss der Stadtrat eine neue Kinderbetreuungs- und Elternbei-
tragssatzung. Beide wurden im Amtsblatt vom 31. Méarz 2017 6ffentlich bekannt gemacht.

2. Am 29.05.2017 wurde Frau Rolle eine Mappe Ubergeben, in der ein an den Vorsit-
zenden des Stadtrates, Herrn Dr. Werner Sobetzko, adressiertes Anschreiben nebst als An-
lagen 199 Unterschriftenlisten enthalten war.

2.1. In der Betreffzeile des Anschreibens steht Folgendes:

~Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgeblhren und die unpraktikablen
Hortzeiten*

Das Anschreiben vom 29.05.2017 hat folgenden Inhalt:
~Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,

anliegend tbersende ich Ihnen die Unterschriftenlisten der Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Kéthen (Anhalt) mit deren Einwohnerantrag mit Stand 27.05.2017
gegen die hohen Kita- und Hortgebuhren und die unpraktikablen Hortzeiten.

Der Einwohnerantrag der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt)
begriindet sich wie folgt:

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind
mit die teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Veranderung von Betreuungs-
zeiten sind zum Teil gar nicht moglich oder an einen unverhaltnismafig hohen
Aufwand fur die Eltern gebunden.

Wir, die unterzeichnenden Blrgerinnen und Burger der Stadt Kéthen (Anhalt),
beantragen dass der Stadtrat Giber die Kinderbetreuungssatzung
(17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt
und dabei

1. Die Gebihren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stad-
te mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festzusetzen.

2. Zu berlcksichtigten, dass die freien Trager zu grofRen Teilen die verab-
schiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen.

3. Die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeideelternrat im Vorfeld
abstimmt, um neu u geschaffene, birokratische Hirden abzubauen.

Die Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt zeigen mit diesem Antrag deutlich
auf, dass diese eine Neubehandlung unter einer aktiven Beteiligung des Ge-
meideelternrat winschen.

Ich darf an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass der Gemeideelternrat in
der gewahlten Form einer kurzen Anhdrung im Rahmen der finalen Beschlussfassung
im Stadtrat keine reale Beteiligungsmdglichkeit gesehen hat und sieht. Im Interesse
unserer Kinder winschen wir uns eine Zusammenarbeit, welche auch einen Aus-
tausch von Argumenten vorsieht.
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2.2.

Ich darf Ihnen hierzu die Bereitschaft des Gemeideelternrates zusichern und erwarte,
auch mit der deutlichen Unterstutzung der Einwohnerinnen und Einwohner unserer
Stadt, einen konstruktiven Umgang mit diesem Antrag.

Fiir Riickfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfiigung.*

Die beigefligten 199 Unterschriftenlisten differieren in ihrem auf3eren Erscheinungs-

bild. 19 Unterschriftenlisten weisen eine Vorder- (2.2.1) und Rickseite auf (2.2.2); die restli-
chen lediglich eine Vorderseite (2.2.1).

221

Die Vorderseite enthélt im Querformat die Unterschriftenliste in Form einer ohne

Kopfzeile 10-zeiligen Tabelle, eingebettet zwischen Text. Uber der Tabelle steht Folgendes:

,Fur unsere Kinder. Kostet nichts. Jede Stimme ist wichtig. Eltern, Oma, Opa,
Tante, Onkel stimmt mit ab ...

Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und HortgebUhren
und die unpraktikablen Hortzeiten

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind mit die
teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Ver&nderung von Betreuungszeiten ist zum
Teil gar nicht mdglich oder an unverhaltnismaRig hohen Aufwand fir die Eltern ge-
bunden.

Wir, die unterzeichnenden Birgerinnen und Birger der Stadt Kéthen (Anhalt), bean-
tragen, dass der Stadtrat Uber die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003) und EI-
ternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere:

1. die Gebluhren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stadte mit
20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden,

2. berucksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die verabschiedeten Be-
treuungszeiten gar nicht mittragen, und

3. die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im Vorfeld ab-
stimmt, um neu geschaffene, biirokratische Hiirden abzubauen.”

Unter der Tabelle steht Folgendes:
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,Bitte nur einmal eintragen. Deutlich lesbar ausfilllen. Alles komplett eintragen, sonst
ist Deine Stimme nutzlos.

Zurick bis 25. Mai 2017 an den Gemeindeelternrat, An der Risternbreite 38, 06366
Kdthen

Die Unterzeichnenden werden durch folgende Personen vertreten:

Frau Maja Heubner, 06366 Kdthen (Anhalt), Frau Silvia Richter, 06366 Kéthen (An-

halt), Herr Thomas Franke, 06366 Kéthen (Anhalt)

Bei Fragen bitte an EinwohnerantragfuerKoethen@gmail.com*

Die Rickseite enthélt folgenden Text:

SWorum geht es:

Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Kéthen (Anhalt) fir den Bereich Kinderkrippe,
der Kindergarten und des Horts neue Regelungen und neue Gebiihren geschaffen.
Die Gebuhren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich Gber den Gebihren an-
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derer Stadte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische Rah-
menbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch empfinden.
Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass Eltern keinerlei
Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einflieRen zu lassen.

Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Moglichkeit ver-
wiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise abschlie3en
koénne. Das geht in den stadtischen Kitas, aber zu grof3en Teilen nicht bei den freien
Tragern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Kéthen (Anhalt) von einer Nichtgestaltbarkeit
der Kosten betroffen. Gebuhrensteigerungen von bis zu 1.000 EUR im Jahr sind die
Folge.

Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel
verfolgen, den Stadtrat von Kéthen (Anhalt) nochmals unter Berticksichtigung dieser
Aspekte mit dem Thema zu beschéftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung ge-
sprochen wird.

Mit Ihrer Stimme kénnen Sie unseren Antrag unterstiitzen. Setzen Sie sich ein und
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen
werden kann.

Zur Begrindung des Antrages:

Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere Exis-
tenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete die
Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als niedrig
und ungiinstig. Der Oberbirgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen Entwicklung
der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Kéthen (Anhalt) niedriger sind, als in
Nachbarkreisstadten. Somit ist die Maximalerhéhung von Kinderbetreuungsgebiihren
der falsche Weg!

a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt, dass Eltern
auf die steigenden Gebuhren durch flexiblere Gestaltungen ihrer Betreuungszei-
ten reagieren konnen. Nunmehr ist festzustellen, dass die freien Trager diese Zei-
ten nicht anbieten und damit rund die Halfte aller Eltern der Zugang zu dieser
Mdglichkeit versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen Gebuh-
ren ,gezwungen”,

b) Die aktuelle Gebuhrenhdhe fiihrt bei Eltern mit schwacheren Einkommen und
mehrerer Kinder zu einer ,Unattraktivitét” von eigener Arbeit. Diese Eltern werden
in soziale Unterstlitzungen gedrangt. Genau das ist nicht der richtige Weg.

c) Mit der Ubertragungen von zusatzlichem Verwaltungsaufwand auf die Kitas und
Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte aber maximale Zeit
fur unsere Kinder, nicht flr Verwaltungstatigkeiten sein. Hier besteht Nachbesse-
rungsbedarf!

d) Der organisatorische Aufwand fur die An-, Ab- und Ummeldung ist fir alle Betei-
ligten unverhaltnismaRig hoch und bedarf einer Uberarbeitung. Wir brauchen fle-
xible, sich am Leben orientierende Lésungen. Deshalb ist mit dem Gemeinde-
elternrat zu sprechen!

DANKE fur jede Unterschrift!!!«
3. Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Kéthen (Anhalt) ein weiteres
Schreiben entnommen, in welchem weitere 21 Unterschriftenlisten zum selben Einwohneran-

trag enthalten war. Das Kuvert hatte einen Vermerk, dass es am 31.05.2017 in den Briefkas-
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ten eingeworfen worden ist. Samtliche der 21 nachgereichten Unterschriftenlisten enthielten
keine Ruckseite entsprechend Ziff. 2.2.2.

1. Zulassigkeit des Einwohnerantrages

1. Die Statthaftigkeit des Einwohnerantrages ergibt sich aus § 25 Abs. (1) Satz 1 KVG
LSA. Danach kdnnen die Einwohner der Kommune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben,
beantragen, dass die Vertretung bestimmte Angelegenheiten berét.

2. MafRgeblicher Zeitpunkt fur die Beurteilung der Zulassigkeit des Einwohnerantrages
ist die Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommu-
nalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, Stand: 09/2015, § 25 S. 5), vorliegend als der
29.05.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich
vorgeschriebene Kriterien kdnnen nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages bertck-
sichtigt werden (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., § 25 S. 5).

2.1 Die am 01.06.2017 aus dem Briefkasten entnommenen ,nachgereichten® Unterschrif-
tenlisten sind daher fir den am 29.05.2017 eingereichten Einwohnerantrag unbeachtlich,
unabhangig von der Frage, ob diese tatsachlich am 31.05.2017 eingeworfen wurden.

2.2.  Hierin kann lediglich ein 2. Einwohnerantrag erblickt werden. Dieser verfehlt die von

§ 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA geforderte Starke von 800 stimmberechtigten Einwohnern deut-
lich. Von daher ist dieser 2. Einwohnerantrag wegen Unzulassigkeit durch die Vertretung
zurickzuweisen.

3. Hintergrund fir den Einwohnerantrag sind die Beschliisse des Stadtrates zur Kinder-
betreuungs- sowie zur Elternbeitragssatzung vom 28.02.2017. Der Einwohnerantrag ist von
seiner Intention gegen diese Stadtratsbeschliisse gerichtet, sodass entsprechend § 25

Abs. (4) Satz 2 KVG LSA der Einwohnerantrag innerhalb von zwei Monaten nach der ortstib-
lichen Bekanntgabe des (angegriffenen) Beschlusses eingereicht werden muss.

Die offentliche Bekanntgabe erfolgte entsprechend § 14 Abs. (1) der Hauptsatzung der Stadt
Kothen (Anhalt) im Amtsblatt am 31. Marz 2017. Die Frist fr die Einreichung des Einwoh-
nerantrages endete mithin mit Ablauf des 31. Mai 2017.

Der Antrag ist am 29.05.2017 mit 199 Unterschriftenlisten eingegangen.
Die Frist wurde gewahrt.

4. Antragsberechtigt sind nach 8§ 25 Abs. (1) Satz 1 KVG LSA die Einwohner der Kom-
mune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben.

5. Unzweifelhaft ist die Schriftform im Sinne des § 25 Abs. (4) Satz 1 KVG LSA gewahrt.

6. Es gab auch keinen zulédssigen Einwohnerantrag innerhalb der letzten zwdlf Monate,
dessen Gegenstand mit dem jetzigen Einwohnerantrag tbereinstimmt.

7. Es besteht nach § 45 Abs. (1) Satz 1, Abs. (2) Nr. 1 KVG LSA eine gesetzliche Zu-
standigkeit der Vertretung im Sinne des § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA fir eine Entscheidung
Uber die Kinderbetreuungs- und Elternbeitragssatzung. Zweifelhaft kénnte dies insb. fir die





auf der Vorderseite der Unterschriftenlisten enthaltene Forderung (Nr. 2) sein, die wie folgt
lautet:

»2. berlicksichtigt, dass die freien Trager zu grol3en Teilen die verabschiedeten Be-
treuungszeiten gar nicht mittragen, und*

Hier kdnnte daran gedacht werden, dass der Stadtrat keine Befugnis hat, den freien Tragern
Vorgaben hinsichtlich deren Betreuungszeiten zu machen, da insoweit 8 5 Abs. (3) Satz 1
KiF6G LSA entgegenstinde. Dieser lautet wie folgt:

,Die Trager der Tageseinrichtungen gestalten die Umsetzung des Erziehungs- und
Bildungsauftrages in eigener Verantwortung.”

Allerdings ist die Forderung m. E. lediglich in Zusammenhang mit dem Eingangssatz des
Begehrens zu verstehen, wonach beantragt wird, ,dass der Stadtrat Gber die Kinderbetreu-
ungssatzung (17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt
und dabei insbesondere® ,2. bericksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die ver-
abschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen®.

Eine theoretisch denkbare Reaktion der Vertretung auf dieses Begehren kann darin beste-
hen, dass die Betreuungszeiten fir eigene Einrichtungen bzw. die Elternbeitragssatzung
Uberarbeitet werden; hierfiir besteht die eingangs beschriebene Zustandigkeit der Vertre-
tung.

8. Es besteht zudem die Frage, ob es sich entsprechend § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA
um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises handelt. Zweifel ergeben sich deshalb,
da der Trager der offentlichen Jugendhilfe nach 8§ 1 Abs. (1) KJHG LSA der Landkreis ist.
Gleichwonhl zeigt ein Vergleich zur Bestimmung in § 90 Abs. (3) Satz 1 Nr. 4 KVG LSA, dass
es sich bei den ,Aufgaben nach dem Kinderférderungsgesetz“ um eine Angelegenheit der
ortlichen Gemeinschaft im Sinne des 8§ 5 Abs. (1) Nr. 1 KVG LSA handelt und mithin von
einem eigenen Wirkungskreis der Stadt Kéthen (Anhalt) auszugehen ist.

9. Eine (etwaige) Unzuldssigkeit des Einwohnerantrages entsprechend § 26 Abs. (2)
Satz 2 KVG LSA (Unzulassigkeit eines Blrgerbegehrens) ist nicht gegeben, da — anders als
nach § 24 Abs. (1) Satz 4 GemO LSA 2009 —im § 25 KVG LSA (zum Thema Einwohneran-
trag) kein Verweis auf den § 26 Abs. (2) KVG LSA (mehr) enthalten ist.

10. Nach § 25 Abs. (2) Satz 1 KVG LSA muss der Antrag ein bestimmtes Begehren mit
Begriindung enthalten und soll bis zu drei Personen benennen, die berechtigt sind, die Un-
terzeichnenden zu vertreten. Letzt genannte Voraussetzung ist erfillt; der Antrag weist auch
ein bestimmtes Begehren auf. Fraglich ist, ob es eine ausreichende Begriindung enthalt.

10.1 Hierfur ist zu differenzieren zwischen den einzelnen Unterschriftenlisten, da diese
erhebliche Unterschiede aufweisen. Soweit die Unterschriftenlisten auf der Riickseite die
unter I.) 2.2.2 dargestellten Ausflihrungen enthalten, bestehen keine Zweifel an einer ausrei-
chenden Begriindung.

10.2 Soweit die Rlckseite jedoch bei einer Vielzahl der Unterschriftenliste fehlt, erscheint
eine ausreichende Begrindung nicht erfolgt. Es sind zwar keine allzu hohen Anforderungen
an die Begrindung zu stellen, sodass selbst Schlageworte geniigen wirden (vgl. Mil-
ler/Wiegand a. a. O., § 25 S. 3); jedoch muss die Begriindung Bestandteil jeder Liste sein
(vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A 458/03 MD — insoweit fir die Zulassigkeit
eines Blrgerbegehrens). Deshalb muss das Anschreiben selbst aul3er Betracht bleiben;
malfdgeblich ist allein der Inhalt der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstitzern
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des Einwohnerantrages unterzeichnet wurden.

Soweit die Initiatoren des Einwohnerantrages dem Antrag eine bestimmte Begriindung bei-
legen wollten, muss diese als Mal3stab herangezogen werden. Andernfalls ware die Ver-
gleichbarkeit der einzelnen Unterschriften nicht mehr gewahrleistet. Sinn und Zweck der Be-
grindung ist die Er6ffnung der Diskussion, ob man sich mit dem Einwohnerantrag identifi-
ziert und diesen unterstiitzen mochte. Insoweit erscheint es daher nicht ausgeschlossen,
dass eine ausfihrliche Begriindung wie angedacht, dazu verleitet hatte, die Unterschrift nicht
zu geben. Die fehlende Rickseite kann daher nicht durch eine (etwaige) Begriindung auf der
Vorderseite geheilt werden.

Aus diesem Grunde kann fir die Unterschriften, bei denen auf der Riickseite die ausfiihrliche
Begriindung fehlt, nicht die endgultige Unterstiitzung durch die Unterzeichnenden festgestellt
werden, sodass insoweit diese Unterschriften m. E. unbeachtlich sind.

11. Ausgehend von der unter Ziff. 10 dargestellten Rechtsfolge ist bei 19 Unterschriften-
listen & 10 Zeilen davon auszugehen, dass das Quorum des 8§ 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA
von 800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht werden wird. Die konkrete Prifung
anhand des Wahlerverzeichnisses wird gesondert erfolgen.

12. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der am 29.05.2017 eingereichte Antrag so-
wie der am 31.05/01.06.2017 eingereichte Antrag jeweils mangels Erreichen des erforderli-
chen Quorums unzulassig sind. Uber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages entscheidet
die Vertretung (vgl. 8 25 Abs. (5) Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird
der Vertretung auf Grund des eindeutigen Gesetzeswortlautes (,stellt ... fest®) nicht einge-
raumt. Liegt eine formelle oder materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der
Einwohnerantrag nicht zulassig (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., 8 25 S. 5).

13. Das Ergebnis der Beratung oder die Grinde fir die Entscheidung, den Einwohneran-
trag fur unzul&ssig zu erklaren, sind ortsuiblich bekannt zu machen (vgl. 8 25 Abs. (5) Satz 4
KVG LSA).





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Prüfvermerk.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017093/1
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 26
Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017093/1
Az.: erstellt am: 09.06.2017
Betreff
Kindigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und Marketing GmbH
(im Folgenden "KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (im
Folgenden "LK ABI")

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t, den ,Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Gber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007" in der Fassung des
Anderungsvertrages vom 21.11.2014 (Anlage 1) gegeniiber dem LK ABI unter Einhaltung
der ordentlichen Kindigungsfrist von 6 Monaten mit Wirkung zum 31.12.2017 zu kindigen
sowie den ,Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen" vom 20.11.2007 in der
Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11.2014/02.12.2014 (Anlage 2) gegeniiber der
KKM GmbH unter Einhaltung der ordentlichen Kiindigungsfrist von 3 Monaten mit Wirkung
zum 31.12.2017 zu kindigen und den Oberbirgermeister zu erméchtigen, die Kindigungen
gegenlber dem jeweiligen Vertragspartner auszusprechen.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 45 Abs. 2 Nr. 8 und 9 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschluss vom 10.04.2014 hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) einer
Verlangerung des Kulturstattenvertrages mit dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld bis zum Ablauf
des Jahres 2017 zugestimmt. In § 24 Abs. 4 des Vertrages ist geregelt, dass sich die
Vertragspartner rechtzeitig Uber eine Fortfiihrung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und
Dauer uber das Jahr 2017 hinaus verstandigen.

Dies wurde zum Anlass genommen, um nicht nur den Kulturstéttenvertrag, sondern auch
den weiteren Vertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH sowie den
Gesellschaftsvertrag insgesamt einer Revision zu unterziehen. Das Ergebnis dieser
Revision, der Uberarbeitete Gesellschaftsvertrag, hat der Stadtrat mit Beschluss vom
28.02.2017 gebilligt, jedoch vorbehaltlich eines positiven Ergebnisses hinsichtlich einer noch
erforderlichen steuer- und beihilferechtlichen Prifung.

Die steuerrechtliche Prifung ergab, dass keine Bedenken gegen die neue vertragliche
Konstruktion besttinden. Die beihilferechtliche Prufung ist dagegen noch nicht
abgeschlossen. Hierzu gab es bereits Gesprache mit einer Wirtschaftsprifungsgesellschatt,
die den Landkreis Anhalt-Bitterfeld hier federfihrend beréat. Thematisiert wurde insb., ob es
sich bei den Zuschiissen Uberhaupt um eine Beihilfe im Rechtssinne handelt. Dies kann zum
einen deshalb bezweifelt werden, da die Betatigungen der KKM GmbH zum Teil nicht
wirtschaftlicher Art sind; zum anderen Teil lediglich regionale Bedeutung haben. Beides
kénnte gegen die Annahme einer europarechtlich unzulassigen Beihilfe sprechen. Die
Datengrundlagen fur die Vertiefung dieser Gesprache mussen jedoch nochmals Uberarbeitet
werden. Insoweit hat sich der Landkreis Anhalt-Bitterfeld bereits beim
Landesverwaltungsamt einen zeitlichen Aufschub bis Ende Juli 2017 erbeten; das
Landesverwaltungsamt hat dem zugestimmit.

Wie in der Vorlage zur Beschlussfassung am 28.02.2017 unter Punkt 3. dargestellt, hat das
Finanzamt Bitterfeld-Wolfen durch verbindliche Auskiinfte gemanR § 89 Abs. 2 AO bestatigt,
dass die Tatigkeiten der KKM bislang nicht steuerbar und steuerpflichtig sind. Allerdings ist
zu beachten, dass diese Auskunft nur bis zum 31.12.2017 giiltig ist. Es besteht daher insb.
im Verhaltnis zwischen Stadt und LK ABI die Gefahr, dass die Zahlungen
umsatzsteuerpflichtig sein/werden konnten.

Aus diesem Grunde empfiehlt es sich, die beiden Kulturvertrage KKM GmbH und Stadt
sowie Stadt und LK ABI zu kiindigen, um nicht in Fortfihrung der alten Vertrage die
Zuschussbeitrage mit einer etwaigen Umsatzsteuer zusétzlich zu belasten.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Grunden, den ,Vertrag mit dem Landkreis
Kothen/Anhalt Gber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 29.06.2007* in der Fassung des Anderungsvertrages vom 21.11.2014 gegeniiber dem
LK ABI unter Einhaltung der ordentlichen Kiindigungsfrist von 6 Monaten mit Wirkung zum
31.12.2017 zu kiindigen sowie den ,Vertrag tber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen
vom 20.11.2007 in der Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11.2014/02.12.2014
gegeniber der KKM GmbH unter Einhaltung der ordentlichen Kindigungsfrist von 3
Monaten mit Wirkung zum 31.12.2017 zu kiindigen und den Oberbirgermeister zu
ermachtigen, die Kiindigungen gegeniiber dem jeweiligen Vertragspartner auszusprechen.






Anlage 1 KKM Yertrag 21.11.2014_ pdf

Anlage 2 - Anderungsvertrag zum KV 28.11.2014.pdf



Anderungsvertrag

Zum

Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Gber den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007

Zwischen

dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld, gesetzlich vertreten durch den Landrat,
Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Landkreis -
und
der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbirgermeister,
Marktstrale 1 - 3, 06366 Koéthen (Anhalt),
- Stadt -

wird vereinbart, dass der Vertrag mit dem Landkreis K&then/Anhalt Gber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kultur-
stattenvertrag) nachfolgende Fassung erhalt:

Praambel

Zu den Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden, zahlen insbe-
sondere das Naumann-Museum, das Historische Museum flr Mittelanhalt, die Prahistorische
Sammlung und das Burgerhaus am Markt. Das Biirgerhaus am Markt ist zwischenzeitlich
durch das Veranstaltungszentrum im Schloss ersetzt worden.

In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der Stadt zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die Stadt darin Uberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen kinftig durch die Stadt erfolgen soll. Die
Stadt wird hierbei weitestgehend vom Landkreis finanziell unterstutzt. Die Stadt kann sich zur
ErfOllung der kulturellen Aufgaben einer oder mehrerer geeigneter stadtischer Gesellschaften
bedienen. Bei der Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellung soll der Stadt bzw. den stad-
tischen Gesellschaften ein weiter Spielraum hinsichtlich Art und Weise der Aufgabenerful-
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lung verbleiben. Mit dem einheitlichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die Stadt
bezwecken die vertragschlieRenden Parteien eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen indem hieraus erwachsende Optimierungsmaglichkeiten, Organisations-
vorteile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden
kénnen. Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab. Da fur die Kultur deren sténdige Veradnderung und
Weiterentwicklung pragend ist, sind sich die vertragschliefenden Parteien einig, dass fir die
Erflullung der kulturellen Aufgaben auch mit diesem Vertrag ein ausreichender Spielraum
verbleiben musse, um den stdndig wandelnden Ansprichen an das kulturelle Angebot
Rechnung tragen zu kénnen.

Abschnitt 1.
Ubertragung der Aufgaben der kulturelien Einrichtungen, Ziele

§1
Vertragsgegenstand

M Der Landkreis Ubertragt der Stadt im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fur Mittelanhalt,

- die Prahistorische Sammlung sowie

- das Birgerhaus am Markt;
ferner regelt der Vertrag, den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die Stadt, welcher u. a. Funktionen des Birgerhauses Ubernimmt (im Folgenden: kulturelle
Einrichtungen). Die Stadt fiihrt den Betrieb der kulturellen Einrichtungen fort. Das Eigentum
des Landkreises bleibt hiervon unberihrt.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien stellen fest, dass fur die Zeit der Betreibung der
kulturellen Einrichtungen durch die Stadt die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtun-
gen ausschliellich bei der Stadt liegt, da es sich insoweit um 6&ffentlich-rechtliche Einrichtun-
gen der Stadt handelt. Der Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu
den kulturellen Einrichtungen unverziiglich aufzuheben. Die Stadt kann die Nutzungsbedin-
gungen, insbesondere die Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende
Entgelt, fir die kulturellen Einrichtungen auch zivilrechtlich regeln.

(3) Im Rahmen der nachfolgenden Aufgaben- und Zielstellungen ist es Sache der Stadt,
far den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fur Umfang, Inhalt und Ausge-
staltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungsrecht des Landkreises be-
steht insoweit nicht.
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(4) Der Stadt bleibt es Uberlassen, ihrerseits die Aufgaben, mit Ausnahme der hoheitlich
zu treffenden Regelungen, einer oder mehreren stadtischen Gesellschaft(en) unter Beach-
tung der vergaberechtlichen Vorschriften zu Ubertragen. Stadtische Gesellschaft in diesem
und im nachfolgenden Sinne ist eine juristische Person, gleich welcher Rechtsform, an der
die Stadt mehrheitlich beteiligt ist.

§2

Grundsitze zur Leistungserbringung und der Zusammenarbeit

(1 Die Stadt verpflichtet sich, die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufga-
ben unter Beachtung der Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erbringen.
Die Angebote der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen Einrichtungen sollen der Bevélke-
rung des Landkreises zu den Ublichen Zeiten zuganglich gemacht werden. § 7 bleibt hiervon
unberihrt.

(2) Die Stadt wird sich nach Maglichkeit bemihen, Férdermittel fur die zu erflllenden
Aufgaben zu erhalten. Der Landkreis wird die Stadt bei der Stellung von Férderantragen im
Rahmen seiner Méglichkeiten unterstiitzen. Eine Verrechnung der Férdermittel mit dem Zu-
schuss und sonstigen Zahlungen nach diesem Vertrag erfoigt nicht.

(3) Die Stadt verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und fur die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische Maf3nahmen
ergreifen.

4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgénge, die den vorlie-
genden Vertrag bertihren kénnen.

(5) Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass Zuschussmittel des Landkreises nicht ordnungs-
gemal verwendet werden, ist der Landkreis berechtigt, auch durch beauftragte Dritte die
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Leistungserbringung zu priifen. Der Landkreis ist be-
rechtigt, Blcher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern und einzusehen, die
flr eine solche Prufung erforderlich sind. Dies gilt auch fur Biicher, Belege und sonstige Ge-
schéftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich die Stadt zur Aufgabenerfiil-
lung bedient.

(6) Der Landkreis gestattet der Stadt bzw. den stadtischen Gesellschaften die Verwen-

dung des Namens ,Kulturstatten Koéthen® und der Internetadresse | kuiturstaetten-
koethen.de".
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§3
Sicherung der Aufgabenerfiillung

1) Die Stadt ist dafur verantwortlich, dass interne Ma3nahmen zur Sicherung der Aufga-
benerflllung festgelegt und durchgefuhrt werden. Fir die Sicherung der Aufgabenerfillung
werden durch die Stadt geeignete MaBnahmen ausgewahlt. Diese kénnen insbesondere
sein:

- systematische Dokumentation der durchgefiihrten Veranstaltungen,
- die Entwicklung und Weiterentwicklung von Konzepten fir Veranstaltungen, Ausstel-
lungen etc.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, sich die MaRnahmen nach Absatz 1 nachweisen zu las-
sen.

§4

Allgemeine kulturelle Aufgaben

Die Stadt bzw. die durch die Stadt eingeschalteten jeweiligen stadtischen Gesellschaften
haben im Rahmen dieses Vertrages die kreisliche Kultur zu betreiben und zu entwickeln.

§5

Aufgaben und Ziele hinsichtlich Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen

1) Aufgabe des Veranstaltungszentrums ist:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Stétte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrager und Interessen-
ten zu ermdglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
Mallnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentelien Veranstaltungen.

(2) Ziel des Veranstaltungszentrums ist:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstéatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitat im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.

Seite 4 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

(1)

2)

(3)

§6
Aufgaben und Ziele hinsichtlich des Naumann-Museums und
des Historischen Museums fiir Mittelanhalt
sowie der Prihistorischen Sammlung

Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspéadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlieBlich Aufbau, ErschlieBung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfuhrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieBung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskultur und der Bildenden Kunst.

Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Férderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbepflege und Schaf-
fung von Identifikationsméglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevélkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.

Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion sowie

- Sicherung des Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefahrdung, Schaden durch Drit-
te, unsachgeméafe Lagerung und Veraullerung.
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§7
Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit und der Weiterentwicklung

1) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben
und Ziele einer standigen Anpassung und zeitgemaRen Weiterentwicklung durch die Stadt
oder stadtischen Gesellschaften unterliegen, soweit hierdurch der Zweck dieses Vertrages

nicht gefdhrdet wird.

Abschnitt 2.
Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die Stadt

Unterabschnitt 1.
Nutzung der Mobilien durch die Stadt

§8
Leihe

@) Der Landkreis Uberlasst der Stadt das in den unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen sowie im ehemaligen Blrgerhaus am Markt vorhandene Inventar (Technik,
Exponate etc.), im Folgenden Leihgaben, soweit dieses nicht den gemé&R § 16 libergegan-
genen Vertrédgen oder abzuschlieBenden Untermiet-/Unterpachtvertragen unterfllt, als Dau-
erleihgabe fir die Laufzeit dieses Vertrages. Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben zu
Ubernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten. Eine Auflis-
tung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist dem Kui-
turstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigeflgt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir solche Exponate, um die die Bestinde des
Naumann-Museums, des Historischen Museums und der Préhistorischen Sammiung in Erfiil-
lung dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses erweitert werden. Diese Exponate
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden; der Erwerb ist dem Landkreis unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur sonstige Gegenstiande, die mit Mitteln des Zu-

schusses erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange Eigentum (Allein-
oder Miteigentum) des Landkreises und Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit
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Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben werden; der Erwerb ist dem Landkreis unver-
zuglich schriftlich anzuzeigen.

(4) Die Stadt und der Landkreis werden gemeinsam die Leihgaben vor der Ubergabe in
den kulturellen Einrichtungen untersuchen bzw. durch einen Dritten untersuchen lassen. Bei
dieser Begehung werden die Vertragsparteien gemeinsam eine Auflistung der Leihgaben
erstellen.

(5) Der Landkreis wird der Stadt die Leihgaben in dem Zustand und an dem Ort Uiberge-
ben an dem sie sich bei der gemeinsam durchgefithrten Begehung befinden. Diesen Zustand
erkennt die Stadt als vertragsgemaf an.

(6) Die Parteien erstellen ein detailliertes Ubernahmeprotokoll, das von beiden Vertrags-
parteien zu unterzeichnen ist.

@) Der Landkreis kann von der Stadt die voriibergehende Riickgabe einzelner Leihga-
ben verlangen, langstens jedoch fur die Dauer eines Monats (Riickgabedauer), wenn er die-
se fur eigene Zwecke (z. B. Reprasentationszwecke) benétigt. Das Riickgabeverlangen ist
drei Monate vor dem gewiinschten Ruckgabetermin auszusprechen. Fir die Rickgabe gilt
§ 34. Durch die Rickgabe darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Die dem Land-
kreis zurlickgegebene Leihgabe ist der Stadt wieder in ordnungsgemafem Zustand zu tber-
geben, sobald der Landkreis die Leihgabe nicht mehr fur seine Zwecke benétigt, spatestens
jedoch nach Ablauf eines Monats seit Riickgabe der Leihgabe an den Landkreis. Die Ver-
tragsparteien kdnnen abweichend, unter Beachtung der Schriftform gemaR § 39, eine lange-
re Ruckgabedauer vereinbaren. Samtliche hierdurch entstehenden Kosten (z. B. Transport,
Versicherung) tragt der Landkreis; § 11 (Transport) gilt insoweit nicht. Fir die Dauer der
Rickgabe der Leihgabe an den Landkreis gehen Haftung und Gefahriragung auf diesen
Ober.

§9

Restitutions- und Herausgabeanspriiche Dritter

@) Soweit bezlglich der Leihgaben durch den Landkreis ein Restitutions- bzw. Heraus-
gabeanspruch eines Dritten festgestellt bzw. akzeptiert wird, gilt der Leihvertrag insoweit als
beendet und der Landkreis hat einen Anspruch auf vorzeitige Ruickgabe. Fir die Rickgabe
gilt § 34. Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter wegen von ihr zu vertretenen
Beschadigungen, Zerstérungen, Veranderungen oder Verlustes der Leihgaben im Innenver-
héltnis frei.

(2) Eine Vertragsanpassung kann unter den Voraussetzungen des § 313 BGB verlangt
werden.
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§10
Obhuts- und Informationspflichten/Ersatzbeschaffungen

1) Die Stadt ist verpflichtet, die Leihgaben, unter Beachtung der jeweiligen Besonderhei-
ten, pfleglich und fachgerecht zu behandeln und eine Nutzung/Pflege/Bedienung etc. nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vornehmen zu lassen. Die
bei der Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicherheits-/BewachungsmaBnahmen sind im
vorhandenen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten.

(2) Die Stadt benachrichtigt den Landkreis unverziglich von jeder wesentlichen Verande-
rung, Beschadigung oder Verlust an den Leihgaben.

3) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, soweit es
sich um Gebrauchsgegenstdande (z. B. technische Gerdte, Mébel etc.) handelt, durch die
Stadt zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises besteht nicht. Mit Zustimmung des
Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaffung von Ersatzstiicken abgesehen
werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfillung nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis unverziglich anzuzeigen. Sonstige
Anspriche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberihrt.

4) Wird eine Leihgabe gepféndet oder beschlagnahmt, so hat die Stadt dies dem Land-
kreis unverzuglich schriftlich anzuzeigen. Ebenfalls ist die Stadt verpflichtet, den Dritten vom
Eigentum des Landkreises in Kenntnis zu setzen. Im Falle einer Insolvenz von stadtischen
Gesellschaften, derer sich die Stadt bedient, ist der Landkreis unverziglich zu informieren.
Die Stadt hat samtliche MaRnahmen zur Sicherung des Eigentums des Landkreises zu er-

greifen.

§ 11
Transport

Die Stadt sorgt fur etwaig im Zuge der Ubergabe, Riickgabe und Vertragsdurchfiihrung not-
wendig werdenden Transport der Leihgaben. Beim Transport ist auf eine fachgerechte
Durchfuhrung zu achten. Die Stadt erteilt die gegebenenfalls notwendigen Auftrdge und tragt

die Kosten, einschliellich der Nebenkosten (z. B. Verpackungskosten).
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§12
Haftung

(1) Die Stadt haftet fur alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemag be-
handelt wurden.

(2) Im Falle des Eintritts eines Schadens ist die Stadt verpflichtet, neben einer Benach-
richtigung Gber den Schaden selbst (vgl. § 10) den Landkreis unverziglich schriftlich Gber die
Art und das Zustandekommen des Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendi-
ge Unterlagen vorzulegen.

(3) Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§13
Erhaltung/Reparaturen/Restaurierung der Leihgaben

(1) Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben in einem ordnungsgemaflen bzw. ge-
brauchsfahigen Zustand zu erhalten. Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Uber-
gabe ein dringender Reparatur- bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die Stadt die zum
Schutz vor weiterer Verschlechterung notwendigen MaRnahmen ergreifen. Sie hat im Rah-
men der vorgenannten Verpflichtungen fir die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie
Restaurierung der Leihgaben Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die Stadt.

(2) Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen Sammlung betreffen, diirfen
diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur mit der schriftlichen Einwilli-
gung des Landkreises ausgefihrt werden.

§ 14
Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
Stadt selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die Stadt
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Méglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.
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§ 15
Uberlassung an Dritte/stidtische Gesellschaften/bildliche Wiedergabe der Leihgaben

(1) Die Stadt ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit schriftlicher Einwilligung
des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hinsichtlich bestimmter Leihgaben kénnen
sich die Parteien bereits bei der Ubergabe auf eine generelle Einwilligung hierzu einigen. Hat
die Stadt den Gebrauch an Leihgaben des Landkreises mit dessen Einwilligung einem Drit-
ten Uberlassen, hat sie auch fur das Verschulden des Dritten einzustehen.

(2) Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in die Uberlassung der Leihgaben
an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich die Stadt gemal § 1 Abs. 4 bedient.
Eine Erfullung der vertraglichen Verpflichtungen ist z. B. durch eine entsprechende Vertrags-
gestaltung, auch in diesem Fall durch die Stadt sicherzustellen. Die Stadt hat fur das Ver-
schulden der stadtischen Gesellschaften einzustehen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses
Recht fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Gbertragen. Bildliche Wiedergaben, egal in wel-
cher Form, sind mit dem Hinweis ,Leihgabe des Landkreises Anhalt-Bitterfeld* zu versehen.
Der Landkreis ist unter Vorlage der bildlichen Wiedergabe zu informieren; ein Belegexemplar
ist dem Landkreis kostenlos zu (ibereignen.

Unterabschnitt 2.
Vertragsverhiltnisse, Versicherungen, Fordermittel

§ 16
Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

@) Die Stadt tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und so-
weit nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages in
alle Vertragsverhaltnisse des Landkreises, soweit sie die unter § 1 Abs. 1 genannten kultu-
rellen Einrichtungen betreffen, anstelle des Landkreises und mit befreiender Wirkung fir den
Landkreis ein. Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung betroffener Vertrage
ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Die Anlage 2 des Kul-
turstattenvertrages erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und Richtigkeit. Fur Arbeits-
vertrdge gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

2) Die vertragschlieBenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages (siehe § 36 Abs. 1) auffordern, der Vertragsiibernahme durch die
Stadt zuzustimmen, und zwar in der Weise, dass der Landkreis aus samtlichen Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag endgultig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der
Ubernahme der Vertragsverhaltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschlieRen-
den Parteien gemeinschaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur
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Ubernahme des Vertragsverhiltnisses im AuBenverhaltnis nicht angezeigt erscheint, bieibt
der Landkreis alleiniger Vertragspartner im Aulenverhiltnis. Er wird das Vertragsverhaltnis
weiterhin durchfilhren, jedoch im Innenverhéltnis ausschlieBlich im Auftrag und fur Rechnung
der Stadt abwickeln. Daraus folgt die Verpflichtung der Stadt, den Landkreis im Innenver-
héltnis von Verbindlichkeiten freizustellen. Die Stadt ermachtigt den Landkreis insoweit, ge-
genlber dem jeweiligen Vertragspartner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsver-
haltnis im eigenen Namen geltend zu machen, sie stellt dem Landkreis samtliche zur Ver-
tragsabwicklung notwendigen Informationen zur Verfigung. Soweit der Landkreis das Ver-
tragsverhaltnis weiterhin durchfiihrt, stellt er die Stadt in dem MaRe von der Haftung gegen-
Uber Dritten frei, in dem der Landkreis die haftungsbegriindende Pflichtverletzung zu vertre-
ten hat.

3) Soweit die Regelung nach den Absatzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsiibernahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpfiichten sich der
Landkreis und die Stadt bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich méglich Untermietver-
trage/Unterpachtvertrdge abzuschlieBen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
Stadt die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des dem Landkreis zustehen-
den Gebrauchsrechts in einem fur die Aufgabenerfillung notwendigen Umfang verschaffen.
Der Landkreis hat jede rechtsgestaltende Erklarung im Hinblick auf die jeweiligen Miet-
/Pachtvertrage wahrend der Vertragslaufzeit ohne vorherige Zustimmung der Stadt zu unter-
lassen. Die Stadt verpflichtet sich fiir diesen Fall mit dem Landkreis eine Miete/Pacht in einer
Hohe zu vereinbaren, wie sie sich fur den Landkreis aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) Die Regelung des Absatzes 2 Satze 3 und 5 gilt fur die Zeit bis zum Wirksamwerden
der Ubernahme der Vertragsverhdltnisse durch die Stadt und ab Wirksamwerden des Ver-
trages entsprechend.

(5) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Der Landkreis verpflichtet sich, der Stadt eine Auflistung der bestehenden Versicherungen
und die entsprechenden Unterlagen mit Vertragsbeginn zu Ubergeben. Soweit diese Versi-
cherungen nicht kraft Gesetzes mit der Ubernahme der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturel-
len Einrichtungen auf die Stadt Ubergehen, verpflichtet sich diese ab dem Wirksamwerden
des Vertrages dafur Sorge zu tragen, dass ein zeitlich und gegenstandlich liickenloser Versi-
cherungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen gewdéhrleistet und fur die Vertragsdauer
aufrecht erhalten wird, der mit dem bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Versicherungs-
schutz im Wesentlichen identisch ist. Soweit der Landkreis zur Gewahrleistung eines ent-
sprechenden Versicherungsschutzes Versicherungsnehmer bleiben muss, gilt Absatz 2 Sét-
ze 2 bis 5 entsprechend.

(6) Soweit sich herausstellt, dass bestimmte Objekte (Leihgaben etc.) nicht den gemaR
Absatz 5 Ubergegangenen und fortgefihrten Versicherungen unterfallen oder der Versiche-

rungsschutz lickenhatft ist, hat die Stadt dafiir Sorge zu tragen, dass fur diese ein in Art und

Seite 11 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Umfang wesentlich gleicher Versicherungsschutz wie fur die Gbrigen vergleichbaren Gegen-
stdnde gewahrleistet wird, z. B. indem diese Objekte in geeignete bestehende Versicherun-
gen einbezogen oder neue geeignete Versicherungsvertrage abgeschlossen werden. Die
Parteien kdnnen sich fir bestimmte Objekte, insbesondere Leihgaben, auf Sonderregelun-
gen unter Einhaltung des § 39 (Schriftform) einigen, wenn fur diese ein solcher Umfang des
Versicherungsschutzes nicht notwendig oder die Beriicksichtigung weiterer Gefahren ange-
zeigt erscheint.

(7) Anspriche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des Landkrei-
ses betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese Abtre-
tung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die Stadt ordnungsgemaR abgewickelt.
Die Stadt wird insoweit vom Landkreis bevollmachtigt, die zur Abwicklung des Versiche-
rungsfalles notwendigen Erklarungen abzugeben und Untervollmachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt ver-

einbart wurde, ist dieser durch die Stadt an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

§17
Verpflichtungen aus Fordermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1 Die Stadt informiert sich Gber die Rechte und Verpflichtungen aus etwaigen Férder-
mittel- und Zuwendungsbescheiden, welche die kulturellen Einrichtungen betreffen. Der
Landkreis wird der Stadt die entsprechenden Informationen Gbergeben.

2) Soweit méglich, tritt die Stadt in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermittel-
und Zuwendungsbescheiden mit fur den Landkreis befreiender Wirkung ein. Den vertrag-
schlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fir die schuldbefreiende Ubernahme die An-
erkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die Stadt und die
Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(3) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 2 nicht, verpflichtet sich die Stadt, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die Stadt verpflichtet sich, auch ge-
genuber den zustidndigen Behorden, die Fordermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriche (z. B. Ruckforderungsanspriiche) der
jeweils Férdermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die Stadt den Landkreis
von diesen Anspriichen freizustellen, soweit die Stadt die Pflichtverletzung zu vertreten hat.

4) Soweit auf Grund der Abwicklung dieses Vertrages bzgl. des Blrgerhauses am Markt
Fordermittel zurlckgefordert werden, haftet hierfir im Innenverhaltnis allein der Landkreis. Er

stellt insofern die Stadt von Forderungen Dritter frei.
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Unterabschnitt 3.
Sonderregelungen fiir die Nutzung von Raumlichkeiten im Gebiude des
Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Riaumlichkeiten
im Geb&aude der Landkreisverwaltung

§17 a
Sonderregelungen zum Inventar des Biirgerhauses am Markt

1M Das Leihverhéltnis des geman §§ 8 ff. zur Verfugung gestellten Inventars der kulturel-
len Einrichtung Blirgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhaltnisses be-
zlglich der Raumlichkeiten im Gebaude des Burgerhauses am Markt unberiihrt. Dieses In-
ventar darf durch die Stadt auf ihre Kosten entfernt und zum Betrieb des Veranstaltungszent-
rums im Schloss Kéthen verwendet werden.

(2) Der Landkreis verpflichtet sich schon jetzt, auf Verlangen der Stadt einen unbefriste-
ten Leihvertrag Uber das Inventar der ehemaligen kulturellen Einrichtung Birgerhaus am
Markt, welches zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet wird,
abzuschlieRen, wenn der vorliegende Vertrag endet.

§17b
Sonderregelungen zur Nutzung der Rdumlichkeiten im Gebiude der
Landkreisverwaltung

@) Der Landkreis stellt der Stadt folgende in dem Gebaude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 K&éthen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfu-

gung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 zum Kulturstéttenvertrag bei-
geflgten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhdltnis bezlglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars
(8§ 8 ff.) bleibt unberthrt.

(2) Der Landkreis wird der Stadt die Raumlichkeiten in dem Zustand tibergeben, in dem
sie sich bei einer gemeinsam durchzufiihrenden Begehung befinden. Diesen Zustand er-
kennt die Stadt als vertragsgemaR an. Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in
die Uberlassung der Raumlichkeiten an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich
die Stadt gemaf § 1 Abs. 4 bedient.
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(3) Die Verleihung dieser Raumlichkeiten erfolgt ausschlielich zu Zwecken dieses Ver-
trages, also zur Verwirklichung der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung (§ 6
Abs. 3). Eine Nutzung zu anderen Zwecken bedarf der vorhergehenden schriftlichen Zu-
stimmung des Landkreises.

(4) Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der Nutzung der Raumlichkeiten durch die Stadt
oder stadtische Gesellschaft samtliche Bewirtschaftungskosten (Strom, Heizung, Reinigung
etc.). Diese Tatsache wurde bei der Kalkulation des Zuschusses (§ 24) beriicksichtigt. Die
Stadt verpflichtet sich, die Bewirtschaftungskosten méglichst gering zu halten, entsprechen-
de Bemihungen des Landkreises zu unterstiitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls
nach entsprechenden Vorschldgen des Landkreises - zu nutzen. Der § 13 Abs. 1 gilt fur die
verliehenen Raumlichkeiten entsprechend.

(5) Vertrage, welche fir die Bewirtschaftung der Raumlichkeiten notwendig sind (z. B.
Stromlieferungsvertrage), verbleiben abweichend von der Regelung des § 16 beim Land-
kreis. Gleiches gilt fir Versicherungen die das Grundstiick und Geb&dude der Landkreisver-
waltung, Am Fluglatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt), betreffen.

(6) Das Leihverhailtnis bezliglich der in Absatz 1 genannten Raumlichkeiten endet mit der
Beendigung dieses Vertrages. Nach Beendigung des Leihverhaltnisses hat die Stadt die
Réaumlichkeiten bis auf das gemaR der §§ 8 ff. zur Verfigung gestellten Inventar volistandig
geraumt und besenrein zuriickzugeben. Von der Stadt oder deren Erfillungsgehiifen schuld-
haft verursachte Beschadigungen sind zu beseitigen. Einrichtungen mit denen die Stadt oder
die stadtische Gesellschaft die Leihgabe versehen hat, darf sie wegnehmen.

Abschnitt 3.
Personal

§18
Ubergang der Arbeits- und Ausbildungsverhailtnisse

1) Die Parteien stellen fest, dass die Stadt in alle Arbeits- und Dienstvertrage mit den in
den kulturellen Einrichtungen beschéftigten Arbeitnehmern gemaf § 613 a BGB eintritt, fur
die bei Wirksamwerden des Vertrages mit dem Landkreis ein Beschaftigungsverhéltnis be-
steht.

(2) Dem Kulturstattenvertrag ist eine Liste aller Arbeitnehmer beigefiigt, deren Arbeits-
verhéltnis vom BetriebsUbergang betroffen ist (Anlage 5 des Kulturstattenvertrages). Sie
enthéalt folgende Angaben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Funktion, Eintrittsdatum, Be-
schaftigungszeit, Aufgabenschwerpunkte, Vergutung, Berechnungsgrundlagen zur jeweiligen
Vergutung, Eingruppierung, Altersversorgungsart (insbesondere Zusatzversorgungskasse
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Sachsen-Anhalt, im Folgenden: ZVK) und weitere Besonderheiten (z. B. Schwerbehinde-
rung). Die Liste ist Bestandteil dieses Vertrags. Die dort genannten Arbeitnehmer werden im
Folgenden ,betroffene Arbeitnehmer“ genannt.

§19
Zusatzversorgung

Die Stadt verpflichtet sich, die Altersversorgung fur die geméaR § 613 a BGB lbergegange-
nen betroffenen Arbeitnehmer, fur die eine Zusatzversorgung bei der ZVK besteht, fortzufiih-
ren.

§ 20
Information der Arbeitnehmer und Widerspruch gemiR § 613 a BGB

1) Der Landkreis wird die betroffenen Arbeitnehmer geméaR § 613 a Abs. 5 BGB vor dem
Betriebstubergang in Textform unterrichten uber:

- den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs

- den Grund fur den Ubergang

- die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fir die Arbeit-
nehmer

- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MaRnahmen und

- die Frist, innerhalb derer die Arbeitnehmer dem Ubergang ihres Arbeitsverhaltnisses
auf die Stadt widersprechen kénnen.

2) Die Stadt wird dem Landkreis samtliche fur die Unterrichtung nach Absatz 1 notwen-
digen Informationen zur Verfugung stellen, insbesondere dariiber, ob und auf weiche stadti-
sche Gesellschaft eine Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag beabsichtigt ist. In
diesem Falle informiert die Stadt auch dariiber, ob die betroffenen Arbeithenmer im Wege
eines Personalgestellungsvertrages der jeweiligen stadtischen Geselischaft zur Verfigung
gestellt werden sollen oder ob ein weiterer Betriebstuibergang gema § 613 a BGB beziglich
der Arbeitsverhaitnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet. Die Stadt gewahrleistet die
Richtigkeit der gemachten Angaben.

(3) Die VertragsschlieRenden werden sich wechselseitig Uber eingehende Widerspriiche
unverziglich informieren.

§20a
Besitzstandswahrung und Rechtsnachfolgerbindung

1M Die betroffenen Arbeitnehmer durfen anlésslich des Betriebsiibergangs dauerhaft
keinerlei Rechtsnachteile erleiden, d. h., sie werden so gestellt, als ob ein Betriebsiibergang
nicht stattgefunden hatte. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Ver-
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trag unmittelbar das Recht, diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeit-
nehmer werden entsprechend informiert.

(2) Stellt die Stadt fest, dass mit der Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag auf
eine stadtische Gesellschaft ein weiterer Betriebsiibergang gem. § 613 a BGB bezuglich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet, vereinbaren die Parteien, dass
die betroffenen Arbeitnehmer auch anlasslich dieses weiteren Betriebsiibergangs keinerlei
Rechtsnachteile erleiden dirfen, d. h., sie sind, z. B. durch eine entsprechende Vertragsge-
staltung mit der jeweiligen stadtischen Gesellschaft, entsprechend der Verpflichtung unter
Absatz 1 so zu stellen, als ob auch dieser weitere Betriebstbergang nicht stattgefunden hat-
te. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Vertrag unmittelbar das
Recht, auch diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeitnehmer werden
entsprechend informiert.

(3) Auch im Falle von anderen Ubertragungen, Ausgliederungen etc. der kulturellen Ein-
richtungen oder von Teilen dieser Einrichtungen, welche keinen weiteren Betriebstubergang
nach § 613 a BGB darstellen, stellt die Stadt vertraglich sicher, dass die gesetzlichen und die
sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen erfillt werden und die Arbeitnehmer-
rechte, insbesondere die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmervertretung, gewahrt werden.

(4) Das Recht zum Ausspruch von Kindigungen jeglicher Art, insbesondere betriebsbe-
dingter Beendigungs- oder Anderungskiindigungen, beziiglich der Arbeitsverhiltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer durch die Stadt oder eine stadtische Gesellschaft bieibt von den
Regelungen dieses Vertrages unberuhrt. Der Ausspruch von Kiandigungen bedarf nicht der

Zustimmung des Landkreises.

§ 21
Erstattung der Personalkosten

) Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die jeweili-
gen Personalkosten des Vormonates fiir diejenigen Arbeitsverhéltnisse, in welche diese ge-
maf § 613 a BGB beziglich der betroffenen Arbeitnehmer eingetreten ist. Der zu erstattende
Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschluss-
frist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten begrenzt, welche der
Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem jeweiligen betroffenen Ar-
beitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages angegebenen Eingruppierung
ohne den Betriebsiibergang gehabt hatte.

(2) Im Falle, dass ein weiterer Betriebsibergang gemall § 613 a BGB hinsichtlich der
Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer auf eine stadtische Gesellschaft stattfindet,
zahlt der Landkreis fir diese Arbeitsverhéltnisse monatlich an die Stadt oder an die von der
Stadt zu benennende stadtische Gesellschaft einen Betrag in der Héhe der jeweiligen Per-
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sonalkosten der stadtischen Gesellschaft des Vormonates fir das Arbeitsverhaitnis bis zum
15. des Folgemonats. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemo-
nats durch die Stadt oder durch die von ihr benannte stadtische Gesellschaft mitzuteilen;
dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten
begrenzt, welche der Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem je-
weiligen betroffenen Arbeitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages ange-
gebenen Eingruppierung ohne den Betriebslibergang gehabt hatte.

3) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Abséatzen 1 und 2 endet mit
der Erstattung der Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht
gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

4) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Abséatzen 1 und 2 endet auch
mit der endgultigen Beendigung des Arbeitsverhéltnisses der betroffenen Arbeitnehmer mit
der Stadt bzw. stadtischen Gesellschaft. In diesem Fall gilt dann der § 22 (Ersatzarbeitneh-
mer).

§ 22
Ersatzarbeitnehmer

(1 Im Falle der endgtiltigen Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eines ibergegangenen
betroffenen Arbeitnehmers, gleich aus welchem Grunde, oder mit Beginn der Freistellungs-
phase bei Altersteilzeit, ist die Stadt oder die von ihr zu benennende stadtische Gesellschaft
berechtigt, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben und Ziele der kulturellen Einrichtungen
erforderlich ist, einen oder mehrere Ersatzarbeitnehmer fir diesen einzustellen. Die Einstel-
lung kann befristet oder unbefristet, Volizeit oder Teilzeit und auch auf Basis geringfugiger
Beschéftigung erfolgen. Der Umfang der wochentlichen Arbeitszeit der/des Ersatzarbeitneh-
mer/s darf insgesamt die des zu ersetzenden Arbeitnehmers nicht Uberschreiten. Bei Neu-
einstellungen haben die Stadt bzw. die stadtischen Gesellschaften, unter Beachtung insbe-
sondere des gegebenenfalls geltenden Tarifrechts, Einsparmdéglichkeiten zu nutzen.

(2) Der Landkreis zahlt monatlich an die Stadt bzw. die von der Stadt benannte stadti-
sche Gesellschaft bis zum 15. des Folgemonats die jeweiligen Personalkosten des Vormo-
nates fur den/die Ersatzarbeitnehmer. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum
3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in
der H6he auf den Betrag begrenzt, der bei einer Einstellung eines einzelnen Ersatzarbeit-
nehmers fir den jeweiligen Ulbergegangenen betroffenen Arbeitnehmer unter Geitung des
TV6D und dessen Eingruppierung gemaf} der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages
genannten Entgeltgruppe des zu ersetzenden Arbeitnehmers sowie bei Einstufung in die
Stufe 2 bei Einstellung, als Personalkosten zu erstatten gewesen wére.

3) Soweit durch die Einstellung eines oder mehrerer Ersatzarbeitnehmer gemar Ab-
satz 1 oder deren Nichtvornahme oder nur teilweisen Vornahme insgesamt eine Einsparung
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im Vergleich zu dem Héchstbetrag der Erstattung gemaR Absatz 2 eintritt, zahlt der Land-
kreis fur Neueinstellungen ab dem 01.01.2015 einen Aufschlag in Héhe von 100 v. H. der
Einsparung zuséatzlich zum Erstattungsbetrag, soweit die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft
diese Einsparung zu vertreten hat. Fir Neueinstellungen vor dem 01.01.2015 gelten die Re-
gelungen des Kulturstattenvertrages. Damit bleiben bei der Berechnung der Einsparung un-
beriicksichtigt:

- der etwaige Wedgfall von Beitrdgen zur Zusatzversorgungskasse bei Einstellung durch
eine stadtische Gesellschaft,

- tarifliche Steigerungen, einschliellich Stufenaufstiege, nach dem TVéD sowie

- eventuelle Leistungen der Agentur fur Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden
Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshilfe)

Der gezahlte Aufschiag ist zu Zwecken dieses Vertrages zu verwenden.

4) Sollten betroffene Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Ur-
laub oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die
Kosten fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die
Stadt bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.

(5) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 und zur
Zahlung des Aufschlages geméaR Absatz 3 endet mit der Erstattung der Kosten und Zahlung
des Aufschlages fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24
Abs. 5 (Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

§23
Verfahrensweise im Falle eines Widerspruches, Personalgestellungsvertriige

M Im Falle eines Widerspruches eines Arbeitnehmers gegen den Ubergang seines Ar-
beitsverhaitnisses auf die Stadt schlief3t der Landkreis mit dieser oder mit einer von ihr be-
nannten Gesellschaft bezlglich dieses Arbeitnehmers einen Personalgestellungsvertrag
nach dem als Anlage 6 des Kulturstattenvertrages beigefiuigten Muster (gestellte Arbeitneh-
mer). Die Stadt stellt sicher, dass die benannte Gesellschaft zum Vertragsschluss mit dem
Landkreis verpflichtet ist und dieser selbst einen soichen Vertragsschluss von der stadti-
schen Gesellschaft verlangen kann.

(2) Sollten gestellte Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Urlaub
oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die Kosten
fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die Stadt
bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.
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(3) Ebenfalls ist der Landkreis bei einer Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eines ge-
stellten Arbeitnehmers zum Landkreis von der Pflicht eine Ersatzkraft zu stellen befreit. Die
Regelung des § 22 (Ersatzarbeitnehmer) gilt in diesem Fall entsprechend.

(4) Fur den Fall eines Aufhebungs- oder Altersteilzeitvertrages oder sonstiger Vereinba-
rungen, die auf die (vorzeitige) Beendigung des Arbeitsverhaltnisses abzielen, ist das Ein-
vernehmen der Stadt erforderlich. Dies gilt nicht, soweit ein gesetzlicher oder tariflicher An-
spruch besteht.

(5) Die Pflicht zur Personalgestellung durch den Landkreis endet mit dem Ablauf des
Jahres 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Héhe des Zu-
schusses) etwas anderes vereinbaren.

§23a
Behandlung von Mehrkosten
(z. B. durch Altersteilzeit, Mehrarbeit, Uberstunden und Zuschlige)

(1 Mehrkosten, die z.B. durch Vereinbarungen zur Altersteilzeit, einmalige Kosten der
ZVK im Rahmen von Betriebstibergangen, durch Mehrarbeit und Uberstunden entstehen,
fallen dem Landkreis hinsichtlich der auf die Stadt Gibergegangenen Arbeitsverhéltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer (§ 18), der gesteliten Arbeitnehmer (§ 23) und der Ersatzarbeit-
nehmer (§ 22) nicht zur Last und sind gegebenenfalls durch die Stadt bzw. stidtische Ge-
sellschaft zu tragen. Abweichend hiervon fallen Mehrkosten durch Altersteilzeit hinsichtlich
der auf die Stadt lbergegangenen Arbeitsverhéitnisse der betroffenen Arbeitnehmer (§ 18),
und der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) dem Landkreis dann zur Last, soweit ein gesetzlicher
oder tariflicher Anspruch auf Altersteilzeit besteht.

(2) Kosten, welche durch die Zahlung von Zuschlagen entstehen, tragt der Landkreis,
soweit diese fur die Ubergegangenen Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer
(§ 18), die gesteliten Arbeitnehmer (§ 23) und Ersatzarbeitnehmer (§ 22) insgesamt nicht
jahrlich einen Betrag in Héhe von 2.500,- € netto zuzuglich der mit den Zuschlagen verbun-
denen Kosten (z. B. Sozialabgaben) Ubersteigen. Diese Pflicht endet mit der Erstattung der
Kosten fir den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24 Abs. 5
(Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren. Darlber hinaus entstehende
Kosten durch Zuschlage tragt die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft.

(3) Hinsichtlich der nach § 23 zu stellenden Arbeitnehmer wird eine Regelung in dem
Personalgestellungsvertrag aufgenommen, welche die Regelungen unter Abs. 1 und Abs. 2

im Verhaltnis der Parteien des Personalgestellungsvertrages fur anwendbar erklart.
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§23b
Personaleinsatz

Das Personal soll méglichst flexibel eingesetzt werden kénnen. Die Parteien sind sich des-
halb darin einig, dass die betroffenen Arbeitnehmer, die gestelite Arbeitnehmer und die Er-
satzarbeitnehmer von der Stadt oder einer stadtischen Gesellschaft zu allen Tatigkeiten im
Rahmen der kulturellen Aufgaben herangezogen werden koénnen. Es erfolgt insbesondere
keine Differenzierung nach stadtischer oder kreislicher Kultur.

§23c
Sonderregelung zum Arbeitnehmer Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstittenvertrages

Mit Eintritt des Arbeitnehmers Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages in die Freistel-
lungsphase seiner Altersteilzeit ist bis zur Eréffnung des Veranstaltungszentrums im Schloss
die Stadt oder stadtische Gesellschaft berechtigt, einen Ersatzarbeitnehmer nach § 22 (Er-
satzarbeitnehmer) zu beschéftigen. Die Kostenerstattungspflicht fur diesen Ersatzarbeitneh-
mer und auch der Einsparzuschlag (§ 22 Abs. 3) entfallen mit der Eréffnung des Veranstal-

tungsortes im Schloss.

Abschnitt 4.
Zuschuss

Unterabschnitt 1.
Zuschuss des Landkreises

§24
Zweck und Hohe des Zuschusses

M Der Landkreis gewahrt der Stadt zweckgebunden zur Deckung der mit der Ubernah-
me und dem Betrieb der kulturellen Einrichtungen verbundenen Kosten fur die Zeit von 2008
bis zum Ablauf des Jahres 2017 nach Mafigabe dieses Vertrages jahrliche Zuschisse. Wei-
tere Anspriiche auf Zahlungen gegen den Landkreis hat die Stadt aufgrund der auf sie mit
diesem Vertrag Ubertragenen Aufgaben nicht, soweit in diesem Vertrag nicht anderes vorge-
sehen ist.

(2) Bei der Kalkulation des Zuschusses flr den Zeitraum 2015 bis 2017 wurden samtli-
che Kosten, mit Ausnahme der Personalkosten, flr welche Sonderregelungen gelten, und
die geschatzten Einnahmen berlcksichtigt. Nicht bertcksichtigt wurden abweichend von
Satz 1 bei der Kalkulation die Bewirtschaftungskosten fur die leihweise zur Verfligung ge-
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stellten Raumlichkeiten in der Landkreisverwaltung, Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),
welche flr die Vertragslaufzeit durch den Landkreis getragen werden (§ 17 b Abs.4).

(3) Der Zuschuss betragt fir das gesamte Kalenderjahr im Jahre 2008 bis einschlieRlich
2017 jeweils 350.560,00 EUR brutto. Der Zuschuss setzt sich wie folgt zusammen:

- 262.260 EUR Bewirtschaftungskosten fur Museen und

- 88.300 EUR Bewirtschaftungskosten fir das Veranstaltungszentrum (im Folgenden:
weiterer Bewirtschaftungszuschuss).

Bei einem Wirksamwerden des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres oder bei
einer Beendigung des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres wird der Zu-
schuss nur anteilig fur das verbleibende bzw. abgelaufene jeweilige laufende Kalenderjahr
gezahlt (taggenau). Dies gilt auch hinsichtlich der Stichtagsregelung des § 36 Abs. 3. Der
weitere Bewirtschaftungszuschuss kann frei zu den Zwecken dieses Vertrages verwendet
werden.

4) Mit dem Ablauf des Monates Juni 2015 werden sich die Parteien tber eine Fortfih-
rung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und Dauer Uber das Jahr 2017 hinaus verstandi-

gen. Sollte eine Einigung nicht gelingen, steht es dem Landkreis und der Stadt frei, den Ver-
trag innerhalb der vertraglich vereinbarten Frist ordentlich zu kiindigen.

(5) Fir die Personalkosten gelten die Regelungen des Abschnittes 3.

§ 25
Félligkeit des Zuschusses

Der Zuschuss wird von dem Landkreis in vierteljahrlichen Abschlagszahlungen in Héhe von
jeweils 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzuschusses geleistet. Die Zahlung erfolgt

jeweils zum 15. des ersten Monats im Quartal auf das von der Stadt zu benennende Konto.

§ 26
Verwendung des Zuschusses/unverbrauchte Mittel

(1 Die Stadt darf den Zuschuss nur zum Zweck der Erflillung der vom Landkreis tber-
tragenen Aufgaben (§ 1 bis § 7) verwenden.

(2) Der Zuschuss ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

(3) Wurde der jahrliche Zuschuss nicht im selben Kalenderjahr der Auszahlung ver-
braucht, meldet die Stadt dem Landkreis schriftlich bis zum 31. Marz des Folgejahres die
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Héhe der nicht verbrauchten Mittel. Diese nicht verbrauchten Mittel werden zur zweckent-
sprechenden Verwendung in das Folgejahr Ubertragen. Die Gbertragenen Mittel werden auf
den Zuschuss im Folgejahr nicht angerechnet.

(4) Nach Ablauf des im § 24 Abs. 1 genannten Zeitraums der Zuschussgewéhrung oder
bei Beendigung des Vertrages, je nach dem welicher Umstand zuerst eintritt, hat die Stadt
nicht verbrauchte Mittel unverziglich an den Landkreis zu erstatten, es sei denn, die Ver-
tragsparteien einigen sich zuvor auf eine Regelung, in dem die Ubertragung oder anderweiti-
ge Verwendung der Mittel geregelt wird. Zahlt die Stadt den Erstattungsbetrag bei Falligkeit
nicht, ist dieser zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr fiinf Prozentpunkte Gber dem
Basiszinssatz.

§ 27
Auslegungsregel

M Zuschussmittel, die insbesondere fiir den Betrieb, die Unterhaltung und die Erfiillung
der Aufgaben und Ziele im Zusammenhang mit den Museen und der préhistorischen Samm-
lung verwendet werden, gelten als geman § 26 zweckentsprechend verwendet.

(2) Zuschussmittel, die insbesondere im Rahmen des Veranstaltungszentrums im
Schloss Kéthen fir kulturelle Veranstaltungen verwendet werden, gelten als zweckentspre-
chend im Sinne des § 26 verwendet, soweit die kulturellen Veranstaltungen sich nicht aus-
schlieBlich an die Einwohner der Stadt Kéthen und ihre Ortschaften wenden. Ferner gelten
Zuschussmittel fUr den Betrieb und die Unterhaltung des Veranstaltungszentrums im Schloss
als zweckentsprechend verwendet.

3) Die Zuschussmittel sind so zu verwenden, dass die Aufgaben nach dem Vertrag voll-
standig erflllt werden. Als zweckentsprechend verwendet gelten insbesondere auch solche
Zuschussmittel, die fur die Fortfihrung solcher Veranstaltungen verwendet werden, die be-
reits vor Vertragsschluss durch die kulturellen Einrichtungen angeboten wurden.

§ 28
Verbleib der Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der Stadt oder den stidtischen Gesell-
schaften zuflieRenden Einnahmen (Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der Stadt
bzw. den stadtischen Gesellschaften. Die geschatzten Einnahmen sind Bestandteil der Kal-
kulation und wurden bei der Bestimmung der H6he des zu zahlenden Zuschusses bereits

berucksichtigt.
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§ 29
Zuschuss zu den Kosten des Geschiftsfiihrers

@) Soweit die Stadt sich zur Erfullung ihrer Verpflichtungen nach diesem Vertrag stadti-
scher Gesellschaften bedient, zahlt der Landkreis an die Stadt Kéthen einen weiteren Zu-
schuss zu den Personalkosten eines Geschéftsfihrers einer solchen stadtischen Gesell-
schaft in Héhe von einem Drittel der Personalkosten, héchstens jedoch 890,00 EUR brutto
pro Monat. Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die
anteiligen Personalkosten des Vormonates fiir den Geschaftsfihrer.

(2) Die Pflicht zur Erstattung nach Absatz 1 endet mit der Erstattung der Kosten fur den
Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Hé-
he des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

Unterabschnitt 2.
Weiterer Zuschuss der Stadt

§ 30
Zweck und Hohe des weiteren Zuschusses

(1) Die Stadt verpflichtet sich gegentiber dem Landkreis, der bzw. den stadtischen Ge-
sellschaften, derer sich die Stadt im Rahmen dieses Vertrages bedient, einen jahrlichen wei-
tern Zuschuss in Héhe von insgesamt 210.300,00 EUR zu zahlen.

(2) Der Zweck dieses weiteren Zuschusses ist nicht auf die Aufgabenerflllung dieses
Vertrages begrenzt sondern dient aligemein dem Erreichen des Zwecks der Gesellschaft
bzw. Gesellschaften.

3) Die Vorschriften des Abschnitts 5 finden auf diesen weiteren Zuschuss keine Anwen-
dung.

Abschnitt 5.
Verwendungsnachweis

§ 31
Berichts- und Nachweispflichten

M Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die Stadt die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
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Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Ubertragenen Aufgaben gemaR
§ 4 bis § 7 erfullt wurden.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, im Zusammenhang mit der Prifung des Verwendungs-
nachweises Blcher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern und einzusehen,
soweit dies fiir die Nachpriifung der Angaben der Stadt erforderlich ist. Dies gilt auch fur Bu-
cher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich
die Stadt zur Aufgabenerfullung bedient.

(3) Fur das Rechnungspriifungsamt des Landkreises besteht ein eigenes Prifrecht bzgl.
der mit der Vertragserfillung verbundenen Vorgénge der Stadt und der von ihr beauftragten
stadtischen Gesellschaften.

Abschnitt 6.
Kiindigung und Riickabwicklung

§ 32
Kiindigung des Vertrages

1 Das Recht zur Kindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist (§ 314 BGB) bleibt fiir beide Vertragsparteien durch die nachfolgenden Regelungen un-
beriihrt. Eine fristiose Kiindigung durch den Landkreis ist insbesondere méglich:

- wenn die Stadt ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl der Landkreis sie zur Erfullung ihrer Ver-
pflichtungen unter Setzung einer Frist von sechs Wochen und unter Androhung der
Kindigung dieses Vertrages aufgefordert hat und die Nachfrist ergebnislos verstri-
chen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung.

2) Die Vertragsparteien kénnen diesen Vertrag ohne Angabe von Griinden mit einer
Frist von 6 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

(3) Die Kuindigung bedarf der Schriftform.

(4) Erfullt die Stadt die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufgaben nicht
oder kommt sie den in den §§ 2 (Grundsatze der Leistungserbringung) und 31 (Berichts- und
Nachweispflichten) genannten Verpflichtungen nicht nach oder ergibt die Verwendungs-
nachweisfihrung, dass der Zuschuss ganz oder teilweise nicht zweckentsprechend verwen-

det wurde, und hat die Stadt oder die stadtische Gesellschaft dies zu vertreten, so ist die
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Stadt zur Rickzahlung des Zuschusses in dem Umfange verpflichtet, in dem der Zweck die-
ses Vertrages deshalb nicht erreicht worden ist. Der Ruckzahlungsanspruch ist sofort fallig.
Der Ruckzahlungsbetrag ist bis zur Zahlung bzw. Verrechnung seit dem Zeitpunkt der Fallig-
keit zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr funf Prozentpunkte (iber dem Basiszins-
satz.

§ 33
Riickabwicklung

1 Im Falle der Kiindigung oder sonstigen Beendigung des Vertrages hat die Stadt samt-
liche Ubergebenen oder im Alleineigentum des Landkreises stehenden Sachen, die Gegen-
stand dieses Vertrages sind, geméaR § 34 (Riickgabe der Leihgaben) herauszugeben. Mitei-
gentum wird auseinandergesetzt. Gleichfalls werden die auf die Stadt nach diesem Vertrag
Ubergeleiteten Vertrage, soweit diese nicht durch Zeitablauf oder anderweitig erledigt sind, in
entsprechender Anwendung des § 16 (Vertragsverhaltnisse und Versicherungen) auf den
Landkreis zuriickiibertragen. Die vorstehende Regelung gilt ausdriicklich nicht fur Vertrage,
welche durch Stadt oder die stadtischen Gesellschaften abgeschlossen worden sind, eine
Uberleitung dieser Vertrage auf den Landkreis findet nicht satt, soweit die Parteien nicht et-
was anderes vereinbaren.

(2) Gehen bei einer Beendigung dieses Vertrages Arbeitsverhaltnisse von Arbeitnehmern
der Stadt auf den Landkreis Uber und handelt es sich hierbei nicht um die Arbeitsverhiltnisse
der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten Arbeitnehmer oder um Arbeitsver-
héltnisse der fur diese nach § 22 eingestellten Ersatzarbeitnehmer, so hat die Stadt alle mit
diesen Arbeitsverhéltnissen verbundenen unmittelbaren und mittelbaren Aufwendungen zu
erstatten.

3) Gleiches gilt fur die Personalkosten, welche im Falle eines Uberganges der Arbeits-
verhéitnisse auf den Landkreis durch diejenigen Arbeitsverhaltnisse der in der Anlage 5 des
Kulturstéttenvertrages genannten betroffenen Arbeitnehmer oder durch die nach § 22 einge-
stellten Ersatzarbeitnehmer entstehen, soweit diese Kosten:

- bei den in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeit-
nehmern die im § 21 Abs. 1 Satz 3 (Erstattung des Personalkosten) beschriebene
Wertgrenze Ubersteigen,

- bei Ersatzarbeitnehmern insgesamt die im § 22 Abs. 2 Satz 3 (Ersatzarbeitnehmer)
genannte Wertgrenze (berschreiten.

4) Der Landkreis verpflichtet sich gegentiber der Stadt zur Riickiibernahme der gemag

§ 18 auf die Stadt libergegangenen Arbeitnehmer sowie der fur diese gemaR § 22 eingestell-
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ten Ersatzarbeitnehmer auch fur den Fall, dass bei der Rickabwickiung kein Betriebsiber-
gang erfolgt. Die Absétze 2 und 3 gelten entsprechend.

§34
Riickgabe der Leihgaben

&) Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an den Landkreis zuriickzugeben,
so erfolgt die Riickgabe im ordnungsgemafRen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden
Rickgabeort. Ein Zurlickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschiossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgeméaBen Zustand, so hat der Landkreis der
Stadt schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaRen Zustandes
unter Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der
Landkreis die zur Herstellung eines ordnungsgemafen Zustandes erforderlichen Aufwen-
dungen durch eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten
der Stadt in Rechnung stellen.

(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaflen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zuriickgegeben. Gibt die Stadt die Leihgabe nicht oder nicht vollstandig zum vereinbar-
ten Termin zurlck, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Rickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der Stadt auf Volistandigkeit gepriift und untersucht. Das Ergebnis der Priifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfen Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstéandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstiandigengutachtens um
eine Einigung bemihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der Stadt die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
mdglich, so ist sie dem Landkreis fur den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz ver-
pflichtet.

(6) Hinsichtlich des Inventars des ehemaligen Burgerhauses am Markt wird auf § 17 b

Abs. 2 verwiesen.
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Abschnitt 7.

Uberleitungs- und Schlussbestimmungen

§ 35
Mitwirkungsrechte des Landkreises

(1) Der Landkreis ist berechtigt, mit einem von ihm zu benennenden Vertreter bei der
Auswahl des klnftigen Geschaftsfihrers derjenigen stadtischen Gesellschaft beratend mit-
zuwirken, auf die die Rechte und Pflichten der Stadt nach diesem Vertrag tbertragen wer-
den.

(2) Der Landkreis ist weiter berechtigt, vier von ihm zu benennende Vertreter einschlieR3-
lich des Landrates in den Aufsichtsrat der stédtischen Gesellschaft nach Absatz 1 zu ent-
senden.

3) Die zu benennenden Vertreter des Landkreises werden mit der Sache vertraut und
mit Vollmacht ausgestattet sein.

§ 36
Wirksamwerden des Vertrages

(1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.

(2) Soweit in diesem Vertrag nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden alle
Vereinbarungen dieses Vertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Voraussetzungen
vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Ubergabe der Leihgaben

c) Wirksamwerden der Untermiet-/Unterpachtvertrage im Sinne des § 16 Abs. 3

d) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag
dem Betriebsiibergang widersprochen wurde

e) Offentliche Bekanntmachung dieses Vertrages nach den fur den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2008.
(3) Stichtag fiir die Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen und Beginn
der Zuschuss- und Kostentragungspflichten ist - die Wirksamkeit des Vertrages nach Abs. 2

vorausgesetzt - der 01.01.2008; andernfalls der 1. des auf die Wirksamkeit folgenden Mo-
nats.
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(4) Die Stadt und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 2
genannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemiihen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverziglich schriftlich Uber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(5) Die Vereinbarungen in diesem Paragraphen sind unbedingt wirksam.

§ 37
Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

§ 38
Schriftform

Jede Anderung, Ergénzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf
dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

§39
Salvatorische Klausel

) Sollten gegenwirtige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfiihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Gultigkeit der tbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht beriihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Liicke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfithrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Lucke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am nachsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Mal3 der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges MaB der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlielenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Erganzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.
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§ 40
Inkrafttreten

Dieser Anderungsvertrag tritt nach offentlicher Bekanntmachung, jedoch nicht vor dem 01.
Januar 2015, in Kraft.

Kéthen (Anhatt), den 2, . NOY. 2014

Landkreis Anhalt-Bitterfeld Stadt Kéthen (Anhailt)

'_u?:’ Iq..j ‘:-E‘).. .................................................................
UweSchulze T Anhels Kurt-JurgenZander
Landrat Oberblrgermeister

(Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 KKM Vertrag 21.11.2014.pdf


-olokonia
Anderungsvertrag Amt 20
at Originaj
Zum { A/’ﬂ,‘;

Vertrag iiber den Betrieb der kuiturellen Einrichtungen

Zwischen

der Stadt Kothen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbiirgermeister,
MarktstraBe 1-3, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Stadt -

und

der Kéthen Kultur und Marketing GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschaftsfihrer,
Schlossplatz 5, 06366 Kéthen (Anhalt),

- GmbH -

wird vereinbart, dass der Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen vom
20.11.2007 ab dem 01.01.2015 nachfolgende Fassung erhéit:

Praambel

Entsprechend dem Gegenstand des Unternehmens hat die GmbH den Zweck, die Stadt als
Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter zu entwickeln und damit die
Wertschépfung in der Region zu férdern. Die Stadt beabsichtigt, aus allgemeinem politi-
schem Interesse die GmbH bei der Durchfiihrung dieser Aufgaben zu unterstiitzen. Dies
vorangestellt vereinbaren die Parteien das Nachfolgende.

Abschnitt 1. Allgemeine Regelungen

§1
Allgemeine Pflichten

{1) Die Aufgabenerfiliung durch die GmbH im Sinne des Gesellschaftszwecks sowie der
nachfolgenden Bestimmungen hat unter Beachtung des Gebots der Wirtschaftlichkeit und
der Sparsamkeit zu erfalgen.
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(2) Die GmbH wird sich bemihen, Férdermittel zu erhalten.

(3) Die GmbH verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird ferner die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauftragten
Dritten entsprechend verpflichten.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig lber alle wesentlichen Vorgénge, die den vorlie-
genden Vertrag beriihren kdnnen.

(5) Die GmbH hat mit dem Eigentum Dritter, insbesondere des Landkreises, schonend
und pfleglich umzugehen. Beschadigungen und Verlust sind durch geeignete MaRnahmen
zu vermeiden.

Abschnitt 2. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen

§2

Kulturelle Einrichtungen

1) Die Stadt iibertrégt der GmbH im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fur Mittelanhalt sowie

- die Prahistorische Sammilung;
ferner regelt der Vertrag den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss K&then durch
die GmbH, welcher u. a. das Biirgerhaus ersetzt hat (im Folgenden: kulturelle Einrichtun-
gen). Die Eigentumsverhéltnisse an den kulturellen Einrichtungen bleiben hiervon unberihrt.

(2) Die GmbH kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die Offnungszeiten, die
Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt fur die kulturellen Einrichtungen zivilrecht-
lich regein.
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Abschnitt 3. Ubertragung der kultureilen Einrichtungen auf die GmbH

Unterabschnitt 1. Nutzung der Mobilien durch die GmbH

§3
Leihe

(1)  Die Stadt (iberlasst der GmbH das in den kulturellen Einrichtungen vorhandene In-
ventar (Technik, Exponate etc.) in dem Umfang, in dem es der Stadt ihrerseits durch den
Landkreis aufgrund des Vertrages mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kdthen (Anhalt) in der jeweils geltenden Fassung (im
Folgenden: Kulturstittenvertrag) leihweise (iberlassen worden ist als Dauerleihgabe fiir
die Laufzeit dieses Vertrages (im Folgenden: Leihgaben). Die GmbH verpflichtet sich, die
Leihgaben zu (ibernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten.
Eine Auflistung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist
dem Kulturstéttenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefugt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fiir solche Exponate, um die die Bestinde des Nau-
mann-Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung in Erfiillung
dieses Vertrages und mit Mittein des Zuschusses des Landkreises erweitert werden. Diese
Exponate werden in dem Umfange Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mit-
teln des Zuschusses des Landkreises erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem
Landkreis unverziiglich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir sonstige Gegenstande, die mit Mitteln des Zu-
schusses des Landkreises erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange
Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises
erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem Landkreis unverziglich anzuzeigen.

(4) Auf Anforderung einer Vertragspartei wird ein Inventar der Leihgaben erstelit, das von
beiden Vertragsparteien zu unterschreiben ist.

(5) Die Stadt (bergibt die Leihgaben der GmbH in dem Zustand, an dem Ort und zu der
Zeit, infan dem bzw. zu der die Stadt sie ihrerseits vom Landkreis erhdlt. Diesen Zustand
erkennt die GmbH als vertragsgemaf an.
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§4
Haftung

(1)  Die GmbH haftet fur alle Schiaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemaf be-
handelt wurden.

(2) Die GmbH stellt die Stadt von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§5
Uberlassung der Leihgaben an Dritte

(1) Die GmbH ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit Einwilligung der Stadt
und des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hat die GmbH den Gebrauch an Leih-
gaben mit dessen Einwilligung einem Dritten (berlassen, hat sie auch fiir das Verschulden
des Dritten einzustehen.

(2) Die - auch zeitweise - Riickgabe von Leihgaben an den Landkreis bedarf der Zu-
stimmung der Stadt.

§6

Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der GmbH
selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die GmbH ist
verpflichtet, die Stadt hierbei zu untersttitzen.

Unterabschnitt 2. Vertragsverhiitnisse, Versicherungen, Férdermittel

§7

Vertragsverhaitnisse und Versicherungen

(1) Die GmbH tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und
soweit nicht ausdrlcklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages
in alle Vertragsverhéltnisse der Stadt, soweit sie die unter § 2 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen betreffen und auf die Stadt (ibergegangen sind, anstelle der Stadt und mit be-
freiender Wirkung fiir die Stadt ein Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung
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betroffener Vertrage ist zur Qrientierung dem Kuiturstittenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Fiir
Arbeitsvertrage geiten gesonderte vertragiiche Regelungen.

{2) Die vertragschlieBenden Parteien werden die jeweilige Veriragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages auffordern, der Vertragslibernahme durch die GmbH zuzustimmen,
und zwar in der Weise, dass die Stadt aus samtlichen Verpflichtungen aus dem Vertrag end-
gliltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der Ubernahme der Vertrags-
verhiltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschiieRenden Parteien gemein-
schaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur Ubernahme des Ver-
tragsverhéltnisses im AuBenverhaltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt die Stadt alleiniger
Vertragspartner im Auenverhéltnis. Sie wird das Vertragsverhéltnis weiterhin durchfiihren,
jedoch im Innenverhaltnis ausschlieflich im Auftrag und fiir Rechnung der GmbH abwickeln.
Daraus folgt die Verpflichtung der GmbH, die Stadt im Innenverhéltnis von Verbindlichkeiten
freizustellen. Die GmbH erméchtigt die Stadt insoweit, gegeniber dem jeweiligen Vertrags-
partner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsverhdltnis im eigenen Namen geltend
zu machen, sie stellt der Stadt samtliche zur Vertragsabwicklung notwendigen Informationen
zur Verfiigung.

(3) Soweit die Regelung nach den Absétzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsiibemahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich die
Stadt und die GmbH bereits jetzt, soweit rechtlich und tatséchlich maglich, Untermietverira-
ge/Unterpachtvertrdge abzuschlielen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
GmbH die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des der Stadt zustehenden
Gebrauchsrechts in einem fir die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen. Die
GmbH verpflichtet sich fiir diesen Fall mit der Stadt eine Miete/Pacht in einer Hohe zu ver-
einbaren, wie sie sich flr die Stadt aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) In Bezug auf die kuiturelien Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Die Stadt trigt, soweit dies rechtlich und tatséachlich moglich ist, fiir die Fortsetzung des Ver-
sicherungsschutzes Sorge; andernfalls hat die GmbH einen zeitlich und gegensténdlich 1G-
ckenlosen Versicherungsschutz fiir die kulturellen Einrichtungen zu gewéhrieisten. Die
GmbH stellt der Stadt alle fiir die Versicherung der kulturellen Einrichtungen notwendigen
Informationen zur Verfiigung und stellt die Stadt von allen Kosten frei, die im Zusammen-
hang mit dem Versicherungsschutz entstehen.

(5) Die GmbH tritt ihre Ansprliche aus Versicherungen, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an die Stadt ab. Die Stadt nimmt diese Abtretung an. Et-
waige Versicherungsfille werden, soweit die GmbH Versicherungsnehmer ist, durch die
GmbH ordnungsgemal abgewickelt. Die GmbH wird insoweit von der Stadt bevollmachtigt,
die zur Abwicklung des Versicherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Un-
tervollmachten zu erteilen, ferner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit die GmbH
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Versicherungsnehmer ist und bei den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart wurde, ist
dieser durch die GmbH an die Stadt im Schadensfall zu zahlen.

Verpflichtungen aus Férdermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1)  Soweit méglich, tritt die GmbH in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermit-
tel- und Zuwendungsbescheiden mit fiir den Landkreis oder die Stadt befreiender Wirkung
ein. Den vertragschlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fiir die schuldbefreiende U-
bernahme die Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die
Stadt und die Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(2) Erfoigt ein Eintritt nach Absatz 1 nicht, verpflichtet sich die GmbH, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die GmbH verpflichtet sich, auch ge-
geniber den zustidndigen Behorden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erkldrung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriiche (z. B. Riickforderungsanspriiche) der
jeweils Fordermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die GmbH die Stadt von
diesen Anspriichen freizustellen.

Unterabschnitt 3. Sonderregelungen fiir die Nutzung von Riaumlichkeiten im Gebiude
des Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten im
Gebdude der Landkreisverwaltung

§9

Sonderregelungen zum Inventar des ehemaligen Biirgerhauses am Markt

Das Leihverhéltnis des geman §§ 3 ff. zur Verfiigung gestellten Inventars der kulturellen Ein-
richtung Blrgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhaltnisses beziiglich
der Raumlichkeiten im Geb&aude des Biurgerhauses am Markt unberihrt. Dieses Inventar darf
durch die GmbH zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet
werden.
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§10
Sonderregslungen zur Nutzung der Riumiichkeiten im Gebédude der Landkreisverwal-
tung

Die Stadt stelit der GmbM folgende in dem Gebédude der Landkreisverwaitung, Am Fluglatz
1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfligung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 dem Kulturstattenvertrag bei-
gefiigten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhditnis bezliglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars bleibt
unberihrt.

Abschnitt 4. Personalgestellung

§ 11
Stellung von Beschiiftigten

1) Die Stadt stellt der GmbH die in Anlage 1 zu diesem Vertrag beschriebenen Beschaf-
tigten fiir den Betrieb der iibernommenen Kultureinrichtungen unentgeltlich zur Verfigung.

(2) Durch diesen Vertrag wird zwischen der GmbH und den gemaf diesem Vertrag Gber-
lassenen Beschiftigten der Stadt ein Arbeitsverhaltnis nicht begriindet. Die Uberlassenen
Beschéftigten bleiben Beschiftigte der Stadt.

§12
Verpflichtungen der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird die iberlassenen Beschéftigten in inrem bisherigen Aufgaben-
bereich verwenden. Ein iiberlassener Beschéftigter kann nur mit vorheriger Zustimmung der
Stadt und des Beschaftigten in einem anderen Aufgabenbereich eingesetzt werden.

(2) Bei Ausfillen der (iberlassenen Beschiftigten, z. B. infolge von Krankheit und Urlaub
hat die GmbH selbst fiir eine gegebenenfalls erforderliche Vertretung zu sorgen und die da-
mit verbundenen Kosten zu tragen. Sie stellt die Stadt von der Verpflichtung, Ersatzkrafte flr
die Ubertassenen Beschaftigten zu stellen, frei
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(3) Bei Beendigung des Arbeitsverhaitnisses der Beschéftigten zur Stadt hat die GmbH
selbst Ersatzkréfte einzustellen und die damit verbundenen Kosten zu tragen.

§13
Weisungsrecht, Haftung

(1) Die iberlassenen Beschiftigten unterliegen beziiglich der Arbeitsausfiihrung den
Weisungen der GmbH. Diese ist befugt und beauftragt, die Arbeitsausfiihrung zu tGberwa-
chen. Der Urlaub fiir die Uberlassenen Beschéftigten wird nach MaRgabe der fir die Be-
schéftigten geltenden gesetzlichen und tariflichen Regelungen durch die Gesellschaft ge-
nehmigt. Der Umfang des jahrlichen Urlaubsanspruches wird der GmbH von der Stadt mit
Beginn des Jahres mitgeteilt.

(2) Die GmbH tragt dafiir Sorge, dass Krankmeldungen, Gesundmeldungen und samtli-
che sonstigen Meldungen der Beschéftigten, die Auswirkungen auf den Entgeltanspruch
haben kdnnen, ihr gegeniiber erfolgen. Die GmbH hat diese Meldungen unverziglich der
Stadt weiterzuleiten.

(3) Die Stadt haftet nicht fir Schaden, welche durch die Uberlassenen Beschéftigten ver-
ursacht werden.

(4) Die GmbH stellt die Stadt von etwaigen Anspriichen dritter Personen im Zusammen-
hang mit der Tatigkeit der (iberlassenen Beschéftigten frei.

§ 14
Rechte und Pflichten der iiberlassenen Mitarbeiter

1) Die Stadt und die GmbH sind sich dariiber einig, dass den Uberlassenen Beschiftig-
ten durch die Uberlassung insgesamt keine Rechtsnachteile entstehen sallen.

(2) Das Arbeitsverhdltnis der Uberlassenen Beschaftigten richtet sich nach Tarifvertrag
(TVSD) in der jewsils geltenden Fassung und diesen ggf. ergdnzende bzw. dndernde Tarif-
vertrage (z. B. Haustarifvertrag zur Herabsetzung Arbeitszeit) sowie nach den geltenden und
kinftigen Dienstvereinbarungen. Die Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse wird
fortgesetzt.

(3) Soweit es erforderlich ist und der bisherigen Ubung entspricht, wird Berufs- und Ar-
beitskleidung durch die Gesellschaft gestellt.
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(4)  Die (iberlassenen Beschiftigten sind von der Stadt zu verpflichien, bei der Ausfiih-
rung der ihnen Ubertragenen Arbeiten die jeweils gultigen gesetzlichen und behérdiichen
Vorschiiften, insbesondere die Unfailverhitungsbestimmungen, die allgemeinen und beson-
deren Dienstanweisungen der Gesellschait, Betriebsvorschriften, die Arbeitszeitordnung und
die Anordnungen der Vorgesetzten zu beachten. Die notwendigen Belehrungen {ber die
jeweils gultigen gesetzlichen und behérdiichen Vorschriften, insbesondere die Unfallverhi-
tungsvorschriften und die allgemeinen und besonderen Dienstanweisungen erfolgen durch
die Gesellschaft.

(5) Die Stadt wird die Uberlassenen Beschéftigten zur Verschwiegenheit auch Uber alle
Geschéftsvorfille bei der Gesellschaft verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen der
Stadt dieser Verschwiegenheitsverpflichtung entgegenstehen.

§ 15
Zahlung der Vergiitung, Mehrkosten, Mitteilungspflichten, Personalrat

(1) Die Stadt zahlt an die Gberlassenen Beschéftigten die vertraglichen Vergitungen. Sie
erbringt alle weiteren vertraglichen Leistungen, die auf Grund des weiterhin giiltigen Tarifver-
trages und der Dienstvereinbarungen (vgl. § 6 Abs. 2) zu erbringen sind. Alle mit der Tétig-
keit der (berlassenen Beschiftigten verbundenen Nebenkosten fiir Reisen, Fortbildungen
etc. werden durch die GmbH getragen.

(2) Die Anordnung von Mehrarbeit und Uberstunden bediirfen der vorherigen Zustim-
mung der Stadt.

(3) Die GmbH hat der Stadt etwaige Arbeitsunfille unverziiglich anzuzeigen und dabei
alle fiir die Unfalimeldung notwendigen Angaben mitzuteilen. Gleiches gilt fir arbeitsvertrag-
liche VerstéRe.

(4) Zustandig fir die Beschéftigten ist der Personairat der Stadt. Die GmbH wird die
Stadt rechtzeitig vorab von MaRRnahmen informieren, welche der Mitbestimmung des Perso-
nalrates bediirfen. Die MalRnahme darf erst nach Abschluss des Mitbestimmungsverfahrens
endguiltig durchgefiihrt werden.
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Abschnitt 5. Zuschiisse und Einnahmen

§16
Zuschuss der Stadt

(1) Die Stadt fordert die Tatigkeit der GmbH durch Zahlung eines jahrlichen Zuschuss in
Hohe von insgesamt 210.300 Euro. Die Zuschusspflicht endet mit Ablauf des Jahres 2017.

(2) Diese Zuschuss darf ausschlieflich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH ver-
wendet werden.

(3) Die Zahlung des Zuschusses ist nicht abhdngig von einer Gegenleistung. Die allge-
meinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unberiihrt.

(4) Der Zuschuss der Stadt wird jeweils zu 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzu-
schusses zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. féllig.

§ 16a
Weiterleitung des Sachkostenzuschuss des Landkreises Anhalit-Bitterfeld

(1) Die Stadt leitet einen weiteren Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld an die
GmbH weiter’. Mit dem Ende der Zuschusspflicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld entfalit
dieser Zuschuss ersatzlos.

(2) Dieser Zuschuss darf ausschlie3lich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH und
nur fUr die Bewirtschaftungskosten der Museen und des Veranstaltungszentrums im Schloss
verwendet werden.

(3) Die Weiterleitung des Sachkostenzuschusses des Landkreises Anhait-Bitterfeld ist
nicht abhéngig von einer Gegenleistung. Die allgemeinen Pflichten gemaR § 1 bleiben unbe-
cUhrt.

(4) Der Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld dient zunéchst der Deckung der bei
der Stadt entstehenden Sachkosten (z. B. Versicherungen). AnschlieRend wird der verblei-
bende Zuschuss zeitnah nach Eingang der Gelder auf dem Konto der Stadt auf ein von der
GmbH zu benennendes Konto (iberwiesen.

' Die Héhe des Sachkostenzuschusses gemald §24 Aps 3 des Kultustattenvertrages beirigt
350.560 Euro pro Kalenderjabr Diese Mitteilung erfolgt lediglich nachnichtlich  Ein Anspruch gegen
die Stadt erwdcnst der GimhH ierdurch aicht
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§ 17
Sarsonaltkastenzuschuss

(1)  Die Gmb#H hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Personalkos-
ten von Ersatzarbeitnehmern geman § 22 Abs. 2 des Kulturstittenverirages unmittelbar beim
Landkreis Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen. Dies gilt auch fiir den Aufschiag gemaf} § 22
Abs. 3 des Kulturstittenvertrages.

(2) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Kosten des
Geschéftsfiihrers geméaR § 29 Abs. 1 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen.

§ 18
Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der GmbH zuflieRenden Einnahmen
(Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der GmbH.

Abschnitt 6. Verwendungsnachweis

§19
Dokumentationspflicht

1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die GmbH die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Gelder verwendet wurden.

(2) Die Stadt und der Landkreis Anhalt-Bitterfeld sind berechtigt, im Zusammenhang mit
der Priifung des Verwendungsnachweises Blicher, Belege und sonstige Geschiéfisunterla-
gen der GmbH anzufordern und einzusehen, soweit dies fiir die Nachprifung des Verwen-
dungsnachweises erforderlich ist.

Abschnitt 7. Kiindigung und Riickabwicklung

§20
Kiundigung des Vertrages





Anderungsvertrag zum Kulturvertrag vom 20.11.2007

- wenn die GmbH ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl die Stadt sie zur Erfullung ihrer Verpflich-
tungen unter Setzung einer Frist von drei Wochen aufgefordert hat und die Nachfrist
ergebnislos verstrichen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung,
- bei Kindigung des Kulturstattenvertrages.

(3) Die Vertragsparteien kdnnen diesen Vertrag ohne Angabe von Grinden mit siner
Frist von 3 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

4) Die Kundigung bedarf der Schriftfform. Auf dieses Schriftformerfordemis kann auch
nicht miindlich verzichtet werden.

§21
Riickabwicklung

1) Die Riickabwicklung dieses Vertragsverhiltnisses erfolgt analog § 33 des Kulturstit-
tenvertrages. § 33 Abs. 4 des Kulturstattenvertrages gilt nicht. Im Falle der Bildung von Mit-
eigentum an Leihgaben geht das Miteigentum der GmbH ersatzlos auf die Stadt (iber.

(2) Soll eine zeitgleiche Riickabwicklung dieses Vertragsverhiltnisses und des Kultur-
stattenvertrages erfolgen, wird die Stadt hierbei durch die GmbH unterstitzt. Mafigeblich
sind insoweit die Vorschriften des Kulturstattenvertrages. Zahlungsanspriiche aus der Ausei-
nandersetzung von Miteigentum stehen allein der Stadt zu.

§22
Rickgabe der Leihgaben

(1 Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an die Stadt zurlickzugeben, so
erfolgt die Rickgabe im ordnungsgemafen Zustand am von der Stadt zu bestimmenden
Ruckgabeort. Ein Zuriickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgemafen Zustand, so hat die Stadt der GmbH
schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgeméalen Zustandes unter
Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtiosem Fristablauf kann die Stadt die
zur Herstellung eines ordnungsgemafien Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch
gigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der GmbH in
Rechnung stellen.
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Anderungsverirag zum Kulturvertrag vom 20.11.2007

{3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaiien Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die GmbH die Leihgabe nicht oder nicht vollstindig zum versin-
barten Termin zurtick, hat sie dan dadurch entstehenden Schaden zu arsetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben von der Stadt in Anwesenheit eines Vertreters
der GmbH auf Vollstandigkeit geprift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Unter-
suchung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméafRen Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstiandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachversténdigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstindigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstdndigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der GmbH die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
mdglich, so ist sie der Stadt fir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

Abschnitt 8. Schlussbestimmungen
§23
Vertragslaufzeit

1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.?
(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unbe-
rihrt.

§ 24

Schriftform

Jede Anderung, Ergidnzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf

dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Mindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

2 . . ;
* Diese Bestimmung oezient sich auf das Inkrafttreten des Ursprungsvertrages und ncht auf das (n-
keaftrraren dieses Anderungsrertrages ( sishe herzy § 25)
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Anderungsvertrag zum Kulturvertrag vom 20.11.2007

§25
Salvatorische Klausel

(1) Soliten gegenwértige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfiihrbarkeit spéter verlieren, wird hierdurch die Gilltigkeit der Gbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht bertihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen solite, dass dieser
Vertrag eine Licke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am néchsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hitten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Maf der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Féllen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges Maf der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlielenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergénzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.

§ 26
Inkrafttreten
(1) Dieser Anderungsvertrag tritt am 01.01.2015 in Kraft.

(2) Zugleich treten die Personalgestellungsvertrage zwischen der Stadt und der GmbH
auller Kraft.

Kethen (Anhatt), den £ £/ 2019 Kéthen (Anhalt), den &% %. o207

.......................

Stadt Kdthen (Anhalt) Kéthen Kultur und Marketing GmbH
]
| / F ; / / 7
/ /
Kurt-Jurgen Zander Michael ScHuster
Oberbdrgermeister Geschaftsfuhrer | s ruen -
(Sieggl) r KULTUR UND MARKETL
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Änderungsvertrag zum KV 28.11.2014.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017094/1
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 22.06.2017
Stadtrat TOP: 27
Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017094/1
Az.: erstellt am: 12.06.2017
Betreff

Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Blurgerbegehrens Fasanerie

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t, gegen die kommunalaufsichtlichen
Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017 keinen Widerspruch
einzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:
8 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Am 03.01.2017 wurde dem Vorsitzenden des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt), Herrn
Dr. Werner Sobetzko vom Birgerbundnis fir Kothen (Anhalt) e. V. ein Blrgerbegehren zur
Fasanerie/Ziethebusch ubergeben.

Das Burgerbegehren des Birgerbindnisses fir Kéthen (Anhalt) e. V. wurde daraufhin
innerhalb der Stadt Kéthen formell und inhaltlich umfassend gepriift.

Im Endergebnis der Prifung bleibt festzustellen, dass es dem Birgerbegehren an einem
hinreichenden und gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei
Angaben zu den voraussichtlichen Kosten beinhaltet sowie wie diese Kosten letztendlich
finanziert werden sollen. Gleichwohl hat der Stadtrat in seiner Sondersitzung vom
13.02.2017 das Burgerbegehren fur zuléassig erklart.

Der Oberbirgermeister hat daraufhin nach 8 65 Abs. 3 KVG LSA diesem Beschluss
widersprochen. Dem Widerspruch wurde durch den Stadtrat in seiner Sitzung am
27.04.2017 nicht entsprochen und es verblieb bei der Feststellung der Zulassigkeit des
Birgerbegehrens. Daraufhin hat der Oberblrgermeister einen 2. Widerspruch nach § 65
Abs. 3 Satz 5 KVG LSA ausgesprochen und den Sachverhalt dem Landkreis Anhalt-
Bitterfeld als zustdndige Kommunalaufsichtsbehorde zur Entscheidung vorgelegt.

Diese hat mit Verfigung vom 09.06.2017 die Beschlusse des Stadtrates 17/StR/2.So/001
sowie 17/StR/18/001 nach § 146 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA beanstandet und der Kommune
aufgegeben, die Beschliisse in der nachsten, nach Eintritt der Bestandskraft dieser
Verfugung, ordnungsgemal} geladenen Stadtratssitzung aufzuheben. Zudem wurde nach §
147 KVG LSA angeordnet, dass der Stadtrat nach Aufhebung der Beschlisse die
Unzuldssigkeit des Birgerbegehrens festzustellen hat. Zudem wurde die
kommunalaufsichtliche Ersatzvornahme nach § 148 KVG LSA angedroht. Die ausfiihrliche
Verfiigung nebst Begriindung wird dieser Vorlage als Anlage 1 beigefiigt.

Es besteht die Moglichkeit, dass die Stadt Kothen (Anhalt) die Verfugung nach § 154 KVG
LSA anficht. Hierzu misste durch die Stadt Kéthen (Anhalt) zunachst innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe der Verfiigung ein verwaltungsrechtliches
Widerspruchsverfahren eingeleitet werden. Zustéandig fir die Entscheidung, ob Widerspruch
einzulegen ist, ist nach § 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA die Vertretung. Uber die Aufhebung der
oben benannten Beschliisse ist derzeit noch nicht zu befinden, da die Widerspruchsfrist
noch nicht ablaufen ist.

Einem etwaigen Widerspruch der Kommune gegen die kommunalaufsichtliche Verfligung
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld werden seitens der Verwaltung keine Erfolgsaussichten
beigemessen, da das Burgerbegehren keinen ausreichenden von § 26 KVG LSA
geforderten Kostendeckungsvorschlag enthielt und damit die Verfligung des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld rechtm&Rig ist. Zur Begriindung wird als Anlage 2 nochmals der
Prufvermerk der Verwaltung beigefigt; im Ubrigen wird auch auf die aus Sicht der
Verwaltung zutreffende Rechtsauffassung der Kommunalaufsichtsbehdrde (Anlage 1)
verwiesen.

Damit fehlt eine wesentliche Voraussetzung des Blrgerbegehrens; sodass das
Birgerbegehren unzuléssig ist. Ein politischer Ermessenspielraum steht der Vertretung
insoweit nicht zu.

Empfehlung



Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Grinden, dass der Stadtrat beschliel3t, gegen die
kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017
keinen Widerspruch einzulegen.
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Landkreis Anhalt-Bitterfeld / -
0,10 0?

Der Landrat
KREIS DER VIELFALT!
Postanschrift: Landkreis Anhalt-Bitterfeld * 06359 Kothen (Anhalt) Anhalt-Bitterfeld
. . Amt: Kommunalaufsichtsamt
mit Empfangsbekenntnis Besucheradresse: Am Flugplatz 1
06366 Kothen (Anhalt)
Stadt Kothen (Anhalt) Sprechzeiten:  Mo.und Fr.:  09:00 - 12:00
Der Oberbiirgermeister Di. und Do.: 09:00 - 12:00 und 14:00 - 18:00

sowie nach Vereinbarung

Postfach 1259

Auskunft erteilt: Herr Rosenfeldt

06352 Kothen (Anhalt) Zimmer: 280

Telefon: (03496) 60 15 30

Fax: (03496) 60 15 02

E-Mail*: Rene.Rosenfeldt(@anhalt-bitterfeld.de
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Datum
04.05.2017, Rei-ci 15/15 84 005-2017-Fasanerie/Ro :, . Juni 2017

Beschliisse des Stadtrates Kothen (Anhalt) zur Zuliissigkeit des Biirgerbegehrens zur Fasanerie
hier: Kommunalaufsichtliche Entscheidung gemil § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA

A Kommunalaufsichtliche Entscheidungen

In der vom Stadtrat Kéthen (Anhalt) entschiedenen Angelegenheit ,,Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur
Fasanerie®, Beschluss Nrn. 17/StR/2.S0/001 und 17/StR/18/001, ergehen folgende kommunalaufsichtli-
che Entscheidungen:

1. Die Beschliisse des Stadtrates Kithen (Anhalt) Nr. 17/StR/2.80/001 vom 13.02.2017 und Nr.
17/StR/18/001 vom 27.04.2017, mit welchen das Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur Fasanerie
fiir zuldssig erklért wird, werden auf der Grundlage des § 146 Abs. 1 Satz 1 Kommunalverfas-
sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) beanstandet. Sie sind in der néchsten, nach
Eintritt der Bestandskraft dieser Verfiigung ordnungsgemiB geladenen Stadtratssitzung aufzuhe-
ben.

2. Es wird gemil § 147 KVG LSA angeordnet, dass der Stadtrat in der nach Nr. 1 geladenen Stadt-
ratssitzung nach Aufhebung der in Nr. 1 genannten Beschliisse, die Unzuléssigkeit des Biirgerbe-
gehrens zur Fasanerie vom 03.01.2017 feststellt.

3. Sollte die Stadt den Anordnung zu 1. und 2. nicht nachkommen, werden diese per kommunalauf-
sichtlicher Ersatzvornahme nach § 148 KVG LSA umgesetzt.

4. Kosten fiir diese Entscheidung werden nicht erhoben.

Hauptsitz und Hausanschrift der Kreisverwaltung: Bankverbindung des Jugendamtes: Sprechzeiten der Biirgerdmter:
Am Flugplatz 1 IBAN: DE74 8005 3722 3301 0019 46 Montag; 08:00 - 18:00
06366 Kothen (Anhalt) BIC: NOLADE21BTF Dienstag: 08:00 - 18:00

Mittwoch: 08:00 - 14:00
Internet: www.anhalt-bitterfeld.de Donnerstag: 08:00 - 18:00
E-Mail*: post@anhalt-bitterfeld.de Freitag: 08:00 - 14:00

*E-Mail-Adresse nur fiir formlose Mitteilungen ohne elektronische Signatur





B Begriindung

Das Biirgerbiindnis fiir Kéthen (Anhalt) e.V. (nachfolgend: Biirgerbiindnis) iibergab am 03.01.2017 dem
Stadtratsvorsitzenden ein Biirgerbegehren zur Herbeiflihrung eines Biirgerentscheides nach § 26 KVG
LSA in der Angelegenheit ,,Fasanerie und Ziethe-Busch in Kéthen - vollumfiéingliche Aussetzung der
Abholzungs- Durchforstungs- u. Verjiingungsmafinahmen®.

Die vom Biirgerbiindnis iibergebenen Unterlagen wurden in der Folge von der Stadtverwaltung formell
und materiell gepriift. Es wurde festgestellt, dass es dem Biirgerbegehren an einem hinreichenden und
gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag mangele, da es keinerlei Aussagen zu den voraussichtli-
chen Kosten beinhalte.

Darauthin wurden dem Stadtrat fiir seine Sitzung am 13.02.2017 (2. Sondersitzung) mittels Beschluss-
vorlage Nr. 20147025/1 empfohlen, das Biirgerbegehren des Biirgerbiindnisses als unzuléssig festzustel-
len. Der Stadtrat hatte mehrheitlich gegen die Empfehlung der Stadtverwaltung votiert und das Biirger-
begehren fiir zul4ssig erachtet (Beschluss Nr. 17/StR/2.S0/001).

Am 22.02.2017 legte der Oberbiirgermeister auf der Grundlage des § 65 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA Wi-
derspruch beim Stadtratsvorsitzenden ein und begriindete nochmals ausfiithrlich, warum aus Sicht der
Stadtverwaltung das Biirgerbegehren unzuléssig sei. Dariiber hinaus machte er deutlich, dass es sich bei
der Zuléssigkeitsentscheidung um eine an Recht und Gesetz gebundene und insbesondere um keine po-
litische mit Ermessen versehene Entscheidung handele.

Der Stadtrat befasste sich in seiner Sitzung am 27.04.2017 erneut mit der Zuldssigkeit des Biirgerbegeh-
rens gemiB § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA und blieb im Ergebnis mehrheitlich bei seiner Entscheidung
vom 13.02.2017, dass das Biirgerbegehren zuldssig sei.

Am 04.05.2017 widersprach der Oberbiirgermeister diesem Beschluss erneut und legte die Angelegen-

heit der Kommunalaufsichtsbeh6rde nach § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA am 09.05.2017 zur Entscheidung
vor.

II.

zu 1.

Die Kommunalaufsichtsbehorde hat die vom Oberbiirgermeister im Rahmen eines Verfahrens nach § 65
Abs. 3 Satz 5 KVG LSA vorgelegte Angelegenheit ,,Biirgerbegehren vom 03.01.2017 zur Fasanerie” zu
entscheiden. Entscheidung bedeutet dabei jedoch nicht, die Zuldssigkeit oder Unzuléssigkeit des Biirger-
begehrens festzustellen, sondern iiber die RechtmiBigkeit des Stadtratsbeschlusses, welcher die Zulés-
sigkeit des Biirgerbegehrens festgestellt hat, zu befinden. Die Kommunalaufsichtsbehérde kann dazu
insbesondere einen Beschluss des Stadtrates der Stadt Kothen (Anhalt) beanstanden und verlangen, dass
dieser von der Stadt binnen einer angemessenen Frist aufgehoben wird, wenn dieser das Gesetz verletzt
(§ 146 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA).





a)

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld ist die fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) zustdndige Kommunalaufsichtsbe-
horde (§ 144 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA).

b)

Die Beschliisse des Stadtrates Nr. 17/StR/2.S0/001 und 17/StR/18/001 verstoBen gegen § 26 Abs. 3 Satz
1 KVG LSA und sind daher gesetzeswidrig. Das Biirgerbegehren hitte wegen des nicht den gesetzlichen
Anspriichen geniigenden Kostendeckungsvorschlages nicht als zulissig festgestellt werden diirfen.

aa)

Die Voraussetzungen, die ein Biirgerbegehren erfiillen muss, damit der Stadtrat dieses als zuldssig
feststellen kann, ergeben sich aus § 26 Abs. 1 bis 5 KVG LSA.

Gemil § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA muss das Biirgerbegehren u.a. einen nach den gesetzlichen
Bestimmungen durchfithrbaren Vorschlag fiir die Deckung der mit der Ausfiihrung der Sachentschei-
dung entstehenden Kosten enthalten. Damit sollen sich die Biirger bei der Unterzeichnung des Be-
gehrens iiber die finanziellen Auswirkungen ihres Begehrens im Klaren sein.

Der Kostendeckungsvorschlag muss grundsétzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtlichen
Kosten (einschliellich von Einnahmeausfillen) sowie die Beschreibung der - nicht gegen rechtliche
Bestimmungen verstoBenden - Mittel und Wege, auf denen die Kosten aufgebracht bzw. Einsparun-
gen verwirklicht werden sollen, enthalten (OVG Magdeburg, Beschluss v. 07.02.2014, 4 L 208/12).
Beziiglich der Kostenhohe reicht es dabei aus, wenn iiberschligige, aber schliissige Angaben iiber die

geschiétzte Hohe der zu erwartenden Kosten einschlieBlich etwaiger Folgekosten gemacht werden
(OVG Liineburg, NVwZ-RR 2004, S. 62).

Der Kostendeckungsvorschlag des Biirgerbegehrens wird zumindest den gesetzlichen Anforderungen
nicht gerecht, soweit das Biirgerbegehren die Erstellung von Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzep-
tionen unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des
Naturschutzes fordert. Der Kostendeckungsvorschlag des Biirgerbegehrens geht selbst davon aus,
dass diese Konzeptionen Mittel erfordern (,,die notwendigen Mittel), bei denen, sofern der Stadtrat
das Erfordernis der Konzeptionen nicht erkennt, die Gegenfinanzierung auf Initiative der Biirgerbe-
wegung durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Biirger sowie von regionalen und iiberregio-
nalen Organisationen und Korperschaften (Spenden und Sponsoring) erfolgt.

Zum einen fehlen die fiir einen gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag erforderlichen, zumin-
dest liberschldgigen aber schliissigen, Angaben zu den Kosten vorliegend génzlich. Sofern den Initi-
atoren des Biirgerbegehrens die dafiir erforderlichen Kenntnisse fehlen, hétten sie die Stadt um ent-
sprechende Hilfestellung bitten sollen, zu welcher die Stadt auch verpflichtet ist (§ 26 Abs. 3 Satz 2
KVG LSA). Ein solches Hilfeersuchen gab es jedoch ausweislich des Priifungsergebnisses der Stadt-
verwaltung (S. 14) nicht.





Zum anderen entspricht der Deckungsvorschlag, die notwendigen Mittel iiber Spenden und Sponso-
ring auf freiwilliger Basis einzuwerben, nicht den gesetzlichen Anforderungen. Denn ein auf Freiwil-
ligkeit beruhender Kostendeckungsvorschlag, dem zumal die Basis wegen der nicht zumindest iiber-
schlagig benannten Kosten fehlt, kann nicht nach den gesetzlichen Bestimmungen durchgefiihrt wer-
den. Es fehlt die Gewihr dafiir, dass die Sammlungen erfolgreich sein werden, insbesondere wenn
spéter die Hohe des zu deckenden Betrages fiir die Biirger offenkundig wird (vgl. PdK Sachsen-
Anbhalt, Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, § 26 Biirgerbegehren, 2.1.4.5 Vor-
schlag fiir die Deckung der Kosten (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA), beck-online).

Anhaltspunkte dafiir, dass es im konkreten Fall eines Kostendeckungsvorschlages ausnahmsweise
nicht bedarf, also dass die beantragte MaBnahme keine Kosten oder Einnahmeausfille verursacht
oder offensichtlich die giinstigere zu einem von der Stadt initiierten Vorhaben darstellt (VG Olden-
burg, NVwZ-RR 2006, S. 58) sind nicht erkennbar.

Insofern entspricht der Kostendeckungsvorschlag im Biirgerbegehren nicht den gesetzlichen Anfor-
derung nach § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA.

bb)

Gemal § 26 Abs. 6 Satz 1 KVG LSA hat der Stadtrat unverziiglich, spétestens innerhalb von sechs
Wochen nach Eingang aller fiir die Zuléssigkeit des Biirgerbegehrens erforderlichen Unterlagen, die
Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen.

Der Stadtrat hat fristgemiB das Biirgerbegehren am 13.02.2017 erstmals behandelt. Im Ergebnis
wurde der Verwaltungsvorschlag, welcher die Feststellung der Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens
(wegen des fehlenden Kostendeckungsvorschlages) zum Inhalt hatte, mehrheitlich abgelehnt. Glei-
ches erfolgte auf Grund der erneuten Behandlung gemill § 65 Abs. 3 Satz 5 KVG LSA am
27.04.2017.

Bei der Entscheidung iiber die Zuléssigkeit eines Biirgerbegehrens hat die Vertretung keinen Beur-
teilungsspielraum und keinen politischen Ermessensspielraum (PdK Sachsen-Anhalt, Kommunalver-
fassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, § 26 Biirgerbegehren, 3. Entscheidung iiber die Zulés-
sigkeit, beck-online). Entscheidungsmalfgeblich ist einzig und allein, ob die gesetzlichen Bestimmun-
gen fiir das Biirgerbegehren eingehalten wurden. Darauf wurde der Stadtrat sowohl in den Sitzungs-
vorlagen fiir beide Stadtratssitzungen als auch im Widerspruch des Oberbiirgermeisters vom
22.02.2017 ausdriicklich hingewiesen.

Ausweislich des Sitzungsprotokolls der Stadtratssitzung vom 13.02.2017 wurde dem Umstand, dass
die Zulassigkeit des Biirgerbegehrens nur an Hand der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen
zu bewerten ist, keine grofere Aufmerksamkeit geschenkt. Jedenfalls wurde der fehlende Kostende-
ckungsvorschlag und damit der Grund fiir die von der Verwaltung beantragte Unzuldssigkeitsfest-
stellung nicht thematisiert. Es wurde allerdings aus den Reihen der CDU-Fraktion deutlich gemacht,
,.dass die Biirger der Stadt miindig sind, iiber den Inhalt des Biirgerbegehrens abstimmen zu kénnen.
Deshalb folgt die Mehrheit der CDU-Fraktion der Verwaltung nicht, das Biirgerbegehren fiir unzu-
lassig zu erkldren®. Die tibrigen Wortmeldungen setzten sich inhaltlich mit dem Ziel des Biirgerbe-
gehrens, dessen Anlass bzw. dessen Wortwahl auseinander.





Auch in der Stadtratssitzung am 27.04.2017 gab es keine Auseinandersetzung mit dem fehlenden
Kostendeckungsvorschlag. Ein Stadtratsmitglied hat lediglich erklért, dass die Ablehnung des Biir-
gerbegehrens kein angemessener Umgang gegeniiber den Biirgern bei 3.000 Unterschriften sei.

Eine erkennbare Auseinandersetzung mit den Argumenten der Stadtverwaltung im Hinblick auf die
Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens gab es in beiden Stadtratssitzungen nicht.

Im Ergebnis hat der Stadtrat die ihm vom Gesetzgeber zugewiesene Entscheidungsbefugnis rechts-
widrig ausgeiibt, da er seine Entscheidung nicht auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen
getroffen hat. Denn danach wire das Biirgerbegehren wegen des fehlenden Kostendeckungsvorschla-
ges als unzuldssig zuriickzuweisen gewesen.

c)

Die Kommunalaufsichtsbehérde kann Beschliisse der Kommune, die das Gesetz verletzen, beanstanden
und verlangen, dass sie von der Kommune binnen einer angemessenen Frist aufgehoben werden (§ 146
Abs. 1 Satz 1 KVG LSA). Die Entscheidung dariiber steht im pflichtgemiBen Ermessen der Kommu-
nalaufsichtsbehérde. In Ausiibung dessen werden die Stadtratsbeschliisse Nr. 17/StR/2.S0/001 vom
13.02.2017 und Nr. 17/StR/18/001 vom 27.04.2017 beanstandet, und deren Aufhebung verlangt, was
sowohl geeignet als auch erforderlich und angemessen ist.

Die Beanstandung verbunden mit dem Aufhebungsverlangen ist geeignet, den Stadtrat anzuhalten, eine
gesetzeskonforme Entscheidung in Bezug auf Zulassigkeit des Biirgerbegehrens zu treffen. Sie ist auch
erforderlich, da auf Grund des bisherigen Verfahrens nicht erkennbar ist, dass der Stadtrat seine bisher
vertretene und durch die Beschliisse zum Ausdruck gebrachte Auffassung durch einen einfachen kom-
munalaufsichtlichen Rechtshinweis dndert. Die Beanstandung und das Aufhebungsverlangen sind auch
nicht unangemessen und damit unverhéltnisméBig, da dem an Recht und Gesetz ausgerichteten Handeln
der Stadt (§ 1 Abs. 1 KVG LSA) in Gestalt einer rechtméBigen Entscheidung tiber die Zuldssigkeit des
Biirgerbegehrens ein hoheres Gewicht beizumessen ist, als dem Festhalten an einer rechtswidrigen Be-
schlussfassung, welches zur Zulédssigkeit eines an sich unzulissigen Biirgerbegehrens fithren wiirde. Ins-
besondere die sich aus dieser rechtswidrigen Entscheidung ergebenden Auswirkungen fiir die Rechtma-
Bigkeit nachfolgender Handlungen und auf den Haushalt der Stadt sind nicht abschétzbar.

d)

Die fiir die Aufhebung der Beschliisse vorgegebene Frist ist auch angemessen im Sinne des § 146 Abs.
1 Satz 1 KVG LSA. Denn sie gibt der Stadt die Moglichkeit, die Bestandskraft dieser Verfiigung, ggf.
unter Ausnutzung von Rechtsbehelfen, abzuwarten, bevor dem Stadtrat die Angelegenheit zur Entschei-
dung vorzulegen ist.

e)
Auf die vorherige Anhorung der Stadt wurde in Anwendung des § 1 Abs. 1 VwV{G LSA i.V.m. § 28

Abs. 2 VwVTG verzichtet, da die Sachlage ebenso wie die Positionen von Stadtverwaltung und Stadtrat
bekannt sind.





zu 2.

Erfiillt die Kommune die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten nicht, kann die Kommunalaufsichtsbe-

horde anordnen, dass die Kommune innerhalb einer angemessenen Frist die notwendigen MafBnahmen
durchfiihrt (§ 147 KVG LSA).

Gemih § 26 Abs. 6 Satz 1 KVG LSA hat der Stadtrat unverziiglich, spitestens innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang aller fiir die Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens erforderlichen Unterlagen, die Zulés-
sigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen. Im vorliegenden Fall hitte der Stadtrat rechtskonform bereits
in seiner Sitzung am 13.02.2017 die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens feststellen miissen. Auf Grund
des Widerspruchsverfahrens nach § 65 Abs. 3 KVG LSA hat sich das gesetzliche Zeitfenster verlingert.

Da fiir den Fall, dass die Stadt dem Aufhebungsverlangen unter 1. nachkommt und die genannten Be-
schliisse authebt, noch keine rechtméBige Entscheidung iiber die Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens ge-
troffen wurde, besteht die gesetzliche Pflicht, dariiber unverziiglich zu befinden. In Ausiibung des der
Kommunalaufsichtsbehrde zustehenden pflichtgem#Ben Ermessens wird daher die Anordnung getrof-
fen, die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens vom 03.01.2017 in derselben Stadtratssitzung festzustellen,
in der tiber die Aufthebung der Beschliisse befunden wird.

Auch die Anordnung ist geeignet, den Stadtrat anzuhalten, eine gesetzeskonforme Entscheidung in Be-
zug auf Zulédssigkeit des Biirgerbegehrens zu treffen. Sie ist auch erforderlich, da es fiir den Fall der
Weigerung der Stadt, die Unzuléssigkeit des Biirgerbegehrens festzustellen, kein milderes kommunalauf-
sichtliches Mittel gibt. Die Anordnung ist auch nicht unangemessen und damit unverhiltnismaBig. Es
wird auf die Ausfithrungen unter 1c) verwiesen. Beziiglich der Angemessenheit der Fristsetzung wird
auf 1d) verwiesen.

zu 3.

Kommt die Kommune einer Anordnung der Kommunalaufsichtsbehérde nach den §§ 145 bis 147 nicht
innerhalb der bestimmten Frist nach, kann die Kommunalaufsichtsbehérde die Anordnung anstelle und
auf Kosten der Kommune selbst durchfithren oder die Durchfiihrung einem Dritten tibertragen (§ 148
KVG LSA).

Fiir den Fall, dass die Stadt den Anordnungen unter 1. und 2. nicht nachkommt, wird die Kommunalauf-
sichtsbehorde in Austibung ihres pflichtgeméBen Ermessens die Anordnungen anstelle der Stadt selbst
durchzufiihren.

zu 4.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 VwKostG LSA in der derzeit giiltigen Fassung.

C Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld, Am Flugplatz 1, 06366 Kothen (Anhalt), schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt
werden.





D Hinweis

Unabhingig vom Biirgerbegehren bestand zu jederzeit und besteht auch zukiinftig die Méglichkeit, aus
der Mitte des Stadtrates mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Stadtriten einen Biirgerentscheid zur
Zukunft der Fasanerie zu initiieren (§ 27 Abs. 2 KVG LSA).

q’\

Landrat






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Verfügung des LK ABI vom 09.06.2017.pdf


ANLAGE 2

|. Sachverhalt

1. Am 03.01.2017 Ubergab Herr Hartmut Stahl dem Vorsitzenden des Stadtrates, Herrn
Dr. Werner Sobetzko, einen Ordner mit Listen zum ,Birgerbegehren Fasanerie / Ziethe-
Busch®. Noch am selben Tage legte Herr Dr. Sobetzko die Unterschriftenlisten dem Stellver-
treter des Oberburgermeisters, Herrn Alexander Frolow, vor.

Den Unterschriftenlisten ist ein Schreiben der Herren Hartmut Stahl und Dr. Wolfgang Gahler
vom 03.01.2017 an den Vorsitzenden des Stadtrates beigefugt. In der Betreffzeile heil3t es:

,Ubergabe der Unterlagen zum Biirgerbegehren ,Fasanerie / Ziethebusch*.

Dem Anschreiben selbst sind als Anlagen ein als Begehungsprotokoll v. 24.08.2016 be-
zeichnetes Schriftstiick sowie ein von den Herren Stahl und Dr. Gahler unterzeichnetes und
mit der Uberschrift ,Blrgerbegehren an den Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) nach § 26
KVG LSA zur Herbeifihrung eines Birgerentscheids nach 8§ 27 KVG LSA* versehenes
Schreiben beigeflgt.

Der weitere Inhalt der Schriftstiicke muss hier nicht wiedergegeben werden, er kann der An-

lage entnommen werden.
2. Die beigefligten Unterschriftenlisten haben folgenden woértlichen Inhalt:
Blurgerbegehren nach 8§ 26 KVG LSA zur Herbeifihrung eines Birgerentscheids nach

§ 27 KVG LSA
Angelegenheit : Fasanerie und Ziethe-Busch in Kodthen - vollumfangliche Aussetzung der

Abholzungs-, Durchforstungs- u. Verjingungsmal3nahmen
Beginn der Unterschriftensammlung nach § 26 Abs. 4 KVG LSA: ab 18. August 2016

Sachdarstellung:

Die ,Fasanerie” - denkmalgeschutzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Kdthen - be-
wegt seit Jahren die Gemiiter. Sei es durch umfallende Baume, Vernassung. Kahlschlag-
und AbholzungsmalRnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf Einzelflachen
von einem halben Hektar geplanten Kahlschlage wurde im Marz 201 1 eine Unterschriften-
sammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Blrger weitestgehend

angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Beschlussvorlage 2012005/5
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(1) das Betriebswerk flir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen" zur Kenntnis genommen und in
Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren Betreuung in den nachsten 10 Jah-
ren ausschlief3lich unter forstwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Natur- und denkmal-
fachliche sowie kulturelle Belange bleiben unbertcksichtigt. Es soll ein Waldumbau aus-
schlieBlich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Insgesamt soll auf den Flachen
laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine Gesamtnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste MalRnahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahlschlag
auf einer Flache von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 gm) zu Ver-
wuistungen und Zerstérungen, u. o. durch Anlage von Rickegassen, gefuhrt. Fur den
Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MalRBhahmen auf einer Flache von 8,7 Hektar (87.000
gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und grof3flachige Zerstérungen von
unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten- und Fleder-
mausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der ¢kologischen
und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebusches nicht ansatz-
weise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Birgerschaft - wenn auch vielleicht forst-
wirtschaftlich noch fir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Perspektive jedoch fiir falsch
gehalten und mit Unverstandnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Blrgerentscheids Uber folgende mit Ja oder Nein zu beantworten-

de Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

Sachentscheidung:

Stimmen Sie dafur, dass samtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den Forstbe-
trieb fir den Stadtwald Kothen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnummer
74) insbesondere und speziell fiir die Fl&chen und Baumbesténde des ,Ziethe-Busches" und
der ,Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjingungsmalfinahmen bis
langstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach unter Bertcksichtigung
natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, die
zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fach-
organisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in Verantwortung eines aus einem
breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Entscheidungsgremiums unter Beruck-
sichtigung der in den Konzeptionen festgelegten Sachverhalte, Kriterien und Aspekte

fortgefihrt, geandert und/oder neu aufgenommen zu werden? (Ja / Nein)

Kostendeckung:

Fur die Einstellung der im Betriebswerk fiir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fur die genannten Flachen und Besténde
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vorgesehenen MaRnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der Kommune
keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefiihrten und in der brei-
ten Bevdlkerung zu Empérung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren defizitar (Informati-
onsvorlage 2016081/l). Auch die geplanten MalRnahmen fir den Herbst/Winter 2016/2017
weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.

Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Personal-
und Sachaufwand).

Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkon-
zeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfanglich be-
reitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Blrgerbewegung die Gegenfinanzierung
durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Blrger sowie von regionalen und tberregiona-
len Organisationen und Kdrperschaften (Spenden und Sponsoring). Dartiber hinaus haben
sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereiterklart, an den Konzeptionen
ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die Thematik hat mittlerweile Uber

Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerksamkeit gefunden.

Interessenvertretung:

Herr Hans-Joachim Scholz, Herr Dr. Wolfgang Gehler und Herr Hartmut Stahl - alle wohnhaft
in Kothen (Anhalt) und den Beteiligten personlich bekann - sollen das Anliegen einzeln ge-
genluber dem Stadtrat und der Verwaltung auch im Namen der Unterzeichner vertreten (8 26
Abs. 3 S. 3 KVG LSA).

Initiator: Burgerbindnis fur Kéthen (Anhalt) e.V.
Liste Nr.: Ziffer/ 2016 (nur gultig mit Originalunterschrift eines Interessenvertreters),
Sammelstelle der Listen: Schwarzes Ross, Neustadter Platz 14, 06366 Kéthen (Anhalt)

Es folgen auf der Rickseite die handschriftlichen Angaben der Unterstiitzer des Biirgerbe-

gehrens.

II. Zulassigkeit des Burgerbegehrens

1. Der Wortlaut der mit dem Burgerbegehren verbundenen Fragestellung

L,Stimmen Sie dafir, dass samtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiur den Forst-
betrieb fur den Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fiir die Fldchen und Baumbestdnde des ,Ziethe-

Busches" und der ,Fasanerie” geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjin-
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gungsmafinahmen bis langstens 31. Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach un-
ter Berucksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Berlcksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, geédndert und/oder neu aufgenommen zu
werden? (Ja / Nein)“

als auch der Wortlaut der Ausfihrungen unter dem Stichpunkt ,Sachdarstellung®

,Fur den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MalRhahmen auf einer Flache von 8,7
Hektar (87.000 gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und grof3flachige
Zerstdérungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, In-

sekten- und Fledermausarten zur Tatsache werden.

sind geeignet, den Eindruck erwecken, dass sich das Blrgerbegehren einerseits gegen den
Beschluss des Stadtrates vom 21.06.2012 (2012005/(5) Uber das Forstliche Einrichtungs-
werk fir die Waldflachen der Stadt Kéthen (Anhalt), Betriebswerk flr den Forstbetrieb
~otadtwald Kdéthen, bzw. gegen den Beschluss des Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schusses des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 14.07.2016 Uber forstwirtschaftliche
MalRnahmen 2016/2017 in der Fasanerie, bekanntgegeben im Amtsblatt Nr. 8/ 2016 der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 26.08.2016, richtet und anderseits auf das Ziel der Durchfiihrung
einer MaRnahme, namentlich der Erstellung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Er-
haltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-

schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes, abzielt.

Das Birgerbegehren vereint in sich also zwei wesentliche Ziele:

Zum einen geht es darum, dass samtliche u. a. auch die nach dem Betriebswerk fir den
Forstbetrieb ,Stadtwald Kdthen* mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnum-
mer 74) fur die Flachen und Baumbestande des ,Ziethe-Busches" und der ,Fasanerie" ge-
planten Abholzungs-, Durchforstungs- und Verjingungsmafnahmen bis langstens 31. De-

zember 2018 zumindest ausgesetzt werden.
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Zum anderen fordert das Birgerbegehren die Erstellung (neuer) natur-, arten- und denkmal-
schutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur-

und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes.

Diese Differenzierung ist ggf. auch bei der Priifung der Zulassigkeit des Birgerbegehrens zu
beachten. Gleichwohl ist ein Birgerbegehren nicht nur gegen Beschlisse der Vertretung
moglich sondern kann auch dazu dienen, die Kommunalverwaltung zu einer bestimmten

MalRnahme zu veranlassen.

2. Malgeblicher Zeitpunkt fir die Beurteilung der Zulassigkeit des Birgerbegehrens ist
die Sach- und Rechtslage am Tag des Antrageingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.15), vorliegend also
der 03.01.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetz-
lich vorgeschriebene Kriterien kdnnen nur noch in Form eines neuen Birgerbegehrens be-
riicksichtigt werden (vgl. Miller/ Wiegand, a. a. O., § 26 S. 15).

3. Rechtsgrundlage des Birgerbegehrens ist § 26 KVG LSA. Gemal § 26 Abs. 1 Satz
1 KVG LSA koénnen die Blrger mit einem Blrgerbegehren beantragen, dass sie Uber eine
Angelegenheit der Kommune selbst entscheiden. Ziel ist die Herbeiflhrung eines Blrgerent-
scheids gemal § 27 KVG LSA. Das Birgerbegehren ist an strenge, unabdingbare formelle
Voraussetzungen geknupft.

So konnen Gegenstand eines Birgerbegehrens nur Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszustandigkeit der Vertretung lie-
gen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Birgerentscheid durchgefiihrt
worden ist (8 26 Abs. 2 S.1 KVG LSA). Das Birgerbegehren muss die begehrte Sachent-
scheidung in Form einer mit Ja oder Nein zu beantwortenden Frage, eine Begriindung und
einen gesetzmaligen Vorschlag fir die Deckung der mit der Ausfiihrung der Sachentschei-
dung verbundenen Kosten enthalten (8 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA). Es muss bis zu drei
Personen benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichner zu vertreten (§ 26 Abs. 3 Satz 2
KVG LSA). Das Burgerbegehren ist schriftlich einzureichen (§ 26 Abs. 5 Satz 1 KVG LSA)
und muss — im Falle der Stadt Kéthen (Anhalt) — von mindestens 10 Prozent héchstens je-
doch von 2.000 stimmberechtigten Burgern unterzeichnet sein (8§ 26 Abs. 4 2. Alt. KVG LSA).
Auf die Einhaltung der Sechs-Wochen-Frist gemal} § 26 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA kommt es
dann an, wenn sich das Birgerbegehren (zumindest auch) gegen einen Beschluss des

Stadtrates richtet, der ortsiiblich bekannt gegeben worden ist.
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4. Die Einhaltung des Quorums wird gesondert festgestellt und ist Gegenstand einer
Prufung, anhand des Wahlerverzeichnisses. Antragsberechtigt sind gemafld § 26 Abs. 1,
Abs. 4 KVG LSA die gemal 88 21 Abs. 2, 23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Burger.
Die auf den Unterschriftenlisten dafir vorgesehenen Angaben sind gemal
§ 56 Satz 2 KWG LSA (Name, Vorname, Anschrift, Tag der Geburt) grundsatzlich erforder-
lich aber auch ausreichend. Fir die Prifung ist auch hier der Tag des Einganges des An-
trags mafdgeblich (8 56 Satze 1 und 3 KWG LSA). Sollten im Einzelfall unvollstandige Anga-
ben gemacht worden sein, ist die Stadt Kothen (Anhalt) nicht verpflichtet, diese Angaben zu
erganzen, da das Gesetz die Beibringung der geforderten Nachweise durch die Blrger vor-
schreibt (vgl. VG Halle, Beschluss vom 20.10.1998 — B 1 K 1461/98 -).

5. Antragsberechtigt sind gemaf § 26 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA die nach 88 21 Abs. 2,
23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Blrger.

6. Unzweifelhaft ist die Schriftform gewahrt. Uber die Angelegenheit, die das Biirgerbe-
gehren zum Gegenstand hat, ist innerhalb der letzten zwei Jahre auch kein Blrgerentscheid

aufgrund eines Birgerbegehrens durchgefiihrt worden.

7. Insbesondere handelt es sich nicht um eine Angelegenheit des Ubertragenen Wir-
kungskreises und auch nicht um eine Angelegenheit, die kraft Gesetzes dem Biirgermeister
obliegt (8 26 Abs. 2i.V.m. 88 6, 66 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA).

Alle MalRnahmen im Zusammenhang mit der ,Fasanerie® und dem ,Ziethe-Busch®, die aus
dem Betriebswerk fur den Forstbetrieb fir den Stadtwald Kéthen resultieren, folgen im We-
sentlichen aus der Eigentiimerstellung. Sie dienen nicht nur dem Erhalt, der Bestandspflege
und Entwicklung der Gebiete sondern primér auch der Verkehrssicherung und sind daher
ohne Zweifel schon aus diesem Grund eine Angelegenheit der Gemeinde. Denn die Pflicht
zur Verkehrssicherung — jedenfalls soweit es die Wege im Inneren der Bereiche betrifft —
entspringt moglicherweise ohnehin allein nur der Eigentumerstellung der Stadt Kéthen (An-
halt) und ist deshalb nicht einmal zwingend als staatliche/hoheitliche Angelegenheit zu quali-
fizieren. Aber selbst wenn es sich bei den Wegen um o6ffentliche Stral3en im Sinne des § 2
Abs. 1 StrG LSA handeln sollte — fir die Gemeindestral3en entlang der Fasanerie (Fasane-
rieallee, Joachimiallee) trifft dies in jedem Falle zu — und deshalb die Verkehrssicherung ge-
mafl 8§ 10 Abs. 1 StrG LSA eine hoheitliche Tatigkeit darstellt, ist diese als pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe dem eigenen Wirkungskreis geméa? 8 5 KVG LSA zuzuordnen (vgl.

Reich in: Kommunalverfassung fir das Land Sachsen-Anhalt, 8§ 4 Rdnr. 3).
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Auch der Umstand, dass es sich zumindest bei der ,Fasanerie* aufgrund der Verordnung
vom 17.11.2009 um einen gemal 88 29, 35, 39 NatSchG LSA geschutzten Landschaftsbe-
standteil handelt, &ndert hieran nichts sondern fihrt allenfalls dazu, dass die Stadt als
Grundeigentiimer und Nutzungsberechtigte gemaR § 57 Abs. 1 NatSchG LSA dazu verpflich-
tet ist, Pflege- und EntwicklungsmalRnahmen fir den geschitzten Landschaftsbestandteil,
welche durch die Naturschutzbehérden auf Grundlage eines Pflege- und Entwicklungsplanes
ergriffen werden, der unter ihrer Beteiligung zustande kommen muss und die Maf3nahmen
flursticksgenau und verbindlich regelt, zu dulden. Sie wird gleichsam dazu verpflichtet,
eventuell in eigener Regie ersonnene Mal3nahmen gemal § 4 der Verordnung mit der Na-
turschutzbehdrde abzustimmen, was einem Genehmigungsvorbehalt gleichkommt, da diese
ansonsten gemal § 3 der Verordnung verboten wéren.

Soweit das Begehren also auch darauf abzielt, neue natur-, arten- und denkmalschutzfachli-
che Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen erstellen zu lassen, muss dies in Abstim-
mung und mit Zustimmung der Naturschutzbehérde erfolgen, da sie ansonsten wertlos sind,
weil sie ohne deren Genehmigung nicht - ohne gegen ein Verbot zu verstoRen - umsetzbar

waren.

Zwar dirften zumindest notwendige MaRnhahmen zur Verkehrssicherung als Geschéfte der
laufenden Verwaltung in der Regel in die Zustandigkeit des Blrgermeisters fallen (8 66 Abs.
4 KVG LSA). Mit Blick auf den Umfang der notwendigen Malinahmen und der damit verbun-
denen Kosten, liegt hier jedoch kein Geschéft der laufenden Verwaltung vor.

8. Ferner steht dem Biirgerbegehren auch nicht die Vorschrift des § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bis 8 KVG LSA entgegen. Danach kdnnen die dort abschlieend aufgezahlten Sach-

verhalte nicht Gegenstand eines Blrgerentscheids sein.

8.1 Insbesondere liegt mit dem Biirgerbegehren kein Verstol3 gegen § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 3 KVG LSA vor. Demnach ist ein Burgerbegehren unzuléassig Uber die Haushaltssatzung,
einschlieB3lich der Haushaltsplane. Auch ein Birgerbegehren, welches sich materiell auf den
Haushalt auswirkt, kann Uber die Hausaltssatzung unzulassig sein. Ob dies der Fall ist, dirf-
te abhéngig sein von der Hohe der notwendigen Aufwendungen im Verhaltnis zum Umfang
der insgesamt zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel. Kaum zweifelhaft dirfte sein, dass
die Erstellung neuer natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen mit Kosten verbunden sein dirfte. Wie dem Entwurf des Haushaltspla-
nes des Landkreises Anhalt-Bitterfeld fir das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen ist, veran-
schlagt dieser fir die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entspre-

chung seiner Verordnung uber die Festsetzung der ,Fasanerie Kéthen® als geschutzten
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Landschaftsbestandteil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro. Die Initiatoren des Blirgerbe-
gehrens selber machen zu den voraussichtlichen Kosten der von ihnen begehrten Maf3nah-
men keine konkreten Angaben. Geht man von den Angaben in der Haushaltsplanung des
Landkreises aus, so sind diese zwar erheblich, in Anbetracht des Haushaltsvolumens gemaf
des Entwurfs zum Haushaltsplan der Stadt Kéthen (Anhalt) fir das Haushaltsjahr 2017 je-
doch noch nicht so hoch, dass man von einer Einflussnahme auf den Gesamtbestand des
Haushaltes sprechen kann, die das Gleichgewicht des gesamten Haushaltes st6rt und in
einer Art und Weise zu einer Neuordnung des Gesamtgefliges zwingt, die zu einer wesentli-
chen Beeintrachtigung des Budgetrechts der Vertretung fuhren wirde. Folglich liegt kein
Verstol? gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 KVG LSA vor.

8.2 Die Frage, nach dem Sinn solcher Malinahmen in Anbetracht einer parallel vorgese-
henen Planung seitens der zustandigen Naturschutzbehérde stellt sich jedoch im Zusam-
menhang mit § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA. Es konnte sich vorliegend um ein Begeh-
ren handeln, welches ein gesetzwidriges Ziel verfolgt, da mit der Durchflihrung der begehr-
ten MaRnahme ein Verstol3 gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

(8 98 Abs. 2 KVG LSA) vorliegen konnte, weil die Erstellung neuer natur-, arten- und denk-
malschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen tatsachlich mit erheblichen
Kosten verbunden sein dirfte. Wie bereits erwéhnt, ist dem Entwurf des Haushaltsplanes
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld flr das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen, dass dieser flr
die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entsprechung seiner Ver-
ordnung Uber die Festsetzung der ,Fasanerie Kothen* als geschitzten Landschaftsbestand-
teil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro veranschlagt.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Erstellung davon losgeldster, ohnehin genehmigungs-
bedirftiger Konzepte folglich eine Malinahme ware, welche gegen den Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit und damit gegen ein gesetzliches Gebot verst6R3t, ist den Ini-
tiatoren eines Birgerbegehrens jedoch der gleiche Spielraum zuzugestehen, wie der Kom-
mune selbst. Und hinsichtlich des Gebots, den Haushalt wirtschaftlich und sparsam zu fuh-
ren, haben die Kommunen einen weitgehenden, der gerichtlichen Uberpriifung nur ein-
schrankend zuganglichen Beurteilungsspielraum (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfas-
sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 98 S.5). Rechtswidrig ist eine
MalRnahme nur dann, wenn sie mit den Grundséatzen verniinftigen Wirtschaftens schlechthin
unvereinbar ist oder wenn der Entscheidungsfreiraum in nicht mehr vertretbarer Weise tber-
schritten wurde (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.8). Davon kann vorliegend jedoch nicht ausgegangen wer-

den, denn die Tatsache, dass die Naturschutzbehérde eine Planung vornehmen mdchte,
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entbindet auch die Stadt nicht von der Méglichkeit eigene Planungen genehmigungsfahig zu

erstellen. Zumal dann nicht, wenn sie es sich wirtschaftlich leisten kann.

Auch der Umstand, dass die Stadt Kothen (Anhalt) sich zu Zeitpunkt des Blrgerbegehrens
noch in der vorlaufigen Haushaltsfiihrung befindet und somit den Beschrédnkungen des § 104
KVG LSA unterliegt, begriinden keinen Verstol3 gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA.

Denn zum einen ist fur die Erstellung einer Konzeption durch das Begehren ein Zeithorizont
vorgegeben, innerhalb dessen von der Planwirksamkeit der hierfiir benétigten Mittel ausge-
gangen werden kann und zum anderen, besteht fur Malinahmen zur Verkehrssicherung oh-
nehin eine rechtliche Verpflichtung wie auch dafur, diese auf Grundlage eines mit der Natur-
schutzbehoérde abgestimmten und genehmigten Pflege- und Entwicklungsplanes durchzuftih-

ren.

9. Das Birgerbegehren muss gemal § 26 Abs. 5 KVG LSA bis zu drei Personen be-
nennen, die berechtigt sind die Unterzeichner zu vertreten, eine mit Ja oder Nein zu beant-
wortende Fragestellung, eine Begriindung und einen durchfiihrbaren Vorschlag fur die De-
ckung der Kosten enthalten. Alle diese Angaben miissen sich auf jeder Unterschriftenliste
mit der Uberschrift ,Blrgerbegehren” oder ,Antrag auf Birgerentscheid“ befinden (VG Mag-
deburg, LKV 2004 S. 526). Bei der Prifung des Quorums wird das Vorliegen dieser Voraus-
setzungen ebenfalls geprift. Die inhaltliche Prifung erfolgt hier.

Die Fragestellung

Stimmen Sie dafir, dass sdmtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fur den Forst-
betrieb flr den Stadtwald Kéthen mit Gultigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fiir die Fldchen und Baumbesténde des ,Ziethe-
Busches" und der ,Fasanerie” geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjin-
gungsmafinahmen bis langstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach
unter Berlcksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege-
und Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Berlcksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, gedndert und/oder neu aufgenommen zu

werden? (Ja/ Nein)
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Ist schwer verstandlich und erschlief3t sich erst nach mehrmaligem Lesen. Dennoch kann sie
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben mit Ja oder mit Nein beantwortet werden. Ferner
ist die Frage so formuliert, dass das mit dem Burgerbegehren verfolgte Ziel im Burgerent-

scheid mit der Antwort ,Ja“ unterstitzt werden kann.

Schlief3lich wurden mit Herrn Scholz, Herrn Stahl und Herrn Dr. Gahler auch auf den Unter-
schriftenlisten selbst die Personen benannt, die berechtigt sind, die Unterzeichner des Bur-
gerbegehrens zu vertreten. Die Hochstgrenze von bis zu drei Personen wurde eingehalten.

10. Das Birgerbegehren ist auch nicht deshalb unzulassig, weil es keine (ausreichende)
Begriindung enthalt. Eine schriftliche Begriindung gehort gemal § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG
LSA zum notwenigen Inhalt des Blrgerbegehrens und muss sich deshalb auf jeder Liste der
Unterzeichnungen wiederfinden (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A 458/03
MD -). Deshalb mussen auch die Griinde aus dem Schreiben der Herren Dr. Gahler und
Stahl vom 03.01.2017 nebst Anlagen aul3er Betracht bleiben; maf3geblich ist allein der Inhalt
der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstiitzern des Blrgerbegehrens unter-
zeichnet wurden. An die Begriindung werden keine besonderen gesetzlichen Anforderungen
gestellt. Die Begriindung kann kurz sein. Auch auf die Richtigkeit der Begriindung kommt es
nicht an, die in der Begriindung dargestellten Fakten muissen jedoch nach herrschender
Meinung zutreffend sein (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.12). Eine gewisse Uberzeichnung kann hingenom-
men werden, weil sich die Gegenposition in der offenen Auseinandersetzung vor der Ab-
stimmung ebenfalls Gehdr verschaffen kénnen muss. Die Begrindung dient dazu, die Unter-
zeichner Uber den Sachverhalt und die Argumente der Initiatoren aufzuklaren. Die Begrin-
dung muss auf die Fragestellung eingehen; aus ihr muss sich zumindest die Zielrichtung des
Birgerbegehrens ergeben (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.11). Die Begriindung ist damit in erster Linie als rein
formale Voraussetzung anzusehen. Diese liegt auch vor, denn die unter der Uberschrift

~Sachdarstellung” folgenden Ausfiihrungen,

Die ,Fasanerie" - denkmalgeschuitzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Koéthen -
bewegt seit Jahren die Gemiiter. Sei es durch umfallende Baume, Verndssung. Kahl-
schlag- und AbholzungsmalRnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf
Einzelflachen von einem halben Hektar geplanten Kahlschlage wurde im Mérz 201 1 eine
Unterschriftensammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Biir-
ger weitestgehend angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Be-
schlussvorlage 2012005/5 (1) das Betriebswerk fiir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen"

Seite 10 von 15





zur Kenntnis genommen und in Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren
Betreuung in den nachsten 10 Jahren ausschliel3lich unter forstwirtschaftlichen Gesichts-
punkten erfolgt. Natur- und denkmalfachliche sowie kulturelle Belange bleiben unbertck-
sichtigt. Es soll ein Waldumbau ausschlief3lich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien er-
folgen. Insgesamt so!l auf den Flachen laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine
Gesamtnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste Malinahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahl-
schlag auf einer Flache von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 gm)
zu Verwustungen und Zerstdrungen, u. o. durch Anlage von Riickegassen, gefihrt. Fur
den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Malsnhahmen auf einer Flache von 8,7 Hektar
(87-.000 gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte und groRR3flachige Zersto-
rungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten-
und Fledermausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der
Okologischen und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebu-
sches nicht ansatzweise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Blrgerschaft - wenn
auch vielleicht forstwirtschaftlich noch fir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Per-
spektive jedoch fir falsch gehalten und mit Unverstandnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Blrgerentscheids Uber folgende mit Ja oder Nein zu beantwor-

tende Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

erfullen diese Voraussetzungen.

11. Das Birgerbegehren ist jedenfalls deshalb unzuléassig, weil es an einem nach den
gesetzlichen Bestimmungen durchfuhrbaren Vorschlag fur die Deckung der Kosten der ver-
langten MalRBnahme fehlt (8§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA).

Der Vorschlag fir die Deckung der Kosten soll eine hinreichende Entscheidungsgrundlage
fur die Bulrger bereitstellen, indem diese dartber informiert werden, welche Tragweite und
Konsequenzen die begehrte Entscheidung fir die finanzielle Lage der Gemeinde hat, gleich-
zeitig dient er dem Interesse an der Kostenneutralitat des Burgerbegehrens. Daher muss
der Kostendeckungsvorschlag grundsatzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtli-
chen Kosten (einschlief3lich von Einnameausféllen) enthalten sowie die Beschreibung der —
nicht gegen rechtliche Bestimmungen verstoRenden — Mittel und Wege, auf denen die Kos-
ten aufgebracht bzw. die Einsparungen verwirklicht werden sollen (vgl. OVG Magdeburg,
LKV 2014, S. 424). Ein solcher Finanzierungsvorschlag wird vom Gesetz auch verlangt, da

andernfalls ein Beschluss der Birgerschaft unter Umstanden von der Kommunalaufsicht
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beanstandet werden musste, weil finanzielle Mittel zur Durchfiihrung des Vorschlages weder
im Haushaltsplan enthalten sind noch im Wege einer Nachtragssatzung zur Verfiigung ge-
stellt werden kénnen (vgl. Lubking/Beck, Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt,
Stand: 12/2010, § 25 Rdnr. 7). Dabei muss der Kostendeckungsvorschlag — zumindest Uber-
schlagig, ggf. geschatzt, aber schliissig — die Kosten angeben, um deren Deckung es geht,
inklusive der Folgekosten (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, 8§ 26 S. 12 ; Franz, Kommunalrecht Sachsen-Anhalt, 1.
Aufl. 2004, S. 254.

Gleichzeitig dirfen an den Kostendeckungsvorschlag aber keine tiberzogenen Anforderun-
gen gestellt werden und muss dessen Uberpriifung zudem an dem mit dem Birgerbegehren
bezweckten Vorhaben orientiert sein (vgl. OVG Magdeburg, LKV 2014, S. 425). Wenn es
sich um eine komplizierte Grundsatzentscheidung handelt, bei welcher die Entstehung von
Folgekosten noch von zahlreichen, nicht vorhersehbaren, Faktoren abhéangig ist, kann von
der sonst zumindest geforderten prognostischen Bezifferung der Hohe dieser Kosten abge-
sehen werden, weil eine derartige Prognose nicht leistbar erscheint. Ist also erkennbar, dass
mit dem Kostendeckungsvorschlag im Stadium eines Burgerbegehrens etwas Unmdgliches
abverlangt wird, darf ein fehlender Kostendeckungsvorschlag nicht zur Unzulassigkeit des
Begehrens fihren (OVG Frankfurt (Oder), LKV 2003, S.87). Es reicht dann zumindest aus,
wenn die Initiatoren von einer Kostenneutralitdt ausgehen und eine solche Prognose in der

Begriindung angeben.

Von vornherein keines Deckungsvorschlages bedarf es nur dann, wenn die beantragte Maf3-
nahme gar keine Kosten oder Einnahmeausfalle verursacht oder offensichtlich die glinstigere
zu einem von der Kommune beschlossenen Vorhaben darstellt (vgl. Miller/Wiegand in:

Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, 8§ 26 S. 12).

Unter der Uberschrift ,Kostendeckung“ machen die Initiatoren zunéchst folgende Ausfiihrun-

gen:
,FUr die Einstellung der im Betriebswerk flir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Gul-
tigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fur die genannten Flachen und
Bestdnde vorgesehenen MalRhahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der
Kommune keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefihrten
und in der breiten Bevdlkerung zu Emporung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren
defizitdr (Informationsvorlage 2016081 /). Auch die geplanten Mafinahmen fir den
Herbst/Winter 2016/2017 weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.
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Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Perso-

nal- und Sachaufwand).”

Sie machen also zunéchst geltend, dass die Einstellung der im Betriebswerk fir den Forstbe-
trieb Stadtwald Kothen mit Gultigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fir die
genannten Flachen und Bestdnde vorgesehenen Maflinahmen des Betreuungsforstamtes
Dessau bis langstens 31.12.2018 keine Kosten verursachen wirde. Hinsichtlich des damit
einhergehenden Ausfalls von Einnahmen durch den Verzicht des Verkaufs des Holzes ma-
chen sie geltend, dass dieser Einnahmeausfall mit Blick auf die Kosten des Holzeinschlags
defizitar gewesen sei, so dass zumindest Kostenneutralitat bzw. sogar damit verbundene
Einsparungen prognostiziert werden. Das konnte fir diese begehrte MaRnahme, fur sich
genommen, noch als ausreichender Kostendeckungsvorschlag angesehen werden.

Soweit jedoch unterstellt wird, dass indirekte Kosten erspart wirden, handelt es sich um ei-
nen nicht durchfiihrbaren Deckungsvorschlag, weil zumindest die Personalkosten auch dann

anfallen, wenn die Mal3hahmen aus dem Betriebswerk unterbleiben.

Weiter flihren die Initiatoren aus:

,Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutz-
konzeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfang-
lich bereitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Birgerbewegung die Gegenfi-
nanzierung durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Birger sowie von regionalen
und Uberregionalen Organisationen und Korperschaften (Spenden und Sponsoring).
Darlber hinaus haben sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklart, an den Konzeptionen ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die
Thematik hat mittlerweile Gber Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerk-

samkeit gefunden.”

Fraglich ist allerdings, ob diese Feststellungen ausreichen, damit ein gesetzmaRiger Kosten-
deckungsvorschlag vorliegt, denn es fehlt bereits an einer, wenn auch nur tberschlagigen
Angabe der voraussichtlich durch die geforderte MalRBnahme (Erstellung einer Erhaltungs-,
Pflege- und Schutzkonzeption) entstehenden Kosten. Die Unterzeichner des Begehrens
werden hierliiber vollkommen im Unklaren gelassen.

Ein Kostendeckungsvorschlag war vorliegend auch nicht entbehrlich. Denn es steht aul3er
Frage, dass die beantragte MalRnahme objektiv geeignet sein kann, Kosten zu verursachen.
Davon gehen die Initiatoren auch selbst aus, da sie insoweit in ihren Ausfiihrungen auf die

Bereitstellung hierfur notwendiger Mittel durch den Stadtrat abstellen und folglich auch nicht
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davon ausgehen, dass die von ihnen prognostizierten Einsparungen durch Einstellung der

MalRnahmen aus dem Betriebswerk ausreichen, um diese Kosten zu decken.

Die begehrte MaRnahme stellt auch nicht offensichtlich die billigere Alternative zu einem von
der Kommune bereits beschlossenen Vorhaben, hier das von den Initiatoren in diesem Zu-
sammenhang genannte Betriebswerk flr den Forstbetrieb Stadtwald Kdthen mit Gultigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) dar.

Schon die Erstellung neuer Konzeptionen und erst recht die daraus resultierenden Maf3nah-
men sind jedoch objektiv mit Kosten verbunden. Wenn aber nicht ohne Weiteres erkennbar
ist, dass die beantragten Malinahmen die billigere Alternative darstellen, so sind im Antrag
zumindest Darlegungen dazu notig, aufgrund welcher Faktoren die vorgeschlagene Alterna-
tive fur kostenginstiger gehalten wird (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A
458/03 MD -). Aber auch daran fehlt es vorliegend.

Fraglich ist, ob es zumindest ausreicht, darauf zu verweisen, dass der Stadtrat, mithin die
Kommune selbst, die fur die Erstellung der Konzeptionen notwendigen Mittel bereit stellen
soll und alternativ die Initiatoren des Blrgerbegehrens die Gegenfinanzierung durch Ein-
werbung freiwilliger Leistungen der Blirger sowie von regionalen und lberregionalen Orga-

nisationen und Koérperschaften (Spenden und Sponsoring) sicherstellen wollen.

Eine Sammlung von Geldern in der Bevolkerung ist jedenfalls kein durchfuhrbarer Finanzie-
rungsvorschlag. Es ist nicht gewahrleistet, ob die Sammlung erfolgreich sein wird (vgl. Mil-
ler/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016,
§26S. 12).

Der Hinweis darauf, dass der Stadtrat die notwendigen Mittel bereitstellen solle, kann aber
nur dann als (noch) ausreichend angesehen werden, wenn - wie gesehen — selbst die einfa-
che und Uberschlagige Prognose etwaiger Kosten als schlichtweg nicht leistbar anzusehen
ware. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Sofern die Initiatoren eines Blrgerbegehrens
nicht die dafiir erforderlichen Kenntnisse haben, um die Kosten eine MalRhahme zu ermitteln,
haben sie zunéachst zuvor bei der Kommune entsprechende Informationen darlber einzuho-
len (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt,
Stand: 07/2016, § 26 S. 12). Diese ist gemaR § 26 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA auch verpflichtet,
im Rahmen ihrer Verwaltungskraft ihren Birgern bei der Einleitung des Begehrens behilflich
zu sein. Eine entsprechende Anfrage an die Kommune hat es jedoch nicht gegeben. Zudem
ist die Kostenermittlung fiir die begehrte MalRnahme vorliegend auch - zumindest tberschla-

gig — durch Anfragen bei entsprechenden Fachleuten ohne grof3en Aufwand méglich. Hinzu

Seite 14 von 15





kommt, dass die Initiatoren selbst darauf verweisen, dass sich in Ihren Reihen entsprechen-
de Fachleute befinden bzw. dass sich bereits Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklart haben mit ihnen zusammenzuarbeiten. Dies legt die Vermutung nahe, dass die Initia-
toren sehr wohl tber die Mittel und Fahigkeiten verfugen, die es ihnen ermoglich hatten, den
Unterzeichner auch tber die voraussichtlichen Kosten der Ma3Bnahmen aufzuklaren. An die-
sem Mal3stab gemessen sind die vorliegenden Ausfiihrungen nicht als ausreichend anzuse-
hen.

12. Uber die Zulassigkeit des Biirgerbegehrens entscheidet der Stadtrat. Hierbei ist er
ausschlie3lich an Recht und Gesetz gebunden, d. h. bei der Entscheidung Uber die Zulas-
sigkeit des Birgerbegehrens steht ihm kein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum zu. (vgl.
Libking/Beck, a. a. O., § 25 Rdnr. 11; Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 16) Sind die Voraussetzungen erfillt und
liegt kein Ausschlussgrund vor, muss der Stadtrat das Begehren fir zulassig andernfalls fur

unzulassig erklaren.
13. Zusammenfassend ist festzustellen, dass es dem Birgerbegehren jedenfalls an ei-
nem hinreichenden Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei Angaben zu den vo-

raussichtlichen Kosten beinhaltet. Das Blrgerbegehren ist deshalb unzulassig.

14. Die getroffene Entscheidung des Stadtrates wird ortsiiblich 6ffentlich im Amtsblatt der
Stadt Kéthen (Anhalt) bekannt gemacht (8 26 Abs. 6 Satz 2 KVG LSA).
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2- Prüfvermerk Bürgerbegehren_2017_Fassung BVL.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 13.07.2017

Uber die 19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen
(Anhalt)
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 22.06.2017 Ort: 06366 Kbthen(Anhalt)
Beginn : 18:30 Stral3e : Marktstral3e 1-3

Ende : 21:41 Raum : Ratssaal

Anwesende Mitglieder 32 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Bernd Hauschild (OB), (OB)

waren anwesend : Ina Rauer (DEZ), (Dezernat 6)
Jurgen Richter (AL), (Amt 10)
Sabine Pennewitz (AL), (Amt 14)
Dana Rosler (AL), (Amt 20)
Birgit Schlendorn (AL), (Amt 40)
Bernd Albrecht (Ltr.), (Bereich 103)
Markus Kohl (jur. MA), (Bereich 030)
llona Hackel (AL), (Ratsburo)
Caroline Hebestreit (PrRef), (Ratsbiro)
Anja Kahlmeyer (Prot), (Ratsbiiro)

AuRRerdem waren Mitteldeutsche Zeitung, mehrere Einwohner
anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung : Dr. Werner Sobetzko | Besitzerin: Renate Schmidt
Schriftfuhrer : Anja Kahlmeyer
Stadtratsvorsitzender Oberblurgermeister Protokollfihrerin

Dr. Werner Sobetzko Bernd Hauschild Anja Kahlmeyer




Tagesordnung

TOP

11
1.2

21
2.2
2.3
2.4
2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

2.10

2.11
2.12
2.13
2.14
2.15

2.16
2.17

3.1

3.2
3.3
3.4
3.5
3.6
3.7

3.8

Thema Vorl.-Nr.

Eréffnung

Einwohnerfragestunde -
Feststellung der Beschlussféhigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung

Behandlung der 6ffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
Bestétigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
Bekanntgabe der Beschliisse aus nichtoffentlichen Sitzungen -
Beschluss Uber die Zuléssigkeit des Einwohnerantrages gegen die  2017092/1
hohen Kita- und Hortgebiihren und unpraktikablen Hortzeiten

Kindigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und Marketing  2017093/1
GmbH (im Folgenden "KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-

Bitterfeld (im Folgenden "LK ABI")

Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des 2017094/1
Landkreises Anhalt-Bitterfeld zur Zulédssigkeit des Birgerbegehrens

Fasanerie

7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits 2017074/3
Merziener Straf3e"

hier: Billigung des Planentwurfs und dazugehorige Begrindung

ohne Umweltbericht sowie Beschluss tber die dffentliche Auslegung

gemal § 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB - Offenlagebeschluss -

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017076/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt)

hier: Abwagung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der

Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Tréager offentlicher

Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss

2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017077/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

Teilaufhebung Sanierungsgebiet 2017070/3
Anderung Gestaltungssatzung Siidliche SpringstraRe 2017062/3
Anderung Gestaltungssatzung Burgstrale bis RitterstraRe 2017071/3
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung 2017072/8

Beschluss gemal § 12 Abs. 5 GKG LSA,; Verzicht auf die 6ffentliche 2017058/2
Ausschreibung der Stelle des Geschéaftsfuhrers des

Abwasserverbandes Kéthen

Annahme von Spenden, Schenkungen und &hnlichen Zuwendungen 2017091/1
Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

Behandlung der nicht6ffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -

Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
VeréufRerung von Vermdgensgegenstanden 2017068/2

Konzessionsbericht zur GAS-Konzession (Kothen Energie GmbH)  2017079/2
Konzessionsbericht zur STROM-Konzession (enviaM) 2017080/2

Verkauf der Grundstlicke Flur 29, Flurstiick 102 und einer Teilflache 2017083/2
aus Flurstiick 141/2
Vergabe eines mittleren Léschfahrzeuges fur die Freiwillige 2017095/1



Ortsfeuerwehr Dohndorf
3.9 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil)



Protokolltext

1.1 Einwohnerfragestunde

Herr Schenk &auliert sich als Elternvertreter der Kita-Max und Moritz zur aktuellen Situation
in der Kita, mit der die Eltern nicht zufrieden sind und stellt folgende Fragen, die zu Protokoll
gegeben wurden:

1. Als bekannt wurde, dass fir Frau Hoppner eine Schwangerschaftsvertretung gebraucht
wurde, meldeten sich mehrere Erzieherinnen freiwillig. Alle wurden abgelehnt. Warum?

2. Mit Frau Stimm wurde die teurere Losung gewahlt, Dadurch, dass sie jetzt zwei
Einrichtungen leitet, erhalt sie eine hdhere Einstufung und kostet somit mehr Geld. Wie ist
das mit den Wunsch der Stadt zur Kostenersparnis kompatibel?

3. Warum mussen wir mit einer teuren halb besetzten Leitungsposition in Vertretung leben,
die sich nur mit minimalem Arbeitseinsatz fir die Einrichtung einbringt?

4. Es wurde angekindigt, dass alle Kita-Konzepte der Stadt miteinander verglichen und
deren Vor- und Nachteile herausgearbeitet werden. Gibt es mittlerweile einen Zeitplan
dafuir? Ist immer noch geplant, dabei auch externe Experten hinzuzuziehen? Die
Interpretation eines Konzeptes kann ja durchaus unterschiedlich ausfallen.

5. Warum wurde die Stelle der Schwangerschaftsvertretung von Frau Hoppner nicht
offentlich ausgeschrieben, sondern intern vergeben? Ist dies mit den Regularien des
offentlichen Dienstes konform? Warum werden laut Personalrat generell keine Stellen fr
den Kita-Bereich ausgeschrieben. Woher kommen die Bewerber und wer entscheidet
dariiber wer eingestellt wird? Job bei der Stadt Kéthen nur noch dber Vitamin B?

6. Im Laufe der Gesprache wurden oftmals Belegungsstatistiken angesprochen. Wurde die
mittlerweile erstellt? Falls ja, wirden wir gerne Einblick in diese Statistiken erhalten. Weiter
wirde uns interessieren, wie viele Kinder davon anschliel3end in anderen stadtischen
Einrichtungen betreut werden.

7. Was passiert, wenn Frau Hoppner aus der Elternzeit zuriickkommt?

8. Wann wurde der Elternrat des ,Pinocchio” Giber die Plane informiert? Sie wirkten
vorbereitet und warben intensiv fur die Plane.

Der Stadtratsvorsitzende bedankt sich fur die Ausfiihrungen und teilt mit, dass die Fragen
schriftlich beantwortet werden.

StRn Buchheim ist irritiert, dass die Fragen nicht sofort beantwortet werden.

Der Obm erklart, dass er es fur besser halt, wenn die Fragen schriftlich und fundiert
beantwortet werden. Zur Frage 5 teilt er mit, dass fir die Stadt keine Ausschreibungspflicht
besteht.

Herr Stahl fuhrt Folgendes aus: (Protokoll nach Vorlage der Rede, es gilt das gesprochene
Wort)

Sehr geehrter Herr Stadtratsvorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate,

in der letzten Sitzung des Stadtrates habe ich eine Frage zu den Verlusten des
Abwasserverbandes Kothen in Zusammenhang mit einem Derivatgeschéft gestellt, jedoch
von lhnen — sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko — bis zum heutigen Tag keine Antwort erhalten.
Zu meiner Verwunderung wurde mir zwar eine Kopie eines Schreibens des
Verbandsgeschéftsfihrers des Abwasserbandes an den — wortlich — ,,Oberbirger Hauschild*
durch das Ratsburo tbersandt. Ich wusste bis dato nicht, dass — wenn hier im Stadtrat eine
Frage gestellt wird — der Verbandsgeschaftsfiihrer des Abwasserverbandes antwortet. Sie
sind der Vorsitzende des Stadtrates und damit auch dessen Sprecher. Ich kann mir kaum
vorstellen, dass alle tbrigen 35 ehrenamtlichen Mitglieder des Stadtrates damit
einverstanden sind, wenn der Geschéftsfuihrer des Abwasserverbandes fur sie spricht. Kurz



zum Inhalt des Schreibens: Es ist inhaltsleer, nicht aussagekraftig und auf die
Ahnungslosigkeit der Leser gerichtet. Wer negative Marktwerte eines reellen
Finanzgeschaftes mit theoretischen Vorfalligkeitsentschadigungen im Fall des gewlinschten
Vertragsbruches gleichsetzt und hofft, dass dem Ganzen Glauben und Vertrauen geschenkt

wird, qualifiziert sich selbst ab.
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Und egal, ob negativer Marktwert oder Vorfalligkeitsentschadigung: Wenn der Betrag
realisiert bzw. gezahlt wird, entsteht ein Verlust — im Fall des Abwasserverbandes Kothen
von 11 Mio. EUR. Weiter will ich auf das Schreiben nicht eingehen. Es dirfte Ihnen ohnehin
bekannt sein. Auch wenn Sie sich — sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko — bzw. sich der
Stadtrat zum Sachverhalt noch nicht geduf3ert haben. Einer hat bereits geantwortet, und
zwar die Landesregierung in Form des Innenministers. Ich gebe die Kernsétze daraus gern
zur Kenntnis: ,Auf der Grundlage eines Erlasses des Ministeriums flr Inneres und Sport
vom 30. Marz 2012 wurden die Kommunen im Land Sachsen-Anhalt durch das
Landesverwaltungsamt darauf hingewiesen, dass der Einsatz von Zinsderivaten in
kommunalen Koérperschaften in Sachsen-Anhalt grundsatzlich nicht in Betracht kommt. -
Dies liegt zum einen daran, dass die Risiken beim Einsatz von Zinsderivaten oftmals nicht
Uberschaubar und eingrenzbar sind, ...“ Das Schreiben endet mit der Feststellung: ,Verluste
aus derivativen Finanzierungsinstrumenten stehen in keinem Zusammenhang mit dem
Betrieb einer Einrichtung und der Leistungserbringung. ... Ein entstandener Verlust ist daher
nicht gebihrenfahig, so dass dieser im Wege einer allgemeinen Umlage ... von den
Mitgliedsgemeinden des Zweckverbandes auszugleichen ist.“ Wenn es sich fur den
Abwasserverband Kéthen bewahrheitet, dann sind das ca. 7 Mio. EUR fir die Stadt Kothen.
Da rickt die symbolische Abgabe des Stadtschliissels wieder in den Mittelpunkt. Auch Sie
erinnern sich sicherlich daran, Herr Hauschild. Nur hat die von lhnen angekuiindigte, sofortige
Besprechung mit den Vertretern der Stadt in der Verbandsversammlung meines Wissens
nicht stattgefunden. Der Abwasserverband Kéthen steht ja noch in einem anderen
Zusammenhang auf der Tagesordnung. Und dies, obwohl die Verbandsversammlung einen
rechtsgultigen Beschluss dahingehend gefasst hat, auf die Ausschreibung der Position des
Verbandsgeschaftsfihrers nicht zu verzichten. Die Angelegenheit ist ohne Sachdebatte
durch Beschluss des Stadtrates von der Tagesordnung abzusetzen, da diese nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt fallt. Ich verweise auf § 2 Abs. 4 Ihrer Geschéftsordnung.
Offenbar gefallt jedoch nicht jedem in der Verwaltung der Beschluss der
Verbandsversammlung. Warum eigentlich nicht? Was gibt es zu verbergen? Warum soll
jetzt ein nur seinem freien Gewissen unterliegendes, ehrenamtliches Mitglied des Stadtrates
diszipliniert und sanktioniert werden? Wo gibt es die gesetzliche Grundlage dazu? Und
missen auch andere ehrenamtliche Mitglieder des Stadtrates mit &hnlichen Malinahmen
der Verwaltung rechnen, wenn sie in einem Gremium, Aufsichtsrat oder Ausschuss eine der
Stadtverwaltung nicht genehme Entscheidung treffen? In der Sache selbst hat die Fraktion
Bl/Freie Wahler mit Schreiben vom 15. Mai (2017) gefordert, dass die Ausschreibung der
Pasition nun zu forcieren sei. Soweit die Verwaltung in der gegensatzlichen
Beschlussvorlage vortragt, dass der Antrag erst in der Ubernachsten Sitzung des Stadtrates
zu behandeln ware, und man dies nun gnadigerweise mit in die Beschlussvorlage eingebaut
hat, ist dies schlichtweg falsch. Hier wird seitens der Verwaltung wieder ein
Tauschungsmanover betrieben. Ich verweise auf § 2 Abs. 2 der Geschaftsordnung.
Demnach ist der Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spatestens der
Ubernachsten Sitzung zu setzen. Das Wort ,spatestens” wird seitens der Verwaltung wohl
bewusst verschwiegen. Und mit welcher Berechtigung hat der Antrag der Vorsitzenden der
Verbandsversammlung quasi eingebaute Vorfahrt? Bereits in der Stadtratssitzung am
15.12.2016 hatte ich gefragt, wie zuklnftig sichergestellt werden soll, dass Antrage der
Fraktion Bl/Freie Wahler durch die Verwaltung gleichwertig und gleichrangig behandelt
werden. Sie — sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko — haben darauf mit einem undatierten
Schreiben geantwortet. Ich frage Sie nun, wann lésen Sie ihr darin gegebenes Versprechen
endlich ein? AbschlieRend einige Satze zum Blrgerbegehren Fasanerie: Die
Kommunalaufsicht ist der Auffassung der Verwaltung, die dort Kosten konstruiert, wo
Uberhaupt keine sind, gefolgt. Ich erinnere noch einmal an die Kernforderung des
Birgerbegehrens: Aussetzung aller Abholzungsmafinahmen in der Fasanerie und dem
Ziethebusch bis Ende 2018. Dieser Zeitraum soll zur Erstellung von Konzeptionen genutzt



werden. Ob dies verwirklicht wird, ist offen. Es kommt nicht einmal zum Ausdruck, dass die
Konzeptionen durch die Stadt erstellt oder beauftragt werden sollen. Wir alle wissen, dass
seitens des Landeskreises eine entsprechende Verpflichtung dazu besteht. Und diesen
aufzufordern, seinen Verpflichtungen nachzukommen, kann auch kein eigenes Budget
beanspruchen. Wo bitteschon entstehen darlegungspflichtige Kostenpositionen?
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Auch die Kommunalaufsicht ist diesbeziiglich eine Antwort schuldig geblieben. Sie, geehrte
Stadtrate, haben sich schon zweimal mehrheitlich gegen die Verwaltungslinie gestellt. Dafir
danke ich Ihnen auch im Namen tausender Unterzeichner des Blrgerbegehrens. Bleiben
Sie sich selbst treu. Es ist auch keinesfalls so, dass die formulierten Forderungen des
Birgerbegehrens zwischenzeitlich bereits initiiert bzw. umgesetzt worden sind (FDP-Die
Grlne Fraktion, Amtsblatt Nr. 3/2017 vom 31.03.2017, S. 22). Eine Aufrechterhaltung ist
dringend erforderlich. Allein schon deshalb, um gemeinsam mit den Fraktionen
Rahmenbedingungen und EinzelmaRnahmen festzulegen, die dann im Stadtrat beschlossen
werden. Wenn die Verwaltung nicht zur Mitarbeit bereit ist, muss es halt ohne diese gehen.
Ich baue dabei stellvertretend fiir jeden Unterzeichner des Birgerbegehrens auf die
tatkraftige Unterstltzung jedes einzelnen ehrenamtlichen Mitgliedes des Stadtrates.

Bereits jetzt meinen Dank daflir. Zum Schluss die folgende Frage: Der Tierpark ist Teil der
Fasanerie und auch vom Burgerbegehren betroffen. Aufgrund von Baumfallungen fur das
Wolfsgehege und anderen MalRnahmen stehen Ersatzpflanzungen aus. Wie hoch ist diese
Anzahl nach Baumarten, und mit welchen Kosten ist zu rechnen? Vielen Dank fur lhre
Aufmerksamkeit.

Der Obm beantwortet einige Fragen von Herrn Stahl. Bzgl. des Gespraches mit Herrn
Winkler zum Thema Derivate teilt der Obm mit, dass dieses aufschlussreich war und er
anschlie3end keinen weiteren Gesprachsbedarf hatte. Daraufhin erging das Schreiben von
Herrn Winkler an den Obm, welches Herr Stahl im Anschluss erhalten hat.

Zur Gleichbehandlung der Antrage der Freien Wabhler teilt der Obm mit, dass in dem
speziellen Fall des Antrages zum Abwasserverband, der Vorsitzende der Freien Wahler am
24.05.17 eine sach- und rechtskundige Antwort erhielt, weshalb der Antrag der Vorlage
beigefugt wurde. Wenn dieser mit der Antwort nicht einverstanden gewesen ware, hatte er
noch sehr viel Zeit gehabt, sich zu auzern.

StRn Buchheim weist darauf hin, dass die Verwaltung die Initiatoren des
Einwohnerantrages zur Sitzung hatten einladen missen um diese anzuhéren.

StR Scholz ist der Meinung, dass negiert wird, dass der Derivathandel von 2004-2013
illegal betrieben wurde. Laut Geschéftsbericht gab es erst eine Genehmigung durch die
Verbandsversammlung und die Kommunalaufsicht am 15.01.2013.

Dem Obm wurde mitgeteilt, dass der Grundsatzbeschluss im Abwasserverband zum
Abschluss von Derivatgeschéaften im Jahr 2004 gefasst wurde.

StR Miller kann dies nicht bestétigen, nach seinen Informationen wurde dieser im Jahre
2009 gefasst.

Frau Rauer fiihrt aus, dass der Abwasserverband nur einen Teil der Kredite Uber

Zinsderivate abgesichert hat. Wenn man die gesamten Kredite und deren Zinsen betrachtet,
erhalt man einen Durchschnittszinssatz der dem eines Kommunalkredites entspricht.

1.2 Feststellen der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaéaRigkeit der Ladung

Der Stadtratsvorsitzende stellt fest, dass die Ladung ordnungsgemar erfolgt ist und der
Stadtrat mit 32 anwesenden Mitgliedern beschlussfahig ist.



OFFENTLICHER TEIL

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil)

StR Heeg moniert, dass beim TOP 2.10 bei der Antwort vom Obm auf die Schenkung der W-
LAN-Router nicht protokolliert wurde, dass der Obm geédufRRert hat, dass er die Schenkung
annimmt.

Die Niederschrift der letzten Sitzung vom 27.04.2017 (6ffentlicher Teil) wird einschlieflich
der Korrektur bei 1 Nein-Stimme und 1 Enthaltung bestatigt.

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil)

Den Stadtraten wurde ausgereicht:

- Protokollauszug zum TOP 2.14 Anderung der Hauptsatzung

- Schreiben mit Hinweisen zum Anfertigen und Andern der Niederschrift. Die
Regelungen sind in der Geschaftsordnung verankert und entsprechen der bisherigen
Handlungsweise. Heute wird die Sitzung mit einem Diktiergerat aufgenommen, um zunéchst
die in der Verwaltung vorhandenen Gerate zu testen.

Der Obm informiert iber Anderungen im Sitzungsplan:

- Der Heimausschuss, der fur den 1. Juni geplant war, wird auf den 24.08.2017 verschoben.
- Der Hauptausschuss im Dezember wird vom 5. auf den 7.12.2017 verschoben.

- Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss am 29.06.2017 entfallt.

Der Obm teilt zum Rickbau der Telefonzelle in der Barteichpromenade mit, dass diese nach
Aussagen der Telekom mit Einnahmen unter 5 € im Monat unwirtschaftlich gewesen sei.
Damit fallt auch der W-LAN-Hotspot weg. Die Telekom bot an, eine sehr einfache
Telefonapparatur aufzustellen, die mit Kreditkarte zu bedienen ware, diese hatte jedoch
keinen W-LAN-Hotspot. Die Verwaltung wird der Telekom mitteilen, dass das Aufstellen
einer einfachen Telefonapparatur nicht nétig ist.

Der Obm berichtet tber die in der Verbandsversammlung des AV Kdthen am 18.05.2017
gefassten offentlichen Beschliisse:

- Es erfolgte die Riicknahme des Beschlusses zur Wahl des Verbandsgeschéftsfihrers

- Es wurde beschlossen, Investitionsmittel in Hohe von 200.000 Euro zusatzlich fur die
Baumaflinahme ,Erneuerung der Abwasserkanéle Fr.- Ludwig-Jahn-Stral3e" bereitzustellen.
Im Gegenzug wurden die Investitionsmalinahmen in der Strale Am Hubertus und der
Neubau eines Nacheindickers auf der Klaranlage ins Jahr 2018 verschoben.

Zu Anfragen und Anregungen aus vorangegangenen Sitzungen teilt der Obm Folgendes
mit:

StR Heeg informierte Gber ein Schreiben eines Kdthener Blrgers, der die
Larmbelastung in der Maxdorfer StralRe beklagt. StR Klimmek erganzte, dass auch in
der Maxim-Gorki Straf3e zwischen 4 und 6 Uhr morgens die Larmbelastung durch
LKWs sehr hoch ist.

Laut Information der Polizei ist die Ausschilderung 7,5 t in der Maxdorfer Straf3e nicht
korrekt, die Polizei wird dies mit dem Landkreis ABI klaren. In der Maxim-Gorki-Stral3e
wurde ein Verkehrszahlgerét aufgestellt — die Messung ergab, dass in 7 Tagen 6 LKW's die
Stral3e passierten.
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StR Gewinner stellte fest, dass die Grinphase fur FuBganger an der
Lichtsignalanlage am Wasserturm zu kurz ist.

Dazu wurde der verantwortliche Stral3enbaulasttrager LSBB angeschrieben. Dieser teilte
mit, dass keine Anderungen an den Signalprogrammen vorgenommen wurden, aber
aufgrund des Hinweises der kurzen Griinphase fiir FuBganger eine Uberpriifung veranlasst
wird.

StR Langner stellte fest, dass an der Gaststatte Martinskirche Betonelemente auf dem
Gehweg stehen. Er bittet um Klarung und ggf. um Berdaumung.

Der Betreiber der Gaststatte ,Vorstadtprinzessin“ in der Leipziger StraRe beantragte eine
Sondernutzung fur eine AuRenbewirtschaftung im davor befindlichen breiten
Stral3enbereich. Diese wurde nach verwaltungsinternen Absprachen und der Polizei dann
durch das Ordnungsamt erteilt. Die Betonelemente dienen der Flachenbegrenzung und dem
Schutz der Gaste, da sich die Flache im 6ffentlichen Verkehrsraum befindet. Allerdings ist
die Flache noch zu verkleinern hier hat es noch einen entsprechenden Vor- Ort- Termin
gegeben. Es sind auch noch weitere VerkehrssicherungsmalRnhahmen beauflagt hinsichtlich
der Gestaltung zur besseren ,Sichtbarmachung” fur die anderen Verkehrsteilnehmer.

StR Scholz fragte nach, ob die Mdglichkeit einer Tonnagebegrenzung fir den
Badeweg besteht, da hier weiterhin LKW's mit Ziel Lackfabrik in die Stral3e einbiegen
und aufgrund der zu geringen Breite die Einfriedungen der angrenzenden Hauser
gefahrden.

Fur den Badeweg erfolgte vor mehr als 15 Jahren mit dem damaligen Kanalbau auch der
grundhafte Stralenausbau. Aus der Planung ergaben sich keine Einschrankungen, die eine
Nutzung der AnliegerstraRe durch gréf3ere Fahrzeuge verbietet. Im Einmindungsbereich
LeopoldstraBe/Badeweg befindet sich beidseitig der Fahrbahn ein Gehweg. Um
Beschadigung der Grundstiickseinfriedungen zu verursachen, missten die Fahrzeuge
demnach den gesamten Gehweg Uberfahren. Dem Stral3enbaulasttrager sind keine
Gehwegschaden bekannt, die aus Uberfahrungen rithren. Aus verkehrsrechtlicher Sicht
besteht ebenfalls kein Handlungsbedarf. Die Voraussetzungen fur Beschrankungen und
Verbote des flieRenden Verkehrs ergeben sich aus dem 8 45 Abs. 9 StVO. Aufgrund des
grundhaften Ausbaus ist eine das allgemeine Risiko erheblich Ubersteigende
Beeintrachtigung hier nicht festzustellen. Die gednderte Adresse der Lackfabrik wird kinftig
zur Entlastung des Badewegs vom LKW-Verkehr beitragen, weil die Lieferfahrzeuge nun
anders geleitet werden.

StR Scholz bittet die Verwaltung, sich die Situation zunachst vor Ort anzusehen, bevor sie
sich dazu aufert.

2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil)

Die Tagesordnung (6ffentlicher Teil) wird bei 3 Nein-Stimmen bestatigt.

2.4 Bekanntgabe der Beschlisse aus nichtoffentlichen Sitzungen

Der Stadtrat fuhrte seine 18. Sitzung am 27. April 2017 durch.
Im nichtoffentlichen Teil wurden folgende Beschliisse gefasst:

Beschluss-Nr. 17/StR/18/006 - Verbeamtung
1. Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t im Einvernehmen mit dem



Oberblrgermeister - unter Vorbehalt der Zustimmung des Landespersonalausschusses zur
Zulassung einer Ausnahme zur Einstellung im zweiten Beférderungsamt -, Herrn Alexander
Frolow mit Wirkung vom 01.07.2017 unter Berufung in das Beamtenverhaltnis auf Probe

zum Stadtischen Direktor mit der Besoldungsgruppe A 15 Besoldungsordnung zu ernennen.
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2. Der Stadtrat beschlie3t weiterhin die Gewahrung der Aufwandsentschadigung fir die
allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters an Herrn Frolow auf Nachweis tatsachlicher
Erhebungen bis maximal 120,00 € pro Monat ab 01.01.2018. Ab 2018 sind entsprechende
Mittel im Haushalt einzustellen.

Beschluss-Nr. 17/StR/18/007 - VerauR3erung von Grundsticken

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliel3t den Verkauf der Garagenkomplexe
Schitzenplatz (Gartnerei), Schitzenplatz (Ziethe), Jirgenweg und Finkenweg zu einem
Verkaufspreis von insgesamt 311.400,00 € an die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH.

Beschluss-Nr. 17/StR/18/008 - VeraufRerung Integrative Kindertagesstatte
"Waldfrieden™"

Die Stadt Kéthen (Anhalt) verauRRert die Integrative Kindertagesstatte ,Waldfrieden®,
Gemarkung Kothen, Flur 11 Flurstiick 2 mit einer Flache von 2.748 m2 an die bisherige
Pachterin Lebenshilfe gemeinnitzige GmbH Kéthen, Wattrelos-Ring 9 in 06366 Kdthen zu
einem Gesamtkaufpreis von 330.317,48 €.

Beschluss-Nr. 17/StR/18/009 - Verpachtung Ratskeller

Der Stadtrat der Stadt Koéthen (Anhalt) beschliel3t den Abschluss eines neuen
Pachtvertrages zum Ratskeller Kéthen zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und Herrn
Andreas Auerbach zu folgenden gednderten Konditionen:

Pachtdauer 01.08.2017 — 31.12.2021, mit Option auf Pachtverlangerung

Pachtzins 01.08.2017 — 31.07.2019: 500 EUR/Monat, 01.08.2019 — 31.12.2021: 600
EUR/Monat

Alle weiteren vertraglichen Regelungen/Bedingungen aus dem bisherigen Pachtvertrag vom
05.05.2015 werden beibehalten.

Beschluss-Nr. 17/StR/18/010 - Verhandlungsverfahren zur Auftragsvergabe fur den
Betrieb der

offentlichen Stralenbeleuchtung

1. Der Stadtrat beschlie3t das Vertragsmodell und die Bewertungsmatrix entsprechend
Sachdarstellung und Anlage 1 zur Auftragsvergabe gemafls GWB § 119 in Form eines
Verhandlungsverfahrens nach § 17 VgV (Vergabeverordnung) fur den Betrieb der
offentlichen StralRenbeleuchtung.

2. Der Stadtrat beschlief3t die zeitliche Folge zur Auftragsvergabe entsprechend Anlage 2.

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss fihrte seine 3. Sondersitzung am 11.
Mai 2017 durch.
Im nichtoffentlichen Teil wurden folgende Beschliisse gefasst:

Beschluss-Nr. 17/3.SOBSU/001- Vergabe Fachlos 1 - Objektplanung fur Gebaude und
Innenraume fir die MaBnahme Stark V - Erweiterung und Sanierung Kita
Erlebnisbaum

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beschloss, die Architekten- und
Ingenieurleistungen gemaf HOAI Teil 3, Abschnitt 1 - Objektplanung fir Gebaude und
Innenrdume sowie die Projektsteuerungsleistungen fur die MaBhahme Stark V - Sanierung
und Erweiterung Kindertagestatte Erlebnisbaum an die Ingenieurgesellschaft Kéthen/ Anhalt
mbH in Hohe der Bruttoangebotssumme von vorlaufig 229.981,46 € zu vergeben.

Beschluss-Nr. 17/3.SOBSU/002 - Vergabe Fachlos 2 - Tragwerksplanung fir die
MaRnahme Stark V -
Erweiterung und Sanierung Kita Erlebnisbaum



Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beschloss, die Ingenieurleistungen gemaf
HOAI Teil 4, Abschnitt 1 - Tragwerksplanung fiir die MaBhahme Stark V - Sanierung und
Erweiterung Kindertagestatte Erlebnisbaum an TKB Ingenieure GmbH in Hohe der
Bruttoangebotssumme von vorlaufig 35.454,59 € zu vergeben.
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Beschluss-Nr. 17/3.SOBSU/003 - Vergabe Fachlos 3 - Planungsleistung flr die
Technische Ausrlstung

zur MaBnahme Stark V - Erweiterung und Sanierung Kita Erlebnisbaum

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beschloss, die Ingenieurleistungen gemaf
HOAI Teil 4, Abschnitt 2 - Technische Ausristung fir die MalBnahme Stark V - Sanierung
und Erweiterung Kindertagestétte Erlebnisbaum an ETA-Plus - Beratung und Planung fur
Energie- und Umwelttechnik Kéthen GmbH in H6he der Bruttoangebotssumme von vorlaufig
106.644,44 € zu vergeben.

Beschluss-Nr. 17/3.SOBSU/004 - Vergabe der Bauleistung fir die Instandsetzung des
Gehweges auf der Marktwestseite, zwischen Lowenapotheke und Anschluss
SchulstralRe

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beschloss, die Bauleistungen zur
Gehweginstandsetzung auf der Marktwestseite an die Firma KTSB Bau GmbH Kéthen in
Hohe der Bruttoangebotssumme von 36.734,11 € zu vergeben.

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss fuhrte seine 24. Sitzung am 1. Juni 2017
durch.
Im nichtoffentlichen Teil wurden folgende Beschliisse gefasst:

Beschluss-Nr. 17/BSU/24/002 - Vergabe Gehweginstandsetzung im Katharinenbogen
Der BSU beschloss, die Bauleistungen zur Instandsetzung des Gehweges in 3 Teilbereichen
des Katharinenbogens an die Firma Elektro Bohnefeld GmbH aus Lébejin/Wettin OT
Schlettau in Hohe der Bruttoangebotssumme von 47.390,90 € zu vergeben.

Beschluss-Nr. 17/BSU/24/003 - Vergabe der Bauleistungen zur
Asphaltdeckschichterneuerung in der

Bernburger Strae vom Knoten Lange Straf3e bis Magdeburger Strale

Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beschloss, die Bauleistungen zur
Asphaltdeckschichterneuerung in der Bernburger Strafl3e vom Knoten Lange Straf3e bis zur
Magdeburger Straf3e an die Firma Thiendorfer Frasdienst GmbH & Co. KG in H6he der
Bruttoangebotssumme von 46.686,12 € zu vergeben.

Der Hauptausschuss filihrte seine 18. Sitzung am 13. Juni 2017 durch.
Im nichtoffentlichen Teil wurden folgende Beschliisse gefasst:

Beschluss-Nr. 17/HA/18/001- Vergabe zum Ausbau eines flichendeckenden NGA-
Netzes im Stadtgebiet Kéthen

Der Hauptausschuss beschloss:

1. die Leistung zum Ausbau eines flachendeckenden hochleistungsfahigen NGA-
Breitbandnetzes durch das Unternehmen Telekom Deutschland GmbH erbringen zu lassen;
2. den Oberburgermeister zu beauftragen, fir die Ausbauumsetzung einen
Kooperationsvertrag mit der Telekom Deutschland GmbH abzuschlieRen.

2.5 Beschluss iUiber die Zuladssigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen Kita-
und Hortgebihren und unpraktikablen Hortzeiten

Der Stadtrat beschliel3t einstimmig einen Redebeitrag der Unterzeichnerin des
Einwohnerantrages, Frau Heubner, zuzulassen.

Frau Heubner begriindet den Einwohnerantrag und erlautert, was die Initiatoren erreichen



wollen - der Stadtrat soll sich noch einmal mit dem Thema befassen und dann auch mit den
Elternvertretern kommunizieren.
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Der Obm erlautert die den Einwohnerantrag ablehnenden Grinde. Zum Vergleich der
Gebuhren mit anderen Stadten fuhrt er aus, welche Griinde es fur die Unterschiede gibt. Er
sichert zu, im September gemeinsam mit dem Gemeindeelternrat eine Losung zu suchen.

StRn Buchheim ist der Meinung, dass mit den Unterzeichnern des Einwohnerantrages eine
Anhdrung hatte durchgefiihrt werden missen. Sie zitiert eine Kommentierung. Bzgl. der von
der Verwaltung angefihrten fehlenden Begrindung auf der Riickseite einiger
Unterschriftslisten, die zur Unzulassigkeit des Einwohnerantrages fuihrt, erklart sie, dass es
auf die Auslage der Begriindung gar nicht ankommt. Im Kopf jeder Unterschriftsliste befindet
sich ein Text und der ist ihrer Meinung nach ausreichend.

StR Raubaum regt an, auch die freien Trager zu dem geplanten Termin im September
einzuladen, um einen gemeinsamen Konsens zwischen den kommunalen und den freien
Tragern zu erreichen.

StR Reisbach kindigt an, dass seine Fraktion das Thema wieder auf die Tagesordnung
bringen wird, sollte der Einwohnerantrag abgelehnt werden.

Abstimmungsergebnis: 19/ 11/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.6 Kiindigung der Kulturvertrage mit der Kothen Kultur und Marketing GmbH (im
Folgenden ,KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (im Folgenden ,LK

ABI")

Abstimmungsergebnis: 28/ 0/ 3 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.7 Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Biirgerbegehrens Fasanerie

Abstimmungsergebnis: 20/ 7 / 4 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.8 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits Merziener StraRe",
hier: Billigung des Planentwurfs und dazugehdrige Begriindung ohne Umweltbericht
sowie Beschluss lber die 6ffentliche Auslegung gemaR 8§ 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2)
BauGB - Offenlagebeschluss -

Abstimmungsergebnis: 25/ 0/ 6 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.9 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Geladnde der ehemaligen Fdrderanlagen-

und Kranbau Koéthen Gm__bH" in Kothen (Anhalt), hier: Abwagung der Stellungnahmen
aus der Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss

Abstimmungsergebnis: 27 / 3/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.10 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Geladnde der ehemaligen
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt), hier:




Satzungsbeschluss

Abstimmungsergebnis: 27 / 3/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)



2.11 Teilaufhebung Sanierungsqgebiet

Abstimmungsergebnis: 28 / 3/ 0 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.12 Anderung Gestaltungssatzung Sudliche SpringstraRe

Abstimmungsergebnis: 30/ 0/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.13 Anderung Gestaltungssatzung BurgstraRe bis RitterstraRe

Abstimmungsergebnis: 30/ 0/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.14 Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung

Abstimmungsergebnis: 31/ 0/ 0 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.15 Beschluss gemal § 12 Abs. 5 GKG LSA; Verzicht auf die 6ffentliche
Ausschreibung der Stelle des Geschaftsfihrers des Abwasserverbandes Kéthen

StR Reisbach begriindet den in der Vorlage enthaltenen Antrag der Fraktion
Birgerinitiative/Freie Wahler.

StR Raubaum bemerkt, dass die Kommunalaufsicht die Sichtweise der BI/FW nicht teilt. Er
stellt die Situation dar, dass ein vom Stadtrat in die Verbandsversammlung bestelltes
Mitglied anders stimmt als die anderen und damit anders als u.U. heute vom Stadtrat
vorgegeben. Wie kann das sanktioniert werden?

Frau Rauer erklart, dass die von den in die Verbandsversammlung entsendeten Mitgliedern
abgegebenen Stimmen bei dem strittigen Beschluss, da sie ungleich waren, als Enthaltung
gewertet werden. Deshalb hat die KAB geschrieben, dass der Wille des Gremiums nicht
deutlich erkennbar ist und es deshalb zuldssig ist, die Entscheidung zurtick in den Stadtrat
zu geben um die Vertreter dann mit einem gebundenen Mandat in die
Verbandsversammlung zu schicken. Wenn die Entscheidung heute so ausfallt, dass
ausgeschrieben werden soll, wird es nicht noch einen Beschluss in der
Verbandsversammlung geben, sondern es wird direkt ausgeschrieben.

StR Schénemann fragt, ob in den Verbandsunterlagen explizit festgeschrieben ist, wie zu
verfahren ist, wenn ein weisungsgebundenes Mandat nicht wahrgenommen wird.
Sanktionen sind seines Wissens nicht festgelegt worden. Daraus folgt, dass, wenn der
Stadtrat heute das gebundene Mandat beschliel3t, dieses nur moralisch verwertbar ist.

StR Miller macht deutlich, dass er sich zu nichts verpflichtet flhlt, auRer seinem Gewissen.
Er war bei der Kommunalaufsicht und wollte wissen, ob der Beschluss der
Verbandsversammlung rechtskréftig ist, dort antwortete man ihm nach einigem Hin und Her
mit ja. Er mdchte wissen, auf welche Gesetzlichkeit sich die Verwaltung beruft, diesen
Beschluss der Verbandsversammlung durch den Stadtrat wieder aufheben zu lassen.

StR Maal reduziert die Diskussion auf die Frage, ob die Stelle ausgeschrieben werden soll



oder nicht.

StR Dr. Buchheim halt er fir einen Verstof3, die Beschliisse des Abwasserverbandes
wieder auszuhebeln.
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Frau Rauer zitiert aus dem Schreiben der Kommunalaufsicht, dass Rechtsgrinde, die
gegen eine Befassung des Stadtrates mit der Angelegenheit Stellenausschreibung
Verbandsgeschaftsfuhrer — trotz Beschluss vom 16.03.2017 — sprechen, nicht ersichtlich
sind. Fir die Zukunft steht fest, dass die Ladungsfristen so lang sein missen, dass sich der
Stadtrat im Vorfeld damit befassen kann.
StR Miller beantragt namentliche Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: 5/25/ 1 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.16 Annahme von Spenden, Schenkungen und &hnlichen Zuwendungen

StR Heeg fragt, ob zur Schenkung der Eichen auch die Leistung der Pflanzung gehort?
AulRerdem mochte er wissen, was in Arensdorf stattfindet.

Der Obm teilt mit, dass die Kéthen Energie die Eichen gepflanzt hat und danach die Héhe
der Schenkung mitgeteilt wurde. In Arensdorf findet in jedem Jahr das Heimat- und
Truckerfest statt und die Finanzierung organisieren die Arensdorfer tber sehr viele
Kleinspenden, die der Obm genehmigen kann, aber diesmal gab es eine groRere Spende,
die dem Stadtrat nun vorliegt.

Abstimmungsergebnis: 31/ 0/ 0 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.17 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil)

StR Gewinner ist aufgefallen, dass in der Mittelstrafe 10 aus einem Wohnhaus eine
Garage gemacht wurde und fragt ob das rechtens ist.

Der Obm teilt mit, dass die Umwandlung genehmigt wurde.

StR Reisbach fragt, ob die Stadt im Zuge der Sanierung der Kita Erlebnisbaum und
Buratino in das Ausweichquartier ehemalige Kita Am Stadion investiert, welches vor kurzer
Zeit veraulRert wurde.

Der Obm antwortet, dass dies stimmt, jedoch in sehr geringem Umfang. Die H6he der
Kosten werden nachgereicht.

StR Lehmann fragt, warum in der FeldstraRe Parkverbotsschilder wegen Reinigung
aufgestellt wurden, da dort normalerweise aufgrund des Holperpflasters nicht gereinigt
werden kann. Weiterhin fragt er, warum das Parkverbot in anliegenden StraRen jeweils an
anderen Tagen gilt.

Frau Rauer antwortet, dass die Reinigung an verschiedenen Tagen in angrenzenden
Stral3en extra so durchgefiihrt wird, damit die Anwohner in den jeweils anderen StralRen
parken kénnen. Ob in der FeldstralRe eine Reinigung mdglich ist, wird gepruift.

StR Schdénemann fragt, wer die Jahresabschlisse bzgl. der Derivate gepruft hat.

Frau Rauer antwortet, dass dies das Rechnungsprifungsprifungsamt des Landkreises
durchgefuhrt hat.



StR Schénemann regt erneut an, die Aufgaben des Rechnungspriifungsausschusses dem
Hauptausschuss zu Ubertragen.

Der Obm wird dies im Zuge von weiteren Anderungen der Hauptsatzung im September zur
Abstimmung stellen.
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StR Heeg ist aufgefallen, dass die StraRen im Stadtkern in den letzten Tagen neu verfugt
wurden und ist der Meinung, dass das Fullmaterial aufgrund des Mischungsverhéltnisses
nicht geeignet ist.

Der Obm antwortet, dass nicht nur die Feinanteile, sondern auch die Lehmanteile des
Fullmaterials wichtig sind.

StR Scholz fragt wie bereits in einem zurlickliegenden Stadtrat nach dem Zustand eines
Hauses in der Leopoldstrale, er bittet um nochmalige Prifung.

StR Barche erklart, dass er aus beruflichen Griinden sein Mandat niederlegt.

Der Stadtratsvorsitzende, StR Heeg und der Obm bedanken sich fiir die geleistete Arbeit
im Stadtrat.

Ende offentlicher Teil: 21:00 Uhr



Tagesordnung der
19. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen (Anhalt)
am 22.06.2017

TOP Betreff BV-Nr.

1 Eroffnung

11 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

2.4 Bekanntgabe der Beschlusse aus nichtoffentlichen Sitzungen -

25 Beschluss iber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen 2017092/1
Kita- und Hortgebuihren und unpraktikablen Hortzeiten

2.6 Kundigung der Kulturvertrage mit der Kéthen Kultur und Marketing GmbH 2017093/1

(im Folgenden "KKM GmbH") und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (im
Folgenden "LK ABI")
2.7 Umgang mit den kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises 2017094/1
Anhalt-Bitterfeld zur Zulassigkeit des Birgerbegehrens Fasanerie
2.8 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1/8.2 "Beiderseits Merziener 2017074/3
Stral3e"
hier: Billigung des Planentwurfs und dazugehérige Begriindung
ohne Umweltbericht sowie Beschluss lber die 6ffentliche
Auslegung gemaf § 13 (2) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB
- Offenlagebeschluss -
2.9 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017076/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt)
hier: Abwagung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behérden und sonstigen Tréager 6ffentlicher
Belange (T6B) - Abwagungsbeschluss
2.10 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelande der ehemaligen 2017077/3
Forderanlagen- und Kranbau Kéthen GmbH" in Kéthen (Anhalt) hier:
Satzungsbeschluss

211 Teilaufhebung Sanierungsgebiet 2017070/3
2.12 Anderung Gestaltungssatzung Sudliche Springstrale 2017062/3
2.13 Anderung Gestaltungssatzung Burgstrale bis Ritterstraie 2017071/3
2.14 Antrag der Fraktion DIE LINKE: Anderung der Hauptsatzung 2017072/8
2.15 Beschluss gemaf § 12 Abs. 5 GKG LSA,; Verzicht auf die 6ffentliche 2017058/2
Ausschreibung der Stelle des Geschéftsfuhrers des Abwasserverbandes
Kothen
2.16 Annahme von Spenden, Schenkungen und &hnlichen Zuwendungen 2017091/1
2.17 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs
3.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil) -
3.3 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
3.4 VerduRerung von Vermdgensgegenstanden 2017068/2
35 Konzessionsbericht zur GAS-Konzession (Kéthen Energie GmbH) 2017079/2
3.6 Konzessionsbericht zur STROM-Konzession (enviaM) 2017080/2
3.7 Verkauf der Grundstiicke Flur 29, Flurstiick 102 und einer Teilflache 2017083/2
aus Flurstick 141/2
3.8 Vergabe eines mittleren Loschfahrzeuges fiir die Freiwillige 2017095/1

Ortsfeuerwehr Dohndorf
3.9 Anfragen und Anregungen (nichtéffentlicher Teil) -
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